


richt geht eindeutig hervor, daß die Bombardements ziviler Ziele in der 
Schweiz im Zeitraum 1939-1945 fast zu 100 % den Alliierten, d. h. ge- 
nauer den Bombern und Jägern der RAF und USAAF, angelastet werden 
müssen. Besonders US-Maschinen warfen einen Teil ihrer Bombenlast 
über eidgenössischen Siedlungen ab, ohne daß dadurch das Gewissen 
der amerikanischen Politiker und Generäle belastet worden wäre.«° 

Über den Verlauf dieser Luftangriffe schreibt czesany: »Schon im 
Juni 1940 erfolgten verschiedentlich Bombenabwürfe auf schweizerisches 
Hoheitsgebiet, so bei Tägerwilen, Genf, Renens, Daillans, Weißenbach, 
Almatt und Godat. Die Mehrzahl dieser Abwürfe erfolgte bei Nacht durch 
englische Flugzeuge. Im Dezember desselben Jahres wurden durch alli- 
ierte Verbände Basel (zweimal) und Zürich bombardiert. Am 12. Okto- 
ber 1941 hatte die neutrale Schweiz ihre ersten drei Todesopfer zu bekla- 
gen, die durch Spreng- und Brandbomben, abgeworfen von einem 
englischen Flugzeug in der Nähe von Buhwil bei Sulgen, ums Leben 
gekommen waren.«* 

1942 und 1943 gab es wenige Bombenabwürfe ohne Todesopfer. »1944 
nahm die Zahl alliierter Bombenabwürfe über schweizerischem Territo- 
rium rapide zu.« Insbesondere überflogen am 1. April 1944 gegen 10 
Uhr 40, also bei hellichtem Tage, drei amerikanische Bomberstaffeln 


3 CZESANY, aaO. (Anm. 1), S. 488. 
4 Ebenda, S. 489. 
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Schaffhausen am 1, 
April 1944 nach dem 
US-Bombenangriff, 
dem 40 Menschen 
zum Opfer fielen. 





> Wolfgang jJung- 
HHINRICH, »Bomben liegt. Erst im Jahre 1949 zahlten die USA eine Wiedergutmachung von 


auf die Schweizl« 
in: Junge Freiheit, 6. 
5. 1994; »Hehre 
Banner«, in: Der 
Spiegel, Nr, 14, 2. 4. 
1979, S. 168. 


Die schweizerische Bevölke- 
rung studiert die Mobilma- 

" chungsplakate der Armee. 

| Rechts: Fliegerabwehrübung 
=) in der Schweiz mit dem Ma- 
\ schinengewehr. 


Schaffhausen und warfen 
130 Spreng- und 236 
" Brandbomben auf die 
Stadt.” Der Angriff forder- 
te 40 Tote und 70 Schwer- 
verwundete, 400 Personen 
9 wurden obdachlos und 
mehr als 1000 Gebäude 
wurden zerstört. Angeb- 
lich hätten die US-Flieger 
Schaffhausen mit Tuttlin- 
gen, ihrem eigentlichen 
"M Angriffsziel, verwechselt, 
das jedoch rund 35 Kilometer von der schweizerischen Stadt entfernt 


einer Million Dollar an die Schweiz für den in Schaffhausen angerichte- 
ten, auf 35 bis 40 Millionen Franken geschätzten Schaden. Sie entschul- 
digten sich für den »tragischen Irrtum« und schoben schlechtes Wetter 
als Begründung vor, obwohl an dem entsprechenden Tag strahlende Früh- 
lingssonne schien. 


Im Herbst 1944 folgten dann weitere alliierte Luftangriffe, so auf Rhein- 
felden, Dießenhofen und im Val Sulsana, wobei mehrere Menschen ge- 
tötet oder verletzt wurden. Am 22. Februar 1945 warfen US-Flieger ibre 
Bombenlast über Stein am Rhein ab, wo vier Frauen und fünf Kinder 
ums Leben kamen, ebenso auf Neuhausen, Lohn und Beringen. Am 
selben Tag starben in Rafs acht Menschen dutch alliierte Bomben. Am 
28. Februar 1945 wurde Altdorf bombardiert. Zum dritten Male wurden 
am 4, März 1945 Basel und Zürich mit Bomben belegt. Dabei gab es in 
Zürich fünf Tote und 16 Verletzte sowie in Basel sieben Verwundete. 
Allein im letzten Kriegsmonat April 1945 mußte die neutrale Schweiz 
650 Luftraumverletzungen feststellen. 

Neben dem Abwurf von Tausenden von Bomben kam es auch zu 
Beschießungen von Bahnhöfen, Gleisanlagen und fahrenden Personen- 
zügen durch alliierte Flugzeuge, die etliche Verwundete verursachten. 

Eine tabellarische Zusammenfassung der schweizerischen Verluste 
durch alliierte Flugzeuge im Zweiten Weltkrieg ergibt: 
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Übersichtstabelle der eidgenössischen Luftkriegsverluste im 
Zweiten Weltkrieg  (Zahlenangaben) 
Luftkriegsopfer 
Ort Zahl 
Tote Schaffhausen 40 
Stein am Rhein 9 
Rafz 7 oder 8 
Zürich 5 
Rheinfelden, 
Dieilenhofen, 3 (2) 
Val Sulsana 
Verletzte Schaffhausen ca. 60 
Stein am Rhein 33 
Rafz ? 
Zürich 
Rheinfelden, 
Dießenhofen, 
Val Susana 
Basel vielleicht 30? 
Obdachlose Genaue Zahlen waren nicht zu ermit- 
teln; geschätzte Zahl für die Gesamt- 
schweiz: Zumindest 600 (davon allein in 
Schaf[hausen 400)! 
Luftkriegssch üden 
Ort Zahl 
Zerstörte sowie Schaffhausen 123 
schwer beschädigte Stein am Rhein 1S 
Wohnhäuser Rafz 7 
Zürich f 
Zerstörte sowie Schaffhausen 7 ter Bombenterror, Druffel, 
schwer beschädigte Stein am Rhein 2 
Fabrikanlagen und andere Orte = 
Produk tionsstätten 





Der Schweizer Luftwaffe, die auch mit rund 90 deutschen Jagdflug- 
zeugen vom Typ >Me 109< ausgerüstet war/' gelang es zusammen mit der 
Schweizer Flak nicht selten, ausländische Flugzeuge zur Landung zu zwin- 
gen und ganze Formationen anzugreifen. Insgesamt mußten 189 schwere 
US-Bomber auf Schweizer Gebiet notlanden, jeweils 14 Stück am 18. 
März und 24. April 1944.” Deshalb waren die Schweizer bei den Allüerten 
als deutschfreundlich angesehen. »Als Ende September 1944 General 
GUISAN mit Unterstützung des Bundesrates das Gesuch stellte, den Alli- 
ierten schweizerische Verbindungsoffiziere abzustellen, gab General EI- 
SEN HOWERs Stabschef seinem Vorgesetzen folgende aufschlußreiche Emp- 
fehlung: >Wir sind davon überzeugt, daß der schweizerische Generalstab 
voll von Deutschlandsympathisanten ist. Mehr als die Hälfte der Gene- 
ralstabsoffiziere hat engen Kontakt mit dem deutschen Generalstab. Die 
Restriktionen, die wir schweizerischen Verbindungsoffizieren auferlegen 
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Links: Tabelle aus: Maximilian czesanv, Alliier- 


Leoni 1986, S. 494. 


Oben: Ein Zürcher vor den Trümmern seines 
Hauses nach einem britischen Luftangriff am 
Abend des 24. Dezember 1940. 


6 Der Spiegel, ebenda, 
S, 164. 
” Fbenda, S. 168. 











Oben: Eine >Me 109 < der Schweizer Luftwaffe am Start. Unten. Die Ab- 
sturzstelle einer am 13. Juli 1943 von der Schweizer Flak abgeschosse- 
nen )Avro Lancastert. Die Besatzung fand in den Flammen den Tod. 


“ JUNGHEINRICH, aaO. (Anm, 5). 

° Georges MÜLLER, Zürich, in Leserbrief in: Der Spiegel, Nr. 17, 23. 
4.1979, 8.7. 

10 Janusz PIEKALKIEWICZ, Schweif 59-45. Krieg in einem neutralen Land, 
Motorbuch, Stuttgart 1979. 
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müßten, sind für die Schweiz 
sicher nicht akzeptabel. Es 
wäre darum einfacher, das 
Begehren abzulehnen.« 

Die Westmächte wollten 
im Zweiten Weltkrieg auch 
die Lieferungen der Schweiz 
nach Deutschland hin behin- 
dern. »Es ist allen schweize- 
rischen Ammenmärchen 
zum Trotz inzwischen klar, 
daß die Alliierten die 
Schweiz sehr wohl mit Ab- 
sicht bombardierten - mit 
dem Willen nämlich, die 
Waffenfabriken (Bührle in 
Zürich-Orlikon, SIG bei 
Neuhausen-Schaffhausen) 
beziehungsweise die wichtig- 
sten Verkehrs Verbindungen 
zu treffen. Selbstverständlich 
entschuldigten sich die Alli- 
ierten jeweils anschließend, 
und die schweizerische Pro- 
paganda kolportierte die Ge- 
schichten von den >Versehen< 
eifrig, 

Da die USA die Schweiz 
als Sympathisanten Deutsch- 
lands ansahen, der das Reich 
mit Gütern versorgte, achte- 
ten sie die Neutralität gering 
und setzten sich vielfach 
über das Völkerrecht hin- 
weg, wie später in Äsien oder 
im Nahen Osten. Viele Ein- 
zelheiten zum Schweizer 
Anteil am Zweiten Weltkrieg 
bringt Janusz PIEKAL- 
KIEWICZ.!0 

Rolf Kosiek 


USA verweigerten 1944 DDT gegen Fleckfieber 


W: im Ersten Weltkrieg hat auch im Zweiten das furchtbare Fleck- 
fieber bei Epidemien vor allem in Osteuropa und dort in den gro- 
ßen Lagern viele Tausende von Menschen das Leben gekostet. Gegen 
Ende des Zweiten Weltkrieges hätten viele Opfer gerettet werden kön- 
nen, wenn das von Amerikanern entwickelte und hergestellte DDT, das 
die US-Streitkräfte mit großem Erfolg unter anderem 1943 in Italien an- 
wandten, vom Internationalen Roten Kreuz in Mittel- und Osteuropa 
hätte verwendet werden dürfen. Die Weigerung der US-Verantwortlichen, 
dieses rasch und gründlich wirkende Mittel auszuliefern, hatte schwere 
Folgen, die weithin unbekannt sind. Der deutschstämmige US-Professor 
Reuben Clarence LanG befaßte sich damit.! 

Danach hatten die US-Truppen im Herbst 1943 mit dem leicht anzu- 
wendenden und schnell wirkenden DDT großen Erfolg gegen den Erre- 
ger des Flecktyphus {Rickettsia prowazeki), den die Kleiderlaus (PedienIns 
vestimenti) überträgt, als in dem schon einige Monate von den Alliierten 
besetzten Neapel eine gefährliche Flecktyphus-Seuche ausgebrochen war. 
Täglich sollen bis zu 73000 Menschen mit dem DD’T-Puder behandelt 
worden sein, bis März 1944 seien rund 2,25 Millionen Menschen damit 
im südlichen Italien entlaust worden. 


Schon nach dem deutschen Einmarsch in Polen 1939 und vor allem 
nach Beginn des Ostfeldzuges 1941 hatten die Besatzungsbehörden mit 
dem Fleckfieber zu tun, besonders in den Konzentrationslagern, wo Epi- 
demien auftraten. Dagegen konnten die Deutschen nur die Methode des 
Endausens der Kleidung mit Zyklon-B einsetzen, was in großem Maße 
erfolgte und in mehreren Fachbeiträgen behandelt wurde.? 

Bemühungen verschiedener Kreise während des Zweiten Weltkrieges, 
DDT auch für den deutschbesetzten Teil Europas zu erhalten, wo bis zu 
acht Millionen Menschen in Lagern oder in Ghettos eng aufeinander 


! Reuben Clarence LanG,»Keine Antwort ist auch eine Antwort«, in: Deutschland 
in Geschichte und Gegenwart, Nr. 2,1987, S. 24 f.; ders., »Zur Frage der Fleckfieber- 
epidemien im Zweiten Weltkrieg«, ebenda, Nr. 2, 1988, S. 7—I0, ders., »Zur Fra- 
ge der Fleckfieberepidemien im Zweiten Weltkrieg IIl«, ebenda, Nr. 3, 1988, 
S. 8-13. 

3 Zum Beispiel J. waLsaum, »Fleckfieber und Volkszugehörigkeit«, in: Münchener 
Medizinische Wochenzeitschrift, Nr. 21,1940, 24. 5. 1940; E. zZIMMERMANN, »Epide- 
miologie des Fleckfiebers im General-Gouvernement«, in: Zeitschriftfür Hygiene 
und Infektionskrankheiten, Bd. 123, Nr. 5, 1942, S. 552 ff.; Fr. GOLLERT, Warschau 
unter deutscher Herrschaft, Burgverlag, Krakau 1942. 
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Warntafel im Ghetto 
von Warschau. Dort 
wie in allen Lagern 
grassierten schnell 
ansteckende Krank- 
heiten wie Fleckfie- 
ber, die die Deut- 
schen mit DDT hätten 
erfolgreich bekämp- 
fen können. Aus: Bil- 
der des Krieges, DVA, 
München 2005. 
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saßen und mehrfach das Fleckfieber grassierte, scheiterten am Wider- 
stand der Amerikaner, die das DDT zum Kriegsgeheimnis erklärten. Auch 
das Internationale Rote Kreuz, das Zugang zu den deutschen Konzen- 
trationslagern hatte und Hunderttausende alliierter Pakete dort verteil- 
te,! erhielt kein DDT zur Weitergabe an die Deutschen, die dieses so 
dringend benötigten. LAnG stellt mit Recht die Frage, ob die Alliierten 
diese Weigerung auch deshalb vornahmen, um in den deutschen Lagern 
später die bekannten schlimmen Verhältnisse vorzufinden, die dann pro- 
pagandistisch gegen das Reich und seine Führung verwertet werden konn- 
Rolf Kosiek 


ten. 


Dokumentation über die Tätigkeit des Internationalen Komitees vom Roten Krenz zugun- 
sten der in den deutschen Konzentrationslagern inhaftierten Zivilpersonen (1939-1945), 
Genf, S. 51 u. 65. 
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Holzschnitzer Warnecke im Tieffliegerbeschuß 


ir die gegen Kriegsende zunehmende völkerrechtswidrige Praxis der 

Westalliierten, aus Tieffliegern einzelne zivile Personen und Züge in 
Deutschland zu beschießen, gibt es viele Augenzeugen- und Erlebnis- 
berichte. So wurde eine Verwandte des Verfassers, die im letzten Kriegs- 
jahr bei einem Tieffliegerangriff auf eine Elektrische bei Lippspringe im 
Straßengraben Schutz gesucht hatte, angeschossen. Auch für solche in 
den Medien heute oft abgestrittenen Angriffe bei der Zerstörung Dres- 
dens im Februar 1945 liegen glaubwürdige Aussagen vor.! 
Der geniale I lolzschnitzer Rudolf warnEcke hat ein derartiges eigenes 
Erlebnis aus dem Frühjahr 1945 in einem seiner Bücher festgehalten.? 
Er schreibt: »Doch einige persönliche Erlebnisse aus den letzten Kriegs- 
tagen seien hier festgehalten. Als versprengter Haufen waren wir mit 
einem neuen Marschbefehl in südlicher Richtung im bayerischen Raum 
unterwegs, als wir von einem feindlichen Jagdbomber angegriffen wur- 
den. Ich sah sein Mündungsfeuer aufblitzen, die Geschosse schlugen di- 
rekt neben mir im Sturzacker ein. Beim zweiten Anflug konnte ich hinter 
einem Marterl Deckung finden, die Garben prallten am Steinsockel ab - 
der Angreifer raste davon. Aber dann kam ein ganzes Geschwader und 
zersiebte einen langen Güterzug mit 60 Waggons vollständig. Immer 
wieder flogen die Maschinen von neuem an, wohl in der Annahme, daß 
es sich um einen Munitionstransport handeln müsse. Aber es war keiner, 
und so konnte auch keine Explosion erfolgen. Denn diese Wagen waren 
überfüllt mit KZ-Häftlingen aus dem Lager Dachau, das durch die Kriegs- 
lage aufgelöst worden war. Nicht nur Juden und Zigeuner, auch viele 
deutsche Widerständler befanden sich unter ihnen. Mit ungezählten To- 
ten und Sterbenden lief dieser Geisterzug, auf den Gleisen eine breite 
Blutspur hinterlassend, ganz langsam in Kauferring ein. Der alte Loko- 
motivführer lebte noch. Er schüttelte ständig sein weißes Haupt und 
schien schwer erschüttert zu sein. Dieser tragische Massenmord war ein 
verhängnisvoller Irrtum der amerikanischen Luftwaffe. Die wenigen noch 
lebenden Häftlinge hatten sich dann im letzten Waggon zusammenge- 
funden. Mit dem Papierkorb aus dem Bahnhof sammelten wir bei den 
Einwohnern des Ortes Brot.« 

Die Frage ist allerdings, ob es sich damals bei der Beschießung des 
Zuges um einen Irrtum der angreifenden feindlichen Flieger gehandelt 
hat oder ob nicht der Befehl, möglichst viele Deutsche zu töten, befolgt 
wurde. Rolf Kosiek 
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Rudolf warnecke, 


! Beitrag Nr. 648, 
»Zu den Terror- 
angriffen auf 
Dresden«. 

2 Rudolf WARNEK- 
KE, Mit Geissfuß und 
Stichel durch ein 
Künstlerleben, 
Galerie Ravenstein, 
Merchingen 1980, 
S. 50. 





Charles porrar. 


War Dresden für Atombombe vorgesehen? 


ie Elbmetropole Dresden wurde am 13./15. Februar 1945 durch 

mehrere anglo-amerikanische Terrorangriffe völlig zerstört.! Sie ent- 
ging allerdings einem noch schlimmeren Schicksal: Nach neuen Erkennt- 
nissen sollte sie Ziel des ersten Atombombenabwurfs werden. Darüber 
wird meist geschwiegen. 

Der frühere Oberbürgermeister Dresdens, Walter wEIDAUER, hat dazu 
Material gesammelt und veröffentlicht.? Er beruft sich auf David ırvinG: 
und den US-General Leslie R. GROVES.: 

Danach wurde seit Sommer 1944 bei den Alliierten über eine geheimnis- 
volle Aktion »Donnerschlag« beraten: Auf Weisung von höchster Stelle 
hatten die Generalstabschefs der westlichen Alliierten im Juli 1944 be- 
gonnen, die ersten Gespräche über einen ganz besonderen Bombenan- 
griff auf eine deutsche Großstadt zu führen, und ihre Gedanken dazu 
niedergelegt. Überraschend schnell, bereits am 1. August fanden sie ihre 
Überlegungen in einem außergewöhnlich detaillierten Memorandum wie- 
der, das der Chef des britischen Luftstabes, Sir Charles porTrAL, mit der 


| Forderung nach allergrößter Geheimhaltung den Generalstabschefs über- 
= reichte. Der in diesem Memorandum enthaltene Plan wurde von ihnen 


bestätigt und erhielt die Tarnbezeichnung »Donnerschlag«. Historiker der 
westlichen Welt bezeichnen dieses Memorandum allgemein als Geburts- 
urkunde der Dresdner Luftangriffe. In diesem Memorandum heißt es 
jedoch, es wkönnten ungeheure Zerstörungen hervorgerufen werden, 
wenn sich der gesamte Angriff auf eine einzige große Stadt außer Berlin 
konzentrierte, und die Wirkung könne besonders groß sein, wenn es sich 
um eine Stadt handele, die bis dahin relativ geringe Zerstörungen erlitten 
habe«. Von diesem Plan waren außerdem das britische Außenministeri- 
um, die Exekutive für politische Kriegführung und das Ministerium für 
Wirtschaftskriegführung informiert. Nach deren Meinung »konnte ein 
solcher Angriff einen bevorstehenden Sieg beschleunigen oder die Ent- 
scheidung für den Sieg herbeiführen«.? 

Denn Mitte 1944 war den alliierten Führungskräften klar geworden, 
daß mit noch so massiven Flächenbombardements die Kriegsentschei- 


! Siehe Beitrag Nr. 648, »Zu den Terrorangriffen auf Dresden« 
! Walter WEIDAUER, Inferno Dresden, Berlin (Ost) 1990, S. 51. 

3 David ırvınG, Der Untergang Dresdens, München 1977, s. 103. 
4 Leslie R. GROVES, NOW if can be told, New York 1962. 


5 Henry DE WOLF SMYTH in: Atomenergie und ihre Verwertung im Kriege, Freiburg- 
Basel 1947, S. 96 ff. 
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dung nicht herbeigeführt und die Moral der deutschen 
Zivilbevölkerung nicht zerstört werden konnten. Des- 
wegen griff man auf anderes zurück. 

Spätestens im Jahre 1941 bestand in den USA die 
Gewißheit, daß es möglich sei, eine Bombe von unge- 
wöhnlich starker Sprengkraft auf nuklearer Grundla- 
ge herzustellen. Am 6. November 1941 berichtete das 
amerikanische National Academy Committee (NAC) 
an Dr. Vannevar BUSH, den Direktor des Amtes für 
wissenschaftliche Forschung und Entwicklung in den 
USA, der auch Berater des US-Präsidenten ROOSF.VF.LT 
bei der Entwicklung der Atombombe war:» Eine Spal- 


tungsbombe von überwältigender Zerstörungswirkung - 
wird erzielt durch rasches Zusammenbringen einer ge- | 
nügenden Menge des Elements U 235.«° Als notwen- 


dige Entwicklungszeit für eine »beträchtliche Quanti- 
tät« solcher Bomben wurden drei oder vier Jahre 
angegeben. In einem anderen Bericht von BusH an 


ROOSEVELT vom 9. März 1942 wurde die »Vollendung 


des Projekts im Jahre 1944 für möglich« gehalten. 


Am 17. September 1942 wurde dem Brigadegene- 
ral des Ingenieurkorps, Lesüe R. Giiovi-s, die Gesamt- 
leitung des Atombombenvorhabens übertragen. Er 


schreibt dazu in seinen Memoiren: »Wir erwarteten, 
daß der erste »dünne Mannt im Juni 1945 fertig sein | 


sollte. Der »dicke Mann< wurde noch entwickelt, aber 
es bestand einige Hoffnung, daß das erste Modell schon 
im Januar 1945 geliefert werden konnte.«” Deshalb 
begann im Sommer 1944 das Training für die betref- 
fenden Bomberbesatzungen der USA. 


Am 31. Dezember 1944, wenige Wochen vor der 
Konferenz von Jalta (4. bis 11. 2, 1945), gab es ein Tref- 
fen, auf dem GROVES mit ROOSEVELT sprach: »Auf der 
gleichen Konferenz informierte mich Mr. ROOSEVELT, 
daß er wünschte, daß wir vorbereitet seien, die Bombe 
auf Deutschland abzuwerfen, falls wir die ersten Bom- 
ben vor Beendigung des Krieges in Europa hätten.«® 


6 Ebenda, S. 314. 

7 GROVES, aaO. (Anm. 4), S. 256. Dabei war »dünner Mann< 
der Deckname für die Uranbombe, »dicker Mann; der für 
die Plutoniumbombe. 

B Ebenda, S. 184. 
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Oben: Ein >dicker Man<, eine Plutonium- 
Atombombe vom Typ >Fat Man*, wie sie 
über Nagasaki abgeworfen wurde. Unten: 
General Leslie R. crovzs und J. Robert o»- 
penHeimer (links) inspizieren das Testgelände 
der Trinity-Atombombe. 


? Die Welt, 25.1. 
1965. 


'!D WEIDAUER, aaO. 


(Anm. 2), S, 63. 


11 Ebenda, S. 63. 


Dazu gab der britischer Luftmarschali Charles PORTAL noch am 24. 
Januar 1965 in London eine Erklärung ab, deren Inhalt anscheinend nicht 
zutraf: »LOrd Charles PORTAL, der während des Krieges Stabschef der 
britischen Luftwaffe war, dementierte am Sonntag einen Bericht des SED- 
Blattes Neues Deutschland, wonach Großbritannien geplanthabe, die erste 
Atombombe im Sommer 1944 auf Dresden abzuwerfen... PORTAL sagte, 
es sei niemals ein Atomangriff in Europa geplant gewesen.« 

Doch dagegen spricht, daß man eine bisher unzerstörte deutsche Groß- 
stadt zum Nachweis der Wirkung einer Atombombe brauchte, und es 
gab 1945 neben Dresden nur wenige andere, die bisher verschont geblie- 
ben waren. 

Der Vereinigte Nachrichtenausschuß hat am 25. (anuar 1945 den briti- 
schen Premierminister CHURCHILL und seine führenden Militärs auf den 
im Tresor liegenden Plan »Donnerschlag« aufmerksam gemacht und seine 
etwas geänderte Durchführung empfohlen. Da die Atombombe noch 
nicht einsatzbereit war, sollte der Angriff konventionell erfolgen. 

Der Historiker David ırvinG meinte dazu am 24, Januar 1965 zu ei- 
nem Journalisten der Neuen Berliner Ulnstriertem »Wenn ich mir jetzt so 
alles überlege, dann könnte Dresden doch die Stadt gewesen sein, die für 
den Atombombenabwurf gedacht wat, vieles spricht dafür. Merkwürdig 
ist ja, daß Dresden bis kurz vor Kriegsende nicht zerstört oder beschä- 
digt wurde.«!! 

Richtig ist wohl, daß Dresden einem Atombombenangriffs nur des- 
halb entging, weil Anfang 1945 die Bombe in den USA noch nicht fertig 
war. 

Der frühere Dresdner SED-Oberbürgermeister WFIDAUE;R erklärte 
dann auch: »Wenn dennoch Dresden, das nach den angeführten Tatsa- 
chen mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit als Ziel für den 
ersten Atombombenabwurf vorgesehen war, das Schicksal von Hiro- 
shima und Nagasaki erspart blieb, dann danken wir das in allererster Li- 
nie den Soldaten, Offizieren und Generalen der Sowjetarmee. Ihr schneller 
Vormarsch, ihre Ruhmestaten, die zur bedingungslosen Kapitulation 
Hitlerdeutschlands am 8, Mai 1945, also Monate vor der Fertigstellung 
einer Atombombe führten, schalteten die Möglichkeiten des Abwurfs 
der ersten Atombombe auf Dresden aus. Das sollten wir nie verges- 
senl«!1 

Dresden wurde dann — militärisch gesehen völlig sinnlos — auf kon- 
ventionellem Wege zerstört. Es sollten eben möglichst viele Deutsche 
umgebracht werden. Und niemals wurden in 48 Stunden so viele Zivili- 
sten wie in Dresden ermordet, auch nicht in Hiroshima und Nagasaki. 

Wolfgang Hackert 
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Zu den Terrorangriffen auf Dresden 


W5# Wochen vor Kriegsende legten vom 13. bis 15. Februar 
1945 anglo-amerikanische Luftangriffe Dresden, als >Elbflorenz< 
die Perle unter Deutschlands Städten, in Schutt und Asche. In immer 
neuen Wellen zerstörten tags die Amerikaner, nachts die Briten die be- 
rühmte Kunststadt, die keinerlei militärische Bedeutung hatte, zu der Zeit 
jedoch mit Hunderttausenden von Flüchdingen aus Schlesien vollgestopft 
war. Dieser Akt der Barbarei geschah auf ausdrücklichen Befehl des bri- 
tischen Premierministers Winston CHURCHUL, damit möglichst viele 
Deutsche getötet würden. 

Besonders seit der kleinen deutschen Wiedervereinigung 1990 wird 
von maßgeblichen Kreisen versucht, die Opferzahlen möglichst herun- 
terzusetzen und die geringen Zahlen der kommunistischen DDR zu über- 
nehmen. Von den Medien werden meist 25000 bis 35000 Tote angege- 
ben.! 

Das ist sicher falsch. Es dürften in Dresden wesentlich mehr Todesop- 
fer zu beklagen gewesen sein. Das Statistische Bundesamt errechnete 
60000 Tote, das umfangreiche Handbuch der Deutschen Geschichte? gibt 
60000 bis 100000 Getötete an und erwähnt Angaben des US-Depart- 
ment von 250000 Toten. PIEKALKIEWICZ nennt in seinem datenreichen 
Zweiten Weltkrieg Zahlen von 60000 bis 245000, ZENTNER-BEDÜRFTIG in 
ihrem Großen Lexikon des Zweiten Weltkrieges'' »amtliche Schätzungen« von 
135000 Todesopfern, von denen 39171 identifiziert worden seien, wo- 
bei wohl eine Gesamtzahl von 40000 bis 60000 Toten wirklichkeitsnah 
sei, DDR-Funktionäre gaben niedrigere Zahlen an, so Siegfried SEIBT, 
der Informationschef der Region Dresden, der »mindestens 35 000 Tote« 
mitteilte.’ 


' SDR-Magazin Februar/März 1995: »Vermutlich 35000 Menschen starben«; 
Institut für Zeitgeschichte am 30. 11. 1992: ». .. etwa 35000 Menschen ums 
Leben gekommen«; Götz BERGAN DER, Dresden im Luftkrieg, 1984: wenig mehr als 

35.000 Tote; Der Spiegel, Nt. 6,6. 2.1995, S. 44: »Neueste Untersuchungen kom- 
men auf 25000 Opfer.« Weitere Angaben bei Rudolf KÜNAST, »Der Untergang 
Dresdens«, in: Deutschland in Geschichte und Gegenwart, Nr. 1, 1995, S. 21, 

? Janusz PIEKALKIEWICZ, Der Zweite Weltkrieg, Pawlak, Herrsching 1986, S. 1035. 
3 Gebhardt Handbuch der deutschen Geschichte, Deutscher Taschenbuch-Verlag, Bd. 
21, München '1987, S. 164. 

* Christian ZENTNER U. Friedemann BEDÜRFTIG, Großes Lexikon des Zweiten Welt- 
krieges, Südwest, München 1988, S. 157, 

1 Andreas MÖLZER, »Wie viele Tote gab es in Dresden?« in: Die Anla, Nt. 2, 
1985. 
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In einem Antwortbtief der Stadt Dresden® vom 31. Juli 1992 an einen 
Fragesteller wurden 250000 bis 300000 Tote angegeben. Dieser Brief 
wurde später von der Stadt Dresden zurückgezogen. Das Internationale 
Rote Kreuz gab 1948 für Dresden 275000 Tote an," das Stockholmer 
Svenska Dagbladet schrieb kurz nach dem Angriff von einer Zahl näher an 
200000 als an 100000." Wenige Tage nach dem Angriff wurde die Op- 
ferzahl auf 120000 bis 150000 geschätzt.? 

Ein dem Geschehen naher Zeitzeuge ist Eberhard MATTHES, der da- 
malige 1. Generalstabsoffizier des Verteidigungsbereichs Dresden, spä- 
ter Obersdeutnant der Bundeswehr. Er schrieb: »Ich erlebte alle Bom- 
benangtriffe in bzw. glücklicherweise am Rande des Zerstörungsgebiets. 
Schon am 14. 02. 44 mußte ich einen Sonderstab unter Hauptmann Har- 


i i linghausen zusammenstellen, der gemeinsam mit der Stadtverwaltung und 
Blick von der Ring- 


straßezum Pirna: mit dem Stellv. Gauleiter (beide waren dem General VON GILSA unter- 
ischen Platz mit der stellt) vorrangig die Bergung der Toten zu bewerkstelligen hatte. Von 
Ruine des Geschäfts- Seiten der Stadt war mein Vater, der als Verwaltungsdirektor der Stadt u. 
hauses >Kaiserpalast<, a. auch die Baupolizei unter sich hatte, der verantwortliche Mann, Kurz- 





" Brief der Landeshauptstadt Dresden, Stadtverwaltung, Amt für Protokoll und 
Auslandsbeziehungen, unterzeichnet von Karin MITZSCHERLICH, vom 31.7.1992 
an einen Anfrager. Kopie liegt dem Verfasser vor. 

International Red Cross Committee, Report of thejoint Relief Commission of the 
International Red Cross 1941-1946, Genf 1948, S. 104. 
8 Svenska Dagbladet 25. 2, 1945, 
P Zitiert bei IRVING, Der Untergang Dresdens, Wilhelm Heyne, München 1979,53. 241 
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um, die Opfer wurden sortiert, verbrannt 
und beerdigt, z. T. in Riesen-Urnen. Es wä- 
ren 35000 voll identifizierte Opfer mit Na- 
mensangabe. 5000 waren teilidentifiziert 
(Eheringe mit eingravierten Initialen oder 
andere Erkennungszeichen). Auch verbrannt | 
und gesondert beigesetzt. 168000 Opfer, an 
denen es nichts mehr zu identifizieren gab. 
Auch diese verbrannt und gesondert beige- 
setzt im bzw. am Dresdener Heidefriedhof. 
Diese o. a. Zahlen gaben wir auf Verlangen 
an HITLERS Todestag oder einen Tag vorher 
als von mir abgezeichnete Meldung an den & 
Führerbunker in Berlin ab.«!" 


Poüzei- und SS-Führer. Der Befehlshaber ®# 
der Ordnungspolizei« Dresden, unterzeichnet von GROSSE, Oberst der 
Schutzpolizei, am 22. März 1945 ein »Tagesbefehl Nr. 47« nach Berlin, 
worin es heißt: »Bis zum 20. 3. 1945 abends wurden 202040 Tote, über- 
wiegend Frauen und Kinder geborgen. Es ist damit zu rechnen, daß die 
Zahl auf 250000 ansteigen .wird.«!! 

Die Liste der Zitate ließe sich beliebig erweitern, besonders aus den 
Jubiläumsjahren 1995 und 2005. Bundespräsident Roman HERZOG sprach 
1995 in Dresden von »mindestens 25000« Menschen, die »in dem Feu- 
ersturm ums Leben kamen«.!? Der Historiker Friedrich REICHERT vom 
Dresdner Stadtmuseum kam auch auf diese Zahl.!3 

Dresden hatte 1945 rund 585000 Einwohner. Dazu kamen minde- 
stens 600000 Flüchtlinge, vor allem aus dem Breslauer Bereich, so daß 
um 1,2 Millionen Menschen Mitte Februar 1945 dort versammelt waren. 
Eine einfache Überlegung ergibt: In Kassel kamen bei einem Terroran- 
griff am 22. Oktober 1943 von rund 300000 Einwohnern 48000 um, 16 
Prozent; in Heilbronn am 4. Dezember 1944 gab es bei rund 78000 
Einwohnern 6530 Tote, 8,4 Prozent; in Pforzheim am 24. Februar 1945 
waren bei 79 000 Einwohnern um 20000 Tote zu beklagen, 39,4 Prozent, 


10 Eberhard MATTHES, »Dresden; 35 000 oder 235 000 Opfer?« in: Askama Studien- 
sammlung, Nt. 7, Mär?. 1990, S. 18 £. 


1! Abschrift beim Verfasser; zitiert auch von Irving, aaO, (Anm. 9), S, 238. 
12 Zitiert in; Frankfurter Allgemeine 'Zeitung, 6, 1. 1995. 
13 Ebenda. 
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Manche Straßen wur- 
den zu »toten Gebie- 
ten«, in denen keine 
Bergungen mehr 
stattfanden, erklärt 
und abgeriegelt: )n 
vielen Luftschutzkel- 
lern entzündeten sich 
die Brennstoffvorräte, 
so daß die Keller 
noch Tage nach den 
Angriffen nicht betre- 
ten werden konnten. 


Aus: Wolfgang 


SCHAARSCHMIDT, Dres- 
den, Herbig, Mün- 
chen 2005. 


Daß in Dresden mit seinen damals mehr als 1 Million Menschen bei 
dem anerkanntermaßen schwersten Terrorangriff des Zweiten Weltkrie- 
ges, der drei Tage währte, nur 35000 Menschen, das sind 2,9 Prozent, 
ums Leben gekommen seien, ist angesichts dieser Vergleichs zahlen kaum 
möglich, das Drei- bis Fünffache ist wahrscheinlich, und das sind mehr 
als 100000 Opfer. 


Grauenvolle Bilder, 
die immer wieder ge- 
zeigt werden müssen. 





Bin. 


Seit 2005 bemüht sich eine in Dresden eingesetzte Historikerkommis- 
sion um die wirkliche Opferzahl. 

Ein besonderes Kapitel bei den Terrorangriffen auf Dresden bilden 
die Tieffliegerangriffe alliierter Jagdbomber auf die vielen dem Feuer- 
inferno durch die Flucht auf die ausgedehnten Elbwiesen entkommenen 

14 Beitrag Nr. 286, Menschen.!* Von einigen Autoren wie BERGANDER's werden diese Men- 
»Keine Tiefflieger  schenjagden einfach abgestritten, obwohl eine ganze Reihe von Aussagen 


in Dresden?« glaubwürdiger Erlebniszeugen vorliegt. So hielt Prof. Dr. Egon KUNZE, 
'5 BERGANDER, aaO. der als 14jähriger Jungvolkpimpf bei den Löscharbeiten beteiligt war, 
(Anm. 1). fest: »Am Nachmittag des 14, Februar 1945 war ich im Bereich der Baut- 


zener Straße, mit Blick über die Elbwiesen zur brennenden Altstadt. Ich 
habe noch immer in bedrückender Erinnerung, wie nach dem Bombar- 
dement der Altstadt plötzlich viele, viele Jagdflieger - ganze Schwärme, 
schätzungsweise etwa 100 bis 300 Jagdflieger — kamen, die sonst als Be- 
gleitflugzeuge der Bomberverbände eingesetzt waren, Sie hatten sich of- 
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fenbar von diesen abgesetzt und rasten im Tiefflug über die Elbwiesen, 
wobei viele von ihnen gezielt auf flüchtende Menschen schossen, die 
sich aus der brennenden Stadt auf die Elbwiesen zu retten versuchten. 
Sie schossen dabei nicht nur auf Flüchtlingsgruppen, sondern auch auf 
einzelne Flüchtlinge und auch auf Gruppen - teilweise Rote-Kreuz-Grup- 
pen —, die versuchten, Schwerverwundete durch schnellen Abtransport 
zu retten. Ich weiß nicht mehr, wie lange diese Tieffliegerangriffe dauer- 
ten, ich glaube etwa eine halbe Stunde: Aber diese Menschenjagd war so 
grausam, daß ich die Zeit darüber vergessen habe. Ich schätze, daß es 
mehrere hundert Menschen waren, die dieser abscheulichen Menschen- 
jagd zum Opfer fielen.«'° 

Ausgerechnet am 50. Jahrestag des ersten 1000 Bomber-Angriffs im 
Zweiten Weltkrieg - auf Köln -, am 31. Mai 1992, enthüllte die Königin- 
mutter in London eine überlebensgroße Bronzestatue des Luftmarschalls 
HARRIS. Dieser war der Oberbefehlshaber für die Luftangriffe auf das 
Reich, auch für den auf Dresden, erfand und entwickelte die »Feuerstür- 
me* und bekam wegen der hohen eigenen Verluste den Beinamen >the 
Butcher< (Schlächter). Die 91 jährige Queen Mum forderte bei der Denk- 
malseinweihung in Anwesenheit der früheren britischen Premiermini- 
sterin THATCHER ihr Volk auf, HARRIS’ »mit Stolz und Dankbarkeit zu 
gedenken«.! 

Bei der Einweisung der englischen Bomberbesatzungen für den Dres- 
den-Angriff erklärte der dafür verantwortliche Offizier, »der Hauptzweck 
des Überfalls sei, so viel wie möglich von den Flüchtlingen zu töten, die, 
wie man wußte, in der Stadt Zuflucht gesucht hatten, und hinter der 
Ostfront Panik und Chaos zu verbreiten«.!8 Rolf Kosiek 
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16 Prof. Dr. Egon 
KUNZE, Bergisch 
Gladbach, in 
»Zeitzeugen- 
Bericht« vom 1. 6. 
2006 an die Landes- 
hauptstadt Dresden, 
Stadtarchiv. 


'7 Bild, 1.6. 1993 


18 Austin APP, 
»Dresden, das 
ungceheuerlichste 
Verbrechen der 
Menschheitsge- 
schichte, in: 
National-Zeitung, 13. 
2. 1970, S. 9. 








Von oben: Luftmar- 


schall Robert saunosv, 


CHURCHILLS EeNgster 
Mitarbeiter; Oberst- 
leutnant Maurice 
suırn, der den ersten 
Angriff auf Dresden 
leitete. 


Dresden: Verrat im Spiel? 


D: furchtbare Schicksal der Barockstadt Dresden gilt bis heute zu 
echt als der Höhepunkt des Menschheitsverbrechens Bomben- 
krieg. Die Opferzahlen der vernichtenden Luftangriffe vom 13./14. Fe- 
bruar 1945 lagen wohl zwischen 135000 und 248000 Toten, wobei die 
genaue Wahrheit dieser schrecklichen Zahlen wohl nie mehr in Erfah- 
rung zu bringen sein wird. Dennoch ist die große Frage, ob es da nicht 
noch etwas gibt, was bis heute unausgesprochen blieb. 

Einen Hinweis gab hier Luftmarschall Sir Robert saunDBy, als er in 
seinem Vorwort zu David ırvinGs Buch Der Untergang Dresdens schrieb: 
»Das Geschehen ist hochdramadsch und vielschichtig und noch immer 
bis ins letzte ungeklärt.«! Sir Robert saunDByY, der als Vertreter von Luft- 
marschall Arthur >Butcher< Harrıs selbst ein Gegner des Angriffs auf 
Dresden war, gab dann deutlich zu verstehen, daß es ihm dabei nicht nur 
darum gehe, wer die Verantwortung für den Befehl zur Bombardierung 
Dresdens gab. Weder CHURCHILL noch HARRIS wollten in der Nachkriegs- 
zeit verantwortlich für den Untergang Dresdens sein. 

Die Doppelangriffe auf Dresden in der Nacht vom 13. auf 14. Februar 
1945 waren eine der längsten Missionen, die die Royal Air Force (RAF) 
im Bombenkrieg über Deutschland jemals durchgeführt hat. Die Entfer- 


| nung von den Startplätzen in Süd- und Südostengland betrug in der Luft- 


linie etwa 2000 Kilometer. Die vorgegebenen Flugrouten sollen einschließ- 


| lich der befohlenen Ausweichbewegung um die Flakzentren im Ruhrgebiet 


auf dem Hinflug 1300 und während des Rückflugs 1400 Kilometer be- 


| tragen haben. Dies bedeutete, daß die Bomber vom Typ >Lancaster< und 
ı >Halifax< insgesamt zwischen neun und zehn Stunden unterwegs gewe- 


sen sein dürften. Daraus ergab sich, daß die Maschinen jeweils mit etwa 
10000 Litern Treibstoff betankt werden mußten. Wegen dieses erhöhten 
Treibstoffbedarfs konnte nur etwa die Hälfte der Bombenmenge geladen 
werden, die sonst für den kurzen Flug ins Ruhrgebiet mitgenommen 
wurde. 

Während ihres Längstrecken flugs waren die Nachtbomber der RAF 
durch die deutschen Nachtjäger äußerst gefährdet. Tatsächlich konnte 
die deutsche Nachtjagd im Februar 1945 ihre letzten größeren Erfolge 
melden. So gelangen damals erstmals seit langer Zeit wieder perfekte 
F-inschleusungen der deutschen Nachtjäger in den Bomberstrom mit 
schweren Verlusten für die angreifenden Engländer. Beim Angriff auf 


1 David ırvInG, Der Untergang Dresdens, Feuersturm 194 1, Arndt, Kiel 2006, S. 124, 
S. 127, 151-154 u. 175-179. 
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Worms zum Beispiel schossen acht deusche Besatzungen innerhalb von Karte der alliierten 
29 Minuten 21 englische Viermotbomber ohne Eigenverluste ab. Nachteinsätze vom 
In der Nacht zum 13. Februar 1945 war jedoch alles anders. Obwohl IE a 


die 244 Viermotbomber der ersten Angriffswelle auf Dresden von den 
Radarketten innerhalb des Reiches erfaßt wurden, bestand für die deut- 
schen Nachtjäger Startverbot. Benzinmangel und die schlechten Wetter- 
verhältnisse werden heute dafür angeführt. 

Eine Falschmeldung über den Absprung von 1000 Fallschirmjägern 
westlich von Dresden verursachte weitere Unruhe. Danach hat sich Un- 
vorstellbares abgespielt: 

Auf dem Flugplatz Dresden-Klotzsche lag eine ganze Nachtjägerstaf- 
fel (V/NJG.5), die aber erst um 21 Uhr 55 einen Startbefehl bekam, als 
die alliierten Bomber bereits ihre Zielmarkierung abgeworfen hatten. Um 
auf Angriffshöhe zu kommen, hätten die zweimotorigen >Messerschmitt<- 
Nachtjäger mehr als eine halbe Stunde über dem eigenen Flugplatz krei- 
sen müssen, der nur 8 Kilometer von Dresden entfernt lag. Nur 5 >Mes- 
serschmitt< BF-110 durften starten. 

In ganz Deutschland waren am Ende nur 27 Nachtjäger aufgestiegen, 
um den mächtigsten Luftangriff der Geschichte abzuwehren, diese wur- 
den aber von ihrer Leitung von Funkfeuer zu Funkfeuer gehetzt und 
mußten schließlich landen, ohne Feindberührung bekommen zu haben. 
Die Masse der deutschen Nachtjäger blieb angeblich wegen »schlechter 
jagdbedingungen< am Boden und mußte voller Wut mit ansehen, wie die 
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Links: Bombenein- 
schläge und begin- 
nende Flächenbrän- 
de. Rechts: Der 
Feuersturm, wie ihn 
die RAF-Piloten aus 
5 Kilometern Höhe 
sahen. Beide Abbil- 
dungen: Luftaufnah- 
men der RAF. 


Feindverbände weit aufgelockert über ihre Flugplätze nach Westen ab- 
flogen." 

Dresden war ohne irgendwelche Flakabwehr eine offene Stadt. Viele 
der >Lancaster<-Besatzungen waren fast beschämt darüber, daß es keinen 
Widerstand gab, und neugierig kreisten viele englische Flugzeugbesat- 
zungen mehrmals freiwillig über der brennenden Stadt. 

Nach dem Abflug der ersten Welle sollte ein neuer Bomberstrom von 
529 >Lancaster< Dresden um 1 Uhr 30 angreifen und das Zerstörungs- 
werk vollenden. Der Flugzeugpulk überquerte die Front an einem Punkt 
etwa 50 Kilometer nördlich von Luxemburg, und obwohl nun das Ziel 
klar war, mußte die deutsche Nachtjagd wiederum tatenlos zuschauen. 
Auch die Besatzungen in Dresden-Klotzsche saßen abflugbereit in ihren 
BF-110, als die Meldung von einem weiteren über Mitteldeutschland in 
südliche Richtung anfliegenden Verband über den normalen Drahtfunk 
kam. Es war klar, daß der zweite Angriff ebenfalls Dresden galt. Was 
nun geschah, war ungeheuerlich. Um 0 Uhr 30 wurden die Randbefeue- 
rung und die Leuchtfeuer des Flugplatzes eingeschaltet, so daß die Um- 
risse der über hundert dort abgestellten Flugzeuge hell angestrahlt wur- 
den. 18 voll getankte und munitionierte >Messerschmitt<-Nachtjäger waren 
diesmal startklar, munitioniert und voralarmiert. Sie hätten mehr als ge- 
nug Zeit gehabt, die Angriffshöhe zu erreichen. Aber es verstrichen 10, 
20, 30 Minuten nach dem ersten Alarm, und immer noch wurde keine 


2 Franz kurowskı, Bomben über Dresden, Tosa, Wien 2(x)1, S. 80. 
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Startfreigabe erteilt. Der Fliegerhorst-Kommandant erklärte als Begrün- 
dung, daß ein Transporter verband aus dem damals von sowjetischen Trup- 
pen belagerten Breslau erwartet wurde und daß deshalb die Leuchtpfade 
eingeschaltet werden mußten und ein Startverbot für die Nachtjäger be- 
stand. Die Leuchtpfade des Flugplatzes wurden ein- und ausgeschaltet, 
als ob man die darüber hinwegbrummenden britischen Maschinen zum 
Angriff auffordern oder ihnen ein Zeichen geben wollte. Der überaus 
starken nervlichen Belastung waren viele Techniker nicht gewachsen, sie 
ließen ihre Anlaßgeräte für die Maschinen im Stich und suchten Schutz. 
Merkwürdig wat, daß der Flugplatz jedoch mit keiner einzigen Bombe 
angegriffen wurde. Schließlich kletterten die Piloten der deutschen Nacht- 
jäger aus ihren Kabinen, ohne zum Einsatz gekommen zu sein. Der Flie- 
gerhorst-Kommandant erklärte, er habe keine Verbindung mit Berlin- 
Döberitz bekommen, um die Genehmigung für den Alarmstart seiner 
Staffel einzuholen. Er begründete es damit, daß die Telefonverbindun- 
gen durch Dresden unterbrochen und aus »irgendeinem Grund« auch 
die Kurzwellenverbindung zwischen Döberitz, dem Stab der ersten Jagd- 
division, und dem Flugplatz gestört gewesen sei. Für die Piloten war 
völlig klar, daß hier Sabotage vorlag.’ 

So kam es, daß der Doppelangriff auf Dresden zu den erfolgreichsten 
in der Geschichte des RAF-Bomberkommandos zählt. Der riskante An- 
griff, der am weitesten nach Deutschland hineinreichte, war mit einer 
Verlustquote von weniger als 0,5 Prozent durchgeführt worden. Nur 6 
von 1400 Maschinen gingen verloren, 10 mußten wegen Treibstoffman- 
gels auf dem Kontinent landen. 

Das Drama beim Ausbleiben des Nachtjägereinsatzes auf Dresden in 
der Nacht vom 13. auf den 14. Februar 1945 erinnert an Vorgänge in der 
Normandie vom Sommer 1944,* Auch damals hatte man in der Invasions- 
nacht die deutschen Nachtjäger ziellos von Funkfeuer zu Funkfeuer hin 
und her fliegen lassen, ohne daß auch nur einer gegen die empfindlichen 
Lastenseglertransporte der RAF zum Einsatz gekommen wäre. Und als 
die RAF die Stadt Le Havre angriff, um die für die Invasionsflotte gefahr- 
lichen deutschen Schnellboote auszulöschen, hatte man der deutschen Flak 
an diesem Abend Schießverbot erteilt, weil angeblich deutsche Nachtbom- 
ber über die Stadt hinweg zu fliegen planten, um die alliierte Flotte anzu- 
greifen. Die angekündigten deutschen Flugzeuge flogen aber genauso we- 
nig über Le Havre hinweg, wie die Transporter aus Breslau in Dresden 
während des Angriffs in der Nacht zum 14. Februar landeten. 


3 Gebhard aDERS, Geschichte der deutschen Nachtjagd 1917—43, Motorbuch, Stutt- 
gart 1977, S. 124, 127, 151-154,175-178 u, 195. 
* Friedrich GEORG, Verrat in der Normandie, Grabert, Tübingen '2007, S. 61 £. 
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5 http: / / 
de.news.yahoo.com/ 
050210/12/ 
LeswO-html 
(AP-Meldung). 


Dies würde aber eine Vorkenntnis der alliierten Angriffs plane gegen 
Dresden auf deutscher Seite voraussetzen. Hat Sabotage auf deutscher 
Seite eine unheilvolle Rolle am Tod von über hunderttausend unschuldi- 
gen Bomben opfern gespielt? 

Tatsächlich meldete die Nachrichten agentur A Paus Dresden im Jahre 
2005, daß ein neues Dokument entdeckt worden sei, das vom Militärhi- 
storischen Museum der Bundeswehr als »sensationell« eingestuft werde.’ 
AP schrieb: »Wie der Leiter des Museums, Franz-Josef HEUSER, am Don- 
nerstag in Dresden auf AP-Anfrage mitteilte, handelt es sich um den 
Brief eines deutschen Soldaten an seine Eltern, in dem dieser schon im 
Vorfeld den genauen Zeitpunkt der Angriffe, den 13. Febr. 1945, nannte. 
Aufgrund der Warnung des Soldaten hätten seine in Dresden lebenden 
Eltern die Stadt rechtzeitig verlassen und sich so in Sicherheit bringen 
können. Nach Angaben von HEUSER, der damit zugleich einen entspre- 
chenden Bericht der Bild-Zeitung bestätigte, wurde der Brief im Jahr 
2004 bei der Vorbereitung zu der Ausstellung »Sachsen im Bombenkrieg 
- Zeitzeugnisse< entdeckt. In diesem Brief vom 1. Febr. 1945 schrieb der 
Soldat Günther BRÜCKNER: >Es wird behauptet: Am 13. Febr. 1945 soll 
ein zweiter Angriff auf Dresden sein.< (Anmerkung. Es hatte schon vor- 
her kleinere Zufallsangriffe auf Dresden gegeben, F. G.). Der Brief der 
Ausstellung sei von der Mutter des Soldaten, die ihn aufbewahrt habe, 
übergeben worden, betonte HEUSER: >Wir haben ihn von Kriminaltech- 
nikern des Sächsischen Landeskriminalamts (LKA) untersuchen lassen, 
um eine Fälschung und damit einen Mißbrauch auszuschließen. In dem 
LKA-Gutachten werde bestätigt, daß der Brief tatsächlich aus jener Zeit 
stammen« 

Wie die Zeitung berichtete, hat BRÜCKNER seinen Informanten, 
einen Unteroffizier, in Stenoschrift genannt. Der Soldat sei Anfang 1945 
auf dem Kampfgeschwaderflugplatz Eggebeck bei Flensburg stationiert 
gewesen. Dieser sei einer der wichtigsten und zugleich geheimsten Flie- 
gerhorste der deutschen Luftwaffe gewesen. Auf dem Flugplatz waren 
65 Aufklärungsmaschinen vom Typ Junkers >Ju &< stationiert. Diese Ma- 
schinen hätten Abhörantennen gehabt und seien so in der Lage gewesen, 
die Alliierten zu belauschen. Die Flieger seien so in der Lage gewesen, 
Hinweise auf den bestehenden Angriff auf Dresden zu hefern, schrieb 
das Blatt weiter. Nach Angaben HEUSERS sollte der Brief vom Militärge- 
schichtlichen Forschungsamt der Bundeswehr in Potsdam untersucht und 
wissenschafdich eingeordnet werden. Bis heute hat niemand etwas von 
diesem Brief gehört. Wahrscheinlich ist dem Forschungsamt der Bun- 
deswehr in Potsdam die Einordnung und Auswertung des Briefs zu hei- 
kel geworden, denn dies würde bedeuten, daß Teile der deutschen Luft- 
waffe im voraus vom Angriff auf Dresden informiert waren, sie diese 
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Erkenntnis aber nicht nur nicht weitergegeben haben, sondern statt des- 
sen mit diesem Vorwissen den Einsatz der eigenen Kräfte gegen die alli- 
ierten Bomber sabotierten. Wurden den Alliierten mit dem Ein- und Aus- 
schalten der Flugplatzbefeuerung sogar Zeichen gegeben? 

Tatsächlich gab es nach Aussagen von MESSERSCHMITTS Finanzberater 
nach dem Krieg eine weit verzweigte Verschwörung in der Luftwaffe, die 
nie aufgedeckt wurde.® 

Es dürfte unstrittig sein, daß bei einer möglichen Ausnützung der Vor- 
kenntnis des Angriffstermins Dresden unendliches Leid erspart geblie- 
ben wäre. Statt dessen wäre es möglich gewesen, dem RAF-Bomber- 
kommando eine vernichtende Niederlage zuzufügen. 

Im Februar 1945 war die Nachtjagd im Gegensatz zu anderen Teilen 
der deutschen Luftwaffe immer noch eine furchterregende Waffe. 

Der Traum eines jeden Nachtjägers war, im voraus über einen geplan- 
ten Angriff Bescheid zu wissen. Im Frühjahr 1944 waren schon einmal 
den Deutschen einige RAF-Einsätze vorher bekannt, die ihren Höhe- 
punkt im Angriff auf Nürnberg vom 31. März 1944 fanden. Diese Nacht 
wurde auch später als »schwarzer Freitag« des RAF-Bomberkommandos 
bekannt. Was als Routine-Angriff begonnen hatte, war zur Katastrophe 
geworden, denn von 795 englischen Viermotbombern, die sich auf den 
langen Weg nach Deutschland gemacht hatten, waren am Ende 94 nicht 
mehr zurückgekehrt, 12 bei der Landung in England abgestürzt, und 59 
weitere Maschinen hatten so schwere Schädigungen erlitten, daß man sie 
verschtotten mußte." Dies bedeutete den Ausfall von 20,8 Prozent der 
eingesetzten Flugzeuge und 11,8 Prozent Personalverlust in einem einzi- 
gen Einsatz. Die Folge war eine mehrmonatige Pause der RAF-Luftan- 
griffe auf Deutschland. 

Das gleiche hätte den RAF-Nachtbombern 1945 über Dresden wie- 
der gedroht. Auch hätte man die Stadt rechtzeitig von Flüchtlingen räu- 
men können und so aller Wahrscheinlichkeit nach die Todesopfer durch 
die unweigerlichen Streubombenwürfe einer geschwächten RAF auf ein 
Minimum verringert. 

Nun wird klar, was Vizematschall saunpsy am Anfang angedeutet hat. 

Leider sind die Unterlagen der deutschen Luftwaffe zu den Vorgängen 
im Jahre 1945 zerstört oder immer noch hinter alliierten Panzerschrank- 
türen versteckt. 

Es sieht aber ganz danach aus, daß die Verantwortung für das Blut der 
Bombenopfer von Dresden nicht nur an den Händen von RAF-Luft- 
marschall Arthur Hmarrıs oder Sir Winston CHURCHILL, sondern auch an 
denen von bis heute unbekannten deutschen Luftwaffenoffizieren klebt. 

Friedrich Georg 
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2 Martina u. Uwe 
BENKEL, »Die 
Erschießungen bei 
der Geiselberger 
Mühle am 21. März 
1945«, in: Der 
Freiwillige, Nr. 12, 
2006, S. 16 £. 


Ein Soldat der jGötz 
von Berlichingen< im 
März 1945 mit Pan- 
zerfaust 60 und 
Handgranaten. 


Gefangenen-Erschießungen 
bei der Geiselberger Mühle 


Ar die gegen Ende des Krieges von den Alliierten oft verübte völ- 
kerrechdich verbotene Erschießung von Kriegsgefangenen wurde 
schon in mehreren Beiträgen hingewiesen.! Ein weiteres bezeichnendes 
Beispiel sei mit dem Bericht über die Erschießungen bei der Geiselber- 
ger Mühle in der Pfalz am 21. März 1945 angeführt, der sich auf eine 
Darstellung der Familie BENKEL stützt,? die die Dorfchronik von Steinal- 
ben einsah und mit einem Überlebenden sprach. 

Im März 1945 zog sich die 17, SS-Panzergrenadierdivision >Götz von 
Berlichingen< kämpfend durch die Pfalz zurück. Am 20. März kamen 
deutsche Soldaten dieser Einheit, aber auch andere, auf dem Weg von 
der nordwesdich gelegenen Sickinger Höhe zum Rhein in das Dorf Stein- 
alben, das rund 12 Kilometer nördlich von Pirmasens liegt. Einen Tag 
später stieß überraschend die amerikanische 90th Cav. Ree. Squadron Tr. 
B als Vorhut der 10. US-Panzerdivision von Norden bis zu dem Dorf 
vor. Die vom Rückmarsch erschöpften und ermüdeten deutschen Solda- 
ten versteckten sich mit der Zivilbevölkerung in den Kellern des Ortes. 
Neun Soldaten wurden von den Amerikanern beim Durchsuchen der 
Häuser entdeckt oder ihnen verraten, Sie mußten dann nach ersten Miß- 
handlungen und Raub ihrer Auszeichnungen auf der heutigen B 270 vor 
einem Panzerspähwagen herlaufen und wurden so zur rund drei Kilome- 
ter entfernten Geiselberger Mühle getrieben. »Am Straßengraben, kurz 
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vor der Abzweigung nach 
Geiselberg, müssen die 
Männer ihre Kleidung ab- 
legen. Die Soldbücher und 
Erkennungsmarken wer- 
den ihnen entrissen und 
auf den Boden geworfen. 
Man führt sie über eine 
Wiese, etwa 30 bis 40 Me- 
ter bergauf, zu einem klei- 
nen Wäldchen.« Sie muß- 
ten sich hinknien, und 
dann feuerten die drei 
Amerikaner, die hinter ih- 
nen standen, ihre Magazi- 
ne auf sie leer. 

Sechs der Deutschen 
waren sofort tot, drei über- 
lebten schwerverletzt. 
Nach dem Verschwinden 
der Amerikaner, die von 
einem Vorgesetzten dann wegen ihrer eigenmächtigen Tat gerügt wur- 
den, konnten sich die Schwerverwundeten auf einem Waldweg nach dem 
rund 10 Kilometer entfernten Waldfischbach schleppen, wurden von dort 
nach Heltersberg gewiesen, wo sie erste Versorgung bekamen. Zumin- 
dest zwei von ihnen überstanden mit viel Glück die folgende Zeit. Einer 
von ihnen, Heinz SCHWARZ, berichtete später darüber. Unter falschem 
Namen lebte er dann in der Pfalz und kam jedes Jahr zum 21. Marz zum 
Soldatenfriedhof Dahn, wo seine erschossenen Kameraden später ihre 
letzte Ruhestätte fanden. Deren Leichen lagen noch zwei Wochen nach 
der Hinrichtung im Wald, bevor man die Erlaubnis erhielt, sie zu bergen. 

Im Jahre 1955 wurde von der deutschen Staatsanwaltschaft ein Er- 
mitlungsverfahren wegen dieser Morde eingeleitet. Das Verfahren wur- 
de jedoch eingestellt, da alle Untersuchungen durch das amerikanische 
Militär durchgeführt wurden, das die Täter für ihr Verbrechen nicht zur 
Rechenschaft zog. Die Namen der Erschossenen lauten Franz Seraph 
HILBERT, Kornelius JANSEN, Georg PESCHKA, Erwin SCHUBERT, Friedrich 
SCHWENK und Ferdinand wasLawskı. Rolf Kosiek 
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Der Soldatenfriedhof 
Dahn, auf dem die 
bei der Geiselberger 
Mühle erschossenen 
Soldaten der >Götz 
von Berlichingen< 
bestattet sind. 


! Beitrag Nr. 230, 
»Verbrechen der 
Tito-Bandeng; 
Johann Georg 
REISSMÜLLER, »Am 
schlimmsten war es 
in Jugoslawieng, in: 
Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 
31. 10. 1990. 


In einem Hinterhalt | 


liegende Tito-Partisa- 
nen. Dem britischen 
Premierminister cHhur- 
cHıLı. hatte rıro sehr 
viel zu verdanken, da 
der Brite Ende 1943 
beschlossen hatte, Mi- 
HAıLovic fallenzulassen 
und die gesamte alli- 
ierte Hilfe der kom- 
munistisch gesteuer- 
ten > Nationalen 
Befreiungsarmee< zu- 
kommen zu lassen. 


Deutsche Gefangene aufInsel Rab eingemauert 


D:; im Zweiten Weltkrieg in Jugoslawien völkerrechtswidrig kämp- 
fenden 'TITO-Partisanen, die dennoch dutch die Alliierten unterstützt 
wurden, haben, insbesondere auch nach Ende des Krieges, I Iunderttau- 
sende Deutscher hingemordet, sowohl gefangene Soldaten als auch nicht 
geflüchtete Volksdeutsche.! Dennoch wurde TIro von Bundespräsident 
HEINEMANN ZU einem Besuch der Bundesrepublik im Juni 1974 eingela- 
den sowie ehrenvoll aufgenommen. Die bundesdeutsche Regierungsspitze 
mit Bundespräsident Karl CARSTENS war sich nicht zu schade, im Jahre 
1980 Tito durch ihre Teilnahme an seinem Begräbnis zu ehren. Die bundes- 
deutsche Presse lobte jeweils den Massenmörder an Deutschen mit gro- 
Ben Worten. 

Ein besonders grausames, heute weithin vergessenes Massaker an Deut- 
schen in Jugoslawien ereignete sich im Mai 1945 auf der heute von Tou- 
risten, auch vielen Bundesbürgern, gern besuchten Adrja-Insel Rab. Mehr 
als vierzigJahre nach dem damaligen Geschehen gab im Jahre 1986 ein 
in Kanada lebender chemaliger Angehöriger von Tıros Partisanen an, 
daß im Mai 1945 sich auf der Insel Rab rund 3500 deutsche Soldaten 
ergeben hätten. Er teilte dann wörtlich mit: »Diese Kriegsgefangenen 
wurden von den Partisanen auf alle mögliche Art gefoltert und gequält. 
Danach wurden sie in einen Bunker geführt, der noch aus der Zeit des 
Königreiches Jugoslawien stammte. Man band ihnen die Hände mit Draht 
auf den Rücken und mauerte den Eingang zu. Die Türen wurden zube- 
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toniert. So starben alle diese Deutschen in dieser gewaltigen Grabkam- Einer der Sühnemär- 
mer. Das Grab befindet sich in einem mit Fichten bewachsenen Hügel sche in Jugoslawien. 
unweit des Hotels >Imperiak Ich halte es nach so vielen Jahren für meine 
Pflicht, an dieses Verbrechen zu erinnern, das noch keinen Namen trägt.«? 

In Istrien sollen deutsche Gefangene von TITos Partisanen lebend in 
die Karsthöhlen geworfen worden sein. 

Über andere Schicksale der knapp 200000 deutschen Soldaten, die 
den jugoslawischen Partisanen in die Hände fielen, berichten CAREI.I. und 
BÖDDEKER in ihrer Monographie? mit vielen Zitaten aus der regierungs- 
amtlichen Dokumentation über die deutschen Kriegsgefangenen.* 

Die Leiden und Verfolgungen der Volksdeutschen in Jugoslawien wer- 
den in der vierbändigen Dokumentation der Donauschwaben beschrie- 


ben.5 2 Rolf Kosiek 


3 »Ungesühntes Kriegs verbrecheng, in: Der Republikaner, Nr. 3,1986. 

J Paul CARELL U. Günter BÖDDEKER, Die Gefangenen, Ullstein, München 1980, 
Kapitel »Sühnemärsche in Jugoslawien«, S. 200—216. 

4 Wissenschaftliche Kommission für deutsche Kriegsgefangenengeschichte, 
Zur Geschichte der deutschen Kriegsgefangenen des Zweiten Weltkrieges, 15 Bde., Mün- 
chen 1962- 1974, insbesondere Bd. 1/1 u. 1/2: Kurt W. BÖHME, Die deutschen 
Kriegsgefangenen in Jugoslawien, München 1962/64. 

> Donau schwäbische Kulturstiftung (Hg,), Leidensweg der Dentschen im Rommuni- 


stischen Jugoslawien, 4 Bde., Donau schwäbische Kulturstiftung, München 1991— 
94. 
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1 Zum Beispiel in: 
Innenministerium 
Baden-Württem- 
berg (Mg.), Ausstel- 
lungskatalog Die 
Donauschwaben. 
Deutsche Siedlung in 
Südostenropa, 'Tübin- 
gen ?1989. 


2 Reinhard OiT, 
»Das deutsche 
Geschwür im 
Körper der Nati- 
on«, in: Frankfurter 


Allgemeine Zeitung, 9. 


9. 2006, S. 37. 


Zur Vertreibung der Ungarndeutschen 


N:: der Vertreibung der Ostdeutschen aus den 1945 von der So- 
wjetunion und Polen annektierten deutschen Ostprovinzen wurden 
auch viele Volksdeutsche aus ihren seit Jahrhunderten besiedelten Hei- 
matgebieten in Ost- und Südosteuropa vertrieben. Insbesondere wurden 
225.000 der rund 477000 Ungarndeutschen, die sich in der Volkszählung 
vom 21. Dezember 1941 als »Volksdeutsche* bekannt hatten, in den er- 
sten dreiJahren nach Kriegsende von Haus und Hof außer Landes ver- 
jagt. Entschuldigend wird bis heute oft von ungarischer Seite angeführt, 
daß diese Maßnahme von der alliierten Konferenz in Potsdam vom 17. 
Juli bis 2. August 1945 beschlossen oder von der Sowjetunion befohlen 
worden sei. Manche behaupten auch, diese Vertreibungen seien vor al- 
lem von den ungarischen Kommunisten durchgesetzt worden.! 

Doch das war nicht der Fall. Richtig ist, daß die damalige ungarische 
Regierung für diese gegen das Menschen- und Völkerrecht verstoßende 
Vertreibung verantwortlich war, sie aus nationalstaatlichen Gründen ge- 
plant und durchgeführt hat und daß auch die verschiedenen ungarischen 
Parteien die Enteignung und Vertreibung der Deutschen damals forder- 
ten und unterstützten. 

In einem ganzseitigen Artikel in der FAZ? hat Reinhard OLT als Ost- 
experte der genannten Zeitung die Vorgeschichte und den wesentlichen 
Ablauf dieses Vorganges zusammengefaßt. 

Danach wurde nach ausführlichen Beratungen innerhalb der ungari- 
schen Regierung und mit den Parteien am 26. Mai 1945 offiziell eine 
Note an die Sowjetunion gerichtet, in der es hieß: »Die ungarische Regie- 
rungist zudem Entschluß gelangt, daß es notwendig ist, jene Deutschen, 
die die Sache Ungarns verrieten und in den Dienst HITLERS traten, aus 
dem Lande zu entfernen, weil nur auf diese Weise sicherzustellen ist, daß 
der deutsche Geist und die deutsche Unterdrückung nicht mehr darin 
Herr werden.« Moskau wurde dann um das Einverständnis gebeten, die 
zu entfernenden 200000 bis 250000 Deutschen in das Restdeutschland 
auszusiedeln. Die Vertreibung der Ungarndeutschen ging also von Buda- 
pest, nicht von Moskau, aus und wurde bereits vor der Potsdamer Kon- 
ferenz im Juli 1945 eingeleitet. 

Die von der ungarischen Regierung geplante Vertreibung der »Schwa- 
ben* wurde in der Verordnung Nr, 12330 im Ungarischen Staatsanzeiger 
(Magyar Közlöny) Nr, 211 vom 29. Dezember 1945 veröffentlicht. Es heißt 
darin zwar unter anderem: »Aufgrund des Beschlusses der Regierung und 
der Alliierten Kontrollkommission vom 20. November 1945 über die 
Umsiedlung der deutschen Bevölkerung Ungarns nach Deutschland wird 
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verfügt: Zur Umsiedlung sind jene ungarischen Staatsbürger verpflich- 
tet, die sich anläßlich der letzten Volkszählung zur deutschen Nationali- 
tät oder Muttersprache bekannt haben oder die ihren magyarischen Na- 
men wieder in einen deutsch klingenden umändern ließen, ferner 
diejenigen, die Mitglied des Volksbundes oder einer bewaffneten deut- 
schen Formation (SS) waren.« Aber unberechtigt bezog sich die ungari- 
sche Regierung dabei auf die Alliierten und auf die Potsdamer Konfe- 
renz. 

Das Vorhaben der Ungarn überraschte damals nämlich auch die West- 
alliierten, als es dem zuständigen US-Generalmajor KEY und dem briti- 
schen Generalmajor EDGCUMBE auf der Sitzung der Kontrollkommis- 
sion am 16. Juni 1945 von ihrem sowjetischen Kollegen Marschall 
WOROSCHILOW vorgelegt wurde. Auf der Sitzung der Kommission am 
25. Januar 1946 protestierte KEY gegen die Formulierung, daß die Ver- 
treibung »auf Weisung der Siegermächte« oder »auf Anordnung der Al- 
liierten Kontrollkommission« erfolge und setzte statt dessen »mit Ge- 
nehmigung« der Alliierten durch. woroscHILOW stimmte dem zu und 
erklärte bei dieser Gelegenheit, »daß die Deportation das Ergebnis eines 
von der ungarischen Regierung gestellten Antrags« sei und nicht auf 
Wunsch oder Druck von Moskau erfolge. 


Zum anderen waren für die Vertreibung nicht in erster Linie die Kom- 
munisten verantwortlich. Denn zwischen 1945 und 1947 waren vor al- 
lem nationale Parteien in Budapest an der Macht. Unter den sechzehn 
Ministern der ersten Nachkriegsregierung waren nur vier Kommunisten. 

Vor allem die ungarische Nationale Bauernpatrtei rief gegen die »Schwa- 
ben* - so wurden die Deutschen genannt - und zu deren Enteignung auf. 
Ihr Generalsekretär Imre Kovacs erklärte auf einer Versammlung schon 
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Links: Der junge 
Generalsekretär der 


ungarischen Nationa- 
len Bauernpartei, 
Imre xovacs (1913- 
1980), setzte sich für 
die Enteignung und 


N Vertreibung der 


iSchwaben* stark ein. 
Oben: der Stalinist 
Matyas raxosı 


| (1892-1971). 


am 7. April 1945: »Endlich kann Ungarn sein Verhältnis zu Deutschland 
und zu den Schwaben bereinigen. Die Schwaben haben sich selber aus 
dem Körper der Nation herausgerissen und in allen ihren Taten bewie- 
sen, daß sie mit HitleR-Deutschland fühlen. Nun sollen sie auch Deutsch- 
lands Schicksal tragen. Wir werden sie aussiedeln.« Im Parteiorgan der 
Kleinlandwirte Kis Ujsag hieß es am 18. April 1945, das »deutsche Gift« 
müsse entfernt, das »deutsche Geschwür aus dem nun heilenden Körper 
der Nation herausgeschnitten werden«. Als die Kommunisten 1948 die 
Macht übernahmen, gab es sogar erste Erleichterungen für die zurück- 
gebliebenen Deutschen. 1950 hob der Stalinist Matyas rakosı die von 
den Vorgängerregierungen gegen die im Lande verbliebenen Deutschen 
erlassenen Gesetze auf. 

Die Durchführung der Vertreibung der Ungarndeutschen begann am 
19. Januar 1946 mit dem gewaltsamen Abtransport einer ersten Gruppe 
aus dem Budapester Vorort Wudersch (Budaöts), dessen Bewohner zu 
mehr als 85 Prozent aus Deutschen bestanden. In Zügen mit Viehwag- 
gons wurde jeweils rund 1000 Menschen in mehrwöchiger Reise ohne 
Proviant in die amerikanische Zone Deutschlands abgeschoben, wo bald 
US-General Lucius GAY gegen die unmenschliche Behandlung der Ver- 
triebenen protestierte und sich schließlich weigerte, noch mehr der ar- 
men Menschen in seine Zone aufzunehmen, in die schon viele Sudeten- 
deutsche gekommen waren. Nach seinen Angaben kamen 168000 
Ungarndeutsche in die amerikanische Zone bis zum 1. Dezember 1946, 
als er die Aufnahme beendete. Bis zum Sommer 1948 wurden dann noch 
einmal über 50000 »Schwaben« aus Ungarn in die Sowjetzone vertrieben, 
von wo viele anschließend nach Westdeutschland gingen, ein Teil dann 
nach Amerika auswanderte. Parallel dazu waren rund 64000 Deutsche 
aus Ungarn in die Sowjetunion zur Zwangsarbeit verschleppt worden, 
von denen dort 16000 umkamen. Insgesamt wurden 225000 »Schwaben« 
vertrieben. 

Nach dem Umschwung im Osten hat sich 1990 das erste freigewählte 
ungarische Parlament offiziell für das Verbrechen der Vertreibung ent- 
schuldigt, und das Verfassungsgericht in Budapest hob alle Bestimmun- 
gen auf, die zur Grundlage der Vertreibung dienten. Im Jahre 1993 wurde 
für Ungarn ein Minderheitengesetz verabschiedet, das Selbstverwaltung 
auch für die Ungarndeutschen einführte, so daß es ihnen heute als Volks- 
gruppe besser geht als etwa den die Mehrheit des Landes stellenden Deut- 
schen im Elsaß. Rolf Kosiek 
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>Operation Weichsel<. 
Die polnische Vertreibung der Lemken 


n Prospekten deutscher Reiseunternehmen! findet sich der Hinweis, 


daß die in den polnischen Karpaten ansässige ukrainische Volksgrup- 
pe der Lemken (polnisch: Lemki) in der Folge des Zweiten Weltkriegs 
einem Völkermord zum Opfer gefallen sei. Der deutsche Leser — meist 
schuldbewußt - meint dann sofort, daß hier wieder sein >Tätervolk< Ver- 
brechen begangen habe. Das trifft jedoch nicht zu. Mit Rücksicht auf 
Warschau verschweigt die deutsche Touristikbranche, daß hier die Polen 
ein weiteres, wenig bekanntes Vertreibungsverbrechen begingen, und zwar 
an Ukrainern, 

Die Tatsachen sind:? In den unteren Beskiden, dem nördlichen, polni- 
schen Zweig der Karpaten, siedelten seit langem die Lemken, ein zum 
ukrainischen Volk gehöriger Stamm mit griechisch-katholischer Religion 
und altem Brauchtum, der vor allem als Viehzüchter tätig war. Während 
des Zweiten Weltkrieges kämpften ukrainische Partisanen für die Unab- 
hängigkeit ihres Volkes, die 1918 für kurze Zeit bis 1921 bestanden hatte. 
Ihre wichtigsten Organisationen waren die UPA und die OBN, deren 
Gegner sowohl die Sowjets als auch die Deutschen während der Besat- 
zungszeit waren. Nach 1945 kämpften die ukrainischen Patrioten im 
Untergrund weiter gegen Polen und Russen, wobei sie von britischen 
und amerikanischen Geheimdiensten unterstützt wurden. Sie unterhiel- 
ten auch Verbindungen zu den >Waldbrüdern< im Baltikum, die ebenfalls 
als Partisanen sich gegen die sowjetischen Besatzer noch jahrelang nach 
Kriegsende wehtten. 

Ein wichtiges Ziel der UPA war die Verhinderung von Deportationen 
in die Sowjetunion als Folge des polnisch-sowjetischen oder polnisch- 
ukrainischen Abkommens und des Bevölkerungsaustausches im Zusam- 
menhang mit der Rücknahme des 1921 im polnischen Angriffskrieg er- 
oberten >Ostpolens< durch Moskau. Maßnahmen dazu waren die 
Zerstörung des sowjetischen Verwaltungsapparats, Sabotage und die Ver- 
breitung antisowjetischer Propaganda. NKWD-Offiziere, KP-Parteimit- 
glieder und Kollaborateure wurden dabei auch ermordet. 

Polens Bestreben nach 1945 war hingegen die Errichtung eines ein- 
heitlichen Nationalstaates und die Beseitigung der seit Jahrhunderten 
bestehenden Spannungen mit den Ukrainern auf seinem Boden. Daher 
nahm es von Oktober 1944 bis August 1946 die Gelegenheit wahr, die 
meisten Ukrainer aus seinem Land in die Sowjetunion zu deportieren. 
Mehrere polnische Divisionen vertrieben insgesamt 486000 Ukrainer aus 
dem neuen östlichen Polen mit barbarischen Methoden einschließlich 
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So in: Die Landpar- 
tie, Radeln und 
Reisen, 25438 
Tornesch 2003. 


? Or set Subtelny, 
Ukraine - a History, 
University of 
Toronto Press, 
Toronto 1994, 
Adalbert LHwAN- 
DowskI, Umbruch 
und Kontinuität, 
Kovac, Hamburg 
2000. 





Denkmal des 
polnischen Generals 
Karol swirrczewskiı in 
Jablonki neben 

dem Berg Walter. 
Ob UPA-Aktivisten 


tatsächlich für den 
Tod des Generals 
verantwortlich wa- 
ren, ist nach wie vor 
umstritten. 


Vergewaltigungen, zunächst nach Osten. Das Gebiet südlich von Gotlice, 
die Heimat der Lemken im südöstlichen Polen, war bis 1947 weitgehend 
von den Umsiedlungen ausgenommen. 

: i r Am 23. März 1947 ermordete die 
UPA den polnischen General Ka- 
rol swIERCZEWSKI, Dies benutzte 
Warschau als Vorwand, gegen die 
noch in Polen verbliebene Volks- 
gruppe der Lemken die »Operation 
Weichsel« durchzuführen, weil sie 
die UPA-Freiheitskämpfer verpflegt 
und ihnen Unterschlupf gewährt 
hatten. Gemäß der damals gelten- 
den Kollektivschuld these bezeich- 
nete man sie als »Handlanger der 
ukrainischen Separatisten«, als Ban- 
diten und Terroristen. 

Das Präsidium der polnischen 
Ministerrats beschloß am 24. April 
1947 die Deportation der Lemken, 
die der General Stefan mosor mit 
sechs Divisionen und sieben Regi- 
mentern durchführte. Den Zwangs- 
umsiedlern blieben nur wenige 
Stunden Zeit, um ihre Habe auf 

Leiterwagen zu packen. Wer sich zur 
Wehr setzte, wurde von den eskortierenden Soldaten erschossen. Auch 
auf der Rampe von Auschwitz fand eine Selektion statt. Nach dem Ver- 
hör wurden 4000 Personen im KZ Jaworzno, einem Nebenlager von 
Auschwitz, ohne Gerichtsbeschluß eingesperrt, Bauern, Lehrer, Priester, 
Ärzte, Rechtsanwälte, Frauen, auch Schwangere und Kinder. In den er- 
sten Monaten starben 163 Häftlinge infolge von Folter, Mißhandlungen, 
Hunger und Seuchen. 

Insgesamt wurden 150000 Lemken bei der »Operation Weichsel« aus 
ihrer Heimat gerissen, und nicht nach Osten, wie vorher die anderen 
Ukrainer, sondern nach Westen in die »wiedergewonnenen Gebiete« (Öst- 
deutschland) transportiert, auf Schlesien, Pommern, Danzig und Ost- 
preußen verteilt. Da keine Dokumente vorhanden sind, kann niemand 
die genaue Zahl der Todesopfer dieser Maßnahme angeben. Es gibt ein 
Dokument des verantwortlichen Generals Mossor, das Belohnung für 
Personen aussetzt, die »Banditen« töten oder gefangen nehmen und zum 
Hauptquartier bringen. 
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Fin weiteres Ziel der »Operation Weichsel« war die Polonisierung der 
Lemken. Dazu wurden bei der Vertreibung die Familien auseinanderge- 
tissen und in den »wiedergewonnenen Gebieten< zerstreut, so daß sie kei- 
ne zusammenhängenden Gruppen mehr bilden konnten. Wegen ihres 
»Banditenstatus< hatten die Lemken auch kein Recht auf eigenes Land. 
Der antiukrainische Haß, den die damals in dem ehemaligen Ostdeutsch- 
land lebenden Polen besaßen, war so stark, daß die Lemken aus Angst 
vor weiteren Nachteilen auf ihre Muttersprache verzichteten und selbst 
oft ihren Kindern ihre ethnische Herkunft verschwiegen. Diese feindli- 
che Einstellung der Polen führte zu einer wirksamen, langanhaltenden 
Prägung eines abfälligen Typs des Ukrainers. 

Das von den vertriebenen Lemken verlassene Land wurde im über- 
wiegenden Maße nicht wieder besiedelt, auch nicht von den aus »Ostpo- 
len< nach Westen umgesiedelten rund 1,5 Millionen Polen, da diese die 
von den Deutschen nach deren Vertreibung »wiedergewonnenen Gebie- 
te* aus naheliegenden Gründen bevorzugten. Die Mehrheit der Bauten, 
vor allem die Kirchen, in der 77 
alten Heimat der Lemken in 
den Beskiden wurde abge- 
brannt, so daß diese Region 
bis in die siebziger Jahre fast 
unbewohnt blieb. Die tau- 
sendjährige Kultur und die 
Berglandwirtschaft wurden 
vernichtet. 

Nach der Vertreibung war 
es den Lemken verboten, ihre 
neue Region mit der ihnen 
feindlichen polnische Bevöl- 
kerung zu verlassen, Zuwi- 
derhandelnde wurden in KZs 
verbracht. Ebenso wurden 
ihnen eigene Schulen, der 
Unterricht in ihrer Mutter- 
sprache und die griechisch-ka- 
tholische Religion verboten. 

Erst als um 1956 im bol- 
schewistischen Regime ein 


3 Der Große Brockbaus in zwölf 
Bänden, Brock haus, Wiesbaden 
1955, S. 173. 
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Ein bekannter Lemke 
war der Maler nıxı FÜR 
(eigentlich Epifan 
DROWNIAK, 1895 - 
1968); eines seiner 
Gemälde, »Bischof 
und Kathedrale«. 


er Yun 24 


»Tauwetter* einsetzte, erhielten die Vertriebenen einige Freiheiten, die ihnen 
die Organisation ihres kulturellen Lebens und den muttersprachlichen 
Unterricht gestatteten. Einige Tausend von ihnen kehrten in ihre alte 
Heimat in den Karpaten zurück. Der Große Brockhaus von 19553 ver- 
merkt die Lemken noch dort, ohne allerdings ihre vorherige Vertreibung 
und den Untergang der Volksgruppe überhaupt zu erwähnen. 

Am 3. August 1990 verurteilte der polnische Senat die »Operation 
Weichsel*. Im Jahre 1995 stellte die Staatsanwaltschaft in Kattowitz fest, 
daß an den Häftlingen im KZ Jaworzno Verbrechen gegen die Mensch- 
lichkeit begangen worden seien. 

1990 wurde die »Union der Lemkem {>Ihe Union of Lemkos*) als Teil 
der »Union der Ukrainer in Polen* (>The Union of Ukrainians in Poland*) 
zur besseren Vertretung der Rechte der Lemken gegründet.* 1997 war 
die Union der Lemken auf dem 43. Kongreß der Bundesunion der euro- 
päischen Nationalitäten vom 8. bis 10. Mai 1997 in Pörtschach, Öster- 
reich, vertreten und gab? einen Bericht über die Lage der Volksgruppe. 

Die deutschen Reiseprospekte sprechen also mit Recht von Völker- 
mord an den Lemken im Sinne der Völkermordkonvention der UNO 
von 1948 . Danach bedeutet »Völkermord* Handlungen, die eine natio- 
nale, ethnische, rassische oder religiöse Gruppe als solche ganz oder teil- 
weise zerstören, wobei die Absicht dazu schon das entscheidende Mo- 
ment ist. Die Prospekte sollten aber auch die Täter nennen und nicht 
den Eindruck erwecken, daß es die Deutschen statt der Polen waren.® 

Friedrich Karl Pohl 
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* Schreiben von Waclaw sZLANTA, dem Vorsitzenden der Lern ken, G or lice (Po- 
len), vom Januar 1997 zur Lage der Lemken im gegenwärtigen Polen, 

> Vatra, Special edition by the Union of Lemkos in Poland, Gorlice 1997, Petro 
FZAFRAN u. Waclaw FZLARN, The Situation of the Ukrainian National Minority in the 
‚bresent-day Poland, Gotlice 1997, 

6 Die Ukrainer hatten wie die Volksdeutschen in Polen schon ab 1918 in den 
polnischen Konzentrationslagern zu leiden. 
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Die Zerstörung des Kaiser Wilhelm-Denkmals 
am Deutschen Eck 


D; Alliierten, besonders die Anglo-Amerikaner, führten angeblich 
den Zweiten Weltkrieg auch mit dem Ziel, den deutschen »Barba- 
ren* Kultur beizubringen und sie in die Gemeinschaft der »gesitteten 
Völker* zurückzuführen. 

Doch im Gegensatz zu solch hehren Worten stand die Praxis 1945, 
Das erkennt man zum Beispiel an der Behandlung alter deutscher Kul- 
turdenkmale durch die alliierten Besätzungstruppen. Wenn man noch 
ein gewisses Verständnis dafür haben kann, daß die eindrucksvollen Bauten 
aus der NS-Zeit - etwa in den Hauptstädten der Bewegung Nürnberg 
oder München - geschlei ft wurden, so gibt es kaum eine Entschuldigung 
für die mutwillige Zerstörung lange vor dem Dritten Reich errichteter 
historischer Denkmäler. So dienten das 1875 eingeweihte Hermanns- 
denkmal auf der Grotenburg im Teutoburger Wald oder das 1896 er- 
richtete Denkmal Kaiser WILHELMS I. auf dem Wittekindsberg oberhalb 
der Weser an der Porta Westfalica bei Minden 1945 den übermütigen 
alliierten Truppen als Zielscheiben für ihre Schießkünste. Der Verfasser 
erinnert sich noch von Besuchen in den ersten Nachkriegs jähren an die 
von vielen Schüssen durchlöcherten Figuren dieser Denkmäler, die spä- 
ter aufwendig restauriert werden mußten. Dabei wurde Kaiser WILHELM I., 
der segnend seine rechte Hand über das Land an der Weser hielt, unter- 
stellt, damit den»Nazi-Gruß< auszuführen und somit der verste Nazi* ge- 
wesen zu sein. Es soll nach dem Zweiten Weltkrieg überlegt worden sein, 
um solche Mißdeutungen für die Zukunft auszuräumen, bei der Restau- 
rierung die ausgestreckte rechte Hand des Kaisers zur geballten Faust 
umzuformen, was dann aber doch unterblieb. 


Während man diese Zerstörungen noch als bedauernswerte Entglei- 
sungen untergeordneter namenloset alliierter Kulturbanausen, wie es sie 
in jedem Heer gibt, entschuldigen könnte, gilt das nicht für das Schicksal, 
das dem 1897 eingeweihten Denkmal Kaiser WILHELMS 1. am Deutschen 
Eck in Koblenz widerfuhr. Das Reiterstandbild des ersten Kaisers des 
zweiten Deutschen Reiches wurde im März 1945 von Amerikanern völlig 
zerstört - und zwar mutwillig und anscheinend auf höchsten Befehl hin. 
Diese Tat wurde einmal einem US-Sergeanten zugeschrieben.! Endar- 
vend ist, was zum anderen der US-Colonel A. ALLE.N in seiner Geschichte 
der amerikanischen 3. Armee dazu festgehalten hat.” Er schildert dort 
den Besuch des damaligen westalliierten Oberkommandierenden, des US- 
Generals und späteren Präsidenten der Vereinigten Staaten, Dwight D. 
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1 So in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 
18. 10. 1986. 


2 S. ALLEN, Lucky 
Forward, Vanquard 
Press, New York 
1947, S. 339; zitiert 
von Herbert 
FRANZMANN in: 
Leserbrief »Zerstö- 
rung von Eisen- 
hower angeord- 
net?« in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 
"29. 10. 1986. 


Das von Reinhold 


BEGAS geschaffene 


und 1897 eingeweih- 
te Kaiser-Wilhelm- 
Nationaldenkmal 
für Berlin ist nicht 
mehr erhalten. Das 
im selben Jahr ent- 
hüllte Kaiser-Wil- 
helm-Denkmal am 
Deutschen Eck in 
Koblenz stand in 
direkter Konkurrenz 
zum Berliner Bau. 


EISENHOWER, im Hauptquartier des US-Generals parron und führt dann 
aus: »EISENHOWER verbrachte die Nacht in parrons Hauptquartier und 
wohnte am nächsten Morgen der Befehlsausgabe bei. An ihrem Ende wid- 
mete er PATTON und dem ganzen Stab herzliche Worte der Anerkennung 
und schloß gutgelaunt mit den Worten: >Geotge (PATTON), bitte veranlas- 
sen Sie für mich noch die Beschießung des riesigen eisernen Denkmals, 
das die Deutschen einem ihrer Kaiser am Rheinufer in Koblenz errichtet 
haben. Dieser metallene Koloß würde sich wesendich besser auf dem Grun- 
de des Rheines ausnehmen, als weiterhin in den Himmel zu ragen. Außer- 
dem käme dies ihrer (der Deutschen) geistigen Entwicklung zugute.< 

>Mit Freuden, General<, antwortete PATTON. >Wir werden das bißchen 
für Sie unverzüglich erledigen. Es wird uns ein Vergnügen sein.< Zwei 
Tage später erzielten Jagdbomberpiloten des XIX. Taktischen Geschwa- 
ders direkte Treffer auf dem hoch aufragenden 50 Tonnen schweren 
Denkmal Kaiser wiLHELMS ı., daß es zerschmettert von seinem steiner- 
nen Sockel stürzte.« 


Eines der bekanntesten nationalen Symbole in Deutschland wurde also 
demnach auf Befehl von höchster alliierter Stelle zerstört — mit der aus- 
drücklichen Begründung, damit der »geistigen Entwicklung«, sprich Um- 
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erziehung, der Deutschen zu dienen, indem man ihnen die Erinnerung 
an ihren großen, auch bei Siegen maßvollen Kaiser raubte. Dem genann- 
ten Text kann zudem mit einiger Wahrscheinlichkeit entnommen wer- 
den, daß EJSENHÖWER nicht einmal wußte, welchem Kaiser das Denkmal 
gewidmet war. 





Auf derselben Linie liegt die alliierte Zerstörung anderer Kulturgüter, 
etwa die militärisch unnötige Vernichtung der Kunstmetropole Dresden 


19453 oder des alten ehrwürdigen Klosters Monte Cassino in Italien 1944.* 


Demgegenüber ist kein Fall bekannt, daß deutsche Soldaten in ähnli- 
cher Weise mutwillig ausländische Kulturgüter in besetztem Land zer- 
störten. Dafür gibt es bezeichnende Fälle des deutschen Kunstschutzes 
in beiden Weltkriegen.? 

Es dürfte klar sein, auf welcher Seite die wirklichen Barbaren standen. 

Bezeichnend für die damalige Zeit verlief dann das weitere Schicksal 
des Koblenzer Denkmals. 

Die Trümmer wurden von den französischen Truppen als Altmetall 
losweise vergeben. Ein Auslandsdeutscher sah den Kopf des Kaisers un- 
ter den Trümmern liegen, erstand ihn und brachte ihn bei einem Bauern 
in der Scheune in Sicherheit. Nachforschungen der Franzosen fanden 
den Metallkopf nicht. Nach 13 Jahren, als der Eigentümer Deutschland 
wieder verlassen mußte, übergab er den Kopf einem Kunsthändler, der 
ihn der Stadt wie dem Land vergeblich anbot.° 

Am Deutschen Eck wurde im Mai 1953 ein Mahnmal zur deutschen 
Einheit errichtet. Im Jahre 1958 verstärkte sich die Diskussion über die 
Wiedererrichtung des Denkmals, und der Koblenzer Stadtrat beschloß, 
einen Ausschuß zur endgültigen Gestaltung des Denkmals einzusetzen. 
Am 30. März 1983 wurden dann >ak Ersatz< drei Bodenplatten mit dem 
Relief Kaiser WILHELMS I. eingeweiht. 

Der Koblenzer Rechtsanwalt Dr. Werner THEJSEN und seine Frau Anne- 
liese bewirkten dann eine Wendung der Dinge, als sie am 14. November 
1987 bekanntgaben, daß sie, notariell beglaubigt, rund drei Millionen Mark 
für eine Erneuerung des Reiterstandbildes spenden würden. Der rhein- 
land-pfälzische CDU-Ministerpräsident VOGEL lehnte im Februar 1988 
die Schenkung unter Hinweis auf die Bestimmung des Denkmals als 
»Mahnmal der deutschen Einheit« ab. Dennoch bestellte eine inzwischen 
gegründete »Bürgerinitiative Deutsches Eck* eine Nachbildung des Denk- 
mals bei dem Düsseldorfer Bildhauer Raimund KITTL, Eine im Sommer 
1989 von der Landesregierung eingesetzte Expertenkommission emp- 
fahl am 7. September 1989, von einer Wiederherstellung des Denkmals 
abzusehen. Die Ratsfraktionen von CDU, FDP und Freier Bürgergrup- 
pe beantragten jedoch, daß die Verwaltung die Aufstellung des Standbil- 
des vorbereite. Die städtische SPD setzte sich dagegen für ein »Denkmal 
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Dwight D, 
EisENHOwer. 


3 Siehe Beitrag Nr, 
286, »Keine Tief- 
flieger in Dresden?« 


* Siehe Beitrag Nr. 
198, »Kloster 
Monte Cassino kein 
deutscher Militär- 
stützpunkt«. 


' Siehe Beitrag Nr. 
199, »Wer plünderte 
in Monte Cassino?« 

Für den Ersten 
Weltkrieg siche 
Kaiser WILHELM I., 
Ereignisse und 
Gestalten 1878- 
1918, K. F. Koeh- 
ler, Leipzig-Berlin 
1922, S. 221 £. 

6 Guido ZÖLLER, 
»Des Kaisers 
Kopf«, in: Rheini- 
scher Merkur, 29. 1. 
1965, S. 8. 





Das Reiterstandbild 
Kaiser wı.neLms IL. am 
Deutschen Eck nach 
der Wiederherstel- 
lung. 


zur Deutschen Einheit in einem zusammenwachsenden Europa« ein, was 
aber keine Mehrheit fand. Kurz vor der kleinen deutschen Wiederverei- 
nigung am 3. Oktober 1990 nahm die 
CDU-Landesregierung im September 
1990 die hochherzige Schenkung des 
Rechtsanwaltsehepaars an. Gegner des 
Denkmals, vor allem von den Grünen, pro- 
testierten gegen ein neues Reiterstandbild, 
wobei sie auf den Einsatz des späteren Kai- 
sers als >Kartätschenprinz< 1848/49 gegen 
demokratische Aufständische hinwiesen. 
Die Kultusministerin Dr. Rose GÖTTE der 
neuen SPD-Landestegierung erklärte am 
14. November 1991 nach Prüfung der 
rechtlichen Möglichkeiten zu dem von den 

Linken gewollten Ausstieg aus dem Schen- 
kungsvertrag, daß das Standbild nicht auf 
den alten Sockel, sondern in einen Skulp- 
turenpark am Fuße des Denkmals kom- 
men solle. Eine daraufhin eingereichte 
Klage der Schenker vom Januar 1992 ge- 
gen das Land auf Erfüllung des Schen- 
kungsvertrages wurde damit erledigt, daß 
das Land dem Bürgerwillen nachgab, der 
Stadt Koblenz das Grundstück am Deut- 
schen Eck schenkte und einen Zuschuß 
von 1,1 Millionen DM zu den Sanierungs- 
kosten von 2,5 Millionen DM zusagte. Das fast 70 Tonnen schwere neue 
Denkmal kam am 16. Mai 1992 in Koblenz an, der Gemeinderat stimmte 
am 4. Juni 1992 dem Angebot des Landes zu. Noch fehlende Mittel von 
rund 350000 DM wurden durch Spenden gedeckt. Die Aufstellung des 
Denkmals wurde trotz Protesten von linker Seite vollzogen. Seitdem 
grüßt Kaiser WILHELM 1. als Reiter wieder an seiner alten Stelle vom 
Deutschen Eck. 


Ein ähnliches Kulturbewußtsein wie General EISENHÖWER soll ein US- 
General gezeigt haben, als er nach der >Eroberung< der von den Deut- 
schen nicht verteidigten Offenen Stadt Rom am Colosseum vorbeifuhr 
und erklärte: »Da haben unsere Jungs von der US Air Force ja gute Ar- 
beit geleistet!« Rolf Kosiek 


Reinhard KALLENBACH, »Eine »unendliche« Geschichte«, in: Rhein-Zettung, 3. 9. 
1993. 
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Als Gefangener beim US-Kunstraub 


U* den Raub von Kunstschätzen durch US-Militärs 1945 wurden 
an anderem Ort mehrere Beispiele angeführt.! Aufgrund der Schil- 
derung dieser Vorgänge in Oberösterreich meldete sich ein als Kriegs- 
gefangener damals zur Vorbereitung des Abtransports der Kunstgegen- 
stände befohlener junger Deutscher, der weitere Einzelheiten über den 
US-Raub aus eigenem Erleben mitteilen konnte. Er berichtete,? daß er 
Mitte September 1945 als US-Gefangener in eine Kaserne der Stadt Enns 
an der Enns verlegt worden sei. »Nach wenigen Tagen wurden wir zu 
Arbeiten herangezogen. Mit ca. 70 Mann auf zwei LKW fuhren wir täg- 
lich, drei Wochen lang, von Enns nach St. Florian in das Chorherrenstift 
oder Kloster St. Florian (die Wirkungs- und Begräbnisstätte Anton BRÜCK- 
NERS). Das Kloster wollten die Amerikaner mit einem Infanterie-Regi- 
ment belegen, und unsere Aufgabe war es, das Stift auszuräumen. .. 

Meines Wissens waren im Stift die Möbel und das Inventar des Schlos- 
ses Berlin und des Neues Palais in Potsdam vor den Fliegerangriffen der 
Alliierten ausgelagert. Eine Frau, Mitte 50, aus Berlin war für die Rück- 
führung zuständig. Die Aufsicht führten drei amerikanische Offiziere, 
ein Major und zwei Hauptleute durch. Alle drei waren Juden, die in den 
30er Jahren Deutschland verlassen hatten. Sie sprachen untereinander 
englisch, mit der Frau deutsch und, wenn sie uns Weisungen erteilten, 
auch deutsch. 

Ich war bei dem Kommando, das jeden Tag eine Anzahl von Kisten 
aufbrechen, den Inhalt auspacken und übersichtlich aufstellen mußte, so 
daß die Offiziere alles begutachten konnten. Sie entschieden dann, 

was nach Berlin zurück kann, 

was in die USA geht, 

was die Offiziere für sich persönlich ausgewählt hatten. Es waren be- 
sonders wertvolle Möbel, Bilder, Vasen, Geschirr usw. Diese wurden bei- 
seite gestellt und jeden Tag in eine Arztvilla gebracht, in der die Offiziere 
ihr Quartier hatten. 

Eine andere Gruppe mußte die Möbel usw. auf die LKW verladen 
und zum Bahnhof schaffen. Auf dem Bahnhof standen offene Wag- 
gons, in diesen wurden die Möbel usw. nach Berlin verladen. Die Möbel, 
vor allem Kisten, die für die USA bestimmt waren, wurden in amerikani- 
sche, geschlossene Waggons verladen. 


! Beitrag Nr. 317, »Amerikaner rauben Goldzug, Fürstenschatz, Bankgold und 
Handschriften«. 
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Es gab oft Streit zwischen den Offizieren und der deutschen Frau, 

und sie hat oftgeweint. Die Offiziere traten als Sieger, ja als Götter auf... . 

Besonders angetan waren wir von den Mönchen des Stifts, sie hatten 
die Räume unter Verschluß und verstanden es geschickt, einige Stücke zu 
verstecken, wenn die Offiziere nicht zugegen waren. Wertvolle Teppi- 
che, Fenster- und Wandbehänge wurden unter der Kirche in Kellerge- 
wölben verstaut. Mein bester Freund hat beim Tragen mehrmals gehol- 
fen und später zum besten gegeben, daß sie unter den großen Teppichen 
in die Knie gegangen sind. Von den Mönchen wurde ihnen immer etwas 
Eßbates zugesteckt.. .« 

Erwähnenswert ist auch, was der Betreffende über die Vorgeschichte 
schrieb: »Ich bin Jahrgang 1926, war Angehöriger der 12. SS-Panzer-Di- 
vision >Hitlerjugend< und von Mai bis November 1945 in Österreich in 
amerikanischer Kriegsgefangenschaft. Der größte Teil der Division war 
geordnet nach Rgt., Bd./Abt. und Kp./Bttr. bei Enns an der Enns in die 
Gefangenschaft marschiert oder gefahren. Nach ca. vier Wochen wur- 
den die Offiziere und wenig später die Unterführer ab 21 Jahre in andere 
Lager verbracht. Für den Rest, Mannschaften und Unterführer unter 21 
Jahre, ca. 12-15000 Mann, wurde auf freiem Feld, nahe der Donau, ein 
Speziallager errichtet. Alle lagen auf dem nackten Boden, und nur wenige 
hatten eine Zeltbahn oder eine Decke. Essen und Trinken (Wasser) gab 
es unregelmäßig, zu wenig und schlecht. Anfang September 1945 konn- 
ten viele nur noch gestützt zum täglichen Zählappell gehen. Wir waren 
alle auf 40 bis 50 kg abgemagert. Die Zahl der Hungertoten nahm stän- 
dig zu. Das Internationale Rote Kreuz hatte vom Lager Kenntnis be- 
kommen, und das Lager wurde Mitte September 1945 aufgelöst. Ich kam 
mit 500 Mann des Artillerie-Regiments in eine Kaserne der Stadt Enns. 
In den Unterkünften lagen die Amerikaner, und wir bezogen die Pferde- 
ställe, Im November 1945 folgte die Verlegung nach Deutschland, am 
26. Februar 1946 die Übergabe an die Franzosen. Die Entlassung fand 
am 1, Dezember 1948 statt.« 

Herr GAFFRy war von 1951 bis 1956 beim Bundesgrenzschutz in der 
Wach-Abteilung in Bonn, anschließend bei der Bundeswehr. Er war von 
1960 bis 1980 im Bundesministerium der Verteidigung im Referat Militär- 
wissenschaft tädg. Letzter Dienstgrad war Hauptmann und Diplom- 
Dokumentar, Rolf Kosick 


2 Schreiben des Herrn Ullrich GAFFRY, Bonn, vom 22. 3. 2007 u. 23. 4. 2007 an 
den Verfasser. Originalbriefe im Archiv des Verfassers. 
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Wer lockte die >Wilhelm Gustloff< in die Falle? 


m 30. Januar 1945 versenkte das sowjetische U-Boot >S13< durch 

drei Torpedotreffer die mit Flüchtlingen und zahlreichen Verwun- 
denen überladene »Wilhelm Gustloff*. Hätte die größte Katastrophe der 
Seefahrt, bei der 9343 Menschen den Tod fanden, verhindert werden 
können? 

In der Vorkriegszeit war die 25 480 BRT große »Wilhelm Gustloff< das 
Flaggschiff der Organisation »Kraft durch Freude< (KdF). Während des 
Krieges wurde sie nach einer Lazarett-Zwischenkarriere als Wohnschiff 
für die in Gotenhafen-Oxhöft stationierte zweite Untersee boot-Lehrdi- 
vision (2. ULD) verwendet. 

Als die 2. ULD wegen der geplanten Räumung des Stützpunktes Heia 
nach Westen verlegt werden sollte, gehörte auch die »Wilhelm Gustloff< 
im Januar 1945 dazu. Ursprünglich sollten vor allem Angehörige der U- 
Boot-Lehrdivision nach Westen gebracht werden, hinzu kamen von der 
NSDAP bestimmte Ixute, die spezielle Ausweise der Kreisleitung be- 
kommen sollten. Schließlich wurden weit darüber hinaus viele tausend 
Flüchtlinge, vor allem Frauen und Kinder, vom Schiff aufgenommen. 

Für die Sicherheit der Geleite nach Westen war im Hafen von Hela die 
9. Sicherungs-Division der Kriegsmarine zuständig. 
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Der vormalige KdF- 
Dampfer »Wilhelm 
Gustlofft. Entgegen 


‚ früheren Zahlen ka- 


men am 30. Januar 
über 9000 Passagiere 
ums Leben. Nach 
zwei Tagen Einschif- 
fung seien nämlich 
die Schiffslisten aus- 
gegangen und die 
Schreibkräfte völlig 
überfordert gewesen. 
Siehe Beitrag Nr. 
281, »Die größte 
Schiffskatastrophe 
aller Zeiten«, 


' Cajus BEKXER, 
Flucht übers Meer, 
Stalling, Oldenburg 
1964, S. 180-183 


(Frage der Abfahrt). 


? Heinz schön, 
SOS Wilhelm 
Gustloff. Die größte 
Schiffskatastrophe der 
Geschichte, Motor- 
buch, Stuttgart 
1998. 


Nun geschahen merkwürdige Vorgänge, die zu der großen Katastro- 
phe fuhren sollten. 

Am 29, Januar 1945 fiel bei der 9. Sicherungs-Division auf, daß die 
»Wilhelm Gustloff< Dampf aufmachte und Vorbereitungen zum Auslau- 
fen traf. Korvettenkapitän LEONHARDT von der 9. U-Boot-Division ver- 
suchte verzweifelt, das Auslaufen der >Gustloff< zu verhindern, da er noch 
nicht in der Lage war, einen ausreichenden Geleitschutz zu gewähren. 
Nur ein, zwei Tage später hätte er sichere Geleitzugkräfte zur Verfügung 
stellen können. Doch das akzeptierte der Kommandeur der 2. ULD ge- 
nauso wenig wie auch den eindringlichen Bericht von LEONHARDT über 
die Feindlage in der östlichen Nordsee. 

Eine merkwürdige Eile zur Abfährt trat immer deutlicher hervor. 

Kapitän LEONHARDT versuchte nun über seinen in Lindau sitzenden 
Chef der 9. Sicherungs-Division, Fregattenkapitän voN PLANC, das vor- 
zeitige Auslaufen des Dampfers mit Tausenden von Menschen ohne er- 
fahrenes Geleit zu verhindern. LEONHARDT sagte zu VON PLANC: »Aber 
sie werden auslaufen, Kapitän. Sie wollen ein paar Torpedofangboote als 
symbolischen Schutz mitlaufen lassen. Wie soll ich das verhindern?« VON 
PLANC teilte nach kurzem Überlegen mit, daß er die Lage sofort an den 
>Admiral östliche Ostsee* melden werde und auch die Seekriegsleitung in 
Berlin benachrichtigen wolle. Bevor aber noch irgendeine Entscheidung 
von >oben< eintraf, warf die »Wilhelm Gustloffi in Gotenhafen die Leinen 
los. 

Großadmiral Karl DONITZ, der chemalige Oberbefehlshaber der Kriegs- 
marine, sagte in der Nachkriegszeit dazu, daß die 2. ULD in der Ostsee 
zwar unabhängig operieren konnte, in dem Augenblick aber, als sie nach 
Westen verlegte, dieser Transport wie jeder andere ganz klar unter die 
Verantwortung der 9. Sicherungsdivision fiel. Insofern hätte die >Gust- 
loff<alsonichtauslaufen dürfen.! 

In der Zwischenzeit wurde am 25. Januar 1945 die Räumung der 1, U- 
Boot-Lehrdivision aus Pillau erfolgreich abgeschlossen. Ohne jede Feind- 
einwirkung hatten die Schiffe >Robert Ley<, »Pretoria*, >Ubena< und >Dua- 
k(, gesichert durch Schiffe der 9. Sicherungs-Division, ihren Zielhafen 
erreicht. 

Noch einmal gab das Schicksal der »Wilhelm Gusdoff* eine Chance, 
als das vollbeladene >KdF<-Schiff erneut ankerte, um auf das Schiff >Hana< 
zu warten. Korvettenkapitän ZAHN, Führer der U-Boote-Ausbildung, gab 
jedoch telefonische Anweisung, sofort allein nur mit dem Torpedoboot 
>Löwe< nach Westen zu marschieren. 

Natürlich war die Alleinfahrt des Schiffes auf der Kommandobrücke 
der »Wilhelm Gusdoff< nicht unumstritten. Die Kapitäne PETERSEN und 
ZAHN sowie die Fahrkapitäne WELLER und KÖHLER, deren Navigations- 
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offizier VOLLRAT und Korvettenkapitän zAHn (Kriegsmarine) hatten unter- 
schiedliche Meinungen. 

Gleichzeitig mit dem Auslaufen der »Wilhelm Gustloff< hatte am 30. 
Januar 1945 das sowjetische U-Boot »S-13< unter Kapitän MARINESKO die 
Höhe von Heia erreicht. MARINESKO entschloß sich, >S13< auftauchen zu 
lassen und auf seine Beute zu warten. 

Gegen 18 Uhr erschien plötzlich ein Funkmaat mit einem Funkspruch 
auf der Brücke der»Wilhelm Gustloff »Auch das noch. . .I« kommentierte 
dieser das Papier, aus dem er den Text überflogen hatte, »ein aus mehre- 
ren Fahrzeugen bestehender Minensuch verband läuft uns in geöffneter 
Formation mit zwölf Seemeilen Fahrt genau entgegen!« Kapitän PETER- 
S5EN stellte fest, daß dies Kollisionsgefahr bedeutete, und befahl Positi- 
onslichter zu setzen, bis der Verband vorüber sei. Dies tat er gegen den 
energischen Widerspruch anderer Offiziere auf der Brücke, die entschie- 
den gegen das Setzen der Positionslichter waren. Schon vorher hatte es 
heftige Auseinandersetzungen wegen PETERSENS Anordnung gegeben, bei 
anbrechender Dunkelheit Seiten- und Dampferlichter zu setzen. Es ging 
darum, ob die Gefahr einer Kollision oder der Entdeckung durch ein 
feindliches U-Boot größer war. Dabei setzte sich der zweite Offizier Paul 
VoiJ.RATH, ein erfahrener Handelsschiffsoffizier, durch, der die Auffas- 
sung vertrat, daß es vollkommen genüge, mit der schwach brennenden 
blauen Lampe über dem Heck zu fahren. Nun aber wurden die vollen 
Positionslichter gesetzt, das grüne an Backbord, das rote an Steuerbord. 
Die Folgen sollten fatal sein. 

Gab es aber den Minensuchverband überhaupt? Jahrelangwurde dann 
verbreitet, daß es länger gedauert hätte, bis der angekündigte Minen- 
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Die Marschroute der 
»Wilhelm Custloff*. 





Die iWilhelm 
Gustloff< geht unter. 


3 I leinz scHön, 

Die Gustloff-Katastro- 
‚bhe, Motorbuch, 
Stuttgart 62002, 

s. 252 u. 264 f.; 
siehe Beitrag Nr. 
281, »Die größte 
Schiffskatastrophe 
aller Zeiten«. 


suchverband erschienen sei. Als um 19 Uhr 26 der Befehlsübermittler 
dann gemeldet hätte: »Posten Achterschiff — das letzte Räum-Boot pas- 
siert das Heck!«, hätte Kapitän pr rErsEn befohlen, um 19 Uhr 30 die 
Positionslichter zu löschen.! 


Tatsächlich ist nach 
Recherchen von 
Heinz scHon heute 
erwiesen, daß niemand 
diesen angeblich »ent- 
gegenkommenden 
Minensuchverband« 
jemals gesichtet hat, 
weder auf der Brücke 
der >Gustloff< noch 
auf dem begleitenden 
Torpedoboot >Löw<. 
ı Es sieht ganz danach 
aus, daß es diesen Ver- 
band in Wirklichkeit 
gar nicht gab. 

Nachdem der ange- 
kündigte Minensuch- 

B verband nicht aufge- 
taucht war, hatte dann gegen 19 Uhr 30 Kapitän PETERSEN die 
verräterischen Positionslichter wieder löschen lassen. Dies hatte jedoch 
ausgereicht, daß auf dem Ausguck des sowjedschen U-Boots >S13< die 
Lichter der >Gusdoff< vom wachhabenden Offizier des aufgetauchten 
fahrenden Bootes gesichtet wurden. 

Gegen 20 Uhr 30 sah der wachhabende Matrose Alfred WIEGAND auf 
der >Gusdoff< in einiger Entfernung ein merkwürdiges »Blinken«, das er 
für das Sehrohr eines U-Bootes hielt. Als er seine Beobachtung sofort an 
die Kommandobrücke der >Gustloff< meldete, erhielt er die Antwort: 
»Keine Gefahr, deutsches U-Boot!« Ab 20 Uhr konnte die >Gusdoff< nur 
noch verstümmelte Funkssprüche empfangen, da der Funkverkehr an- 
scheinend irgendwie unterbrochen war. Auch dies war ein Verhängnis 
für die »Gustloff<, denn kurz nach 20 Uhr setzte die Landfunkstelle Go- 
tenhafen-Oxhöft einen Funkspruch mit einer U-Boot-Warnmeldung für 
das Fahrgebiet der »Gustloff< ab. 

Zu diesem Zeitpunkt war das große Passagierschiff bereits ins Verder- 
ben gerannt. Kapitän A.j. MARINESKO sah sein Opfer mit brennenden 
Positionslichtern geraume Weile auf sich zukommen, und gegen 21 Uhr 
15 lag >s-ı31 genau richtig in Angriffsposition. Dann lief ein russischer 


642 


Torpedo-Dreifach fach er auf die »Gustioff< zu. Dumpf grollten Explo- 
sionen durch die See. 

Unter Würdigung aller merkwürdigen Fakten muß gefragt werden, ob 
die »Wilhelm Gustloff< nicht in die Falle gelockt wurde. Sollte das ehema- 
lige Flaggschiff der NS-Propaganda als Symbol für den bevorstehenden 
Untergang des Dritten Reiches am Jubiläumstag der Machtergreifung 
durch die NSDAP versenkt werden? War nur eine Fehleinschätzung der 
Gefahr durch U-Boote an dem vorzeitigen Auslaufen der »Welheim Gust- 
loff< ohne Geleitschutz schuld, oder wartete das sowjetische U-Boot > 
13< möglicherweise gezielt auf den einstigen Paradedampfer der KdF? 
Welche Stelle und welche Einheit setzte den schicksalhaften Funkspruch 
an die >Gustloff< ab, oder wurde er überhaupt auf der >Gustloff< empfan- 
gen? So wissen wir, daß gegen 20 Uhr nur noch verstümmelte Funksprü- 
che (Störung durch wen?) von dem todgeweihten Schiff empfangen 
werden konnten, während der ominöse Funkspruch noch kurz vorher 
gegen 19 Uhr 30 auf die Brücke gekommen sein soll. Es ist bis heute 
nicht gelungen, eine offizielle Quelle für den mysteriösen Funkspruch zu 
finden, dessen Existenz von überlebenden Offizieren auf der >Gustloff< 
einhellig bestätigt wurde. 

War dies alles Teil eines perfiden Geheimdienst-Unternehmens unter 
Mithilfe von deutschen Helfern? 

Etwa 9500 Opfer der Katastrophe, darunter mit Sicherheit mehr als 
5000 Kinder, zahlten den Preis. Falls es dabei um eine Propagandawir- 
kung ging, war das »Unternehmen Gustloffe für seine Urheber ein totaler 
Fehlschlag, da der deutsche Wehrmachtbericht, Presse und Rundfunk 
den Untergang der »Wilhelm Gustloffi verschwiegen. 

Niemand erfuhr lange Zeit die Bilanz der >Gustloff<-Katastrophe, auch 
nicht nach Kriegsende. Hatte man Angst vor Tausenden von Deutschen 
als »unschuldigen Opfern<? Noch viel schlimmer war dann noch die Vor- 
stellung, daß herauskommen könnte, es sei bei der Katastrophe nicht 
alles mit rechten Dingen zugegangen. 

Erst 53 Jahre nach dem Ereignis wurde durch die Arbeit von Heinz 
SCHÖN, einem Überlebenden des »Gustloff<-Untergangs, die brutale Wahr- 
heit bekannt, wie viele Opfer wirklich in der Ostsee elendig ertranken. 

Der Tatsache, daß 9343 Menschen beim Untergang der »Wilhelm Gust- 
loffe als der größten Schiffskatastrophe in der Geschichte der Mensch- 
heit ertranken, wurde dennoch so gut wie keine Publizität gegeben, ganz 
im Gegensatz zu dem Rummel, den der Untergang des Luxusschiffes 
»Titanic* im Jahre 1912 bis heute verursacht hat. Wie viele Bücher, Filme, 
Ausstellungen sind seither der »Titanic« gewidmet worden und wie viele 
den Opfern der »Wilhelm Gusdoff<? Friedrich Georg 
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1 Lagebesprechung 
im Führerhaupt- 
quartier am 9. Juli 
1944. 


Die Tragödie der >Goya< 


L der großen Gesamttragödie beim Ende des Zweiten Weltkrieges blieb 
der Untergang der >Goya< in der Ostsee nahezu unbemerkt. Es ist auch 
heute weithin unbekannt, daß mit der >Goya< über 7000 Menschen den 
Tod fanden und damit der Untergang dieses Schiffes die nach der Wil- 
helm Gusdoff< vermutlich größte bekannte Katastrophe der Seefahrts- 
geschichte darstellt. Eine Erinnerung erscheint geboten. 

Auf die Frage HITLERS, welche Folgen ein Durchbruch sowjedscher 
Truppen bis zur Ostsee haben würde, antwortete Großadmiral DÖMITZ 
im Sommer 1944: »Unsere Kontrolle der Ostsee ist wichtig... . Das haupt- 
sächliche Ziel, dem meiner Meinung nach alles untergeordnet werden 
muß, selbst die Zurücknahme der nördlichen Heeresgruppe, ist es zu 
verhindern, daß die Russen an die offene See durchbrechen.«! 

Nach der geordneten Evakuierung des Baltikums über die baltischen 
Häfen stand die Seekriegsleitung im Januar 1945 plötzlich vor einem neu- 
en gewaltigen Problem. Teile Ostpreußens drohten von sowjetischen 
Truppen eingeschlossen und abgeschnitten zu werden und damit Millio- 
nen von Menschen. Allen standen die Massaker an der deutschen Be- 
völkerung von Nemmersdotrf und Gumbinnen vor Augen, als unter teil- 
weise chaotischen Verhältnissen die größte Evakuierungsaktion der 
Geschichte begann. Über zwei Millionen Menschen wurden dann bis 
Kriegsende in einem beispiellosen Unternehmen von den (Jstprovinzen 
in den Westen über die Ostsee befördert, letztlich vor einem ungewissen 
Schicksal gerettet. 

Den vielen Geretteten stehen die namenlosen Opfer gegenüber. Sie 
starben bei Tieffliegerangriffen auf dem Eis und in den Häfen, in denen 
sie auf die Transportschiffe warteten, und sie ertranken in den eisigen 
Fluten der Ostsee beim Untergang der Schiffe. 

Anläßlich des Untergangs des völlig mit Flüchtlingen überfüllten Fracht- 
schiffs >Goya< am 16. April 1945 meldete Großadmiral DÖNITZ an HITLER: 
»Der Verlust von einigen tausend Menschen beim Untergang des Damp- 
fers >Goya< veranlaßt mich zu dem Hinweis auf den außerordentlich ge- 
ringen Prozentsatz von nur 0,49% Personal Verlusten bei den bisherigen 
Transporten im Ostraum.« 

Die Flucht über die Ostsee ging bis zum letzten Tag des Krieges wei- 
ter, auch nach der offiziellen Kapitulation der Deutschen Wehrmacht 
trafen in den folgenden Tagen immer noch Schiffe in den rettenden Häfen 
in Dänemark und Schleswig-Holstein ein. 

Die >Goya< war ein modernes und schr schnelles Frachtschiff von 7200 
Bruttoregistertonnen, das am 4. April 1940 von der norwegischen Ree- 
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derei MowinckeL in Dienst gestellt worden war. 

Das Schiff war 145 m lang und 17,4 m breit, . 
zwei Motoren brachten eine Leistung von ins- 
gesamt 7600 PS. Die Reederei hatte das Schiff 
für die Südamerika-Charter geplant. Nach der 
Besetzung Norwegens wurde es von der deut- 
schen Kriegsmarine beschlagnahmt und als 
Zielschiff in verschiedenen U-Boot-Flottillen 
in der Ostsee eingesetzt. Ab Herbst 1944 wur- 
de es zur Evakuierung von Flüchtlingen und 
von Wehrmachteinheiten aus dem ostpreußi- | 
schen Raum herangezogen. Bis April 1945 
hatte die >Goya< vier Transporte nach Westen 
mit fast 20000 Passagieren erfolgreich durch- 
geführt. Der fünfte Transport sollte von der | 
Halbinsel Hela in der Danziger Bucht ausge- 
hen. Immer noch befanden sich Zehntausen- 
de von Menschen dort, deren einziger Flucht- 
weg über die Ostsee führte. Danzig war 
mittlerweile von sowjetischen Truppen besetzt 
worden, massiv bedrängten sie gegen hefti- 
gen deutschen Widerstand auch die letzten 
Gebiete nördlich von Danzig, die noch in 
deutscher Hand waren. v 

Am 16. April 1945 sollen die Schiffe >Kronenfels<, >Aegir< und >Goya< 
sowie die Minensucher >M 256< und >M 328< einen Konvoi bilden. Unter 
ständigem Artilleriebeschuß und bei mehreren Luftangriffen nahmen sie 
auf der Halbinsel Hela Flüchtlinge, Verwundete und Wehrmachteinhei- 
ten an Bord. Durch einen Bombentreffer im Vordertschiff fiel die mo- 
derne U-Boot-Warnanlage des Schiffes aus. Am Abend befanden sich 
auf der >Goya< weit über 7000 Menschen.: In langsamer Fahrt lief der 
Verband gegen 19 Uhr in Richtung auf Swinemünde aus. Um 23 Uhr 
erhielt der Geleitführer den Befehl, den Kurs zu ändern und Kopenha- 
gen anzulaufen. Kurz darauf meldete die >Kronenfels<, das langsamste 
Schiff des Konvois, einen Maschinenschaden. Der Konvoi stoppte. Knapp 
zwanzig Minuten dauerte die Reparatur, dann nahmen die Schiffe wieder 
Fahrt auf. Nun liefen sie allerdings auf der Höhe von Stolpmünde dem 
feindlichen U-Boot direkt entgegen. 

Seit dem Abend lag im flachen Küstenwasser vor Stolpmünde das so- 
wjetische Garde-U-Boot >L 3< unter dem Kommandanten Vladimir K. 
KONOVALOV. Er hatte den Befehl, die deutschen Transportwege zu unter- 
brechen. Am Abend zuvor hatte er bereits zwanzig Minen vor Heia ab- 
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Die >Goya<. 


? Aussage des 
Zahlmeisters Heinz 
HOPPE, Moisburg, 
Interview in dem 
Dokumentarfilm 
Flucht in den Tod, 
Autor Heiko 
PETERMANN, 1993. 





Der Wassertanker 
>Aegiri und einige 
Minensuchboote, die 
zum >Goya<-Geleit 
gehörten, bargen 157 
Schiffbrüchige. 





Vladimir K. KONOVA- 
IV erhielt die höch- 
ste Auszeichnung als 
* Held der Sowjet- 
union;. 


ie 


ze E a) 


gesetzt. Als die Beobachter des U-Bootes den Konvoi meldeten, nahm 
>L 3< langsam Fahrt auf und folgte den Schiffen. Auf Schußweite heran- 
gekommen, ließ KonovaLov zwei Torpedos auf die >Goya< feuern.! Um 
23 Uhr 52 trafen beide Torpedos das Schiff, das innerhalb von sieben 
Minuten sank.* 

Der Konvoi stoppte nicht, sondern versuchte, so schnell wie möglich 


1 das gefährdete Gebiet zu verlassen. Erst fünfzig Minuten nach dem Unter- 
2 gang der >Goya< kehrten die Begleitschiffe zurück und suchten nach Über- 


lebenden. 
Am 17, April 1945, um 3 Uhr morgens, notierte der Kapitän des Mi- 
nensuchers >M 328< im Schiffstagebuch: »Ein weiteres Bergen stand nicht 


| im Verhältnis zu der Gefahr, ... Insgesamt wurden 157 Soldaten, Zivili- 


sten, Frauen und Kinder geborgen. Davon verstarben bei mir an Bord 6, 
auf der >Ägier< 3.« 

11 Stunden nach dem Untergang der >Goya< wurden zufallig noch 28 
Schiffbrüchige gefunden. Damit sind wahrscheinlich nur 176 Menschen 
gerettet worden — von über 7000. 

Es ist das große Verdienst des Bad Salzufler Archivars und Historikers 
Heinz scuön, der beim Untergang der »Wilhelm Gustloff« gerettet wur- 
de, daß das Thema »Flucht über die Ostsee« und die Schicksale der »Wil- 
helm Gustloffce, der >Steuben< und der »Goya< einer breiteren Öffentlich- 
keit bekannt geworden sind.? Michael Winkler 


' Ebenda, Aussage des Steuermanns von >13<, Iwan pawLow. 

* Ebenda. Die Rekonstruktion der Vorgänge auf dem sowjetischen U-Boot wurde 
an Hand der Schiffs unterlagen und Aussagen der Besatzungsmitglicder vorge- 
nommen. 

> Heinz scHön, Ostsee 45, Motorbuch, Stuttgart 1983; ders., Flucht über die Ostsee, 
Motorbuch, Stuttgart 1984; ders., Die letzten Kriegs tage, Motorbuch, Stuttgart 1995. 
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Die NKWD-Todesmärsche in Richtung Osten 1941 


N“ nur in den GPU-Gefängnissen fanden im Juni 1941 die Massa- 
ker an den Häftlingen des sowjetischen Geheimdienstes NKWD 
statt. Der polnische Historiker Bogdan MusiAL stellt dazu fest: „Tausende 
kamen auf den sogenannten >Todesmärschen< um, besonders viele auf 
dem Gebiet des heurigen Weißrußland. In zahlreichen Gefängnissen stellte 
die Gefängnis Verwaltung aus den Häftlingen Marschkolonnen zusam- 
men und trieb sie nach Osten, Zuvor jedoch erschoß man diejenigen, die 
als politisch besonders gefährlich eingestuft wurden. Das Schicksal der 
Häftlinge, die auf den Marsch mußten, war unterschiedlich. Einige Ko- 
lonnen erreichten nach schweren Verlusten ihre Zielorte im Osten, Viele 
Häftlinge wurden auf der Flucht erschossen. Das traf jeden, der nicht 
weiter marschieren konnte. Einige Häftlinge wurden durch deutsche Bom- 
ben getötet, manche nutzten das dabei entstandene Chaos und flüchte- 
ten. — Tausende aber wurden auf diesen Todesmärschen massaktiett, 
wie in Wolzyn, heute Weißrußland. In der Nacht vom 24. auf den 23. 
Juni 1941 stellten Aufseher im dortigen Gefängnis eine Marschkolonne 
mit politischen Häftlingen zusammen und trieben sie in Richtung Minsk; 
die Kriminellen hatte man zuvor freigelassen. Inzwischen besetzten aber 
die deutschen Truppen Minsk. Die Wachmannschaften führten darauf 
die Kolonne auf eine Waldlichtung und befahlen den Häftlingen, sich 
hinzusetzen. Die Wachen stellten Maschinengewehre am Waldrand auf 
und eröffneten das Feuer. Ein Teil der Gefangenen versuchte zu fliehen. 
Nur 12 Personen konnten sich retten.«! 

»Der Direktor des Gefängnisses in Gleboki, PRIJOMSCHEW«, berichtet 
MUSIAI, ferner, »begleitete eine der Kolonnen. Er fühlte sich, wie er spä- 
ter seinen Vorgesetzten berichtete, durch polnische Häftlinge provoziert. 
Die hätten ausgerufen: >Es lebe HITLER!< Daraufhin befahl PRIJOMSCHEW, 
die Häftlinge in einen Wald zu führen und dort zu erschießen. Nach 
seinen eigenen Angaben wurden dabei 600 Personen getötet. 

In Minsk begann der NKWD in der Nacht vom 22. auf den 23. Juni 
die beiden Gefängnisse zu evakuieren. Zunächst wurde eine unbekannte 
Zahl von Häftlingen ermordet. Man zwang sie, Gift einzunehmen. Die 
sich weigerten, erschoß man in den Zellen. Die übrigen Häftlinge for- 
mierte man in Marschkolonnen von 200 bis 300 und 1000 Häftlingen 


1 Bogdan MusiAL, »Konterrevolutionäre sind zu erschießen«, in: Frankfurter All- 
gemeine Zeitung, 30.10. 1999, S. 11. 

? Ebenda; siehe auch NAUMANN, Freispruch für die Deutsche Wehrmacht. Unterneh- 
men Barbarossa< erneut auf dem Prüfstand, Grabert, Tübingen 2005, S. 411. 
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Ermordete Ukrainer 
in Zloczow bei Lem- 
berg. Die Beisetzung 

der Opfer des NKWD 

fand am 6. fuli 1941 

statt. Aus: Alfred M. 
de Zayas, Die Wehr- 

macht-Untersu- 
chungsstelle, Univer- 
sitas, München 


72001. 





und führte sie aus der Stadt in Richtung Mohiiew. In einem Wald hinter 
der Stadt hielt man die Kolonnen an; dort zog man die Häftiinge aus der 
ganzen Region Minsk zusammen. Nach Schätzungen der polnischen 
Hauptkommission dürften es mindestens 20000 gewesen sein. Diese 
Häftlinge wurden dann in Kolonnen nacheinander in Richtung Ihuman 
getrieben. Auf dem Marsch gab es kaum Wasser und Verpflegung, aber 
reichlich Kolbenschläge. Die Wachen (NKWD-Soldaten, Milizionäre, 
Grenzschutzsoldaten, Aufseher) erschossen oder erstachen mit Bajonett 
jeden, der zu erschöpft war, um weitermarschieren zu können oder (an- 
geblich) zu fliehen versuchte, mit Leidensgenossen sprach oder sich zu 
5 MUSIAL, aaO. stark für die deutschen Flugzeuge interessierte.«° 
(Anm. 1) »Auf dem Marsch«, berichtet der polnische Historiker, »erreichte die 
einzelnen Kolonnenführer der Befehl, Häftlinge zu töten. Fls spielten 
sich makabre Szenen ab. In einem Fall befahl man Häftlingen zu fliehen, 
gleichzeitig eröffneten die Wachmannschaften das Feuer mit Maschinen- 
gewehren. Die Verletzten tötete man mit Pistolenschüssen, Anschließend 
fuhren die Täter mit schweren LKW über die Leichen. Nur ein Mann 
soll dieses Massaker überlebt haben. 

In einem anderen Fall ereignete sich etwas Ungewöhnliches. Als der 
Kolonnen führer den Befehl zum Mord der Häftlinge erhielt, zerriß er ihn, 
zog die Pistole und erschoß sich. Die verwirrten Wachmannschaften liefen 
auseinander, ebenso die Häftlinge. Sonst aber hatten die Kolonnenführer 
wenig Skrupel. Von den 20000 Häftlingen, die den Marsch angetreten hat- 
ten, kamen Ende Juni 2200 in Ihuman an, . . Wie viele Häftlinge insgesamt 
* Ebenda. in diesen Tagen ermordet wurden, läßt sich nicht mehr genau feststellen.«* 
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Folgt man den Angaben von Stephane courToıs im Schwarzbucb des 


Kommunismus, so zwang »der deutsche Vorstoß während der ersten 
Kriegsmonate den NKWD, einen Großteil seiner Gefangnisse, Arbeitsko- 
lonien und Lager zu evakuieren, denn sonst wäre die Gefahr, daß sie in die 
Hände des Feindes fallen, groß gewesen. Zwischen Juni und Dezember 
1941 wurden 210 Kolonien, 135 Gefängnisse und 27 Lager, d. h. 750000 
Häftlinge, nach Osten verlegt«.? »NASsEDKINn, der Gulag-Direktor, behaup- 
tete in seiner Bilanz über >die Gulag-Aktivitäten während des Großen 
Vaterländischen Krieges«, daß >die Evakuierung der Lager im allgemei- 
nen in organisierter Form vor sich ging*. Doch fügte er hinzu: >Wei es an 
Transportmitteln fehlte, wurden die meisten Häftlinge zu Fuß evakuiert, 
und zwar über Entfernungen von über 1000 Kilometern.* Man kann sich 
vorstellen, in was für einem Zustand die Häftlinge am Ziel ankamen. 
Wenn keine Zeit blieb, die Lager zu evakuieren - was in den ersten Kriegs- 
wochen öfters vorkam -, wurden die Häftlinge kurzerhand an die Wand 
gestellt. Dies war vor allem in der westlichen Ukraine der Fall, wo die 
NKWD Ende Juni 1941 in Lemberg 10000 Häftlinge massakrierte, im 
Gefängnis von Lutsk 1200, in Stanyslawiw 1500, in Dubno 500 usw. In 
den Regionen LEmberg, Schitomir und Winniza entdeckten die Deut- 
schen bei ihrer Ankunft Dutzende von Massengräbern.«® 

Andreas Naumann 
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Als Beispiel führt Ste- 
phane courroıs den 
Fall Winniza in der 
Ukraine an, wo im 
Juni 1943 in Gruben 
mehrere hundert Lei- 
chen gefunden wur- 


" den. Auf dem Gelän- 


de hatten die 
sowjetischen Macht- 
haber einen Kultur- 
und Freizeitpark er- 


“ tichtet. .. 


> Stephane COUR- 
roıs (Hg), Das 
Schwarzbuch des 
Kommunismus, Pipet, 
München 51997, S, 
250. 


6 Ebenda, S, 250 ff. 


Das Massaker von Marzabotto 


m April 2002 gedachte der damals amtierende Bundespräsident Jo- 

hannes RAU bei einem Italienbesuch eines Massakers, das >Nazi-Fa- 
schisten« im Herbst 1944 unter harmlosen Zivilisten in der Stadt Mar- 
zabotto angerichtet haben sollten. 

In den dazu verbreiteten Greuelgeschichten wird behauptet, daß Sol- 
daten der Waffen-SS unter Sturmbannführer (Major) Walter REDER (1915- 
1991) Marzabotto zerstört hätten. Während links und rechts von ihm 
seine Männer Frauen und Kinder ermordet hätten, habe er — trotz seiner 
schweren körperlichen Behinderung durch einige Verwundungen - meh- 
rere Frauen vergewaltigt, unter ihnen eine Nonne. Einer Schwangeren 
sei der Bauch mit Bajonetten aufgeschlitzt und ihr Kind aufgespießt 
worden. Auch seien Einwohner in die Kirche getrieben worden, die die 
»Hyänen und Mörder in schwarzen Uniformen« (so RAU) dann angezün- 
det hätten.! Wegen der offensichtlichen Ähnlichkeit mit der 1.egende um 
das französische Dorf Oradour sprach man bald vom »italienischen Ora- 
dour<.? 

Die Angaben der Opferzahlen waren widersprüchlich: Sie reichten von 
200 bis 2000 Toten.? 

Dieser Propagandamythos der italienischen Kommunisten hält einer 
kritischen Überprüfung nicht stand. Die Tatsachen sind folgende: 

Im September 1944 standen die deutschen Truppen in Italien in der 
>Gotenlinie<, die sich quer durch die Halbinsel von La Spezia bis nach 
Ravenna erstreckte, in schweren Abwehrkämpfen gegen Briten, Ameri- 
kaner und Kanadier. Die bald nach dem Abfall Italiens im Jahre 1943 
aufgetauchten Partisanen wurden im Sommer 1944 nach der kampflo- 
sen Aufgabe Roms immer mehr zu einer Gefahr für die deutschen Trup- 
pen. Sie folgten dem Aufruf des italienischen Marschalls Pietro BADOGUO: 
»Greift Befehlsstellen und kleine militärische Zentren an, tötet die Deut- 
schen von hinten, damit Ihr Euch ihrer Gegenwehr entziehen und weiter 


töten könnt.«? 


1 Hans-Joachim VON LEESEN, »Schuldbekenntnissse am falschen Ort«, in: Preußi- 
sche Allgemeine Zeitung, 27, 4. 1992, Siehe auch Beitrag Nr. 233, »Der Fall Mar- 
zabotto«. 

? F.J. P. VEALE, Verschleierte Kriegsverbrechen (War Crimes discreetly veiled), Karl- 
Heinz Priester, Wiesbaden 1959, S. 187 ff. 

3 Lothar GREIL, Die Lüge von Marzabotto, Schild, München 1959, S. 16 f. 

4 F, GÜNTHER, »Kampfraum Marzabotto/Italien«, in: Der Freiwillige Nr. 7, 2002, 
S. 13. 
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ÜBERSICHTSSKIZZE 
(DEUTSCHER ANGRIFF 
AM 29 SEPT.1944) 





HAUPTQUARTIER DER 
BRIGADE „STELLA ROSA“ 


E DEUTSCHE EINSATZVERBÄNDE 


[Fsreuunsen DER PARTISANEN 


PRATO 
“ 


Die Freischärler trugen oft Uniformen deutscher Truppenteile und 
der italienischen Miliz. Unter ihnen waren auch deutsche Deserteure so- 
wie italienische Frauen und Kinder. Alle deutschen Soldaten, die von 
diesen Brigaden gefangengenommen wurden, hatten schwere Verstüm- 
melungen und einen qualvollen Tod zu erwarten.!' Wer von der italieni- 
schen Bevölkerung den Partisanen Unterstützung versagte, wurde rück- 
sichtslos liquidiert/® 

Die Partisanen hatten keinen Kombattantenstatus und handelten somit 
gegen die Haager Landkriegsordnung und die Genfer Konventionen.” 

In den Gebirgsschluchten der Apenninen fanden die Freischärler ge- 
eigneten Unterschlupf und unauffindbare Zufluchtsorte. Aus den Hinter- 
halten der Gebirge konnten sie leicht den deutschen Nachschub emp- 
findlich stören. Zum offenen Kampf stellten sie sich meist nicht. Entgegen 
allen humanitären Grundsätzen nahmen sie bei ihren Überfällen keinerlei 
Rücksicht auf die im Kampfgebiet wohnende Bevölkerung, so daß auch 
häufig unter alten Männern, Frauen und Kindern bedauernswerte Verlu- 
ste entstanden. 


5 GRFL, aaO. (Anm. 3), S. 27. 
6 Ebenda, S. 24. 


’ VEALE, aaO. (Anm. 2), S. 85; Wolfgang Kunz, Der Fall Marzabotto. Analyse eines 
Kriegsverbrecberprozesses, Holzner, Würzburg 1967, S, 58. 
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Übersichtsskizze 
Marzabotto aus: 
Wolfgang Kunz, 

Der Fall Marzabotto. 
Die Problematik des 
Kriegsverbrechens, 
Holzner, Würzburg 
1967, S. 6. 





Von oben: Max sımon 
(1899-1961) 639. 
Eichenlaubtrräger; 
Walter reper und Al- 
bert KESSEL RING. 


Generalleutnant Max SIMON, Kommandeur der ı6, SS-Panzer-Division, 
entschloß sich daher zu einer drastischen Maßnahme zur Abhilfe. Er zog 
Truppen aus der Front heraus und setzte sie gegen die im Rücken der 
Deutschen kämpfenden Partisanen ein. Die Panzer-Einheit Nr. 16 unter 
ihrem Kommandeur Sturmbannführer Walter REDER, die als Eliteeinheit 
galt, sollte diesen Auftrag übernehmen; auch Einheiten des Heeres, der 
Fallschirmjäger, ein russisches Ostbataillon und die italienische Miliz der 
>Brigata Nera< gehörten zur Panzer-Einheit REDERS. 

Zwischen den beiden Gebirgsflüssen Setta und Reno hegt ein 8 Kilo- 
meter breites gebirgiges Land, in dem sich der Anführer der kommuni- 
stischen Brigade »Stella Rossat (Roter Stern) sein Hauptquartier einge- 
richtet hatte. Er hieß Bruno MUSOLESI, genannt >Iupo< (Wolf), und hatte 
sich vom Unteroffizier zum >Major< befördert. 10 Kilometer Luftlinie 
von Marzabotto entfernt, zwischen den Bergkuppen des Monte Sole und 
Monte Salvaro, hielt seine rund 2000 Mann starke Brigade mit Schützen- 
gräben ausgebaute Stellungen. Es fehlte nicht an Minen, Granatwerfern 
und schweren MGs. Die Alliierten versorgten diese Brigade aus der Luft. 

Trotz Maßnahmen für die Geheimhaltung von REDERS Unternehmen 
hatte der Priester Don FORNANSINI den Angtriffsplan an das Partisanen- 
hauptquartier verraten, so daß für die Deutschen das Überraschungs- 
moment verloren wat. 

REDER führte wegen seiner im Osten erlittenen schweren Verwundun- 
gen (Verlust des linken Armes, eingeschränkter Gebrauch des rechten 
Arms und beider Knie) seine vier Kompanien durch Funk von einem 
beherrschenden Hügel aus. Nach Einnahme der GebirgsStellungen am 
Monte Sole zwischen dem 29. und 30. September 1944 verteidigten sich 
die Partisanen in Bergdörfern, REDER mußte schwere Waffen zur Unter- 
stützung nachziehen. Mehrere Dörfer brannten daher ab, und Einwoh- 
ner kamen dabei wegen der rücksichtslosen Kampfweise der Partisanen 
zu Tode. Das war nicht die Schuld der Deutschen. 

Die deutschen Verluste betrugen 24 Tote, 60 Verwundete und 6 Ver- 
mißte. Bei den Partisanen waren es etwa 2000 Tote.s 

Während der gesamten deutschen Operation blieb die Ortschaft Mar- 
zabotto außerhalb des Kampfgebiets jenseits des Flusses Reno liegen. 
In der Stadt selbst herrschte zur fraglichen Zeit völlige Ruhe. Die dort 
stationierten Heereseinheiten und italienischen Miliztruppen fanden kei- 
nen Anlaß, gegen Ruhestörer vorzugehen oder Repressalien anzuwen- 
den, Die Einwohnerschaft hatte nur deshalb Verluste zu ertragen, weil 
wehrfähige Männer zu der »Stella Rossa<-Brigade gehörten und bei den 


s VEALE, ebenda, s. 172 u. 190. 
9 Walter DAHL, Ehrenbuch des deutschen Soldaten, FZ, München 1986, s. 456. 
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Feuergefechten im Setta-Tal gefallen waren. Allerdings erlitt die Zivilbe- 
völkerung von Marzabotto lange nach diesen Kämpfen schweren Schaden 
an Leben und Gut, als die Ortschaft Ziel alliierter Bombenangriffe und 
amerikanischer Artillerie wurde.!0 Dabei wurden auch Kirchen zerstört. 
Weder ein Soldat der SS-Panzer-Aufklärungsabteilung 16 noch Walter 
REDER hat jemals Marzabotto betreten. Es ist daher eine Lüge, wenn 
später behauptet wurde, er und seine Panzer-Grenadiere hätten in dieser 
Stadt Massaker verübt und Zerstörungen angerichtet." Selbst in der Glori- 
fizierungsschrift der italienischen Partisanenvereinigung ist an keiner Stelle 
die Rede davon, daß es zu kriegsrechtswidrigen Handlungen von Seiten der 
Deutschen gekommen sei. Ebenso wenig spricht Lupos Schwester Bruna 
MUSOLESI, die an den Kämpfen teilnahm, in ihrer Schrift Epopea Partigiana 
von deutschen Greueltaten.!? Wenn auch nur der geringste Tatbestand zu 
finden gewesen wäre, wären solche Vorkommnisse in dieser Literatur hef- 


tigangeprangert worden.  — 


In völligem Widerspruch zu 
den nach Kriegsende erhobenen 
Behauptungen bewahrte der 
deutsche Kommandeur auch im 
Kampf die ihm selbstverständli- 
che soldatische Ritterlichkeit. 
Auf seinen Befehl hin wurden 
alle verwundeten Zivilisten — 
gleichgültig, ob sie Partisanen 
waren oder nicht - sofort ord- 
nungsgemäß von Sanitätsdienst- 
graden versorgt. Er verzichtete in 
seinem Gefechtsstreifen auch 
auf Repressalien und Hinrichtun- 
gen von Partisanen, wozu er nach 
den Bestimmungen der Haager 
Landkriegsordnung und aufgrund des Banken Ebene von 
General KESSELRING berechtigt gewesen wäre.!? Durch persönliche Inter- 
vention verhinderte REDER im letzten Augenblick die von deutschen Si- 
cherheitsbehörden im rückwärtigen Gebiet bereits angeordnete Deporta- 
tion von 2000 italienischen Männern nach dem Osten. Offiziere und 
Mannschaften der Panzer-Aufklärungsabteilung 16 wurden von der dank- 
baren Bevölkerung Corregios tagelang als Helden gefeiert. Allein dem 
Dazwischentreten REDERS hatte es die Ortschaft Monzone zu verdanken, 
daß sie nicht von Heerestruppenteilen niedergebrannt wurde. REDER, der 
ein vorbildlicher Offizier und mit dem Deutschen Kreuz in Gold und dem 
Ritterkreuz ausgezeichnet wat, wurde von seinen Soldaten verehtt. 
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Ebenda, S. 456. 


1! Ebenda, S. 457; 
VEALE, aaO. (Anm. 
2), S. 171; GREIL, 
aaO. (Anm. 3), 

S. 38. 


2 GREIL, ebenda, 
Ss. 36. 





Der Monte Sole nahe 
Marzabotto, wo MU- 
soLgsı und seine Parti- 
sanengruppe »Stella 
Rossa< Stellungen 
ausgebaut hatten. 


Ebenda, S.31. 


Der Gouverneur des 
US-Staates Alabama 
ernannte am 16. 
November 1983 

den Ritterkreuzträger 
Walter re:per wegen 
seiner vorbildlichen 
Haltung zum >Ehren- 
Oberstleutnant der 
Alabama-Staatsmiliz*. 


14 Giorgio PTSANO, 
Aprile 1945. I Giorni 
de la Strage (Die 
Tage des Gemet- 
zels), Val Padana, 
Milano 1975; das 
ganze Buch be- 
schreibt mit Fotos 
die kommunisti- 
schen Massaker an 
italienischen 
Landsleuten. 


Nach der Vernichtung der kommunistischen Partisanenbrigade setzte 
Marschall Pietro BADOGUÖ REDER auf die Kriegsverbrecherliste. Der bri- 
tische Militärsender in Bari unter Führung von deutschen Emigranten 
verbreitete die wildesten Greuelmeldungen über ihn. Er geriet später in 
amerikanische Gefangenschaft, in der Untersuchungen gegen ihn wegen 
mangelnden Beweismaterials eingestellt wurden. Er wurde am 15. Mai 
1945 entlassen und später wieder verhaftet, am 30. September 1947 den 
Briten übergeben, deren Militärgericht zu demselben endastenden Er- 
gebnis kam. Trotzdem wurde REDER am 13. Mai 1948 an die italieni- 
schen Militärbehörden ausgeliefert. 

Der Prozeß vor einem italienischen Militärgericht vom 18. September 
bis 31. Oktober 1951 war eine juristische Farce mit schweren Rechtsver- 
stößen. Ernsthafte Schuldbeweise für von den Deutschen verursachte 
Blutbäder lagen nicht vor. Trotzdem mußte Anklage erhoben werden, 
die Presse und der kommunistische Pöbel verlangten danach. Ais Ort 
des Prozesses wurde bewußt Bologna gewählt, eine Hochburg der Kom- 
munisten. 

Da REDERS Vorgesetzte, General KF.SSEI.RING und Generalmajor Max 
SIMON, nach einem Prozeß vor einem britischen Militärgericht bereits 
aus der Haft endassen worden waren, war es nun REDER, der als letztes 
Opfer büßen mußte. Gleichzeitig wollten die Kommunisten durch die 
Anklage von den Massenmorden und Greueltaten der kommunistischen 
Resistenza ablenken.!* 

Pauschal Wurden REDER sämtliche - auch natürliche - Todesfälle der 
Bevölkerung in der Toskana und Emilia im Herbst 1944 als Morde zur 
Last gelegt. Entlastungszeugen wurden erpreßt, mißhandelt und mit dem 
Tod bedroht. Entlastungsmaterial wurde nicht zugelassen. Die schwerste 
Anklage kam von Unterscharführer Jules LEGOLI, einem elsässischen Frei- 
willigen der Waffen-SS, der bei Cadotto am 21. September 1944 zu den 
Partisanen übergelaufen war. Der französischen militärischen Abwehr 
ausgeliefert, mußte er als Kollaborateur um sein Leben fürchten. Also 
versuchte er, sich freizukaufen, indem er REDER belastete: Dieser habe 
vor dem Einsatz gegen die Partisanen im Settatal den Befehl gegeben, 
sofort Vergeltung zu üben und sämtliche in der Nähe befindlichen Per- 
sonen zu etschießen. Beim Prozeß brauchte LEGOLI nicht zu erscheinen, 
nur seine eidesstatliiche Erklärung wurde verlesen. Er war für immer 
verschwunden, wahrscheinlich vom französischen Geheimdienst liqui- 
diert. So konnten seine Aussagen nicht dutch ein Kreuzverhör überprüft 
werden. Bei der Bewertung der Aussage folgte das Gericht der in alliier- 
ten Kriegsverbrecherprozessen üblichen Praxis: Artikel 19 des Londo- 
ner Statuts befreite das Militärgericht in Nürnberg ausdrücklich von »tech- 
nischen Regeln der Beweisführung«. 
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Während die Ankläger dreieinhalb Jahre Zeit zur Vorbereitung gehabt 
hatten, blieben den Verteidigern nur zwei Monate. Die Anwälte waren Ita- 
liener, und der deutsche Verteidiger war Dr. Claus VON HEYDEBRECK. Das 
riesige Aktenmaterial konnte zeitlich nicht gründlich durchgearbeitet wer- 
den, zumal noch die italienischen Dokumente übersetzt werden mußten. 

Der italienische Rechtsanwalt Nevio MAGNARINI versagte aus Angst 
vor den massiven kommunistischen Drohungen vollständig. Seine Kol- 
legen mußten Polizeischutz erhalten. Täglich tobte während der Verhand- 
lungen der schreiende kommunistische Pöbel vor dem Gerichtsgebäude. 
Der Richter sreLLacı war ein Kommunist, der REDER als »Bestie«, »Mör- 
der«, »Schurke« und »Verbrecher« bezeichnete. Er hielt Lobreden auf die 
Diktatur des Proletariats. Es ging gar nicht mehr um Schuld oder Un- 
schuld des Majors REDER, sondern um eine politische Entscheidung. 

Die ausnahmslos von der KPI zur Verfügung gestellten >Zeugen< waren 
für ihre Rolle genauestens präpariert worden und logen im Gerichtssaal 
das Blaue vom Himmel, um dann ihre Meineide bedenkenlos zu schwö- 
ren, wie sie es bereits im Prozeß gegen General Max sımon getan hatten. 

Das Gericht hätte rzpkr zum Tode verurteilen müssen, wenn nur ein 
Bruchteil der gegen ihn erhobenen Vorwürfe zugetroffen hätte. Ange- 
sichts des politischen Drucks war ein Freispruch jedoch nicht durchsetz- 
bar. Der Bestand der damaligen italienischen Regierung hing von einer 
unsicheren Minderheit ab, die von einer Koalition der antikommunisti- 
schen Parteien beherrscht wurde. Ein Freispruch REDERS hätte einen sol- 
chen Sturm zügelloser politischer Gefühle hervorgerufen, daß der Sturz 
der Regierung hätte folgen können, der alsdann der erste Schritt zur Errich- 
tung der von den Kommunisten angestrebten Diktatur des Proletariats in 
Italien gewesen wäre. Einen Freispruch hätten alle Partisanen in Italien als 
persönliche Beleidigung empfunden.!® Also wählte man den Mittelweg der 
Verurteilung REDERS zu lebenslänglicher (chrenvoller) Festungshaft, nicht 
zu Gefängnis. Die zunächst auch ausgesprochene Degradierung wurde am 
16, März 1954 aufgehoben und reDear als Kriegsgefangener anerkannt. 

Bedeutende Völkerrechtler haben übereinstimmend erklärt, daß das 
Urteil dieses Scheinprozesses aus völkerrechtlichen, strafrechtlichen und 
strafprozessualen Gründen nicht haltbar war. Aber Italien brauchte ein 
Opfer und insbesondere die gerichtliche Bestätigung von Greueltaten 
der Waffen-SS. 

Bald bildeten sich Hilfskomitees ausländischer Soldatenverbände, die 
gegen das Urteil protestierten, Ihnen schlossen sich der Vatikan und die 
Bischöfe an. Im März 1956 richtete der österreichische Staatssekretär 
GRAF einen Öffentlichen Appell zugunsten REDERS an das italienische 
Volk und dessen Regierung. Die italienischen Verbände der »Familienan- 
gehörigen der in Rußland Vermißten und Gefangenen« wandten sich mit 
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Über die Kämpfe ge- 
gen die italienischen 
Partisanen schrieb 
Feldmarschall Albert 
KESSELRINC: »ES gibt in 
der Skala der Verbre- 
chen keines, das 
nicht einmal oder 
viele Male, ja, lau- 
fend vorgekommen 
wäre. Der immer 
wiederkehrende Miß- 
brauch des Roten 
Kreuzes muß hier 
besonders betont 
werden.« 


15 KUNZ, aaO. 
(Anm. 7), S. 72; 
GREIL, aaO. (Anm. 
3), S. 66; VEALE, 
aaO. (Anm. 2), 

S. 163 ff. 


16 GREIL, aaO 


(Anm. 3), 8.73 ff. 


62 Kilometer südlich 
von Bologna, also 
nicht weit von Marz- 
abotto entfernt, liegt 
der 1969 eingeweihte 
deutsche Soldaten- 
friedhof am Futa-Paß 
mit 30716 Kriegsto- 
ten. Bei seinem Marz- 
abotto-Besuch im Jah- 
re 2002 versagte 
Bundespräsident Jo- 
hannes RAU den dort 
liegenden deutschen 
Soldaten einen ehren- 
den Besuch. 


einem Gnadengesuch an den italienischen Justizminister moro. Im Juli 
1956 machte die italienische >Liga für Menschenrechte< eine Eingabe beim 
italienischen Außenminister MARTINO, ebenso das Vatikanische Staatsse- 
kretariat, desgleichen italienische Veteranenverbände. In England bildete 
sich aus britischen Heeres- und Marineoffizieren ein Hilfskomitee, das 
im Juli 1957 unter der Leitung der schottischen Aristokratin Mara RrUssE- 
TAVERNAN eine Petition an den italienischen Staatspräsidenten richtete. 
1958 schritten englische Heeresoffiziere zu einer Plakataktion in Lon- 
don. Als Staatspräsident GroncHI zu einem Staatsbesuch in England ein- 
traf, erhielt er aus allen Kreisen der britischen Bevölkerung Telegramme 
und Bittgesuche für REDER. 

In Deutschland wurde von privater Seite die >Gaeta-Hilfe< ins Leben 
gerufen durch ehemalige Frontsoldaten und Feldmarschall Erich VON 
MANSTEIN und Albert KEssELrınG, Großadmiral Karl Donırz und Ge- 
neraloberst Paul nausser, Belgische, französische, niederländische, fin- 
nische, kanadische und amerikanische Frontkämpferorganisationen folg- 
ten dem Beispiel.!® 

Die Bundesregierung rührte sich nicht, da sie sich darauf berief, daß 
REDER Österreichischer Staatsbürger sei. Sie ließ dabei außer acht, daß 
REDER sechs Jahre in deutscher Uniform für Deutschland gekämpft und 
seine Gesundheit ruiniert hatte. Am 24. Januar 1985 wurde REDER als 
kranker Mann aus der Festung Gaeta nach Österreich entlassen, wo er 
bereits wenige Jahre später am 26. April 1991 in Wien verstarb. 

Friedrich Karl Pohl 
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Greise, Kinder und Säuglinge im Soldatenfriedhof 


L den Monaten vor und nach Ende des Zweiten Weltkrieges errichte- 
ten die Alliierten Konzentrationslager, verharmlosend meistens als >In- 
ternierungslager< bezeichnet. Wir haben bereits solche Lager auf deut- 
schem und polnischem Boden ausführlich dargestellt! und die dort ver- 
übten Verbrechen gegen die Menschlichkeit angeprangert. Auch in 
Frankreich gab es solche Internierungslager, in denen Zivilisten, alte Leute 
und Kinder, auf skandalöse Weise umkamen. 

Auf einem Hügel nahe der kleinen Ortschaft Huisnes-sur-Mer, die 
US-General PATTON beim Durchbruch von Avranches mit seiner 1. In- 
fanteriedivision am 1. August 1944 >befreite<, liegt in Sichtweite des be- 
rühmten Mont Saint-Michel der einzige deutsche Gruftbau in Frank- 
reich. 

In der am 14. September 1963 eingeweihten Kriegsgräberstätte auf 
dem Mont-de-Huisnes sind offiziell 11 956 deutsche Soldaten des Zwei- 
ten Weltkrieges bestattet, die der Umbettungsdienst des Volksbundes 
Deutscher Kriegsgräberfürsorge im Jahre 1951 aus verschiedenen De- 
partements der Bretagne und südlich der Normandie geborgen hatte. 
Dort hegen aber nicht nur junge deutsche Soldaten, die bei der Invasi- 
onsschlacht im Sommer 1944 gefallen sind. Es ruhen da auch Zivilopfer, 
die unmittelbar vor und nach Kriegsende im Gefangenenlager von Poitiers 
eines grauenvollen Todes gestorben sind. 

Darunter befinden sich sehr alte deutsche Zivilisten wie der 83jährige 
Albert MÜLLER oder der 87jährige Karl SCHRÖDER, aber auch Kleinkin- 
der, etwa Dieter KOBEL (3 Jahre alt), oder gar Babys wie zum Beispiel 
Evelyne DIESER, 5 Wochen alt. Alle diese Unglücklichen starben an Hun- 
ger, unter der Folter oder wurden in einigen Fällen standrechtlich hinge- 
richtet. 

Ein besonderes Schicksal hebt der Volksbund Deutscher Kriegsgrä- 
berfürsorge? hervor, nämlich das des 14jährigen Deutsch-Franzosen Ed- 
mund BATON, Gruft 59, Grabkammer 90. Im Februar 1945 wird der aus 
dem saarländischen Lauterbach stammende Edmund BATON angesichts 
der näher rückenden Front zusammen mit den Schülern seines Gymna- 
siums nach Bad Reichenhall evakuiert. Da er die Trennung von der Mut- 
ter nicht erträgt, springt er mit einem Mitschüler aus dem Zug und ver- 
sucht, auf eigenem Fuß in die saarländische Heimat zu gelangen. In Höhe 
von Ludwigsburg müssen sich die beiden wegen der starken Kämpfe 





1 Siehe Beiträge Nr. 386, 389 u. 390, 
2 http://www.volksbund.de/downloads/normandie_2003.pdf 
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In der am 14. 
September 1963 
eingeweihten Kriegs- 
gräberstatte auf dem 
Mont-de-Huisnes, 
nahe der Bucht von 
Saint-Malo, sind offi- 
ziell 11 956 deutsche 
Soldaten des Zweiten 
Weltkrieges bestattet. 





En EEE Zu 0 


eine Woche lang verstecken. Es gelingt ihnen, amerikanische Soldaten 
dazu zu überreden, sie über den Rhein bis Straßburg mitzunehmen. Von 
dort wollen sie mit dem Zug nach Hause fahren. Leider werden die bei- 
den mitten in der damals herrschenden starken antideutschen Stimmung 
aufgegriffen, entweder von Franzosen oder gar von der amerikanischen 
Militärpolizei, wie der Volksbund mutmaßt. Edmund und sein Mitschü- 
ler werden quer durch Frankreich ins Gefangenenlager Poitiers gebracht. 
Dort stirbt er am 14. Juli 1945 an Hunger. Als die Mutter, eine gebürtige 
Französin, vom Tod ihres kleinen Edmund erfahrt, wird sie wahnsinnig. 

In jenem berühmt-berüchtigten Konzentrationslager von Poitiers im 
damals gaullitisch-kommunistisch regierten Frankreich starb man übri- 
gens sehr jung: 

Jacqueline BUCHER: 26. 12.1944-26. 5.1945 

Evelyne DIESER: 6. 7.1945 - 13. 8.1945 

Heide FRIEDMANN: 1. 2. 1945 - 19. 5. 1945 

Renate CAMRATH: 1. 7.1944 - 5. 8.1945 

Anneliese HEIDE :R: 4. 8. 1943 - 16. 6. 1945 

Klaud HOLoGA: 29. 10. 1944- 6. 6. 1945 

Elfrida KALBERAM: 26. 4. 1944 - 28. 5.1945 

Dieter KOBEL: 30. 11. 1942-6. 10. 1945 

Samgard KROECHELER: 12. 1. 1945-26. 4. 1945 

Charles Lan: 22. 2. 1945 - 25. 5. 1945 

Monique MERKEL: 23. 3. 1945 - 18. 5. 1945 

Pierre ROSSMAnn: 4.1. 1944-14. 3. 1945 
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Pierre SPENGLER: 24.10 .1944 - 29. 
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Manfred SCHWARZ: 14. 11. 1944-16.5.1945 
Ermunde SCHWORM: 6.10.1943 - 29.4.1945 


Albert STEINIGGE: 31. 3. 1944 - 16. 6. 
Roland TRAOT: 19. 12. 1944 - 4. 6. 
Henri TREK,ER: 7. 11. 1944 - 16. 
Fridhelm wEHR: 9. 6.1944 - 13. 7. 
Antoinette SPAHN: 31. 3. 1945 - 16. 


Regine PIETRI: 8. 10. 1944-19. 


Trautel GROSSART: 14. 4. 1945 - 13. 


USW. USW. 


Anläßlich der Feierlichkeiten zum 
50. Jahrestag der alliierten Invasion 
wurde die Weigerung des damals 
amtierenden Bundeskanzlers Ger- 
hard SCHRÖDER, einen deutschen 
Soldaten friedhof zu besuchen, viel- 
fach kritisiert und stieß sogar im 
Ausland auf Unverständnis. Die 
italienische Zeitung II Jornale zum 
Beispiel ließ über ihren Reporter 
Alessandro CAPRETTINI kritisch an- 
merken: 

»So viele, so sehr viele junge 
Männer der vanderen Seite< sind auf 
der Halbinsel begraben, ohne Blu- 
men und Ehrungen. Gerhard 
SCHRÖDER hätte als Teilnehmer der 
Feierlichkeiten die Mauer des 
Schweigens durchbrechen können, 
die sie, von seltenen Ausnahmen 
abgesehen, seit mehr als einem hal- 
ben Jahrhundert umgibt. Aber der 
Kanzler wollte nicht. Er hat die Auf- 
forderungen, die vielen in der Nor- 
mandie begrabenen Landsleute zu 
ehren, als »von parteipolitischem 


1! www.gerhardfrey.de/-/ 
Il_Giornale.html 


1944 


1945 
1945 
1945 


Die Gruftanlage Mont-de-Huisnes ist ein 
kreisrunder, zweigeschossiger Bau von 47 
Metern Durchmesser. An seiner Innenftront sind 


zwei übereinander liegende offene Umgänge 
1945 mit jeweils 34 Grüften angeordnet. In jeder 
Gruft ruhen 180 Tote, die Namen sind auf 

Bronzetafeln festgehalten. 
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Bundeskanzler 
Gerhard scHröpeEr 
(hier mit Jacques 
cHırac) bei den >Feier- 
lichkeiten<in der 
Normandie im Juni 
2004. 





Kalkül< bestimmt abgetan. Sie bleiben ein verleugnetes Heer. Vergessen, 
Als ob sie nie existiert hätten.« 

»Und auf dem Friedhof der geschlagenen Deutschen legt nicht ein- 
mal scHröDEr eine Blume nieder«: carprerrinis Überschrift für seinen 
Bericht aus der Normandie gilt im gleichen Maße für die unzähligen Zi- 
vilisten, die 1945/46 dem Deutschenhaß zum Opfer fielen. 

In der Kriegsgräberstätte Mont-de-Huisnes herrscht eine Atmosphä- 
re von großer Würde. Die Besucherbücher an den Eingängen sind voll 
von beeindruckenden handschriftlichen Einträgen. Ein Franzose trug ein: 
»Die Menschlichkeit muß den Krieg unterdrücken, sonst unterdrückt der 
Krieg die Menschlichkeit.« Philippe Gautier 
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jegszeit 


Nachkr 
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Die wohl entscheidende Antriebskraft 
des Wiederaufbaus und Wiederauf- 
schwungs waren der Wille und der Ein- 
satz aller Schichten der Bevölkerung. 
In Deutschland befand sich, verstärkt 
durch zurückkehrende Emigranten, 
eine beschämend große Zahl von Erfül- 
lungsgehilfen der Sieger. Durch die un- 
zähligen Prozesse und Verfahren im 
Zusammenhang mit der Entnazifizie- 
rung wurde »die Lüge von der deut- 
schen Kriegsschuld weiter im Volk 
verankert und das Kollektivschuld- 
bewußtsein verstärkt«. (Rolf Kosırx) 
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Deutsche als polnische Opfer mitgezählt 


L den ersten Jahrzehnten nach 1945 und teilweise bis in die Gegenwart 
wurden die Verluste des polnischen Volkes im Zweiten Weltkrieg mit 
rund sechs Millionen Toten angegeben. Es hieß zum Beispiel bei deutsch- 
polnischen Politikertreffen, daß »jeder fünfte Pole« durch deutsche Schuld 
umgekommen sei oder daß Polen »22 Prozent seiner Bevölkerung durch 
den deutschen Überfall verloren« habe. So sprach der Staatsminister im 
Auswärtigen Amt Klaus VON DOHNANYI bei einem deutsch-polnischen 
Treffen in Ingelheim Ende der siebzigerJahre von sechs Millionen getö- 
teter Polen.' 

Doch diese Opferzahl ist falsch, Sie ist um mehr als die Hälfte zu hoch 
und kam vor allem dadurch zustande, daß man die deutschen Vertriebe- 
nen aus den Oder-Neiße-Gebieten in die Menge der polnischen Opfer 
einbezog. 

Der Historiker Alfred SCHICKEL wies 1979 darauf hin,! daß bei den 
betreffenden Angaben Medien und Politiker bis dahin »lediglich eine 
Zahlenangabe der Polen ungeprüft übernommen und weiter verbreitet« 
haben, die nicht stimmt. Er zeigte auf, daß die 1946 von Polen angegebe- 
nen >»6,028 Millionen polnischer Opfer< in Wirklichkeit auf einer über- 
aus unseriösen Schätzung zweier polnischer Studenten beruhen, die die- 
se 1946/47 im Auftrag des Warschauer Kriegsentschädigungsamtes 
vornahmen und bei welcher viele Opfer mehrfach gezählt wurden«. Die- 
se fehlerhafte Schätzung wurde dann an die UN weitergegeben und ge- 
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! Alfred SCHICKEL, 
»Statistik und 
Wirklichkeit«, in: 
Bayernkurier, 10. 2. 
1979, S. 12; ähnlich 
ders., »Wie hoch 
waren die polni- 
schen Kriegs Verlu- 
ste?« in: Das Gymna- 
sium in Bayern, Nr. 
10,1979, 8. 22 £. 


Die Zahl der polni- 
schen Kriegsopfer hat 
nicht an Aktualität 
verloren: Noch im 
Frühjahr 2007 forder- 
ten die Zwillingsbrü- 
der KACZYNSKI, bei ei- 
ner Reform der 
Europäischen Union 
Polens Kriegstote zu 
berücksichtigen. 


wann durch deren Veröffentlichung gleichsam amtlichen Charakter. Ins- 
besondere die Historiker übernahmen sie, ohne eine weitere Prüfung 
auf deren Richtigkeit anzustellen. 

Zum Kern der Sache kam ScCHICKEL, als ihm 1977 Daten aus dem 
polnischen Statistischen Jahrbuch des Jahres 1956 zugänglich gemacht wer- 
den, die sich auf die Jahre 1931 und 1946 bezogen. Danach betrug die 
Gesamtbevölkerung Polens 1931 29892000 Menschen und im Jahre 1946 
dann nur noch 23625000. Die Differenz von 6267000 Einwohnern schien 
die alte Verlustzahl der 1946 geschätzten 6,028 Millionen zu bestätigen. 

Doch die im Jahrbuch angegebene und nachfolgend abgedruckte Tabelle 
für die einzelnen Provinzen gab die Erklärung. 


Provinzen 1931 1946 
Millionen Millionen 





Warschau (einschl. der 


Stadt Warschau) 3,552 2,662 
Bydgoszecz 1,566 1,457 
Poznan 2,311 2,086 
Lodz (einschl. der 

Stadt Ixidz) 2,385 2,015 
Kielce 1,858 1,702 
Lublin 2,069 1,753 
Bialystok 1,194 0,944 
Olsztyn 1,030 0,442 
Gdansk 1,065 0,732 
Koszalin 0,789 0,585 
Szczecin 0,941 0,308 
Zielona Gora 0,884 0,347 
Wroclaw 2,604 1,769 
Opole 1,040 0,792 
Katowice- 2,608 2,635 
Krakow 2,195 2,133 
Rzeszow 1,801 1:535 
Gesamtbebölkerung: 29,892 23,625 





Differenz von 1931 zu 1946: 21,0 Prozent. 


»Nach dieser Tabelle werden in die Volkszählung von 1931 die Be- 
wohner von Bezirk und Stadt Allenstein (= Olsztyn), Danzig (= Gd- 
ansk), Köslin (= Koszalin), Stettin (= Szczecin), Grünberg (- Zielona 
Gora), Breslau (= Wroclaw) sowie Oppeln (= Opole) einbezogen, ob- 
wohl diese Städte samt ihrem Umland 1931 zum Deutschen Reich ge- 
hörten und Danzig damals eine »Freie Stadt< war, also auch nicht unter 


664 


polnischer Hoheit stand, vor allen Dingen aber 
dort auf keinen Fall insgesamt 8,353 Millio- 
nen Polen wohnten. Hingegen ergab die deut- 
sche Volkszählung vom 16. Juni 1933, daß im 
Bezirk Allenstein (Ostpreußen), in Pommern, 
der Grenzmark Posen-Westpreußen, Nieder- 
und Oberschlesien insgesamt 8,123 Millionen 
Menschen wohnten, welche die deutsche 
Staatsangehörigkeit hatten.« Diese waren zum 
allergrößten Teil Deutsche. Die dann 1946 feh- 
lenden 3,378 Millionen Menschen dieser Städ- 
te und Gebiete waren größtenteils deutsche 
Flüchtlinge oder Vertriebene aus diesen Pro- 
vinzen. 

Damit ergibt sich, daß, ob bewußt oder un- 
bewußt sei dahingestellt, »die von der polni- 
schen Regierung bzw. deren Statistischem Amt 
aufgemachte Verlustrechnung von 6,267 Mil- 
lionen Menschen die deutschen Heimatvertrie- 
benen und Flüchtlinge mit einschließt und bei- 
spielsweise Breslau als polnischen Verlust 
ausgibt«. Und SCHICKEL urteilt zu Recht: »Eine 
solche Rechnung ist aber nicht nur fehlerhaft, 
sie verletzt auch die an anderer Stelle erwähn- 
te moralische Kategorie.« 

Demnach sind von den von polnischer Sei- 
te angegebenen 6,267 Millionen Toten die 
3,378 Millionen deutschen Flüchtlinge und Ver- 
triebenen dieser Gebiete abzuziehen, was dann 
eine Verlustzahl von 2,889 Millionen für Po- 
len ergäbe. Doch diese ist in Wirklichkeit, wie 
SCHICKEL im einzelnen nachweist, auch noch 
zu hoch. Denn bei der Differenz zwischen den 
Einwohnerzahlen von 1931 und 1946 sind fer- 
ner unter anderem viele Auswanderer zu be- 
rücksichtigen: allein 120000 in den ersten fünf 
Jahren nach 1945 in die USA ausgewanderte 


Der riesige Strom der Vertriebenen und Flüchtlinge, den 
die Polen gern als eigenen Verlust angeben, hatte in ih- 


rer neuen Heimat mit Wohnungsnot und derart mit |) 


Hunger zu kämpfen, daß sie auf Abfälle zurückgriffen. 
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Polen. Mehr als 250000 kamen nach Großbritannien und zogen zum 
Teil weiter, vor allem nach Kanada, Argentinien und Australien. Insge- 
samt werden für diese Auswanderung maximal 1,25 Millionen, minde- 
stens 640000 Polen angegeben. Ferner müssen noch die über 500000 
Ukrainer, Weißrussen, Russen, Litauer und andere berücksichtigt wer- 
den, die nach 1944 von Polen in die Sowjetunion umgesiedelt wurden, 
während 2,1 Millionen Polen aus der Sowjetunion nach Volkspolen ka- 
men, so daß sich dann eine Zahl von 3,849 Millionen Opfern ergäbe. 

Da für die Zahlen von 1946 rund die Hälfte der deutschen Vertriebe- 
nen aus Ostdeutschland, rund 1,5 Millionen, anzusetzen sind, kommt 
scHickEL schließlich auf eine obere Grenze, die durch Kontrollrechnun- 
gen für einzelne Gebiete bestätigt wird, von 2,35 Millionen polnischen 
Opfern im Zweiten Weltkrieg. 

Von diesen müssen, wenn von deutscher Schuld gesprochen wird, die 
in der Sowjetunion und durch die Sowjets umgekommenen Polen - Schät- 
zungen dafür belaufen sich »auf über eine Dreiviertelmillion« — abgezo- 
gen werden, da diese, wie die Opfer der Erschießungen von Katyn und 
anderenorts, nicht auf das deutsche Schuldkonto gehen, sondern auf 
das der Sowjets. Auch diejenigen Polen, die als Ostarbeiter, Kriegsgefan- 
gene oder Angehörige der ANDERS-Armee nach Kriegsende nicht mehr 
nach Polen zurückgingen, sind in Abzug zu bringen. Schi'CKEL führt Schät- 
zungen von 640000 bis 1,25 Millionen Polen an, die zwischen 1939 und 
1946 ihr Land verließen und als »Bevölkerungsverluste« erscheinen, aber 
nicht zu den Toten gerechnet werden dürfen. 

Nach vorsichtiger Abschätzung sind daher die lange Zeit angegebe- 
nen polnischen Verluste von sechs Millionen nach der geschichtlichen 
Wirklichkeit auf unter die Hälfte dieser Zahl herabzusetzen. 

Daß polnische amtliche Stellen die deutschen Vertriebenen und Flücht- 
linge in die Zahl der polnischen Opfer einbezogen, stellt eine besondere 
und kaum für möglich zu haltende Dimension der Vergangenheitsbewäl- 
tigung dar. Hier liegt nicht nur wieder einer der Fälle vor, daß zu Lasten 
Deutschlands Zahlen von Opfern, die von Deutschen verursacht sein 
sollen, stark erhöht wurden, sondern es werden die Tatsachen um Täter 
und Opfer genau auf den Kopf gestellt. 

Es ist ferner bezeichnend, daß amtliche deutsche Historiker sich Jahr- 
zehnte lang mit dieser Frage nicht befaßten oder eine Zahlenangabe ver- 
mieden wie die deutsch-polnischen Schulbuchempfehlungen von 1977. 

Rolf Kosiek 
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Generalfeldmarschall Milch sollte erpreßt werden 


D: Siegerjustiz nach 1945 verstieß nicht nur in der Rechtsprechung 
gegen grundlegende Normen des europäischen Rechtswesens, son- 
dern auch in der Anklagebeschaffung bedienten sich die Alliierten der 
übelsten Methoden. Einzelfälle wurden schon behandelt.! 

Ein weiterer skandalöser Fall ist der Versuch, Generalfeldmarschall 
Erhard MILCH (1892-1972) zu falschen Beschuldigungen gegen Mithäft- 
linge zu erpressen. Darüber gab der große Soldat am 9. April 1947 eine 
eidesstattliche Erklärung, beglaubigt von dem Nürnberger Rechtsanwalt 
Dr. Friedrich BERGOLD, Anwalt am Militärgericht II, ab, in der es heißt:? 

»Ich, Erhard MILCH, Generalfeldmarschall, geboren am 30. 3. 1892 in 
Wilhelmshaven, z. Zt. Nürnberg, Justizgebäude, bin zunächst darauf auf- 
merksam gemacht worden, daß ich mich strafbar mache, wenn ich eine 






we 

‚ R — 
! Siehe Beitrag Nr, 374, »Fall Gaus beim Nürnberger Tribunal«, und Nr. 377, 
»Ein Beispiel alliierter Sieger jus tiz«. 

? Kopie des Originals im Archiv des Verfassers, der Frau Kitta WAGNER, Nürn- 
berg, der Sekretärin Dr. BERGOLDS, für die Überlassung dankt. Der wesentliche 
Teil der Erklärung ist auch zitiert in »Das >Recht< der Sieger«, in: National-Zei- 
tung, 23. 3. 2007; diese eidesstattliche Erklärung mit etwas anderen Formulie- 
rungen, die wohl durch die Rückübersetzung aus dem Französischen verursacht 
sind, findet sich ebenso bei Maurice BARDECHE, Nürnberg oder Die Falschmünzer, 
Karl Heinz Priester, Wiesbaden 1957, S. 89 £. 
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Erhard mıLcH, mit Al- 
bert speer. Aus: David 


‚ ırving, Die Tragödie 


der Deutschen Luft- 
waffe, Ullstein, Frank- 
furt/M. 1970; Neuauf- 
lage: Winkelried, 
Dresden 2007. 





Oben: Erhard mırcH 
erhält Besuch von 
seinem Bruder. 
Rechts: Dr. Friedrich 
BERGOLD, Anwalt am 
Militärgericht IL war 
der Verteidiger BOR- 
MANNs in Nürnberg. 


fälsche eidesstsattliche Erklärung abgebe. Ich erkläre an Eides Statt, daß 
meine Aussage der Wahrheit entspricht und gemacht wurde, um als Be- 
weismaterial einem Gerichtshof in Deutschland vorgelegt zu werden.« 
Dann folgt eine Erklärung über Vorgänge im Amt des Generalluft- 
zeugmeisters. Anschließend führt die eidesstattliche Erklärung weiter aus: 
»Ich möchte in diesem Zusammenhang aber auch auf folgende Tatsa- 
chen hinweisen: 
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Am 17. 9. 1945 suchte 
mich in meinem Wohnraum 
Kaufbeuren (Vernehmungs- 
lager) der mir schon von 
England her bekannte Ver- 
nehmer Major EMERY, wie er 
sich in England nannte, oder 
ENGLÄNDER, wie er sich in 
Deutschland nannte, auf. 
Ich vermute, daß sein wirk- 
licher Name ein anderer ist. 
Er war, wie er mir einmal 
erzählt hatte, Bankicr in 
New York. Er leitete im eng- 
lischen Vernehmungslager 
Camp 7 die dort befindliche 
amerikanische Verneh- 
mungsgruppe, zu der auch 
ein Capt. TRACY (wohl auch 
Deckname) gehörte. Herr 
EME.RY fragte mich nach 
meiner Abstammung und 
meinte, wenn ich jüdischer 
Abstammung sei, dann wür- 
de er mich aus der ganzen 
weiteren Verfolgung heraus- 
nehmen können. Als ich ihm 
mitteilte, daß seine Vermu- 
tung nicht zuträfe, meinte er, 
dann könne er es nichts än- 
dern. 

Derselbe Herr besuchte 
mich am 5.11.1945 in Nürn- 
berg, als ich gerade durch ei- 
nen amerikanischen Verneh- 


mer verhört wurde; ich hörte zufällig, daß es ein Major MOHAGAN >) sein 
solle. Nach kurzer Unterredung zu Dreien bat EMERY MOHAGAN, uns 
allein zu lassen. EMERY sagte mir dann, falls ich weiter zugunsten von 
GÖRING, SPEER und den anderen im Internationalen Militärgerichtshof 
Angeklagten aussagen würde, müßte ich selber mit einem Kriegsverbre- 
cherverfahren gegen mich rechnen. Ich erwiderte, daß ich keinerlei Kriegs- 
verbrechen begangen habe und daher nicht sehen könne, wie man mir 
einen Prozeß machen wolle. EMERY antwortete: >Das ist eine Kleinigkeit. 
Wenn wir wollen, können wir gegen jeden Deutschen einen solchen Pro- 
zeß auf die Beine bringen, ganz egal, ob er ein Verbrechen begangen hat 
oder nicht. Warum wollen Sie sich für GÖRING, SPEER USW. einsetzen? 
Die würden es für Sie auch nie tun, und ich will Ihnen nur einen guten 
Rat geben, sagen Sie gegen diese Leute aus, und zwar aus Ihrem eigenen 
Interesse.« Ich erwiderte ihm, daß ich nur die Wahrheit sagen könne und 
daß meine Person keine Rolle spiele und ich einen Prozeß nicht fürchte. 
EMERY antwortete: >Sie müssen bedenken, daß Sie noch jung sind, daß 
Sie wieder eine Rolle spielen können und daß Sie an Ihre Familie denken 
müssen.« 

Ich lehnte selbstverständlich sein wenn auch gut gemeintes Angebot 
ab. Er schloß damit, daß er mir dann eben nicht helfen könne. Von die- 
sem Augenblick an wußte ich, daß man versuchen werde, gegen mich 
einen Prozeß wegen Kriegsverbrechen zu starten. Ich habe das auch so- 
wohl damals in Nürnberg als auch in Dachau mehreren Kameraden und 
auch dem Schweizer Vertreter des Internationalen Roten Kreuzes in Genf 
gegenüber zum Ausdruck gebracht.« 

Wie vorausgeschen, wurde MILCH von den Amerikanern angeklagt. 
Am 14. Dezember 1946 wurde das Militärtribunal II für den >Milch-Pro- 
zeß< geschaffen, vor dem er sich ab 20. Dezember im Nürnberger Justiz- 
palast verantworten mußte. Ohne entsprechende Beweise wurde er am 
17. April 1947 zu lebenslänglicher Freiheitsstrafe verurteilt, die im Ge- 
fängnis von Rebdorf abzusitzen sei. Anfang 1951 wurde das Strafmaß 
auf 15 Jahre Haft herabgesetzt. Am 4. Juli 1954 wurde MILCH entlassen, 
nachdem cr fast zwei Drittel der Strafe verbüßt hatte.? Er verstarb 1972 
in Wuppertal. Rolf Kosiek 


! David ırvinG, Die Tragödie der deutschen Lxßwaffe. Ans den Akten und Erinnerungen 
von Feldmarschali Erhard mich, Ullstein Buch Nr. 3137, Frankfurt/M. 1970,$. 383- 
389. 
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! Beitrag Nr. 376, 
»Nürnberger 
Siegerjustiz ver- 
höhnte das Recht«. 
! Beitrag Nr. 374, 
»Fall Gaus beim 
Nürnberger Tribu- 
nal«. 

3 Beitrag Nr. 662, 
»Generalfeldmar- 
schall Milch sollte 
erpreßt werden«. 


Der Nürnberger 
Justizpalast. 


Erpreßte Zeugen vor alliierten Militärgerichten 


m Rahmen der Siegerjustiz nach 1945 fanden außer in Nürnberg auch 
nderenorts viele Militärgerichtsprozesse gegen deutsche Politiker und 
Soldaten statt. Diese Verfahren, die unter dem hehren Anspruch, Ge- 
rechtigkeitwalten zu lassen und dem Recht zum Durchbruch zu verhelfen, 
stattfanden, verletzten jedoch in großem Maße anerkannte Rechtsprinzi- 
pien.! Insbesondere versuchten die Betreiber, durch falsche Zeugenaus- 
sagen unberechtigte Vorwürfe als wahr erscheinen zu lassen oder Zeu- 
gen an ihrer Aussage zu hindern. Dazu wurden vielfach Zeugen mit 
schweren Strafen - vor allem mit Auslieferung an Sowjets oder Franzo- 
sen, was damals den sicheren Tod bedeutete - für den Fall bedroht, daß 
sie nicht wie gewünscht aussagen würden, und nicht selten tatsächlich 
veranlaßt, falsche Belastungen für Angeklagte anzugeben, die daraufhin 
trotz ihrer Unschuld verurteilt wurden. Herausragende und weit bekannt 
gewordene Fälle waren die von Ministerialdirektor Dr. Friedrich GAUSs? 
und von Generalfeldmarschall Erhard mıLcH> beim »Hauptkriegsverbre- 
cherprozeßi in Nürnberg. Doch auch in vielen anderen Strafverfahren 
wurde von der anklagenden Seite ähnlich gehandelt. 
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Der weitere Skandal besteht darin, daß diese erpreßten, nicht der Wahr- 
heit entsprechenden Aussagen dann von der deutschen Nachkriegsöf- 
fentlichkeit und von Historikern bis heute als wahr unterstellt, als Bewei- 
se zitiert und dazu benutzt werden, die Schuld der Deutschen zu 
vergrößern. 

Der Franzose Maurice BARDECHE widmete den »Zeugen unter Druck« 
ein ganzes Kapitel in seinem Buch.* Daraus seien einige Beispiele stark 
gekürzt aufgeführt. 

1. Im Stenogramm des WEIZSÄCKER-Prozesses vom 3. März 1948, das 
die Befragung des Zeugen Eberhard von THADDEN durch den Verteidi- 
ger des Angeklagten, Dr. SCHMIDT-LEICHNER, wiedergibt, heißt es: 

»Frage: Hat man Ihnen während der Vernehmung zu verstehen gege- 


ben, daß es möglich sei, Sie den französischen Behörden zu übergeben? | 


Antwort: Ja 

Frage: Wie bitte? 

Antwort: Ja. 

Frage: Wollen Sie bitte dem Hohen Gericht darüber einige Erläute- 
rungen geben? 

Antwort: Man hatte mir angedeutet, daß mir zwei Möglichkeiten blie- 
ben, entweder ein Geständnis abzulegen oder aber den französischen 
Behörden ausgeliefert zu werden; vor einem französischen Gericht sei 
mir die Todesstrafe sicher. Mir wurde eine Bedenkzeit von vierundzwan- 
zig Stunden gewährt, während der ich mich zu entscheiden hatte.«° 


2. Im selben Prozeß ergab sich bei der Verhandlung am 11. Mai 1948 
in der Befragung des Herrn HAEHJNGER durch Anwalt Dr. sıEMERS: 

»Frage: Sind Sie schon vernommen worden oder nicht? 

Antwort: Ich bin nach meiner Festnahme durch Herrn sacHs vernom- 
men worden, und dieser drohte mir, mich an die russischen Behörden 
auszuliefern, weil ich Schweizer Staatsangehöriger war, und da ich mich 
auf meine schweizerische Nationalität berief, machte er mich darauf auf- 
merksam, daß zwischen Rußland und der Schweiz keine diplomatischen 
Beziehungen beständen.«° 


3. In einem Memoire des Verteidigers Dr. Rudolf ASCHENAUER vom 
Juni 1948 aus dem »Einsatzgruppen-Prozeß« heißt es: 

»Im Prozeß der »Einsatzgruppe« veröffentlichte z. B. eine Berliner Ta- 
geszeitung, daß alle Angeklagten dieser Gruppe, die das Nürnberger Ge- 


* Maurice BARDECHE, Nürnberg oder die Falschmiinnzer, Katl Heinz Priester, Wies- 
baden 1957, S. 86-105. 


5 Ebenda, S. 91. 
6 Ebenda. 
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rieht nicht aburteile, den russischen Behörden ausgeliefert würden, was 
zur Folge hatte, daß sich niemand als Zeuge anbot. Die als Endastungs- 
zeugen benannten Gefangenen wurden fast alle zuerst dem Richter vor- 
geführt. Sie waren Gegenstand zahlreicher Bedrohungen, insbesondere, 
an Polen ausgeliefert zu werden.« 


4. Im selben Prozeß machte der Anwalt Dr. Georg FROESCIIMANN eine 
Eingabe, in der es hieß: 

»Oft wurden Personen, die als Zeuge für den Angeklagten gekommen 
waren, damit eingeschüchtert, daß sie an ausländische Behörden ausge- 
liefert würden, um zu erreichen, daß diese Zeugen nicht aussagten. Ich 
denke z.B. an Personen, wie die Angeklagten BERGER, den Zeugen Dr. 
BARTHELS, BRÄUTIGAM, MEUERER und andere. Eine Vernehmung der ver- 
schiedenen Zeugen würde die Richtigkeit dieser Erklärungen ergeben. 


Eine andere Methode bestand darin, Zeugen von der Aussage abzuhal- 
ten. So organisierten die Verbände der ehemals politisch Internierten 
und der»Verfolgten des Naziregimes< einen regelrechten Feldzug der Ein- 
schüchterung, um endastende Zeugen am Aussagen zu hindern. Auch 
dafür gibt Maurice BARDECHE Beispiele an; 


1. Der Verteidiger Dr. Alfred skıD& stellte in seinem Plädoyer für den 
Ingenieur Walter DÜRRFELD vor dem US-Militärgericht VI fest: »Die ei- 
gendichen Schwierigkeiten der Verteidigung haben sich in besonders schar- 
fer Art bei den ehemaligen Internierten, die im Werk Auschwitz der I. G. 
Farben arbeiteten, bemerkbar gemacht. Soweit es sich um politisch Inter- 
nierte handelte, waren die Schwierigkeiten unüberwindlich und Zeugen- 
aussagen unmöglich, denn die Organisationen der »Verfolgten des Nazi- 
regimes< verboten ihren Mitgliedern, für die Angeklagten zu sprechen. 
Ebenso ist es vorgekommen, daß Mitglieder, die trotzdem ausgesagt oder 
eidesstatliche Versicherungen abgegeben hatten, seitens anderer Mitglie- 
der unter Druck gesetzt wurden, um sie zum Widerruf ihrer Aussagen 
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zu zwingen. Es ist klar, daß es unter diesen Umständen unmöglich ist, 
die Wahrheit zu finden.« 


2. Professor Dr. wanHı von der Universität Heidelberg bestätigte dies 
in einem Memorandum zum I. G. Farben-Prozeß: »Die Verteidiger stie- 
Ben zuweilen noch auf die größten Schwierigkeiten. So hat z. B. die Grup- 
pe der »politisch Verschicktem, die mit den Anklägern zusammenarbei- 
tet, ihre bei den I. G, Farben in Arbeit gewesenen Mitglieder wissen lassen, 
daß sie nicht für die im Prozeß der I. G. Farben Angeklagten aussagen 
dürfen.«? 


3, Der bis 1945 politisch Internierte Fritz H., wohnhaft in Feilbach 
bei Stuttgart, schrieb in einem Brief vom 9. Juni 1948 an den Stuttgarter 
Bischof wurm, daß ihm, einem Mitglied des Verbandes für politisch In- 
ternierte, von der »Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes< (V.VN.) 
mitgeteilt sei, »die Vertreter der Anklage im I. G. Farbenprozeß, die Her- 
ren VON HALLE und MINSKOFF, hätten der V.V.N. in Stuttgart, Bezirk Frank- 
furt, mitgeteilt, ich sei bestimmt nicht als politischer Internierter im Kon- 
zentrationslager gewesen, und es sei möglich, daß ich Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit begangen hätte, .. Der Zweck dieser Manöver ist Idar. 
Nachdem man mich mit diesen Erklärungen der V.V.N. einzuschüchtern 
versucht hatte und vor allem nach- 
dem man mir bekanntgegeben hat- 
te, daß man mich der Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit verdäch- 
tigte, glaubte man, ich würde nicht 
aussagen. Nachdem ich meine An- 
gelegenheiten für den Fall einer 
Verhaftung geregelt hatte, begab ich 
mich nach Nürnberg, um meine 
Aussage zu machen. Das Verhalten 
der Herren VON HALLE und MINS- 
KOFF während meiner Vernehmung 
wird der bekannte Anwalt Dr. seıpr 
schildern können,«!" 


4. Bei den Vernehmungen vor 
dem US-Miütärgericht VI erklärte 
D. aus K., ein politisch Internier- 
ter: »Ich möchte bemerken, daß 
man versucht hat, mir Schwierigkei- 
ten zu bereiten. Als Mitglieder des 
»Ausschusses der rassisch Verfolg- 
ten« hörten, daß ich aussagen soll- 
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ebenda, S. 94. 
10 Ebenda, 5. 94 f. 


Ein Teil der insge- 
samt 23 Angeklagten 
im >IG Farben-Pro- 
zeßi - Walter Dürr- 
feld siehe x. Es ist 
bemerkenswert, daß 
keine der angeklag- 
ten Führungskräfte 
der IG Farben zu ei- 
ner hohen Haftstrafe 
oder zum Tode verur- 
teilt wurde, obwohl 
die Firma und ihre 
Tochtergesellschaft 
Degesch in Ausch- 
witz engagiert waren. 





te, haben sie sogar versucht, mich festnehmen zu lassen, Sie haben sich 
auch nicht gescheut, Kameraden, die mit mir zusammen interniert wa- 
ren, zu fragen, ob ich nicht während dieser Zeit Juden oder andere ge- 
schlagen hätte, um einen Anlaß zu meiner Verhaftung zu finden und 
meine Reise nach Nürnberg zu unterbinden.«" 


5. Ein Waldemar H, gab in seiner eidesstattlichen Versicherung vom 
17. Februar 1948 in Landsberg an: »Einer meiner Entlastungszeugen, 
Herr Friedrich D,, ehemaliger Internierter des Konzentrationslagers Bu- 
chenwald, hat vor Zeugen erklärt, daß er von der V.V.N. mit schweren 
Vergeltungsmaßnahmen bedroht worden sei, falls er für einen Angeklag- 
ten im Nürnberger Kriegsverbrecherprozeß aussagen würde. In meinem 
Prozeß wollten!? chemalige Internierte des Konzentrationslagers Buchen- 
wald, ohne sogar von der Verteidigung angefordert zu sein, aus eigenem 
Antrieb mit einem Lastkraftwagen von Hamburg nach Nürnberg kom- 
men, um für mich auszusagen. Die Hamburger kommunistische Partei 
hielt ihren Wagen auf der Landstraße an und verhinderte sie, in meinem 
Prozeß auszusagen (die eidesstattlichen Versicherungen können beige- 
bracht werden).«!? 


6. Der Verteidiger Dr. Rudolf ASCHENAIJER hielt in einem Memoire 
vom Juni 1948 in Nürnberg fest: »Der Stellvertreter des Oberrichters, 

Herbert MEYER, verlangte in Leipzig eine eidesstattliche Erklärung von 
einer Stenotypistin. Da die Erklärung nicht seinen Wünschen entspre- 
chend abgegeben wurde, drohte er dem jungen Mädchen, er käme in 
wenigen Minuten mit einem russischen Offizier zurück, sie solle sich 
inzwischen bedenken. Unter dieser Drohung wurde die eidesstattliche 
Erklärung abgegeben.« 

Im selben Memoire dokumentierte der genannte Jurist: »Bei der Ver- 
nehmung durch Richter (auch durch nichtrichterliche Personen) werden 
sie sogleich bedroht und unter moralischen Druck gesetzt, mit falschen 
eidesstattlichen Erklärungen, mit Auslieferung an russische oder andere 
Behörden (LORENZ, HÜBNER) mit dem Bemerken bedroht, was das für 
sie und ihre Familien bedeute (LORENZ, HOFFMANN, SCHWAAM, SOLI-MANN, 
BRÜCKNER, GREIFELT), oder mit Aufhängen bedroht (schwALM). Wir wer- 
den Sie den russischen Behörden ausliefern, und Sie wissen, daß Sie dann 
keine vierundzwanzig Stunden mehr leben< (GREIEELT). Andererseits machte 
man ihnen versteckte Zusagen, wenn sie richtig, d. h. wunschgemäß, aus- 
sagen würden, hätten sie keine Anklage zu erwarten (VIERMETZ, HÜB- 
NER).«'? Rolf Kosiek 


ıı BARDECHU, ebenda, S. 95. 
12 Ebenda, S. 98. 
13 Ebenda, S. 100. 
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Protokoll des Nürnberger IMT wurde gefälscht 


D: Nürnberger >Hauptkriegsverbrecher-Prozeß< und seine Folge- 
verfahren waren 1945 mit dem Anspruch veranstaltet worden, der 
Gerechtigkeit zum Durchbruch zu verhelfen und die Schuldigen für die 
angeblich rechtlose deutsche Gewaltherrschaft zu bestrafen. Daß es sich 
dabei jedoch um eine reine Rachejustiz der Sieger handelte, wurde schon 
in mehreren Beiträgen über die Beugung des Rechts! und die Erpressung 
von Zeugen? dargestellt. Darüber hinaus kam es auch noch zu bewußten 
Fälschungen der Protokolle des Nürnberger Prozesses. Diese Fälschun- 
gen wurden dann als der wahre Ablauf der Verhandlungen veröffent- 
licht und dienen bis heute den Historikern als Quelle. 

Als Beispiel tür das Vorkommen solcher Fälschungen sei die von Ge- 
neralfeldmarschall Erhard mıLcH vorgenommene Berichtigung seiner 
Aussägen in Nürnberg angegeben, die dieser über sein Verhör vom 8. 
und 11. März 19463 zu Protokoll gab.* Bezeichnend ist ferner, daß er auf 
seine erste Beschwerde gegen die Fälschung keine Antwort erhielt und 
daß in späteren Veröffentlichungen wie den IMT-Protokollen von 1947* 
oder von 20005 die alten Fehler beibehalten wurden. 


»Protokollfehler der Zeugenaussage von Erhard MILCH am 8. u. 11. 3. 
1946 vor dem Internationalen Militärgerichtshof. 


Seite 5573: >Ich erinnere mich, daß damals auch dieser berühmte Be- 
fehl herausgegeben (Zeile 26) (= Führerbefehl) wurde.« 


Richtig muß es heißen: >Ich erinnere mich nicht, daß damals schon 
dieser berühmte Befehl usw.< 


Seite 5603: Es fehlt betreffend Dachau auf die Frage von JACKSON, 
wie es dort war, meine Antwort: >Die Behandlung hinsichtlich Essen und 
Unterkunft (im KZ Dachau 1935) war erheblich besser als die von Kriegs- 
gefangenen z. B. hier in Nürnberg.« 


! Nr. 374, »Fall Gaus beim Nürnberger Tribunal Nr. 375, »Nürnberger Sieger- 
justiz setzte kein Recht«, und Nr. 376, »Nürnberger Siegerjustiz verhöhnte das 
Recht«, 

? Nr. 662, »Generalfeldmarschall Milch sollte erpreßt werden«, 

! Internationaler Militärgerichtshof Nürnberg (Hg.), Der Nürnberger Prozeß gegen 
die Hauptkriegsverbrecher vom 14. November 1945—1. Oktober 1946, Nürnberg 1947, 
Neuausgabe: Delphin, München— Zürich 1984, Bd. 9, S. 54-154. 

* Kopie der Abschrift der Frklärung von Erhard mıLcH im Archiv des Verfas- 
sets, der für die Überlassung Frau Kitta WAGNER, Nürnberg, dankt. 


675 


Erhard mıLcH 


im Zeugenstand. 





Seite 5608: Es fehlt etwa folgendes: »Es gibt keinen Paragraphen der 
Genfer Konvention (Zeile 7), der gegenüber uns deutschen Kriegsge- 
fangenen nicht täglich gebrochen wird.« 


Seite 5626: Es fehlt Jacksons Bemerkung: »Dann sind Sie jahrelang 
hinter einem Verrückten hermarschiert« und meine Antwort: »Zwischen 
verrückt und unnormal ist ein ebenso weiter Unterschied wie zwischen 
normal und unnormak. .. 


Seite 5651: Es fehlt meine Bemerkung: »Ich kannte sie (gemeint KZs) 
nur vom Burenkrieg.« (Zeile 25) 


Seite 5648: Es fehlt Jacksons Bemerkung: »Nun hören Sie auf mit 
MUSSOLINI, der ist ja (Zeile 8) schon längst tot«. .. und meine Erwide- 
rung: »Damals war muUssoLin! aber noch (Zeile 16) schr am Leben und 
der für uns maßgebliche Regierungschef.« 


Seite 5660: Es fehlt der von mir genannte »Altmarkfall«. (Zeile 20) 


Seite 5661: Es fehlt, daß ROBERTS sagte: »Antworten Sie mit Ja oder 
Nein« und ich: »Ihre (Zeile 21) Frage kann man nicht nur mit Ja oder Nein 
beantworten«, darauf ROBERTS: »Dann antworten Sie mit einem Satz.« 

(Zeile 23) Fehlt: mILCH: »oder ob mal wieder, wie in diesen Ländern 
üblich, Morde an Deutschen vorgenommen wurden.« 
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(Zeile 32) Fehlt: ROBERTS: >Ich will überhaupt Ihre Einstellung zu den 
Bombenangtiffen auf die Zivilbevölkerung wissen, ob Sie die ablehnen.* 

MiICH: >Da sprechen Sie mir aus der Seele. Ich kann mir nichts Ge- 
meineres und Verwerflicheres als solche Angriffe denken. Und wer da 
noch einen Zweifel hat, braucht sich nur Hamburg, Berlin, Leipzig, die 
Städte des Ruhrgebiets, des Rheinlands und besonders Dresden anzuse- 
hen, um mit mir übereinzustimmen,* 


Seite 5668: »England* statt »Holland*. (ZeÜe 25) 
Seite 5673: Es muß heißen »von Seiten*, nicht >auf Seiten Rußlands*. 


Seite 5675: Fehlt: RUDENKO sagte zum 2. Male: »Das ist nicht logisch.* 
Ich erwiderte: »Das ist doch logisch* (was ich näher ausführte). RUDENKO 
sagte dann: >Ja, Sie haben recht, das ist doch logisch.* 


An einer anderen Stelle fehlt mı1.cHns Antwort: >Ich habe keine Erinne- 
rung daran. Mein Gedächtnis hat durch verschiedene Unfälle mit schwe- 
ren Gehirnerschütterungen und sonstigen Kopfverletzungen gelitten. 
Außerdem bin ich nach meiner Gefangennahme durch Angehörige der 
feindlichen Wehrmacht mit einem Stock und mit Sektflaschen wie ein 
Vieh über den Schädel geschlagen worden, wobei man mich mit 3 Ma- 
schinenpistolen, die mir auf den Leib gesetzt waren, in Schach hielt. Dar- 
unter hat mein sonst recht gutes Gedächtnis ganz erheblich gelitten.* 

Verschiedentlich heißt es im Protokoll: »Keine Antwort*. Ich habe aber 
jede Frage beantwortet! 

Diese Aufstellung enthält nur die wichtigsten Protokollfehler. 


Handschtiftliche Notiz: 26. Juni 1946. 

L) Bei der ersten eidesstattlichen Versicherung handelt es sich einmal 
um die Ungenauigkeiten des Protokolls meiner Vernehmung im GÖRING- 
Prozeß. Das Protokoll war völlig falsch, das meiste weggelassen. Ich habe 
dagegen Stellung genommen und Richtigstellungen vorgenommen. Als 
ich hierauf von Seiten des Gerichts keine Antwort erhielt, habe ich ein 
zweites Gesuch aufgestellt, mit genauer Anfuhrung meiner Antworten 
im Wortlaut. Daraufhin wurde mir genehmigt, durch eine Vertrauens- 
person, die auf Band aufgenommene Vernehmung von mir zu überprü- 
fen, Als sich dabei laufend ein Knacken bemerkbar machte, antwortete 
der Vorführer: »Da ist herausgeschnitten worden* bzw. »nachträglich ge- 
ändert worden.*« Rolf Kosiek 


5 Christian ZENTNER, Der Nürnberger Prozeß. Das Protokoll des Prozesses gegen die 
Hanptkriegsverbrecher vor dem Internationalen Mihitärgerichtshof 14. November 1945— 1. 
Oktober 1946, 2. Ausgabe Directmedia, Berlin 2000, x B. S. 108 über die Ver- 
handlung vom 8. März 1946. 
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Roman A, RUDENKO in 
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1 Friedrich GRIMM, 
Mit offenem Visier. 
Ans den Lebenserinne- 
rungen eines dentschen 
Rechtsanwalts, 
Druffel, Leoni 
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Der Sonderzug des 
Kaisers rangiert auf 
einem Nebengleis in 
Eijsden - in Erwar- 
tung einer Entschei- 
dung aus Den Haag. 
Holländische Offi- 
ziere stehen vor dem 
kaiserlichen Waggon. 





Alliierte und deutsche Urteile 
gegen Kriegsverbrecher 


ie Sieger des Zweiten Weltkrieges nahmen und nehmen für sich in 
DI: das Völkerrecht zu beachten, und verurteilten viele Deut- 
sche — vor allem nach 1945 und meist unberechtigt — wegen Verletzung 
eben dieses Völkerrechts. Daß sie dabei selbst massiv gegen geltendes 
internationales Recht verstießen, wurde nicht geahndet, wird meist ver- 
gessen und heute in den Massenmedien verschwiegen. Zur gerechten 
Beurteilung der Verhältnisse ist das Wissen darum jedoch unverzichtbar 
und eine Richtigstellung deswegen geboten. 

Das während der beiden Weltkriege geltende Völkerrecht bestimmte, 
daß gefangene Kriegsverbrecher nicht vom Feindstaat wegen vor ihrer 
Gefangennahme begangener Taten bestraft werden durften. Die Alliierten 
hielten sich jedoch nicht daran: Nach dem ersten Weltkrieg scheiterten 
die im Versailler Diktat vorgesehenen Kriegsverbrecherprozesse gegen 
den deutschen Kaiser und hohe Militärs im wesentlichen nur an der Stand- 
haftigkeit der holländischen Königin, WILHELM II. nicht auszuliefern. Nach 
1945 hielten die Sieger dann viele solcher völkerrechtswidrigen Prozesse 
in Nürnberg und anderenorts ab. Die Deutschen beachteten dagegen 
das Völkerrecht in beiden Kriegen, wofür zwei Beispiele angegeben seien. 

Im Firsten Weltkrieg war der französische Sergeant COURJoN gefangen- 
genommen worden. Er hatte ein in prahlerischer Weise geführtes Tage- 
buch über von ihm in den 
ersten Kriegswochen verüb- 
te Kriegsverbrechen an 
deutschen Verwundeten bei 
sich. Darin beschrieb er, wie 
er als Unteroffizier in einem 
französischen Regiment 
nach Gefechten an der Säu- 
berung des Kampffeldes 
teilgenommen hatte. »Es 
war gut, daß ich neugenagel- 
te, schwere Stiefel trug. Ich 
habe dem bayerischen Hu- 
sar und dem württembergi- 
schen Jäger, die ich verwun- 
‚ det auf dem Schlachtfeld 
antraf, das Laufen beige- 
bracht«! oder Ähnliches hat- 
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te er festgehalten, und er bestritt die Untaten auch nicht. Im Gefange- 
nenlager in Münster in Westfalen hatte 1915 ein deutsches Kriegsgericht 
ihn zunächst wegen Mißhandlung deutscher Kriegsgefangener zu drei 
Jahren Gefängnis verurteilt. Der zer Dr. Boca GRIMM, später 
der berühmte Strafverteidi- 
ger, legte für den Franzosen 
Revision gegen das Urteil 
ein. Das Reichsgericht gab 
ihm recht und sprach den 
Franzosen frei, weil er sich 
zur Tatzeit nicht in deut- 
scher Hand befunden hat- 
te und deswegen nach gel- 
tendem Völkerrecht für 
seine Verbrechen nur dem 
französischen Recht und 
Gesetz unterlag.? 

Im Zweiten Weltkrieg # 
war 1940 der französische 
Kapitän pırıon von Deut- 
schen gefangengenommen 
worden, nachdem er sich 
ebenfalls erhebliche Miß- 





Pa it 2 





handlungen an deutschen Kriegsgefangenen hatte zuschulden kommen 
lassen, derer er einwandfrei überführt worden war. In Paris war der rohe 
und unsympathische Mann deswegen von einem deutschen Kriegsge- 
richt zunächst zum Tode verurteilt worden. Unter Hinweis auf das Völ- 
kerrecht gelang es Rechtsanwalt Friedrich GRIMM, der damals freiwilliger 
juristischer Berater der deutschen Botschaft in Paris war, daß das Urteil 
nicht vollstreckt wurde.! 

Schon der erste deutsche Reichskanzler Fürst Otto VON BISMARCK hatte 
sich ähnlich verhalten, als er den französischen Kaiser NAPOLEON Ill. 
und dessen Generale nach der Gefangennahme 1870 gut behandeln ließ 
und ihnen keinen Prozeß wegen der Auslösung des Deutsch-Französi- 
schen Krieges machte. Fr erklärte dazu 1871: »Die Politik hat die Bestra- 
fung etwaiger Versündigungen von Fürsten und Völkern gegen das Moral- 
gesetz der göttlichen Vorschung dem Lenker der Schlachten zu überlassen. 
Sie hat weder die Befugnis noch die Pflicht, das Richteramt zu üben. .. 
Die Politik hat nicht zu rächen, was geschehen ist, sondern zu sorgen, 
daß es nicht wieder geschehe.«* 

Die Verrohung des Rechts nach 1945 durch die Alliierten stellte dage- 


gen einen schweren Rückschlag dar, Rolf Kosiek 
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BISMARCK und NAPOLE- 
ON II. nach der 
Schlacht von Sedan. 
(Gemälde von Wil- 
helm CAMPHAUSEN) 


? Lutz Graf SCHWE- 
RIN VON KROSIGk, 
»Gib mir das Recht 

zur Seite. .«Die 
großen Schanpro”esse 
von der Antike bis zur 
Gegenwart, Ulstein, 
Frankfurt/M- 
Berlin 1991, S. 396. 
3 GRIMM, aaO. 
(Anm. 1), s. 232. 

* Ziüertin: KRO- 
SIGK, aaO. (Anm. 2) 
Ss. 397. 





Otto DIBELIUS, 


Urteile über die Nürnberger Siegerjustiz 


H::: werden sogar von deutschen Politikern oftmals die gegen 
fast alle Rechtsnormen verstoßenden Kriegsverbrecherprozesse der 
Alliierten nach 1945 als rechtmäßig und Ausfluß eines vertretbaren Rechts 
angesehen und in den Medien als solche aufgewertet. Doch selbst ange- 
sehene Persönlichkeiten der Kirche wie ausländische Politiker urteilten 
in den Nachkriegsjahren vernichtend über diese Farce eines Rechts. Ei- 
nige Beispiele seien angeführt. 


Otto DIBELIUS, ab 1925 Generalsuperintendent der Kurmark, ab 1945 
Bischof von Berlin und Brandenburg, 1949-61 Vorsitzender des Rates 
der Evangelischen Kirche Deutschlands (EKD), urteilte über die Nürn- 
berger Rache justiz 1945/46 in einem Brief an die Gräfin SCHWERIN VON 
KROSIGK, Deren Mann Lutz Graf SCHWERIN VON KROSIGK (1887-1977) 
war Reichsminister der Finanzen seit 1932 unter PATEN, SCHLEICHER, HIT- 
LER und DÖNITZ und 1945 Nachfolger VON RIBBENTROPS als letzter deut- 
scher Außenminister gewesen. In einem der Nach folge prozesse in Nürn- 
berg war er dort zu zehn Jahren Haft verurteilt worden. Im Jahre 1951 
wurde er aus Gesundheitsgründen vorzeitig entlassen. 

DIBELIUS schtieb:! »Als Christen weigern wir uns rundweg, die Nürn- 
berger Urteile als gerecht anzunehmen. Diese Urteile sind nichts anderes 
als eine Vergeltungsmaßnahme, die ein besiegtes Volk gegen seinen Wil- 
len über sich ergehen lassen muß, und das Völkerrecht wird in ihnen 
durch brutalen Egoismus der modernen Staaten mit Füßen getreten. Ein 
neues, barbarisches Zeitalter hat begonnen. Es ist möglich, daß viele der 
Nürnberger Verurteilungen verdiente Vergeltungsmaßnahmen waren. 
Andere dagegen können nur als Grausamkeitshandlungen angesehen 
werden, die einen Mangel an Intelligenz beweisen. Zu dieser Zahl rechne 
ich in erster Linie das über Ihren Gatten sowie das über v, WEIZSÄCKER 
ausgesprochene Urteil.« 


Der englische Lord-Bischof VON CHICHESTER protestierte am 23. Juni 
1948 im britischen Oberhaus gegen die noch weiter laufende alliierte 
Siegerjustiz und erklärte:? 


! Der Brief wurde veröffentlicht in der schweizerischen Zeitung Der Bund, Bern, 
am 16. Mai 1949, den Text findet man auch in Maurice BARDECHE, Nürnberg oder 
die Falschmünzer, Karl Heinz Priester, Wiesbaden 1957, S. 38. 

2 Zitiert in BARDECHE, ebenda, S. 37 f. 
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Generaloberst Alfred 
JODL in Nürnberg. 





»Zwei fundamentale Grundlagen des Völkerrechts, so wie man es bis 
in die letzten Jahre auffaßte, sind durch die improvisierte gesetzliche Struk- 
tur der Kriegsverbrecherprozesse in Nürnberg verletzt worden. 

Erstens ist es unbestritten, daß das Gesetz, das die Angeklagten be- 
schuldigt, ein Gesetz ist, das erstlange nach Begehen vieler in der Anklage- 
akte aufgeführten Handlungen in Kraft gesetzt wurde. In dieser Hinsicht 
ist >nulla poena sine lege< - keine Strafe ohne vorherige Strafandrohung - 
die Gesetzesgrundlage. Die ganze Charta ist eine ins einzelne gehende 
liste begangener Verbrechen, aber die Verbrechen, so wie sie in der Charta 
aufgeführt sind — manche von ihnen zum erstenmal —, sind Verbrechen, 
die erst nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges aufgezählt und veröf- 
fentlicht wurden. Ein schlagendes Beispiel an rückwirkender Gesetzge- 
bung wurde schon im April 1942 durch die Aufhebung des Artikels 443 Lord-Bischof 
im XIV. Kapitel des englischen Handbuches der Militärgesetzgebung VS EIChEN: 
gegeben, dessen Inhalt besagt, daß höhere Befehle eine gute Verteidi- 
gung gegen eine Anklage wegen Kriegsverbrechen seien. 





Es gibt fundamentale Grundlagen des Völkerrechts, die bisher ständig 
bejaht wurden, und es gibt einen anderen Grundsatz im Völkerrecht, 
von dem ich nicht denke, daß wir darüber verschiedener Meinung sind, 
nämlich den Grundsatz der Unparteilichkeit. Ich bin sicher, daß der edle 
und gelehrte Vicomte, der auf dem Wollsack sitzt (der Lordkanzler), dies- 
mal nicht gegenteiliger Meinung ist. Man war nicht bestrebt, Kriegsver- 
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brechen zu erfassen, die von gewissen totalitären Mächten begangen 
worden sind. Ferner befanden sich unter den Richtern in Nürnberg keine 
Angehörigen neutraler Länder.« 

Der Bischof schloß seinen eindringlichen Appell mit der Forderung 
nach sofordger Einstellung der Prozesse, nach einer Generalamnestie 
und nach Revision der bisher gefällten Urteile. 


Der einflußreiche US-Senator und Präsidentschaftskandidat TAFT erklärte 
1946 an der Universität von Ohio: »Ich glaube, die Mehrheit der Ameri- 
kaner wird durch die eben in Deutschland zu Ende gehenden und in 
Japan nun beginnenden Kriegsprozesse stark beunruhigt. Sie verletzen 
das fundamentale Prinzip der amerikanischen Gesetzgebung, welches 
fordert, daß ein Individuum nicht nach einem Gesetz verurteilt werden 
kann, das erst nach Begehen der als strafbar bezeichneten Handlung in 
Kraft getreten ist. Der Prozeß der Besiegten durch die Sieger kann nicht 
unparteiisch sein, wie auch die Formen seiner Rechtsprechung getarnt 
sein mögen. Über diesen Urteilen schwebt der Rachegeist, und Rache ist 
selten Gerechtigkeit. Das Aufhängen der elf deutschen Verurteilten wird 
in den amerikanischen Annalen eine Tat sein, die wir lange bedauern 
werden. In diesen Prozessen haben wir die russische Auffassung dieser 
Art von Prozessen - nämlich Interesse der Politik und nicht der Gerech- 
tigkeit — zur unseren gemacht und dabei wenig Rücksicht auf unser an- 
gelsächsisches Erbe genommen.«! 


Der britische Politiker I.ord HANKEY (1912-1938 Sekretär des Verteidi- 
gungsausschusses des britischen Empires und 1920-1941 ständiger Ka- 
binettssekretär) schrieb in seinem Buch Pobties, Triais and Errors über die 
Nürnberger Prozesse: »In Nürnberg wie in Tokio sind es die Sieger, wel- 
che die Besiegten vor Gericht erscheinen ließen und sie verurteilt haben. 
Die beiden Gerichte wurden von den siegreichen Mächten gebildet, sie 
erhielten ihre Vollmachten allein von ihnen, und das Verfahren erstreckte 
sich auf die Besiegten und nur auf sie allein... Es liegt etwas Zynisches 
in dem Schauspiel dieser englischen, französischen und amerikanischen 
Richter, neben denen auf der Bank Kollegen saßen, die — so unbeschol- 
ten sie persönlich auch sein mochten - trotzdem eine Nation repräsen- 
tierten, die vor, während und nach dem Prozeß sich der gleichen Verbre- 
chen schuldig gemacht hat wie diejenigen, die man abzuurteilen vorgab. 
Trotz der besonderen Argumente, die man zugunsten des Nürnberger 
Urteilsspruches äußern mag, sche ich nicht, wie man sich noch verheh- 
len kann, daß es unter dem schwachen Schein von Gerechtigkeit immer 
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In einem denkwürdigen Vortrag wies joors Verteidiger Her- 
mann janrkıss unter anderem darauf hin, daß alliierte Bestim- 
mungen - wie die im Londoner Statut vom 8. August 1945 ent- 
haltenen - nicht rückwirkend auf das Verhalten der in 
Nürnberg Angeklagten angewandt werden dürften, und zwar 
vor allem hinsichtlich der Durchführung von Angriffskriegen. 
Damit trug Jahreiss die gleichen Überlegungen vor wie der US- 
Politiker und Präsidentschaftskandidat rarr und Lord mankeEv, 


das uralte Drama ist, das man uns vorspielt, das zwi- 
schen dem Recht der Sieger und dem Recht der Besieg- 
ten unterscheidet - das vae victis der Antike.«* 

»Im Gegensatz zu dem, was man allgemein glaubt, 
ist die geschichtliche Darstellung der Tatsachen, auf 
welcher der Urteilsspruch und die Erwägungen des 
Nürnberger Gerichts beruhen, nicht der Wahrheit entsprechend.«° 





Der britische Schriftsteller Montgomery sercıon schrieb 1947 in sei- 
nem Buch Epitaph on Nuremberz. 

»Der Nürnberger Prozeß war eine riesenhafte Theatervorstellung. Er 
war ein gigantisches Propagandaunternehmen. ... Es genügt nicht mehr, 
daß der Feind auf dem Schlachtfeld besiegt wurde. Einmal besiegt, muß 
er außerdem noch als der für den Krieg Verantwortliche erklärt und ge- 
zwungen werden, diese Verantwortlichkeit selbst zu bestätigen. Nicht 
genug, daß er den Krieg verloren hat: Er muß noch die ganze Last des 
durch den Krieg hervorgerufenen Leides tragen. . . Die öffentliche Weit- 
meinung weiß nicht ein Zehntel von alledem, was von der britischen, 
amerikanischen, französischen und russischen Regierung oder ihren Mi- 
litärbefehlshabern nach der deutschen Kapitulation angeordnet worden 
ist. .. Die Weltmeinung weiß nicht ein Zehntel von dem, was britische, 
amerikanische, französische und russische Soldaten oder mit ihrem Ein- 
verständnis russische, französische, polnische, jugoslawische und andere 
Zivilisten auf direkte Befehle in derselben Zeit angerichtet haben. Die 
Weltmeinung ist niemals unterrichtet worden.«® Rolf Kosick 


4 Zitiert bei BAROHCHE, ebenda, S. 39, 
ä Zitiert ebenda, S. 40. 
6 Zitiert ebenda. 
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' Telegraf, 2. 2.1955; 
Der Spiegel, 9. 2. 
1955; Revue, 12. 2. 
1955, S. 4 f. 


2 Erich KERN, 
Generalfeldmarschall 
Ferdinand Scbörner. 
Ein deutsches Solda- 
tenschicksal, K. W. 
Schütz, Preußisch 
Oldendorf 1976. 


3 Ebenda, S. 244 f£. 





Der Fall Schörner 


ls Generalfeldmarschall scHörner nach zehnjähriger sowjetischer 

Gefangenschaft 1955 nach Westdeutschland zurückkehrte, wurde 
er von den Massenmedien übel verleumdet, und eine allgemeine Presse- 
kampagne wurde gegen den Spätheimkehtrer eingeleitet. Ihm wurde vor- 
geworfen, ein grausamer »Durchhalte-General« und »HITLERS Henker«, 
ein »Bluthund«, »Massenmörder« und »Sadist« gewesen zu sein, der ge- 
gen Kriegsende unschuldige Soldaten zum Tode habe verurteilen und 
aufhängen lassen,! Dazu wurde er beschuldigt, nach der Kapitulation 
feige die Truppe verlassen zu haben. 

Doch diese Vorwürfe sind falsch. Eher trifft das Gegenteil zu: scHÖR- 
NER hat gegen Ende des Krieges durch seine zeitweilig noch gelungenen 
Stabilisierungen der Ostfront Hunderttausende von Flüchtlingen vorder 
Roten Armee gerettet und vielen Soldaten der Ostfront den Übertritt zu 
den Westalliierten ermöglicht, die dann dennoch diese Wehrmachtange- 
hörigen kurz darauf den Sowjets auslieferten. Die Tatsachen sind unter 
anderem in Erich «kr.rns Biographie des großen Soldaten angeführt.? 

ı Ferdinand scHörneEr wurde am 12. Juni 
Me we 1892 in München geboren und ging nach 
' dem Abitur als Freiwilliger zur bayerischen 
Infanterie. Als Offizier nahm er am Ersten 
Weltkrieg teil und erhielt 1917 den Pour le 
merite. Er diente dann in Freikorps, in der 
| Reichswehr und in der Wehrmacht, wurde 
1937 Obersleutnant und nach dem Frank- 
reichfeldzug Generalmajor. An der zusam- 
menbrechenden Ostfront konnte er als 
Oberbefehlshaber der Heeresgruppe Süd 
ab März 1944, der Heeresgruppe Nord ab 
Juli 1944 und der Heeresgruppe Mitte ab 
Januar 1945 jeweils die Lage einigermaßen 
stabilisieren und einen schnellen Vormarsch 
der Sowjets verhindern. Der Sowjetmar- 
schall Iwan Stepanowitsch KonjJEw erklär- 
te im Mai 1945: »Wenn scHÖRrNER nicht 
gewesen wäre, wären wir nach Bayern 
durchmarschiert.«° Insbesondere konnten 
corsseLs bedankt sich im Frühjahr 1945 bei 


sSCHörner für die Zurückeroberung der schlesi- 
schen Stadl Lauban. 
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Der Oberbefehlshaber 
der Heeresgruppe Mitte Du Jar % mn a 


Soldaten der Heeresgruppe Mitte! 


Nach narren Kampi m er der Übermacht umerer hen“ 
gelungen. einen leıl unserer Fronten zum Einsturz au Oringen ale che Frem 


Aber zusammenstehen mühen wir und trotz Verräter und heiglinae 
umere letzten Stunde dieser Krieger für Se Erfüllung 
umeres Auftrages en; ar heran = Aenen. „nerschütterischer 

Iosene Front 
or voht aul dem Boden des Protektoraten in die Heimsı vn Ener 


Schörner 
Geverultehlmarschall 


durch die taktischen Leistungen schörners in den letzten Kriegsmonaten 
große Flüchdings ströme aus Ostdeutschland in den Westen gelangen und 
viele Soldaten aus der Ostfront zum Amerikaner übertreten und so der 
russischen Gefangenschaft entkommen, wenn sie nicht anschließend doch 
noch von den US-Streitkräften den Sowjets ausgeliefert wurden. 

Nach Ritterkreuz (20. 4. 1941), Eichenlaub (17. 2. 1942), Schwertern 
(28. 8. 1944) wurde er am 1. Januar 1945 für seine außergewöhnlichen 
Verdienste mit den Brillanten ausgezeichnet und am 5. April 1945 zum 
Generalfeldmarschall befördert. 

Bei Kriegsende flog er auftragsgemäß aus der Nähe von Saaz in die 
> Alpenfes tung<, wo er bald erkannte, daß kein weiterer Widerstand mög- 
lich sei, und sich den Amerikanern stellte. Diese lieferten ihn kurz darauf 
an die Sowjets aus, die ihn, als er nicht zur Mitarbeit bereit war, 1952 zu 
zweimal 25 Jahre »Erziehungslager« verurteilten. Nach harter Haft - 
Meldungen der westdeutschen Presse über »Vorzugsbehandlung« und 
»Ehrenhaft«, Treffen mit sraLın und Beratertätigkeit in Nordkorea tref- 
fen nicht zu - wurde scHörneEr am 17. Januar 1955 in Ostberlin der 
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Der letzte Befehl 
Generalfeldmarschall 
Ferdinand schörners 
vom 5, Mai 1945, 


Oben: Ferdinand scuörner nach seiner Gefangennahme 
durch die Amerikaner. Unten: scuörner wird nach seiner 
Entlassung aus zehnjähriger sowjetischer Kriegsgefangen- 
schaft von Sohn und Tochter in München empfangen. 
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DDR übergeben, die ihn mit großen 
Erwartungen ehrenvoll und mit an- 
sehnlicher Abordnung am Bahnhof in 
Ostberlin empfing. Doch trotz guter 
Angebote für sich und seine Familie 
und ernster Hinweise darauf, daß es 
ihm im Westen schlecht ergehen wer- 
de, lehnte scnörner den Verbleib in 
Mitteldeutschland ab und wurde dann 
nach München endassen. 

Als das in Westdeutschland Ende 
Januar 1955 bekannt wurde, setzte eine 
große Pressekampagne gegen den 
Heimkehter ein. »Gewerkschaftsfunk- 
tionäre und Halbstarke lauerten am 
Münchener Hauptbahnhof auf den 
Heimkehter, der zu seinem Glück vor 
diesem »brüderlichen« Empfang recht- 
zeitig gewarnt worden war. Die soge- 
nannte deutsche Öffentlichkeit hatte 
eine Hysterie erfaßt, die nahezu einma- 
lig war, SCHÖRNER war der einzige, der 
Krieg geführt hatte, ja, der ihn allein 
zu verantworten hatte. SCHÖRNER wut- 
de zur Personifizierung des deutschen 
Kriegsverbrechers schlechthin. Bun- 
desinnenminister Dr. Gerhard scHrö- 
DER, der Minister ohne besondere Auf- 
gaben, Franz Josef srrauss, der 
Verband der Heimkehrer, der Kyffhäu- 
ser-Bund und natürlich die SPD und 
die Gewerkschaften forderten soforti- 
ge strafrechtliche Verfolgung des Spät- 
heimkehters. ... Allein das Deutsche 
Rote Kreuz warnte vor den Folgen die- 
ser Hetze für die gesamte Heimkehrer- 
rückführung, ., Die Münchener Staats- 
anwaltschaft rief öffentlich alle 
ehemaligen Soldaten auf, Anzeigen über 
SCHORNERS Straftaten zu erstatten. 


Und viele - wie sich später heraus- 
stellte — unbegründete Vorwürfe wur- 


den erhoben, aber ebenso zahlreiche Ehrenerklärungen für den Ange- 
griffenen abgegeben. Klagen des Beschuldigten gegen einzelne Presse- 
darstellungen, wie gegen die Revne wegen deren schändlichen Artikels 
vom 12. Februar 1955 mit Urteil des Landgerichts München I vom 15. 
März 1956, gewann SCHÖRNER. 

Selbst der Deutsche Bundestag befaßte sich mit dem Generalfeldmar- 
schall und beschloß am 13. Juli 1955 einstimmig eine »Lex SCHÖRNER«. 
Damit sollte durch Änderung der Bundesdisziplinarordnung erreicht wer- 
den, daß der Spätheimkehrer nicht die ihm nach dem 131er-Gesetz zuste- 
henden Bezüge bekomme.* Bundesinnenminister SCHRÖDER (CDU) leitete 
ein formelles Disziplinarverfahren gegen ihn ein. Dieses ging allerdings 
voll zu SCHÖRNERS Gunsten aus. Auch in vielgelesenen Büchern wurde 
diese unberechtigte Hetze gegen den großen Soldaten vorgetragen,’ 

In dem ab 1. Oktober 1957 vor dem Schwurgericht München ablau- 
fenden Prozeß, der als »historisch wertvoll« bezeichnet wurde und der 
Umerziehung dienen sollte, hatte die Staatsanwaltschaft acht Jahre Zucht- 
haus und sechsJahre Ehrverlust für den Generalfeldmarschall gefordert. 
Dann wurden die vielen Beschuldigungen einzeln sorgsam geprüft und 
in rund 80 Fällen genauere Ermittlungen durchgeführt. Diese Vorwürfe 
wurden schließlich von der Münchener Generalstaatsanwaltschaft selbst 
in ihren eigenen Berichten als unberechtigt erwiesen/° Es blieben am 
Schluß, nachdem alle sonstigen Anschuldigungen als unhaltbar oder nicht 
mehr aburteilbar erkannt waren, noch zwei Fälle der Anklage übrig. Ein- 
mal ging es um den des Obersten sparrE und des Majors JÜNGLING, die 
gegen den ausdrücklichen Befehl, die Festung Neiße in Schlesien zum 
Schutz der Flüchdingsströme aus Schlesien unter allen Umstände zu hal- 
ten, gehandelt hatten. Das noch vor Kriegsende gegen sie einberufene 
Kriegsgericht hatte jedoch sPARRE freigesprochen, JÜNGLING zum Tode 
verurteilt, der dann aber von seinem Oberbefehlshaber, eben General- 
feldmarschall scHÖörNnER, begnadigt wurde. Der andere Fall war der eines 
als Munitionsfahrer pflichtvergessenen Obergefreiten ARNDT, den SCHÖR- 
NER durch ein schnell zusammengestelltes Kriegsgericht zum Erschie- 
Ben habe verurteilen lassen. Der Soldat wurde nach Kriegsende aber noch 
von auftretenden Zeugen geschen. Es blieb also keine wirkliche Beschul- 
digung übrig. 

Dennoch wurde von dem unter starkem Druck der Öffentlichkeit ste- 
henden Schwurgericht der 65jährige Heimkehrer am 15. Oktober 1957 
zu viereinhalb Jahren Haft verurteilt, die Revision dagegen verworfen. 
Der von den Sowjets verurteilte und zehn Jahre von ihnen in grausamer 
Haft gehaltene SCHÖRNER wurde damit in seinem Vaterland unter klarer 
Rechtsbeugung erneut verurteilt und wie ein Verbrecher behandelt - wirk- 
lich kein Ruhmesblatt für die bundesdeutsche Justiz. 
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* Drucksache Nr. 
1319 mit Antrag der 
Fraktionen der 
CDU/CSU, der 
FDP und der 
Deutschen Partei 
vom 31. 3. 1955 
sowie Protokoll des 
97. Sitzung der 
Deutschen Bundes- 
tages am 13. 7. 
1955 und Beschluß 
des Bundesrates 
vom 22. 7. 1955. 

5 Jürgen THORWALD, 
Das Ende an der 
Eibe, Stuttgart 1950, 
S. 373 £. 

6 Berichte der 
Münchener Staats- 
anwaltschaft beim 
Oberlandesgericht 
München vom 23. 
5. 1955 und 6. 
August 1955, 
teilweise zitiert in 
KERN aaO. (Anm. 
2) S. 260-318 u. 


318-328. 


Bestattung von 
Generalfeldmarschall 
SCHÖRNER am 5. Juli 
1973 auf dem Fried- 
hof von Mittenwald - 
in Anwesenheit von 
österreichischen Fah- 
nenabordnungen. 
Aus: Roland kaırenx- 
Esser, Schörner, Her- 
big, München 42002. 


Zitiert in KERN, 
ebenda, S. 383. 
® Zahlreiche Beispie- 
le in KERN, ebenda, 
S. 247-252 u. 383 ff. 


* KERN, aaO. 
2),S, 6. 


(Anm. 


Daraufhin setzte eine neue Kampagne der Massenmedien wegen des 
zu >milden< Urteils ein. Vom 4. August 1958 bis zur vorzeitigen Entlas- 
sung am 3. August 1960 mußte der greise Generalfeldmarschall, der im 
Ersten wie im Zweiten Weltkrieg mit den jeweils höchsten Tapferkeitsor- 
den ausgezeichnet worden war, der in Wirklichkeit Millionen Menschen 
gerettet hatte, im Zuchthaus Landsberg sitzen — stellvertretend für viele 
deutsche Soldaten. Dann wurde er >gnadenhalber< entlassen. 

Als der Generalfeldmarschall mit 81 Jahren in München am 2. Juli 
1973 zur Großen Armee abberufen wurde, ordnete das Bundes verteidi- 








——— = 


gungsministerium zwei Tage später an: »1, Die Beisetzung findet ohne 
militärische Ehren statt, 2. Die Teilnahme an der Beisetzung in Uniform 
wird allen Angehörigen der Bundeswehr untersagt. 3. Die Teilnahme - 
auch in Zivil - durch aktive Angehörige der Bundeswehr ist nicht er- 
wünscht,«’” Das war der offizielle Dank des Vaterlandes. Viele frühere 
Untergebene äußerten sich jedoch ehrenvoll und anerkennend über ih- 
ren früheren Kommandeur und Oberbefehlshaber." Er mußte eben stell- 
vertretend für alle deutschen Soldaten ein schweres Schicksal erdulden. 

Ein KGB-Oberst hatte schon 1945 zum Oberfeldwebel Wilhelm HOoPP 
beim Gefangenen verhör erklärt: »Wenn ihr zehn von SCHORNERS Fähig- 
keiten und Leistungswillen gehabt hättet, wäret ihr heute nicht unsere 
Kriegsgefangenen.« Rolf Kosick 
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Zur Einbehaltung deutscher Kriegsgefangener 1945 


N: der Haager Landkriegsordnung sind die Kriegsgefangenen nach 
Ende des Krieges von ihrer Gewahrsamsmacht unverzüglich zu ent- 
lassen. Nach den entsprechenden deutschen Feldzügen des Zweiten Welt- 
krieges wurden größtenteils die von der Wehrmacht gefangengenomme- 
nen gegnerischen Soldaten in ihre Heimat entlassen, so insbesondere 1940 
in Holland, Norwegen oder Griechenland, teilweise auch 1941 in Ruß- 
land, obwohl der Gesamtkrieg noch nicht beendet war. 

Dagegen haben die Alliierten, die angeblich für Völkerrecht und Frei- 
heit des Einzelnen eintraten und den Krieg geführt haben wollen, völ- 
kerrechtswidrig ihre deutschen Gefangenen vielfach noch jahrelang nach 
der Kapitulation der deutschen Wehrmacht in Haft gehalten und als bil- 
lige Arbeitskräfte benutzt. 

Über die Gesamtzahl der deutschen Kriegsgefangenen gibt die amtli- 
che bundesdeutsche Dokumentation Zur Geschichte der deutschen Kriegsge- 

fangenen des 'Zweiten Weltkrieges, in deren Band XV die in Tabelle 1 aufge- 
führten Zahlen an.! 





Gewahrsamsmacht Zahl 

der deutschen 

Kriegsgefangenen 
Großbritannien 3835000 
USA 3097000 
Sowjetunion 3060000 
Frankreich 937000 
Jugoslawien 194000 
Polen 70000 
Belgien 64000 
Tschechoslowakei 25000 
Niederlande 7000 
Luxemburg 5000 
Insgesamt 11094000 
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1 Zitiert in: Der 
Heimkehrer, 15. 4. 
1980, S. 2. 

















Aufteilung nach Personen Bis 1950 1950 noch In 
Gewahrsamsmächten entlassen Gefangenschaft 

Frankreich 530 000 523 000 7 000 
Jugoslawien 83 000 73 000 10 000 
Polen 59 000 49 000 10 000 
Sowjetunion 1 178 000 1.093 000 85 000 
Tschechoslowakei 75 000 70 000 5 000 
Großbritannien 1 151 000 1 145 000 fl 000 
USA 1 857 000 1 844 000 13 000 
Sonstige 

Gewahrsamsmächte 157 000 153 000 4 000 
Ohne Angaben 212 000 197 000 15 000 
Gesamtzahl 5 302 000 5 147 000 155 000 
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Deutsche Kriegsgefangene in Frankreich als Todeskommando >Minenräumern. 
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Dabei sind bei der Gewahrsamsmacht Frankreich die in Nordafrika 
stationierten deutschen Kriegsgefangenen nicht mit aufgeführt. 

Noch fünf Jahre nach Kriegsende waren Hunderttausende deutscher 
Soldaten in alliierter Gefangenschaft. Eine zahlenmäßige Aufteilung des 
Standes von 1950 nach der Auswertung der westdeutschen Volkszäh- 
lung vom 6. Juni 1961 ergibt Tabelle 2 an.! 

Sie berücksichtigt die bis 1950 nach Westdeutschland entlassenen und 
die noch auf ihre Entlassung dorthin wartenden Gefangenen, enthält 
also nicht die nach Mitteldeutschland und Österreich sowie anderswo 
hin entlassenen Personen oder die in Gefangenschaft Verstorbenen (al- 
lein in der Sowjetunion 1,1 Millionen) sowie diejenigen, die, wieder in 
Freiheit, bis zur Volkszählung von 1961 verstarben. 

Eine Monographie über das Schicksal der deutschen Kriegsgefange- 
nen des Zweiten Weltkrieges mit reichem Zahlenmaterial liegt von Lud- 
wig PETF.RS vor,? eine mit vielen Zitaten aus der regierungsamtlichen Do- 
kumentation? von CARELL und BÖDDEKER.+ Der DRK-Suchdienst in 
München gibt im Mai 1995 für das Kriegsende 1945 11,5 Millionen Deut- 
sche in Kriegsgefangenschaft oder Zivilinternierung an.? 

Rolf Kosiek 


»Der letzte Spätheimkehrer kam im Herbst 1957 im Durchgangslager 
Friedland an, und dies gilt bis heute als offizielles Ende. Ein Fernsehbe- 
richt im Jahre 1994, den eine deutsche Fernsehgruppe in der UdSSR 
verfaßte, brachte dann aber ans Tageslicht, daß selbst [damals] noch 
ehemalige deutsche Wehrmachtangehörige in der UdSSR lebten. Wie 
in SOLSCHENIZYNS ArchipelGnlag beschrieben, hatten sie sich nach ihrer 
Entlassung aus den Lagern in deren Nähe angesiedelt, da ihnen, ohne 
Ausweispapiere und Kontakte nach Deutschland, jegliche Möglichkeit 
der Heimreise entzogen war.« 


Aus: Ludwig p£rers, Das Schicksal der deutschen Kriegsgefangenen, Grabett, 
Tübingen 1995, S. 291. 


2 Ludwig PETERS, Wir haben Euch nicht vergessen! Das Schicksal der deutschen Kriegsge- 
fangenen, Grabert, Tübingen 1995. 

> Wissenschaftliche Kommission für deutsche Kriegsgefangenengeschichte, zur 

Geschichte der deutschen Kriegsgefangenen des Zweiten Weltkrieges, 15 Bde., München 

1962-1974. 

* Paul CARELL U. Günter BÖDDEKER, Die Gefangenen, Ullstein, München 1980. 

5 PF.TTRS, aaO. (Anm. 2), S. 408. 
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General der 
Panzertruppen 
Heinrich zsersach 


(1895-1992). 


Gefangen im Londoner Folterzentrum 


TV’ Beitrag Nr. 386 »Britische Folterlager. Ein vergessenes Verbrechen« 


wurde über das Londoner Folterzentrum berichtet, das sich im Zwei- 
ten Weltkrieg und in der ersten Nachkriegszeit in Kensington Palace Gar- 
den befand. Mein Vater, General der Panzertruppen Heinrich EBF.RBACH 
(1895-1992), war im Winter 1945/46 als Gefangener in diesem Gefäng- 
nis, dem »London District Cage<, und hat mir nach seiner Rückkehr aus 
bridscher Gefangenschaft im Jahre 1948 mehrfach darüber berichtet. 

Im Kampf gegen die Invasion in der Normandie war ihm im Jahre 
1944 die 12. Waffen-SS-Panzerdivision >Hitleriugend< unterstellt gewe- 
sen, deren Kommandeur der Generalmajor Kurt MEYER gewesen war. 
Nachdem mein Vater am 31. August 1944 südlich von Amiens in briti- 
sche Gefangenschaft geraten war, wurde er Anfang Dezember 1945 trotz 
eines schweren Nierenleidens, das er sich in den vorangegangenen Win- 
tern in Rußland zugezogen hatte, zur Vorbereitung des Kriegsverbre- 
cherprozesses gegen MEYER von seinem Gefangenenlager nach London 
transportiert und in das berüchtigte Folterlager gebracht. Der Komman- 
dant des Gefängnisses, ein Oberst scorLan» — was wohl ein Deckname 
war —, empfingihn zunächst höflich und bat, es vielmals zu entschuldi- 
gen, daß man ihn trotz seiner Krankheit nach London geholt habe. Es 
sei aber alles gut vorbereitet. Mein Vater brauche nur eine vorbereitete 
Erklärung zu unterschreiben, dann könne er sich in London wieder er- 
holen. 

Mein Vater las das ihm überreichte Schreiben: Es war eine einzige 
Belastung und Verdammung des wegen Kriegsverbrechen angeklagten 
Kurt mEyER, den mein Vater aus gemeinsamer Frontzeit sehr schätzte. 
Mein Vater änderte daraufhin alles in dem Schreiben der Wahrheit ent- 
sprechend ab, so daß die unzutreffenden Belastungen entfielen. Nach- 
dem ihm klar gemacht worden war, daß man solches von ihm nicht er- 
warte, und er sich aber zu einer Änderung der Erklärung nicht bereit 
gefunden hatte, wurde er in eine dreckige Zelle gesteckt, wo er unter 
einer schmutzigen Decke auf dem blanken Boden schlafen mußte. In 
der Nacht hörte er die Schreie deutscher Kriegsgefangener, die in dem 
Gebäude »verhört« wurden. Spät in der Nacht kam ein englischer Ser- 
geant mit heißem Tee zu ihm und entschuldigte sich für die Behandlung, 
die meinem Vater als deutschem General widerfahren sei. Es schien al- 
lerdings so, als ob er nur aus privater Initiative gekommen sei. 

Als mein Vater nach ungefähr drei Tagen wieder ins normale Gefange- 
nenlager zurückkehren sollte, sollte er vorher ein weiteres vorbereitetes 
Schriftstück unterschreiben. Darin sollte er bestätigen, daß er bei seinem 
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Aufenthalt im >Gaee< gut behandelt worden sei. Mein Vater schrieb wahr- 
heitsgemäß, daß die britischen Mannschaften ihn gut behandelt hätten, 
die englischen Offiziere jedoch nicht. 

Daraufhin bekam Oberst scorLann einen Wutanfall und drohte mei- 
nem Vater, daß er nicht mehr nach Deutschland zurückkäme, wenn er in 
dem Schreiben nicht ein gutes Zeugnis über die vernehmenden Offiziere 
abgebe. Unter dieser Drohung, die durchaus verwirklicht werden konn- 
te, hat mein Vater seine Beurteilung der englischen Offiziere des Lagers 
dann abgeändert, allerdings nicht das Schreiben gegen Kurt MEYER, bei 
dessen späterem Prozeß im Dezember 1945 in Aurich er wahrheitsge- 
mäß und damit endastend für den unberechtigt angeklagten großen Sol- 
daten ausgesagt hat. 

Mein Vater sagte mir noch zur Beurteilung der Zeit: »Wer hätte denn 
damals etwas für uns Gefangene getan?« Auch das Internationale Rote 
Kreuz durfte sich ja bekanntlich nach Kriegsende nicht um die deut- 
schen Gefangenen kümmern, denen der Status der Kriegsgefangenen 
von den Alliierten 1945 widerrechtlich aberkannt worden war. 

Mein Vater hatte allerdings wegen dieses Nachgebens bei der Beurtei- 
lung der englischen Offiziere zeit seines Lebens ein schlechtes Gewissen, 
weil er hier etwas wider besseres Wissen beschönigt hatte, was im Grun- 
de angeklagt zu werden gehörte. Götz Eberbach 


693 


Zwangsarbeit Deutscher in England nach 1945 


Allgemein ist bekannt und wird zu Recht kritisiert, daß die Sowjet- 
union nach dem Kriegsende 1945 noch jahrelang deutsche Kriegs- 
gefangene völkerrechtswidrig und unter oft menschenunwürdigen Be- 
dingungen als kostenlose Arbeitssklaven zur Zwangsarbeit benutzte und 
Zehntausende von ihnen erst 1955 nach dem ADENAU F.R-Besuch in die 
Heimat entließ, nachdem bereits Hunderttausende in den Arbeitslagern 

En Sibiriens elend umgekommen waren. 

Fast idyllisch: deut- ae z 5 i ; 
se Ka ende Aber weithin unbekannt ist und verdrängt wird, daß auch die Westalli- 
bei der Heuernte in  ierten Hunderttausende von deutschen Kriegsgefangenen noch Jahre nach 
England. der Kapitulation der Deutschen Wehrmacht aus verschiedenen Grün- 
den zurückhielten. Gleichzei- 
tig verurteilten sie aber deut- 
sche Politiker wie Fritz 
SAUCKEL zum Tode durch den 
Strang, die für die Rekrutie- 
rung von Zwangsarbeitern 
während des Krieges - und 
nicht etwa im Frieden - ver- 
antwortlich gewesen waren. 
Über die in solchen britischen 
Gefangenenlagern versuchte 
Umerziehung der Gefange- 
nen ist bereits anderenorts 
berichtet worden.! 

Ein anderer Grund für die 
gegen internationale Abkom- 
men wie die Haager Land- 
kriegsordnung und das Gen- 
fer Abkommen verstoßende 
Maßnahme der Alliierten 
nach Kriegsende war insbe- 
sondere für Großbritannien 
der Wunsch, noch einige Zeit 
an den Deutschen billige Ar- 
beitskräfte vor allem für die 
heimische Landwirtschaft zu 
haben. Diese Tatsachen ka- 
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men nach der Freigabe entsprechender, bis dahin 30 Jahre lang geheim- 
gehaltener britischer Regierungsakten Anfang 1978 heraus. »Das briti- 
sche Kabinett unter Premierminister Clement ATTLEE sträubte sich 1947 


gegen eine beschleunigte Freilassung deutscher Kriegsgefangener, da die 
Deutschen als Arbeiter in der Nahrungsmittelproduktion gebraucht wur- 
den. Das geht aus geheimen Regierungsdokumenten hervor, die jetzt 
nach 30 Jahren veröffentlicht wurden. Danach warnte der damalige Land- 
wirtschaftsminister Tom WILLIAMS vor einer >Überedten Entscheidung«, 
die Repatriierung dieser Gefangenen rascher abzuwickeln.«? Andere Ar- 
beiter wie Polen oder Vertriebene stünden nicht in ausreichender Anzahl 
zur Verfügung. »Sie müßten zunächst eigens ausgebildet werden, bevor 
sie die heutigen (deutschen) Arbeitskräfte wirksam ersetzen könnten«, 
erklärte der Minister.' 

Das Kabinett beriet außerdem über 87000 deutsche Kriegsgefangene, 
die noch im Nahen Osten als Arbeitskräfte eingesetzt waren. Das briti- 
sche Kabinett beschloß dann, über das Außenministerium zu ermitteln, 
wie schnei! die anderen Alliierten ihre deutschen Gefangenen freilassen 
würden.? An Recht und Gesetz richteten die Briten sich damit offen- 
sichtlich nicht aus. Wegen dieses Verstoßes gegen das Völkerrecht und 
internationale Abkommen wurde allerdings niemand aus dem Kreis der 
Alliierten zur Rechenschaft gezogen, Rolf Kosiek 


?»London 1947 gegen rasche Gefangenen-Freilassung«, in: Schwäbisches Tagblatt, 
2.1. 1978. 


3»London brauchte 1947 deutsche Gefangene als billige Arbeiter«, in: Die Wei, 
2.1.1978. 
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Deutsche Kriegs- 
gefangene vor ihrer 
Rückführung aus 
Großbritannien, 


Auf dem Landsitz 
Farm Hall in der 
Nähe von Cambridge 
wurden 1945 zehn 
führende deutsche 
Physiker gefangenge- 
halten. 





England verschleppte deutsche Forscher 1945 


N: der Besetzung Deutschlands 1945 benahmen sich die Alliier- 
ten nicht als >Befreier<, wie seit den achtziger Jahren des 20. Jahr- 
hunderts für die Umerziehung tätige bundesrepublikanische Politiker den 
Deutschen weißmachen wollen, sondern vor allem als Ausbeuter. Der 
größte Patenten- und Wissenschaftlerraub aller Zeiten fand statt, der »In- 
formationen von unschätzbarem industriellen Wert« für die Alliierten 
brachte.! Er ersparte den Siegern und ihrer Wirtschaft Jahre der Ent- 
wicklung und damit Hunderte von Milliarden Investitionen.? Einzelhei- 
ten dazu werden auch noch mehr als 60Jahre nach Kriegsende erstmals 
bekannt. 

So entdeckte die englische Zei- 
tung Guardian im Stimmer 2007 in 
kurz vorher freigegebenen Akten 
des britischen Außenministeriums 
Dokumente über die Verschlep- 
pung deutscher Forscher und füh- 
render Wirtschaftsleute nach 
Großbritannien.” Danach seien 
von 1945 bis 1947 rund 600 Wis- 
senschaftler aus einer weit größe- 
ren Gruppe in der britischen Zone 
für längere Zeit Inhaftierter ge- 
waltsam auf die britischen Inseln 
gebracht worden. Noch zwei Jah- 
re nach Kriegsende seien zwei ei- 
gens dafür eingerichtete Organi- 
sationen, das »British Intelligence 
Objetives Sub-Committee< (Bios) 
und die »Field Information Agen- 
cy* (Fiat) mit der Durchführung 
dieser Maßnahmen befaßt gewe- 
sen, Erstere sei der Londoner Re- 
gierung direkt unterstellt, letztere 


! Eine frühe Auflistung brachte Jan BEVAN in: News Chroniche, 21. 2. 1946, über- 
setzt in: Deutsche Wochenzeitung 2. 3. 1963, S. 6, 

2 Siehe Friedrich GEORG, Unternehmen >Patentenraub<, Graben, Tübingen 2008. 

3 Alexander MENDEN, »Ins Königreich entführt«, in: Süddentsche Zeitung, 30. 8. 
2007. 
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eine anglo-amerikanische militärische Geheimdienstabteilung gewesen, 
die sich schon Monate vor der Kapitulation der deutschen Wehrmacht 
auf den >Wissenschaftlerklau< vorbereitet hatten. 


Die Verhaftung der einzelnen deutschen Wissensträger nahm eine 
Spezialeinheit der britischen Armee vor. In einem Bericht eines leiten- 
den Verwaltungsbeamten der britischen Militärregierung von 1946 heißt 
es dazu: »Normalerweise erscheint ein Unteroffizier unangekündigt im 
Haus oder Büro des Deutschen und läßt ihn wissen, daß er benötigt 
wird. Er nennt keine Details der Gründe und weist sich auch nicht aus. 
Einige Zeit später wird der Deutsche dann verhaftet (oft mitten in der 
Nacht) und unter Bewachung abgeführt.« Dieses Vorgehen, so heißt es 
in dem kritischen Bericht, erinnere »sehr stark an Gestapo-Methoden«. 

Die Verhafteten kamen entweder in ein Internierungslager in Deutsch- 
land oder wurden unmittelbar nach Großbritannien verschleppt. Nach- 
dem sie oft monatelang verhört worden waren und ihr Wissen preisgege- 
ben hatten, wurden sie entweder wieder nach Deutschland entlassen oder 
gegen ihren Willen britischen Stellen oder Betrieben übergeben, bei de- 
nen sie arbeiten mußten. Die ihrer Versorger beraubten deutschen Fami- 
lien erhielten zunächst keinerlei ausgleichende Unterstützung, bis sie ab 
Oktober 1946 »Schwerarbeiter-Rationen« und Kohlezuteilungen erhiel- 
ten. 
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Zum Personal der 
Raketenforschungs- 
abtellung im briti- 
schen Westco«« ge- 
hörten 1947 zwölf 
deutsche Wissen- 
schaftler unter der 
Leitung von Dr. J. 
SCHMIDT, der zuvor in 
den Kieler Walter- 
Werken für die Rake- 
tenproduktion zu- 
ständig gewesen war. 






CHURCHILL Und sein 
wissenschaftlicher Be- 
rater Frederick Lınne- 
MANN (Lord CHE RWELL) 
waren gleich nach 
Kriegsende bestrebt, 
deutsche Forscher und 
Wirtschaftsfachleute 
nach England zu ver- 
schleppen. Oben 
links: Clement arıer, 
cnurcnırıs Nachfolger 
als Premier ab Juli 
1945; rechts: Carl- 
Friedrich von wEızsäk- 


KER. 


Ein besonderes Programm mit Namen Ope- 
ration Bottlenbeck< hatte es auf wichtige Wirt- 
schafts- und Industriefachleute abgesehen. Sie 
sollten nach ihrer Verhaftung in England ihr Wis- 
sen über Geschäftsgeheimnisse preisgeben und 
wurden so lange festgehalten, bis sie die von den 
Briten gewünschten Daten, Vorgänge und Ent- 
wicklungen verraten hatten. Hieraus hätten vor 
allem der Chemiekonzern ICH, die Textilfirma 
Courtaulds und das Maschinenbauunternehmen 
BSA Tools großen Nutzen gezogen. 

Der Präsident des britischen Kronrates, Herbert MORRISON, habe um 
diese Zeit dem damaligen Premierminister ATTIı.r. sehr offenherzig die 
Beweggründe der englischen Wirtschaft erklärt, die auch für diese Maß- 
nahmen galten: »Es ist äußerst wichtig, daß wir in diesem Anfangsstadi- 
um die deutsche Wirtschaft in einer Weise formen, die unseren eigenen 
Wirtschaftsplänen am meisten nützt und die am wenigsten Gefahr läuft, 
sie zu einem unnötig unbequemen Konkurrenten aufzubauen.«"* Das er- 
gänzt das Geständnis der britischen Wochenzeitung Sunday Correspondent 
von 1989: »Wie 1914 sind wir für den nicht weniger edlen Grund in den 
Krieg eingetreten, daß wir eine deutsche Vorherrschaft in Europa nicht 
akzeptieren konnten.«° Rolf Kosiek 


4 Ebenda. 


3 Sunday Correspondent, 17.9.1989, deutsch in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 18.9. 
1989, S. 2; auch vollständiger in Beitrag Nr. 149, »Worte zur Kriegs schuld frage«. 
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Ein kanadischer Kriegsgerichtsvorsitzender urteilt 


ach dem Kriegsende 1945 wurden neben dem Nürnberger Prozeß 
N: die »Hauptkriegsverbrechen von den Alliierten jahrelang zahl- 
reiche >Kriegsverbrecherprozesse< als politische Schauprozesse gegen deut- 
sche Offiziere durchgeführt, denen Verbrechengegen die Kriegsgesetze, 
insbesondere die Haager Landkriegsordnung, vorgeworfen wurden. In 
diesen Schauprozessen ging es meist weniger um die Gerechtigkeit als 
um die Rache der Sieger an den wehrlosen Besiegten. Viele harte Urteile 
wurden von alliierten Militärs unberechtigt gefallt — und die Richter wa- 
ren sich darüber klar, daß sie selbst keineswegs besser gehandelt und sich 
derselben »Verbrechen* im Krieg schuldig gemacht hatten. Dafür hegt eine 
bezeichnende Aussage von dem kanadischen General Harry FOSTER vor. 
Ab 10. Dezember 1945 fand in Aurich der Kriegsgerichtsprozeß ge- 
gen den legendären »Panzermeyer<, den SS-Brigade führer und General- 
major der Waffen-SS Kurt MEYER (1910-1961), Träger des Ritterkreuzes 
mit Eichenlaub und Schwertern, statt. Er war zuletzt Kommandeur der 
12. SS-Panzerdivision »Hitlerjugend< in Frankreich bei den Abwehrkämp- 
fen gegen die Invasion gewesen, geriet am 6. September 1944 bei Rück- 
zugskämpfen nahe Namur in US-Gefangenschaft und kam nur durch 
einen Zufall mit dem Leben davon. Er wurde nach England geflogen, 
grausam gefoltert und den Kanadiern überstellt, die ihn der Kriegsver- 


brechen der Aufhetzung seiner Leute zum Gefangenenmord und Dul- I 


dung von Gefangenenetschießungen anklagten und nach Aurich trans- 
portierten. Am 28. Dezember verurteilte ihn das Gericht zum Tode, die 
Erschießung wurde auf den 7. Januar 1946 festgesetzt. Das Todesurteil 
wurde dann am 13. Januar in lebenslängliche Haftstrafe umgewandelt, 
die zunächst in Kanada, dann im Zuchthaus Werl verbüßt wurde. Dort 
besuchte Bundeskanzler ADENAUER den Häftling im Juni 1953. Nach 
Herabsetzung der Strafe wurde dieser am 7. September 1954 entlassen.! 

Vorsitzender des kanadischen Gerichts in Aurich war der kanadische 
Generalmajor Harry FOsTEr. Dessen Sohn Tony FOSTER, der selbst Sol- 
dat im Korea krieg gewesen war, schreibt in seinem Buch Meeting of Gene- 
rals? im Vorwort über die Frage des Kriegsverbrechens nach Gesprächen 
mit seinem Vater folgendes: 


! Ernst-Günther KRATSCHMER, Die Ritterkrenzträger der Waffen-SS, x. w. Schütz, 
Preußisch Oldendorf J1982, S. 140-157. 


2 Tony FOSTER, Meering of Generals, Methuen, Toronto 1986, S. XV f. Leider ist 
das Buch nie in Deutschland erschienen. Übersetzung der Zitate durch Götz 
EBERBACH. 
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SS-Brigadeführer 


un 


d Generalmajor 


der Waffen-SS Kurt 


MI 





FVI 





ER (1910-1961). 





»Ich besuchte meinen Vater in den Weihnachtsferien (1961), als wir 
von MEYERS Tod hörten. .. Ich fragte ihn, ob er Zweifel an mEvYERS Schuld 
gehabt hätte. »Nicht die geringsten Zweifell« antwortete er. »Er war genau 
so des Mordes schuldig wie ich zur gleichen Zeit. . . oder wie jeder ande- 
re Kommandeur im Felde während der Schlacht. Der Unterschied zwi- 
schen uns beiden war, daß ich auf der Seite der Sieger stand, das war ein 
großer Unterschied.« 

War dann der ganze Prozeß eine Farce? Rachsucht der Sieger über den 
Besiegten? Mein Vater seufzte und nippte nachdenklich an seinem Port- 
wein. »Ich glaube nicht, daß mEYER selbst auf Gefangene geschossen hat 
oder den Befehl gab, irgendeinen von ihnen hinzurichten. Aber sicher 
wußte er davon (von Morden an Gefangenen, G.E,), die Disziplin der SS 
war so, daß es gar nicht anders sein konnte. Aber machte ihn das des 
Mordes schuldiger als mich, der ich von den Gefangenen weiß, die mei- 
ne Truppen töteten?« 

»Warum hast Du ihn dann verurteilt?« 

»Weil ich gar keine andere Wahl hatte nach den Kriegsgesetzen, die 
eine Bande von verdammten Kasernenhof-Anwälten zusammenphanta- 
siert hatte, die nie einen scharfen Schuß gehört haben. Im Krieg ist der 
Kommandeur verantwortlich für die Taten seiner Leute.« 

»Aber das ist doch absurd'« 

>Das ist auch die Militärjustiz,« 

»Was ist dann die Wahrheit?« 

>Ab Er nickte, als wenn er sich darüber auch den Kopf zerbrochen 
hätte. »Ich glaube, daß die Wahrheit letzten Endes im Gewissen des Sie- 
gers liegt!« 

Zu ergänzen ist noch, daß Generalmajor FOstEr nach dem von ihm 
verhängten Todesurteil selbst zum kanadischen Oberkommandierenden 
nach London flog und diesen zur Begnadigung MEYERS ZU lebenslanger 
Haft überredete. Auch andere hochgestellte Persönlichkeiten wie Cle- 
mens August Kardinal Graf von GALEN hatten sich für den Todeskandi- 
daten eingesetzt. 

In diesem Zusammenhang sei auf die Beurteilung der Siegerjustiz durch 
Rudolf auGstEın hingewiesen: wDas Gespenstische an der Potsdamer 
Konferenz lag darin, daß hier ein Kriegsverbrechergericht von Siegern 
beschlossen wurde, die nach den Maßstäben des späteren Nürnberger 
Prozesses allesamt hätten hängen müssen.«° Götz Eberbach 


3 Zitiert von Dr. Ambras Rust, in: Der Spiegel, Nr. 5, 28. 1. 1985, S. 8, 
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US-General Wedemeyer 
zur alliierten Kriegspolitik 


n der heutigen Öffentlichkeit wird immer noch die Meinung vertreten, 

daß HITLER die angeblich den Frieden suchenden Alliierten und insbe- 
sondere die angeblich friedliebende Sowjetunion zum Zweiten Krieg ge- 
zwungen habe, weil er die Welt habe erobern wollen. 

Diese Meinung ist falsch. Richtig ist, daß die Völker der westlichen 
Welt zum Krieggegen das Reich durch jahrelange, die Tatsachen verdre- 
hende Kriegspropaganda ihrer Massenmedien im Auftrag der jeweiligen 
Regierungen aufgehetzt wurden. Ein unverdächtiger Zeuge dafür ist der 
berühmte US-General des Zweiten Weltkrieges Albert C. WEDEMEYER, 
der in seinen Erinnerungen! die Führung der Westmächte in mehreren 
Punkten scharf verurteilte. Er stellte unter anderem fest: 

»Durch falsche Propaganda wurde vor dem Ersten und dem Zweiten 
Weltkrieg in unserem Volk eine stark emotionale kriegerische Haltung 
hervorgerufen. Trotzdem wußte die große Mehrheit der Amerikaner 1917 
nicht wirklich, warum sie zum Kampf aufgerufen wurde. Man hatte ih- 
nen erzählt, wir kämpften, um die Welt für die Demokratie zu sichern. 
Später, im Zweiten Weltkrieg, sprach man ihnen von den >Vier Freihei- 
ten«. Keines dieser hochtönenden Ziele wurde erreicht...« (S. 108) 

Entgegen den wider besseres Wissen von ROQSEVELT behaupteten an- 
geblichen deutschen Angriffsplänen war den führenden US-Militärs be- 
kannt, daß die Wehrmacht rein technisch nicht in der Lage war, die USA 


anzugreifen: »1941 wußten die amerikanischen Befehlshaber, daß, wenn | 


auch ein Nazi-Sieg in Europa eine umfangreiche Steigerung unserer Aus- 
gaben für die Rüstung nach sich ziehen würde, dennoch die Gefahr einer 
Invasion durch Nazi-Streitkräfte schr gering war. Deshalb schlugen die 
britischen Propagandaleute einen anderen Kurs ein. Sie kannten die ame- 
rikanische Empfänglichkeit für moralische Ziele und wußten, wie leicht 
wir gefühlsmäßig auf jede >Tue-Gutes<-Kampagne ansprechen. Daher 
wurde ein neues Phantom heraufbeschworen: Wenn die Nazis in Europa 
siegten, würde die Weltanschauung HITLERS und seiner Gefolgsleute in 
Amerika eindringen.« (S. 108) 

Der US-General beschrieb STALINS offenkundige Kriegsziele und kri- 
tisierte, daß die Westmächte demgegenüber keine rationale Politik ge- 
macht hätten und bei ihnen jegliche Zukunftspolitik gefehlt habe. »Krieg 
ist — oder sollte sein — die letzte Zuflucht, um ein Ziel zu erreichen. Er 
kann kein Ersatz für Politik sein. Doch RoosEVELTund CHURCHILL schei- 
nen ihn — genau wie die anderen westlichen »Schöpfer des Sieges« — als 
solches betrachtet zu haben, Sie verwechselten Mittel und Zweck, indem 


701 


1 Albert C. WEDE- 
MEYER, Der verwaltete 
Krieg, Sigbert Mohn, 

Gütersloh 1958. 





Albert C. wEDEMEYER. 





Mit der Unterzeich- 
nung des neuen 
Weh rpflichtgesetzes 
am 16. September 
1940 setzte US-Prä- 
sident rooseverr trotz 
bevorstehender 
Wahlen und großer 
innenpolitischer Wi- 
derstände ein Zei- 
chen und forcierte 
unbeirrt die Aufrü- 
stung. 


sie totalen Sieg an die Stelle von Politik setzten. Sie forderten die bedin- 
gungslose Kapitulation unserer Feinde, anstatt zivilisierte Kriegsziele zu 
bezeichnen.« (S. 111) 

Bezeichnenderweise habe CHURCHILL dem für eine Mission zu TITO 
geschickten Brigadier Fitzroy MACLEAN auf dessen besorgten Hinweis, 
daß rrro eng mit den kommunistischen Sowjets zusammenarbeite, ge- 
antwortet, »daß keine a über »Politik auf lange Sicht< MACLE- 

5 Tom) AN von seiner Aufgabe ab- 
halten sollten, »einfach 
herauszufinden, wer die 
meisten Deutschen tötet, 
und Mittel vorzuschlagen, 
durch die wir ihnen helfen 
könnten, noch mehr zu tö- 
ten*«. (S. 111 £.) 

Scharf kritisierte WEDE- 
MEYER die gegenüber Mos- 
kau freundliche Politik 
ROOSEVELTS: »Die Ironie des 
Ganzen ist, daß wir das so- 
wjetische Weltreich weitge- 
hend selbst geschaffen ha- 
ben. Wir gaben den ersten 
Anstoß zum Anwachsen 
der Banditenmacht, als wir 
1933 den diplomatischen 
Status der Sowjetunion anerkannten de Ban ereh, Keine der sowjeti- 
schen Versprechungen, Gentlemen's Agreements oder diplomatischen 
Vorschläge ist eingehalten worden.« (S. 113) 

Zu spät kam die richtige Erkenntnis: »Wir besaßen keine Friedensvor- 
stellungen. ... Wir erkannten nicht, daß die bedingungslose Kapitulation 
und die Vernichtung der deutschen Macht ein riesiges Vakuum in Mittel- 
europa mit sich bringen würden, in das die kommunistische Macht und 
die kommunistischen Ideen eindringen könnten.« (S. 115) 

ROOSEVELT trieb nach WEDEMEYERS Ansicht eine falsche Politik: »Un- 
sere Forderung nach bedingungsloser Kapitulation verstärkte selbstver- 
ständlich den Willen des Feindes und zwang sogar HITLERS ärgste Fein- 
de, bis zum letzten Mann weiterzukämpfen, um ihr Land zu retten. Der 
Mut der Verzweiflung erfüllte bis zum Schluß die deutsche Wehrmacht 
mit heroischem Geist.« (S. 116) Rolf Kosiek 
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Alliierte Gerichtsurteile 1945 
am Beispiel Pinnebergs 


SG der Rede des Bundespräsidenten Richard VON WEIZSÄCKER am 8. 


Mai 1985 bürgerte es sich immer mehr ein und wurde >politisch kor- 
rekt*, von einer >Befreiung< der Deutschen 1945 zu sprechen. Daß die 
allermeisten Deutschen die damalige totale Katastrophe mit Vertreibung, 
Gefangennahme, Zwangsarbeit und Hungersnot nicht so empfanden, ist 
schon anderenotts dargelegt.! Die Alliierten erklärten selbst, daß sie nicht 
als Befreier, sondern als Sieger kämen. Auch der Bereich der alliierten 
Militärgerichtsbarkeit auf lokaler Ebene unterstreicht, daß die Westmächte 
nicht als >Befteier<, sondern als rachsüchtige Sieger in Deutschland ein- 
rückten. Die britische Praxis des Besatzungs-Gerichtswesens sei am Bei- 
spiel der holsteinischen Stadt Pinneberg beschrieben. 

Nach sofortiger Auflösung des deutschen Gerichtswesens durch die 
einmarschierenden Briten fand bereits am 23. Mai 1945 im alten Pinne- 
berger Amtsgericht an der Bahnhofstraße die erste Sitzung des Pinne- 
berger britischen >Summaty Court< für kleinere Straftaten und am 31. 
Mai 1945 die des >Intermediate< und des General Military Coutt< für schwe- 
rere Vergehen statt. 

Das etstgenannte Gericht tagte bis 2. April 1949, meist zweimal die 
Wöche, die letzteren bis 19. Mai 1948.2 

Ein rückschauender Beurteiler kommt zu dem Ergebnis: »Das voll- 
ständige Urteilsverzeichnis des Summary Coutt. . . liest sich fast wie eine 
Einwohnerliste Pinnebergs.«? Denn fast jeder Einwohner wurde verur- 
teilt. Es sei »Massenabfertigung« gewesen, »Da kamen immer 10 rein. .. 
Es war mehr oder weniger eine kleine Schikane.«? Das wurde vor allem 
bei den Verurteilungen wegen des Tragens einer Ski-Mütze offenbar.! 
»Denn was sollte sich so ein Landser im Winter denn aufsetzen, er hatte 
ja auch nichts.«? 

Die Statistik der veröffentlichten Urteile vom 28. November 1945 bis 
18 August 1946 in Pinneberg ergibt:? 

! Beitrag Nr. 363, »Keine Befreiung Deutschlands 1945«. 

2 Johannes SEIFERT, »Bürger vor britischen Militärgerichten«, in: Pinneberger Tage- 
blatt, 27.2. 2001. 

! Am 25. Oktober 1945 hatte der Bürgermeister PETERSEN von Pinneberg auf- 
gerufen: »Im Anschluß an die Kleidersammlung sind auf Anordnung der Briti- 
schen Militärregierung Ski- und skiähnliche (ehemalige Soldatenmützen) abzu- 
geben«, in »Amtliche Bekanntmachungeng, in: Anzeigenblatt für den Kreis Pinneberg, Nr. 
6, 26. Oktober 1945. Danach wurde das Tragen der üblichen Ski-Mütze strafbar 
und vom britischen Gericht mit Geldstrafe belegt. 
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Anklagegrund 


Anzahl der Personen Durchschnittsstrafe 





Überschreitung der Sperrstunde 400 50-400 RM 
Keine gültige Kennkarte 420 100 RM 
Tragen der Einhcits(ski-Jmütze 440 10-25 RM 
Unerlaubter Besitz alliierten Eigentums 50 Geld oder Haft 
Radfahren ohne Licht (ab Mai 46) 40 20-50 RM 


Die Strafen wurden im Anzeiger für den Kreis Pinnebergveröffentlicht. Dort 
heißt es unter der Rubrik »Amtliche Bekanntmachungen des >Pinncberg 
Military Court«< jeweils auf Seite 1 im Dezember 1945 und Januar 1946: 


»Mittwoch, 12. Dezember 1945: 20 heute standen vor dem Pinneberger 
Militärgericht wegen Übertretung der Ausgangsbeschränkung. Sie wur- 
den mit Summen zwischen 200 und 500 RM. bestraft. Ebenso standen 3 
Männer vor Gericht, die angeklagt waren, unerlaubt alliierte Güter und 
gestohlenes Eigentum im Besitz zu haben. Sie wurden zu Gefängnisstra- 
fen von 6 Monaten bis zu 1 Jahr verurteilt. Verschiedene Frauen wurden 
mit Strafen von 100.- bis 800.- RM. belegt, weil sie im Besitz von Kohle, 
Eigentum der alliierten Streitkräfte, waren. 


Freitag 14. Dezember 1945: 54 Mann standen vor dem Gericht, weil sie 
eine >Einheitsmütze< getragen hatten, und wurden mit 10.- bis 50.- RM. 
bestraft. Manche bekamen wegen ihrer ärmlichen Verhältnisse mildern- 
de Umstände. 1 Mann wurde mit 6 Monaten Gefängnis bestraft, weil er 
einen Befehl eines Mitgliedes der Militärregierung nicht befolgt hatte.* 


Mittwoch, 19. Dezember 1945: 24 Personen standen vor Gericht, weil sie 
nicht im Besitze von Kennkarten waren, und wurden jeder mit RM. 100.- 
Geldstrafe belegt. 2 Personen wurden mit RM. 50.- bis 150.- bestraft, 
weil sie die Ausgangssperre übertreten hatten (mehr als sechs Monate 
nach Kriegsende, R.K.). 53 Personen wurden mit RM. 10.- bis 25.- be- 
straft, weil sie Militärmützen trugen. 1 Mann wurde zu 6 Monaten Ge- 
fängnis verurteilt wegen Ungehotrsams gegen einen Befehl eines Vertre- 
ters der Militärregierung, indem er sich weigerte, seine Ausweise 
vorzuzeigen. Ebenso standen 3 Männer wegen unerlaubten Besitzes von 
Eigentum der alliierten Streitkräfte vor dem Gericht und wurden zu Ge- 
fängnisstrafen von 13 Monaten verurteilt. 1 Mann wurde zu 4 Mon. 
Gefängnis verurteilt. Er war angeklagt, der Reichsbank nicht innerhalb 
von 15 Tagen, vom 9. Mai 1945 ab, fremde Währung, die er im Besitze 
hatte, abgeliefert zu haben, und daß er außerdem versuchte, zusätzliche 
Lebensmittelkarten zu erhalten, indem er die Ausweise eines anderen 
Mannes benutzte. 


+ Anzeigenblatt für den Kreis Pinneberg, Nt. 15, 28. 12. 1945, S. 1. 
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Freitag, 21. Dezember 1945: 53 Personen wurden mit RM. 10.- bis 30.- 
Geldstrafe belegt, weil sie Militärmützen getragen hatten. 1 Mann wurde 
zu 3 Monaten Gefängnis verurteilt, weil er unerlaubterweise im Besitz 
von alliiertem Eigentum war. Ein anderer Mann wurde zu 6 Wochen 
Gefängnis verurteilt, weil er Lederpolsterdecken aus dem Keeiskraft- 
wagenpark gestohlen hatte.? 


Am 28. Dezember 19451 Mann wurde zu einem Jahr Gefängnis verur- 
teilt, weil er wissentlich falsche Angaben einem Mitglied der all. Streit- 
kräfte gegenüber einer amtlichen Sache gemacht hat. - 77 Leute wurden 
von RM. 10.00 - 30.00 bestraft, weil sie Militärmützen getragen haben. 7 
l.eute wurden von RM. 50.00 — 150.00 bestraft wegen Ausgangsüber- 
schreitung. — 5 Leute wurden mit RM. 50.00 bestraft, weil sie nicht im 
Besitz einer gültigen Kennkarte waren. 


Am 2. Jannar 1946:40 Leute standen vor dem Geticht, weil sie Militär- 
Mützen getragen haben, und wurden von RM. 10 bis 30.- bestraft. 13 
Leute wurden mit RM. 100 bestraft, weil sie nicht im Besitz einer gülti- 
gen Kennkarte waren. 


Am 4. Januar 19469 Leute wurden mit RM. 200.00 - 300.00 bestraft 
wegen Ausgangsüberschreitung, 2 Leute wurden mit RM. 200.- bestraft, 
weil sie nicht im Besitz einer gültigen Kennkartc waren. 1 Mann wurde 
zu RM. 30.- verurteilt, weil er eine Militärmütze trug/' 


Am 16. Jannar 1946: 26 Personen wurden von RM. 30.- bis zu RM, 
200.- wegen Ausgangsüberschreitung bestraft. — 3 Personen wurden mit 
RM. 50 bestraft, weil sie nicht im Besitz einer gültigen Kennkarte waren, 
-16 Personen wurden von RM. 10,- bis zu RM. 20.- bestraft, weil sie eine 

Einheitsmiitze getragen hatten. — 1 Mann wurde zu 3 Monaten Gefäng- 
nis verurteilt, weil er unerlaubter Weise im Besitz von alliiertem Eigen- 
tum wat. 


Am 23. Jannar 1946:8 Personen wurden von RM. 30.- bis zu RM. 50.- 
bestraft, weil sie nicht im Besitz einer gültigen Kennkarte waren. — 33 
Personen wurden vor Gericht gestellt, weil sie eine Einheitsmütze getra- 
gen hatten, und wurden von RM. 10.- bis zu RM, 30.- bestraft, - 6 Perso- 
nen wurden jeder zu 2 Monaten Gefängnis verurteilt, weil sie im Besitz 
von Material zum Schnapsbrennen waren. 


Am 25 Januar 1946: Wegen Ausgangsüberschreitung wurden 8 Perso- 
nen von RM. 50.- bis zu RM 75- bestraft, weil sie nicht im Besitz einer 
gültigen Kennkarte waren. — 2 Personen wurden mit RAI. 30.- und RM. 
10.- bestraft, weil sie eine Einheitsmütze getragen hatten, 2 Männer wur- 


5 Ebenda, Nr. 16,4. 1. 1946, S. 1. 
6 Ebenda, Nr. 18, 18. 1. 1946, S. 1. 
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Der neue Gerichtsalltag in 
Deutschland. Ein Mann (links) 
war ohne Papiere unterwegs. 

Tochter und Mutter hatten ihm 
geholfen... Daneben (mit Brille) 
der Verteidiger, ein deutscher 
Dolmetscher und ein amerikani- 
scher Leutnant als Ankläger, 


Hamstern war wie Schwarzhan- 
del verboten. Wer bei Kontrol- 
len erwischt wurde, mußte alles 
abgeben und wurde außerdem 
bestraft. Hier Kontrolle nach 
einer Hamsterfahrt auf dem 
Frankfurter Hauptbahnhof. Aus: 
Stunde Null in Deutschland, 
Droste, Düsseldorf 1978. 








den zu je 6 Wochen Gefängnis verurteilt wegen 
Diebstahls von alliiertem Eigentum. - 1 Mann 
wurde zu 2 Monaten Gefängnis verurteilt, weil er 
unerlaubter Weise im Besitz von 100 Zigaretten war, 
die für die alliierten Streitkräfte bestimmt waren. 5 
Personen wurden vor das Gericht gestellt, weil sie 
ihr Fahrtenbuch nicht ordentlich ausgefüllt hatten, 
und wurden von RM. 30.- bis zu RM. 100.-bestraft. 


‚ — 7 Personen standen vor dem General. MiL Ge- 


richtshof wegen Teilnahme an einem Raubüberfall 
und wurden zu Gefängnisstrafen von einem Jahr 
bis zu 15 Jahren verurteilt. 1 Mann wurde mit RM. 
400 bestraft, weil er unerlaubter Weise im Besitz 
von alliiertem Eigentum war. 

Am 28. Jannar 1946:1 Mann stand vor dem Mitt- 
leren Mil. Gericht und wurde zu 18 Monaten Ge- 
fängnis verurteilt. Er hatte Ausweispapiere ge- 
fälscht, und zwar Berechtigungsausweise, ausgestellt 


für die UNNRA-Polizei. Dieses wurde als besonders schweres Vergehen 


7 Ebenda, Nr. 21, betrachte.«” 


8. 2. 1946, S. 1. 


Statt wie befreite Menschen wurden die Deutschen also wie ein Kolonial- 
volk behandelt und von den örtlichen Befehlshabern schikaniert. Erwäh- 
nenswert ist in diesem Zusammenhang noch, daß sich in verschiedenen 
Quellen die Briten über die »deutsche Denunzierungs Willigkeit« mokier- 
ten? — ein Vorläufer der politischen Korrektheit. Rolf Kosiek 
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Englischer Offizier stahl Brillanten 


ie internationalen Regeln für die Behandlung von Kriegsgefange- 
D:;.: sehen vor, daß deren persönliche Habe ihnen verbleibt. Das gilt 
insbesondere für die persönlichen Orden und Ehrenzeichen, die die Ge- 
fangenen tragen. Darüber hinaus ist es auch eine selbstverständliche Ach- 
tung des Gegners, ihm die ihm verliehenen Orden zu belassen. 

In vielen Fällen haben nach dem Zweiten Weltkrieg die Alliierten, auch 
die sonst auf ihr >fairplay< so stolzen Engländer, aber nicht danach ge 
handelt, sondern den Gefangenen die Orden als wert- 
volle Souvenirs abgenommen.! Das geschah selbst gro- | 
ßen deutschen Soldaten und Heerführern gegenüber.? 

Ein besonders schäbiger Diebstahl ereignete sich um | 
das Ritterkreuz mit Eichenlaub, Schwertern und Bril- 
lanten des berühmten Nachtjagdfliegers Obersdeutnant 
Helmut LENT.3 Dieser wurde am 13. Juni 1918 in Neu- 
mark geboren, ging 1937 nach dem Abitur zur Luftwaf- 
fe, errang im Polenfeldzug und bei der Luftschlacht um 
England erste Luftsiege und war ab Mai 1941 der er- 
folgreichste Nachtjäger der Welt. Nach Ritterkreuz (30. 
8. 1941), Eichenlaub (6. 6. 1942) und Schwertern (3. 8. 
1943) erhielt er am 31. Juli 1944 die Brillanten.* Der als 
Inspektor der Nachtjagd vorgesehene Flieger verstarb 
nach 102 Abschüssen am 7. Oktober 1944 an den Fol- 
gen eines tragischen Flugzeugunfalls (Aussetzen eines 
Motors) kurz vor der Landung auf dem Flughafen Pa- 
derborn, in dessen Nähe er am 5. Oktober seinen Freund, 
den Eichenlaub träger ] ABS, besuchen wollte. Seine flabe, 
darunter waren auch seine Orden, kam zu seiner Witwe 
nach Altenwalde bei Cuxhaven, 





Im April 1945 hat ein englischer Offizier diese Tapferkeitsauszeich- Helmut LENT 
nung sowie zwei Fotoalben der Familie Lenr aus dem Hause der Witwe (1918-1944). 
gestohlen. 


' Beitrag Nr. 320, »Orden-Klau der Allierten«. 

? Beitrag Nr. 319, »Die Gefangennahme des Generalfeldmarschalls Milch«. 

3 Brief des Herrn Ullrich GAFFRY, Bonn, vom 23. 4. 2007 an den Verfasser. 
Originalbrief im Archiv des Verfassers. 

#4 Günter rraschka, Mit Schwertern und Brillanten. Die Träger der höchsten deutschen 
Tapferkeitsauszeichnung, Universitas, München "1989, S. 171—175. 
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Helmut ent er- 
rang seinen ersten 
Luftsieg am 2. Sep- 
tember 1939 mit 
einer zwei- 
motorigen Me 
110. 

Dies war einer der 
ersten deutschen 
Abschüsse im 
Zweiten Weltkrieg. 
Die Me 110 lei- 
stete einen we- 
sentlichen Beitrag 
bei den ersten 
Blitzsiegen. 





Anfang der siebziger Jahre des vorigen Jahrhunderts tauchten die ge- 
stohlenen Auszeichnungen und die Fotoalben in London auf dem Miti- 
taria-Markt wieder auf. Der deutsche Luftwaffenattache an der Botschaft 
in London bekam davon Kenntnis und hat diese Sachen nach Zustim- 
mung des Bundesministeriums der Verteidigung für umgerechnet 5000.- 
DM angekauft. Der Witwe wurden die Fotoalben zurückgegeben. Mit 
ihrer Zustimmung kam das Ritterkreuz mit Eichenlaub, Schwertern und 
Brillanten ihres verstorbenen Mannes als wertvolles Ausstellungsstück in 
das Wehrgeschichtliche Museum im Schloß Rastatt. Bis zum Auffinden 
der inzwischen wieder verheirateten Witwe des Ordensträgers hatte Herr 
GAFFRY die Auszeichnung im Panzerschrank verwahrt. 

Die Luftwaffenkaserne der Bundeswehr im niedersächsischen Roten- 
burg an der Wümme wurde nach dem berühmten Nachtjagdflieger offi- 
ziell >Lent-Kaserne< genannt.’ 

Der Dieb oder seine Erben haben also rund vierzig Jahre später aus 
der Beute ihrer schändlichen Tat noch materiellen Nutzen gezogen, an- 
statt sich für diese Handlung zu entschuldigen. Sie wurden auch nicht 
zur Rechenschaft gezogen. Eine Klärung der Straftat von 1945 erfolgte 
nicht. Andere britische Stellen entschuldigten sich ebenso nicht für die- 
ses für eine >Kultumation< mindestens peinliche Vorkommnis. 

Rolf Kosiek 
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Zur Französisierung Südwestdeutschlands 1945 


F+#3 hatte sich im Versailler Diktat 1919 die mehrheitlich deut- 
schen >Reichslande< Elsaß und Lothringen erneut einverleibt und die- 
ses Gebiet, das von 1940 bis 1945 dann wieder deutsch war, anschließend 
zum zweiten Male annektiert. Damit war sein Begehren nach weiterem 
deutschen Land jedoch keineswegs gestillt. Richtig ist, daß Paris nach Ende 
des Zweiten Weltkrieges zusätzlichen Gebietserwerb aus den Resten des 
Deutschen Reiches erhoffte und entsprechende Maßnahmen dazu er- 
griff. 

Allgemein bekannt ist Frankreichs Bemühen zwischen 1945 und 1955, 
das fast rein deutsche Saarland seinem Staatsverband einzuverleiben. Das 
wurde 1955 durch die mit großer Mehrheit für Deutschland ausgehende 
zweite Saarabstimmung verhindert.! Weithin vergessen ist jedoch, daß 
Paris nach Kriegsende auch seine Besatzungszone oder mindestens große 
Teile von ihr rechts des Rheines vom Rumpfdeutschland abtrennen und 
seinem Staat zuschlagen wollte. So war der französische Oberkomman- 
dierende General KÖNIG, von seinem Amtssitz in Baden-Baden aus, »der 
klassische Vertreter französischer Rheinpolitik, die seit der Zeit LUDwIıGs 
XIV. nicht ohne Erfolg auf eine Zerstückelung deutschen Gebietes dies- 
seits des Rheines zielte und nach dem Zweiten Weltkrieg das damalige 
Südbaden als Teil der Französischen Besatzungszone wenn nicht Frank- 
reich einverleiben, so doch als Puffer dem Elsaß vorlagern wollte«.? 


Der zitierte Zeitzeuge schreibt weiter: »Ich erinnere mich: Anfang 1946, 
noch im Winter, waren im damaligen Kreis Stockach über Nacht die 
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1 Siehe Beitrag Nr. 
420, »Adenauer und 
die Saar frage«, 


2 Dr. Waldemar 
ERNST, .ViehStetten, 
»Versuchte Franzö- 

sisierung«, Leser- 
brief in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 2. 
10. 1991. 


Siegesfeier in Kon- 
stanz. Nach der Er- 
oberung am 27. 
April 1945 gab es 
hier und am Boden- 
see eine sehr ge- 
spannte Situation 
zwischen den Fran- 
zosen und der Bevöl- 
kerung mit Sabotage- 
akten und 


Geiselnahmen, Aus: 
TRERS U. a. (HQ.), 
Stunde Null in 
Deutschland, Droste, 
Düsseldorf 1978. 


3 ERNST, ebenda. 


Verkehrsschilder mit der Trikolore geschmückt und französisch beschrif- 
tet. Der Bodensee war zum Lac de Constance geworden, Freiburg hieß 
Fribourg. Auf dieser Linie hatte es auch gelegen, daß sogleich nach der 
Besetzung der Wohnbesitz von Adel und Kirche (»Monsieur le Baron et 
Monsieur le Cure<) durch Anschlag vor Unbill seitens der Truppe ge- 
schützt wurde.« 


Erst die Entwicklung zur Trizone und Westdeutschlands Stellung im 
Kalten Krieg »ließ eines Tages auf den Verkehrsschildern wieder die deut- 
schen Ortsbezeichnungen erscheinen. In der von der Militärregierung 
gelenkten südbadischen Presse hörten auch die Beiträge mitunter höhe- 
rer Beamter auf, die die Mainlinie zu einer innerdeutschen natürlichen 
und historischen Grenze hochstilisierten und damit rechtfertigten, daß 
das Reich mit HITLER untergegangen sei«.? 


Der Befehlshaber der $% 


französischen Besat- % 


zungskräfte, General 
Goislard DE MON- 
SABERT, In Stuttgart. 
Die US-Amerikaner 
verlangten die Her- 
ausgabe der Stadt, um 
die Autobahn nach 
München kontrollie- 
ren zu können. 


* Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 
18. 9. 1991. 








Über die verschiedenen Richtungen und Strömungen der französischen 
Besatzungspolitik und ihre Vertreter berichtete die FAZ ausführlich im 
jahre 1991 in ihrer Beilage »Geisteswissenschaften“ 

Als die französische Militärregierung 1946 einsehen mußte, daß ihre 
Abtrennungsabsichten nicht durchzusetzen waren, versuchte sie, in den 
folgenden Jahren durch Demontagen und Entnahmen noch möglichst 
viel aus ihrer Zone herauszuholen. Besonders verhängnisvoll wurde der 
befohlene Waldeinschlag. »Die Franzosen betrieben eine beispiellos ri- 
gorose Kahlschlagpolitik. Um ihre von der Deutschen Wehrmacht im 
Frankreich-Feldzug zerstörten Städte (was so nicht stimmt, US-Bomber 
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zerstörten mehr, R. K.) rasch wieder MT L 
aufbauen zu können und um Devi- 





sen für Lebensmittelimporte zu be- | 
schaffen, ließ die französische Besat- | 
zungsmacht die Wälder bedenkenlos 
abholzen — in Württemberg, in Ba- 
den, aber auch in Rheinland-Pfalz. 
Jeder, der eine Axt führen konnte, 
mußte zum Arbeitseinsatz in den 
Wald... Allein im Jahr 1947 wurde 
Württemberg-Hohenzollern aufer- 
legt, zwei Millionen Festmeter Nutz- 
holz nach Frankreich zu liefern.«° Es 
entstanden dort 12349 Hektar Wald- 
Kahlflächen. 

Angesichts dieser skrupellosen Plünderung der Wälder und der ver- Die Franzosen stei- 
hängnisvollen Eingriffe in die Natur gründeten im Dezember 1947 Forst- gerten den Holzein- 
leute und Waldbesitzer in Honnef am Rhein die >Schutzgemeinschaft schlag in ihrer Zone - 


Deutscher Wald< (SDW). Als alle Versuche, die Zerstörung der Wälder hiet In RAU RSUE 
lingen - um 350 Pro- 


j zent. Im Jahre 1950 
westen zu einem »Akt der Verzweiflung. Am 6. August 1948 erklärte die gab das Land Würt- 


einzuschränken, nichts fruchteten, griffen die deutschen Politiker im Süd- 


Regierung des Landes Württemberg-Hohenzollern ihren Rücktritt. Der temberg-Hohenzol- 


Landtag in Bebenhausen beschloß, seine Arbeit vorläufig einzustellen. lern die Hälfte seines 
Etats für Besatzungs- 


Eine spektakuläre Entscheidung. Dieses Aufbegehren gegen eine der Sie- 
kosten aus. 


germächte erregte in Deutschland Aufsehen. Exekutive und Legislative 
des 1952 im Südweststaat aufgegangenen Landes protestierten mit der 


Aufkündigung ihrer Zusammenarbeit gegen immer neue Demontage- >> N och. heute sicht 


man den Wäldern 
lenen Raubbau am Wald«.° die verheerenden 


forderungen der französische Besatzer und gegen den von ihnen befoh- 


Diese Maßnahmen fruchteten endlich, und »die Vernichtung des Franzosenhiebe 
Schwärzwalds, des schwäbischen und oberschwäbischen Waldes, ja des 40% in: Schwäbisches 
ganzen deutschen Waldes wurde abgewendet«. Doch noch Jahrzehnte Tagblatt, 4. 4, 1992. 
später waren die verheerenden Folgen dieses jahrelangen verantwortungs- 


losen Kahlschlags festzustellen. Rolf Kosiek 


Am 26. April 1951 zitierte Carlo SCHMID {/inks) im Bundestag einen Bericht des 
Generaldirektorats für Wirtschaft und Finanzen in Baden-Baden, Danach hatte 
# Frankreich in den ersten Besatzungsjahren durch den Rabatt beim Ankauf deut- 
scher Produkte 10 Millionen Dollar verdient, »Andere Geschäfte mit der Hilfe 
| der Kontrollbehörde für den Zonenhandel (OFICOMEX) hatten den Profit auf 
den Betrag von 336,7 Millionen Dollar getrieben.« Aus: TREES U. a. (Hg.), Stunde 
| Nullin Deutschland, Droste, Düsseldforf 1978, S. 94. 
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Bei der Potsdamer 
Konferenz waren die 
Franzosen noch nicht 
einbezogen. Hier 
zeigt sich der Vertre- 
ter Frankreichs (Ge- 
neral ou LaHurE DE TAS- 
SIGN Y, rechts) bei der 
der Parade in Berlin 
anläßlich der Über- 
nahme der Regie- 
rungsgewalt in 
Deutschland. Von 
links: MONTGOMERY, 
SCHUKOW, EISENHOWER 
und DE LATTRE DE 


TASSIGNY 


! John GIMBEL, 
Amerikanische 
Besatzungspolitik in 
Deutschland 1945- 
1949, S. Fischer, 
Frankfurt/M. 1972. 


Frankreich verhinderte 
die deutsche Einheit nach 1945 


FE Zeit galt die Ansicht, insbesondere unter westdeutschen Histo- 
ikern, daß die bei der Potsdamer Konferenz 1945 noch von den 
Alliierten festgeschriebene Einheit Deutschlands in den folgenden Jah- 
ren durch den Kalten Krieg, also durch die wachsenden Spannungen 
zwischen Russen und Amerikanern, verhindert worden sei und daß so- 
mit diese beiden Mächte an der Spaltung des Landes für fast ein halbes 
Jahrhundert schuld gewesen seien. Doch das ist falsch. 





Richtig ist, daß vor allem Frankreich die deutsche Einheit für Jahrzehnte 
erfolgreich verhinderte. Der US-Historiker John GımsEı vom kaliforni- 
schen Humboldt State College! fand Anfang der siebziger Jahre in einem 
Archiv in Kansas City bis dahin geheim gebliebene Akten der 1949 auf- 
gelösten US-Militärregierung für Deutschland. Aus den dortigen Unter- 
lagen geht überzeugend hervor, daß vor allem Frankreich nach 1945 dar- 
auf aus war, die deutsche Einheit zu hintertreiben, um ein einiges 
Deutschland zu vermeiden. Nach Auswertung der Akten kam GImBEL 
»unweigerlich zu dem Schluß, daß Frankreich das eigentliche Hindernis 
für die Verwirklichung dieser Politik« einer Wiederhetstellung der deut- 
schen Einheit gewesen ist. 

Der US-Historiker meint: »Dieser Schluß erscheint jedoch manchen 
Leuten angesichts der Tatsache, daß die Vereinigten Staaten Frankreich 
befreit und ihm dann wirtschaftliche Übergangshilfe gewährt haben, ganz 
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und gar unmöglich.«? Doch für ihn stehe nun fest, »daß wir gerade der 
Nation Hilfe und Erleichterungen gewährten, die unsere Deutschland- 
politik zum Scheitern brachte«.? 

Denn nachdem die alliierten Regierungschefs auf der Konferenz in 
Potsdam - noch ohne Frankreich - im Juli 1945 festgelegt hatten, daß 
das besiegte Deutschland künftig als wirtschaftliche Einheit betrachtet 
und behandelt werden solle, versuchte US-Militärgouverneur Lucius D. 
cıav als Nachfolger Generat EISENHOWERS die deutsche Einheit zu er- 
halten. Doch Paris weigerte sich von Anfang an, der Einrichtung deut- 
scher Zentralverwaltungen zuzustimmen, Frankreichs Regierungschef DE 
GAULLE erklärte bei seinen Gesprächen mit US-Präsident rruman am 
22. und 24. August 1945 in Washington, daß er deutschen Zentralverwal- 
tungen erst zustimmen könne, wenn das Ruhrgebiet, das Saargebiet und 
das Rheinland vorher ebenso wie Ostdeutschland vom Restdeutschland 
abgetrennt wären.* Sein Außenminister BıpauLr verlangte als Vorausset- 
zung für entsprechende Maßnahmen zur Erhaltung der deutschen Ein- 
heit von den anderen Alliierten die Abspaltung dieser Gebiete vom 
Rumpfdeutschland. In dem an die Einstimmigkeit gebundenen Kontroll- 
rat, in dem nun Frankreich vertreten war, blockierte dessen Militärgou- 
verneur Pierre KOEnIıG auf Gesamtdeutschland abzielende Vorhaben: 
Am 1. Oktober 1945 mußten auf seinen Einspruch die Verhandlungen 
über die Einsetzung deutscher Transport- und Verkehrsbehörden ver- 
schoben werden, am 19, Oktober gaben die entsprechenden Ausschüsse 
für Transport und Verkehr wegen absehbarer Erfolglosigkeit ihre Arbeit 
auf. Der für die Gründung einer deutschen Finanzbehörde eingesetzte 
Kontrollratsausschuß kam unter diesen Umständen auch nicht voran. 

US-Gouverneur GAY setzte sich weiter für die deutsche Einheit ein 
und wurde von Washington unterstützt. Im November 1945 veranlaßte 
er die Länder der US-Zone, Bayern, Württemberg-Baden, Hessen und 
Bremen, einen Länderrat für Länder überschreitende Fragen zu bilden, 
und schlug vor, dieses Modell auch auf die anderen Besatzungszonen 
auszudehnen und über die Zonengrenzen hinaus zu verhandeln. In ei- 
nem Brief seines politischen Beraters James K. poLLock vom 12. De- 
zember 1945 zu diesem Vorschlag heißt es: »Wir kämen dann einen Schritt 
weiter auf dem Wege zur Einsetzung einer Regierung für ganz Deutsch- 
land. Wenn die Chefs der Regierungen aller Länder oder ähnlicher Ver- 
waltungseinheiten aller Zonen zusammenkämen, dann hätten die vier 
Besatzungsmächte einen gesamtdeutschen Länderrat, mit dem sie ver- 
handeln könnten. 

Doch die deutschen Länderchefs, vor allem der bayerische, widersetz- 
ten sich solchen Anregungen. Als Ende Februar 1946 auf crays Drän- 
gen Vertreter aus der amerikanischen und der britischen Zone sich in 
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2 Zitiert in: Der 
Spiegel, Nr. 48, 20. 
11. 1972, S. 27. 

3 Ebenda. 


4 Walter LIPGÜNS, 
»Bedingungen und 
Etappen der 
Außenpolitik de 
Gaulies 1944- 
1946«, in: Viertel- 
‚jahrshefte für Zeitge- 
schichte, 1973, S. 52- 
102, insbesondere 
5.97; 


: Der Spiegel, Nr. 48, 
20.11. 1972, S. 29. 


6 Der Spiegel, ebenda, 


S. 32. 


7 "Frankreich nicht 
mehr gegen zentra- 
le deutsche Verwal- 
tungen?« in: Die 
Welt, Nr. 1, \. )gb 2. 


4. 


1946, S. 1. 


Bremen zu gemeinsamen Gesprächen trafen, lehnte München jede offi- 
zielle Teilnahme ab. Die Folge war, daß sich die einzelnen Zonen, insbe- 
sondere die sowjetische, gegenseitig weiter abkapselten. Vor allem die 
Franzosen verhinderten alle Ansätze zu einer Einigung, Sie versuchten 
sogar, den Ministerpräsidenten Württemberg-Badens, Reinhold mayver, 
dafür zu gewinnen, an einer Abtrennung ganz Südwestdeutschlands — 
ähnlich wie bei dem Saargebiet - vom restlichen Deutschland mitzuwir- 
ken.® 

In ihrer ersten Ausgabe teilte Die Weltam 2. April 1946 auf Seite 1 mit, 
daß nach einem Bericht der New Yor& Times aus Washington »das Staats- 
departement hoffe, daß Frankreich seine Weigerung, zentralen Verwal- 
tungen in Deutschland zuzustimmen, aufgeben werde, bevor ein alliier- 
tes Abkommen über Rheinland und Ruhr erreicht sei. Diese Meinung 
habe das Staatsdepartement in einer Denkschrift an Präsident rruman 
ausgedrückt«. 

Doch diese Hoffnung trog: Die Franzosen stemmten sich weiter ge- 
gen alle Schritte zur deutschen Einheit. 

Da die wirtschaftliche Lage in Deutschland immer schlechter wurde, 
schlug ClaY am 26. Mai 1946 Washington vor, mit den Sowjets »sofort 
an die Schaffung einer deutschen Regierung zu gchen, der die Verwal- 
tungsbehörden direkt unterstellt sind«, wobei weiterhin Frankreich »das 
größte Hindernis auf dem Wege zur Einheit« bleibe. Anderenfalls solle 
die wirtschaftliche Vereinigung der britischen mit der amerikanischen Be- 
satzungszone zu einer Bizone angestrebt werden, wobei jedoch keine 
politische Vereinigung stattfinden dürfe. Das US-Außenministerium wie- 
gelte jedoch zunächst ab, untersagte cLay, seinen Plan auf einer Presse- 
konferenz im Juli 1946 zu veröffentlichen, betrieb aber die Bildung der 
Bizone. 

Diese wurde ohne deutsche Beteiligung im September 1946 von Ame- 
rikanern und Briten ausgehandelt. Dabei wurde jedoch ein gemeinsames 
Parlament der betroffenen Länder untersagt und jede politische Zusam- 
menarbeit der betreffenden Ministerpräsidenten unterbunden. 

Auf CIAYs Drängen lud der bremische Ministerpräsident KAISEN sei- 
ne Länderkollegen zu einer Ministerpräsidenten-Konferenz an die Weser 
zum 4. Oktober 1946 ein. Die süddeutschen Vertreter hatten erst große 
Bedenken, die Clay überwand. Doch kurz vor der Tagung sagten die 
Mitteldeutschen ab. 

Als im Mai 1947 der bayerische Ministerpräsident EHARD zu einem 
gesamtdeutschen Treffen aller Länderchefs nach München einlud, erklärte 
Paris, die Vertreter der französischen Zone dürften nur teilnehmen, wenn 
in München nicht über den politischen Wiederaufbau oder die Einigung 
Deutschlands gesprochen werde. Als daraufhin enarn das Programm 
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US-General cı.av im 
Kreis der Landeschefs 
der US-Zone. Von 
links: stock (Hessen), 


EHARD (Bayern), CLAV, 
mAavyEr (Baden-Würt- 
temberg und xaısen 


R 2 (Bremen). Oben.* Wil- 
der Tagung entschärfte und nur unpolitische Fragen zuzulassen versprach, heim BODEN, der Mi- 


war dieser letzte Versuch zu einer deutschen Einheit praktisch schon _nisterpräsident von 
geplatzt. Als dann die Mitteldeutschen am 5. Juni 1947 als wichtigen Ta- Rheinland-Pfalz. 
gesordnungspunkt die »Schaffung des deutschen Einheitsstaates« behan- 

delt wissen wollten, erklärte Wilhelm sopen als Ministerpräsident des 

französisch besetzten Landes Rheinland-Pfalz, bei Diskussion dieses The- 

mas die Sitzung verlassen zu müssen. Da sich EHArD dem anschloß, rei- 

sten die Chefs der mitteldeutschen Länder ab, und man sprach jahrzehn- 

telang nicht mehr miteinander. 





Bezeichnend ist, daß die amtliche Darstellung der bayerischen Regie- 
rung über diese Konferenz jene »schicksalhafte Sitzung« am 5. Juni 1947 
gar nicht erwähnt. Als der US-Historiker GımBEr sich bei der Bayeri- 
schen Staatskanzlei nach dem Grund dafür erkundigte, bekam er »die 
Antwort, Bayern habe den Bericht so abgefaßt, um Frankreich nicht in 
eine peinliche Lage zu bringen«.® 

Durch Frankreichs dauernde Torpedierung der amerikanischen und 
deutschen Einigungsversuche kam es nicht zu einer wirtschaftlichen Ein- 
heit des besetzten Deutschlands, vertiefte sich dadurch in den ersten 
Nachkriegsjahren die deutsche Spaltung, und es dauerte dann 45 Jahre, 
bis 1990 Mitteldeutschland durch glückhafte Umstände — wieder gegen 
entsprechende Versuche und Widerstand von Paris aus? — mit West- 
deutschland vereinigt werden konnte. Rolf Kosiek 


9 Der Spiegel, Nr. 48,20. 11. 1972, S. 34. 
° Siehe Beitrag Nr. 483, »Die Alliierten und die Wiedervereinigung«. 
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Adolf Kardinal 


BERTRAM. 


Polen täuschen ostdeutsche Kirchenvertreter 1945 


SS“ gleich nach Kriegsende und noch vor der Potsdamer Konferenz 


der Großen Drei begann in den deutschen Ostgebieten östlich von 
Oder und Neiße parallel zur Vertreibung der deutschen Bevölkerung die 
Verdrängung der deutschen Kirchenverwaltung durch polnische Priester. 
Dabei wurde von polnischer Seite nicht nur nationalistisch und unchrist- 
lich gehandelt, sondern auch bewußt getäuscht und gegen die Absicht 
des Papstes gehandelt, was weithin unbekannt ist und deswegen dem 
Vergessen entzogen werden muß. Der Augsburger Theologieprofessor 
Franz SCHOLZ, bis 1945 Priester in der Erzdiözese Breslau, hat diese Vor- 
gänge in einem Buch ausführlich dargestellt, auf dem die folgenden Rich- 
tigstellungen im wesentlichen beruhen.! 


; ße Nachdem die Festung Breslau nach monatelangem Widerstand am 6. 
" Mai 1945 vor der Roten Armee kapituliert hatte, kam bereits am 16. Mai 
„ 1945 der polnische Bischof St. ADAMSKI von Kattowitz nach Breslau und 
" nahm Verbindung zu den Vertretern des dortigen deutschen Domkapi- 


tels auf. Kardinal BERTRAM, Oberhirte der Erzdiözese Breslau und lang- 
jähriger (seit 1919) Leiter der Fuldaer Bischofskonferenz, lag zu der Zeit 
im Schloß Johannesberg im Sudetenland im Sterben. Für ihn nahm Ge- 
neralvikar Josef KRAMER den polnischen Wunsch entgegen, sofort in 
Oberschlesien die kirchliche Gewalt und Verwaltung in polnische Hände 
zu legen. Dazu sollten umgehend ein polnischer Generalvikar, polnische 
Dechanten und Pfarrer ernannt werden. Unter dem Druck der Verhält- 
nisse konnte das von der deutschen DiözesanVerwaltung nicht verwei- 
gert werden. 

Der Primas von Polen (seitl926), Augustyn Kardinal (seit 1927) HLOND, 
war am 14. September 1939 vor den Deutschen über Rumänien nach 
Rom geflohen, wurde am 3. Februar 1944 von den Deutschen in den 
Pyrenäen verhaftet, wahrscheinlich auf Bemühen Kardinal BERTRAMS bei 
Nonnen in Wiedenbrück in Westfalen gut untergebracht und am 1. April 
1945 von den Amerikanern befreit. Er traf nach anschließendem länge- 
ren Aufenthalt (25. April bis 1L Juli 1945) in Rom am 20. Juli 1945 wie- 
der in Polen ein. In Posen und in Krakau stellte er sofort an den folgen- 
den Tagen in Gesprächen mit hohen polnischen Kirchenvertretern diesen 
ihre baldige Einsetzung auf bisher deutsche Kirchenposten in Schlesien 
und Ostpreußen in Aussicht. Seine Absicht war offenbar, schnell die deut- 
schen Kirchenleitungen in ganz Ostdeutschland zu verdrängen und durch 


1 Franz SCHOLZ, Zwischen Staatsräson und Evangelium. Kardinal Hlond und die Tragö- 
die der ostdentschen Diözesen, Josef Knecht, Frankfurt/M. 1988. 
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polnische zu ersetzen. Die Maßnahmen wurden streng geheimgehalten, 
so daß die davon betroffenen Deutschen darüber zunächst nichts erfuh- 
ren, Nach der Potsdamer Konferenz (17. Juli—2. August 1945), die Ost- 
deutschland nur vorläufig unter polnische und sowjetische Verwaltung 
stellte, und zwar bis zu einer endgültigen Regelung in einem abschließen- 
den Friedensvertrag, ging die polnische Kirchenleitung sofort davon aus, 
daß die deutschen Ostgebiete endgültig bei Polen bleiben würden, und 
wollte dazu vollendete Tatsachen schaffen. uLonD wollte auch wohl seine 
Flucht von 1939 dadurch wettmachen, daß er nun »die polnische Kirche 
auf polnischer Frde« - worunter er ebenso Ostdeutschland verstand - 
neu gründete. 

Am 6, Juli 1945 war Kardinal BERTRAM gestorben. Das Breslauer Dom- 
kapitel wählte am 16, Juli 1945 den bisherigen Domdechanten, Dr. Fer- 
dinand PIONTEK, zum Kapitelsvikar, Am 12. August 1945 kam Kardinal 
HLOND unerwartet zu diesem als dem Vertreter der alten Erzdiözese Bres- 
lau in die Stadt. Der Primas teilte ihm nach pıonreks eigenen Aufzeich- 
nungen mit, »daß sich der Heilige Vater angesichts der besonderen Zeit- 
verhältnisse entschlossen habe, für die unter der Verwaltung des 
polnischen Staates stehenden Gebiete Apostolische Administratoren zu 
bestellen (was nicht der Wahrheit entsprach, R. K.), Es wäre daher dem 
Heiligen Vater lieb, wenn ich mein Amt als Kapitelsvikar für diese Ge- 
biete in die Hände des Heiligen Vaters lege (was ebenfalls nicht der Wahr- 
heit entsprach, R. K). Die Bestellung der Apostolischen Administrato- 
ren werde aber auf jeden Fall erfolgen. Ich erwiderte, daß mir, nachdem 
ich einmal gewählt worden sei und das Amt angenommen habe, der Ver- 
zicht nicht leicht werde, jedoch sei es selbstverständlich, daß ich den 
Wunsch des Heiligen Vaters respektiere. Darauf überreichte mir der 
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Von links: Augustyn 
nLonp Und Ferdinand 


PIONTEK. 





Der Breslauer Dom 
St. Johannes der Täu- 
fer, eine dreischiffige 
gotische Basilika mil 
barocken Kapellen- 
anbauten, war der 
beherrschende katho- 
lische Bau der Oder- 
stadt. 


Kardinal die abschriftlich beiliegende Erklärung zur Unterzeichnung. Ich 
las die Erklärung, .. und fragte dann: >Ist das der Wille des Heiligen Va- 
ters?< Der Kardinal antwortete: >Ja, und diese Erklärung ist in Rom in der 
Staatssckretarie abgefaßte (was 
nicht der Wahrheit entsprach, 
R. K.) Ich unterzeichnete die 
Erklärung und überreichte sie 
dem Kardinal, der darauf sag- 
te: >Ich danke Ihnen im Namen 
des Heiligen Vaters.«? 
PIoNTIIK hatte keine Mög- 
lichkeit gesehen, sich dem An- 
sinnen des Kardinals in der 
polnisch besetzten Stadt zu wi- 
dersetzen, und hatte widerwil- 
lig die Verzichtserklärung un- 
terschrieben. Auf diese Weise 
machte huLonD das Erzbistum 
Breslau >vakant<, um es dann in 
drei Teile zu zerlegen und pol- 
nische Priester einzusetzen, 
wie es schon von ihm in den 
letzten Wochen vorbereitet 
war. Ähnliches plante HLOND 
in den ostdeutschen Bistümern 
Ermland und Schneidemühl. 
Dabei hatte der Kardinal gar 
keinen päpstlichen Auftrag zur Entfernung der deutschen Kirchenver- 
treter, und das war auch gar nicht der Wunsch des Papstes oder der Ku- 
rie. HLOND hatte PIONTEK keine solche päpstliche Bestätigung für den 
schicksalsschweren Schritt vorgelegt, weil er keine solche besaß. Und Pi- 
ONTE.K hatte nicht gewagt, nach einer solchen zu fragen, und er konnte 
unter den damaligen chaotischen Nachkriegs Verhältnissen keine Verbin- 
dung zum Vatikan herstellen, um sich dort Gewißheit zu holen. Er ver- 
traute in kirchliichem Gehorsam dem Wort des Kardinals, daß die von 
diesem mündlich vorgebrachte neue Lösung mit dem Verzicht der deut- 
schen Priester der Wunsch des Papstes sei, was jedoch nicht zutraf. 


Ähnlich ging uLonD sofort danach in der deutschen Diözese Erm- 
land (Ostpreußen) vor. Ihr Bischof KALLER war, nachdem er von der 
Gestapo im Februar 1945 aus Ostpreußen verwiesen und nach Danzig 


2 Zitiert nach SCHOLZ, ebenda, S. 59. 
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sowie Halle an der Saale gebracht worden war, dort freigekommen und 
hätte sich bis Anfang August nach Allenstein durchgeschlagen. »Am 16. 
August 1945 wurde er vom Primas in das Priesterseminar zu Peplin zi- 
tiert. .. Der Bischof glaubte, aufgrund seiner polnischen Sprachkennt- 
nisse und wegen seiner stets geübten Fürsorge für polnisch sprechende 
Gläubige, sein Amt auch unter den geänderten Verhältnissen weiterfüh- 
ren zu können. Aber Primas uLonn war anderer Meinung, In der ihm 
eigenen Art erklärte er, daß im »polnischen Staat< nur ein polnischer Bür- 
ger Bischof sein könnte. Der Primas legte ihm im Laufe des Gespräches 
den Resignationsakt des »großen Bruders* aus Breslau, Dr. F. PıonTEk, 
vor. Das blieb begreiflicherweise nicht ohne Wirkung. Bischof KALLER 
unterschrieb die Resignationsformel und legte seinen Verzicht in die 
Hände des Primas. . . »Bestürzt und außer Fassung, mit verweinten Au- 
gen* hat er den Verhandlungsraum verlassen.**3 

In der deutschen Freien Prälatur Schneidemühl hatte der zuständige 
deutsche Prälat Dr. Franz narr/, sein Gebiet vor den anrückenden So- 
wjets verlassen. Am 17, August 1945 wurde sein Vertreter Generalvikar 
BLESKE, der sich anfangs weigerte, den Rücktritt zu unterschreiben, da er 
dazu nicht befugt sei, dann doch dazu veranlaßt. Damit war in wenigen 
Tagen im größten Teil Ostdeutschlands die deutsche Kirchenleitung auf- 
grund von nıonDs falschen Behauptungen über den päpstlichen Willen 
durch eine polnische ersetzt worden. 

Für den ostpommerschen und neumärkischen Anteil der Diözese Ber- 
lin, der unter polnische Verwaltung kam, wurde kein Verzicht ausgespro- 
chen. Die Polen handelten einfach und setzten polnische Priester ein. 
Die Berliner Kirchenverwaltung hat das nicht anerkannt. 

Die polnischen Administratoren wurden in Ostdeutschland mit Wir- 
kung vom 1. September 1945 eingesetzt — sicher nicht zufällig an diesem 
Tag: Man wollte einen Sieg über die Deutschen andeuten, die sechs Jahre 
vorher in Polen einmarschiert waren. Bezeichnend ist auch, daß am 1. 
September 1945 die neuen polnischen Priester für Schlesien ihre Amts- 
einführung vor dem dazu aufgeforderten deutschen Domkapitel in Breslau 
vollzogen - sicher eine Siegerpose über die Besiegten, aber auch wohl 
eine von den Polen erstrebte weitere nachträgliche Absicherung des Ver- 
zichts Dr. PLoNTEks. 

Bei der schnellen Machtergreifung der polnischen Kirche von Ost- 
preußen bis Schlesien war zunächst vergessen worden, die deutschen Teile 
der Diözesen Prag (die Grafschaft Glatz) und Olmütz (das Leobschüt- 
zer Land) sowie das kleine östlich der Neiße hegende Gebiet, das zum 
Bistum Meißen gehörte, einzubeziehen.* Im September 1945 wurde das 
für die Grafschaft Glatz nachgeholt, indem der nun für das Erzbistum 
Breslau tätige polnische Apostolische Administrator Dr. mıLık mit ei- 
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Dom und Schloß 

tn Meißen - eine 
feste Einheit. Im 
Meißner Land konnte 
HLOND seine Pläne 
zur Polonisierung 
der Kirche nicht 
verwirklichen. 





nem polnischen Soldaten mit aufgepflanztem Bajonett bei dem zustän- 
digen deutschen Prälaten Dr. monse erschien und seinen Wunsch durch- 
setzte. So konnte der »Anschluß des Präger Anteils vom Primas noch im 
September 1945« erledigt werden. 

Am 16. und 17. September 1945 suchte der Primas den für den in 
Oberschlesien liegenden Anteil der Erzdiözese Olmütz zuständigen Weih- 
bischof und Generalvikar Josef Martin NATHAN auf. Dieser erklärte nach 
der Abreise HLONDS einem Priester: »Gestern habe ihm Kardinal HLOND, 
der soeben abgefahren sei, eröffnet, daß er als Generalvikar abgesetzt, 
seiner Jurisdiktion entkleidet und sein Gebiet der >Diözese< Oppeln un- 

5 SCHOLZ, ebenda, terstellt sei.«'Jetzt wurde offensichtlich von HLOND einfach angeordnet. 

= 0% Erst im November 1945 trat der oben erwähnte neue Administrator 
für Breslau, Dr. mıLıx, an das Bischöfliche Vikariat in Bautzen wegen 
des Meißner Gebiets östlich der Neiße heran. Als man dort vor einem 
Verzicht erst eine Abschrift der päpstlichen Anweisung zu sehen wünschte, 
antwortete Breslau nicht mehr, weil man dort keine solche vorweisen 
konnte, da es diese gar nicht gab. Ein deutscher Verzicht erfolgte darauf- 
hin nicht. Dennoch wurden von der polnischen Kirche vollendete Tatsa- 
chen mit der Vertreibung der deutschen Priester geschaffen. 

Nach späteren Angaben aus Rom war man dort über uLonDs Han- 
deln in Ostdeutschland ziemlich »überrascht«, was nicht der Fall gewe- 
sen wäre, wenn HLOND zu seinem Tun die päpstliche Erlaubnis oder 
einen Auftrag der Kurie bekommen hätte. Ebenso ist es undenkbar, daß 


720 


BERTRAMS Absetzung — sein Tod am 6. Juli war am 8. Juü, dem Tag des 
päpstlichen Schreibens an HLOND, noch nicht in Rom bekannt - von 
dem Papst, der ihn aus seiner deutschen Zeit gut kannte, ohne eine vor- 
herige Benachrichtigung des Kardinals erfolgt wäre. 

Eine solche päpstliche Vollmacht für uLonD hat eben gar nicht exi- 
stiert. Sie wurde von diesem nur vorgetäuscht, um die deutschen Kirchen- 
vertreter zum Verzicht auf ihre kirchlichen Ämter zu veranlassen und 
dann polnische Priester einsetzen zu können. Arglistige Täuschung heißt 
so etwas im täglichen Leben. Bezeichnend ist auch, daß Jahrzehnte spä- 
ter, als schorz 1988 sein Buch veröffentlichte, die betreffenden Papiere 
des Vatikans für HLONnD noch nicht von Polen veröffentlicht und nicht 
einsichtig waren und nur über gute Verbindungen im Westen zur Kennt- 
nis gekommen waren. 

Tatsache ist, daß HLOND in Rom den Papst sprach und in drei Briefen 
seine Wünsche äußerte. Am 20. Mai 1945 erbat er sich das Recht, für die 
in den westlichen Besatzungszonen Deutschlands 
verbliebenen Polen eine eigene Seelsorge unter dem 
bisherigen polnischen Feldbischof GAWLINA zu or- 
ganisieren. Das wurde am 5. Juni 1945 bewilligt. 

Am 26. Juni erbat er für die polnischen Bischöfe 
Sondervollmachten, die sich aber - einschließlich 
der Bestellung Apostolischer Administratoren für 
vakante Stellen - nur auf das Gebiet des früheren 
Polens bezogen, zu dem die deutschen Oder-Nei- 
Be-Gebiete staatsrechtlich nicht gehörten. Das wur- 
de vom Vatikan mit einem Schreiben vom 8. Juli 
1945 gewährt. 

Im dritten Schreiben, ebenfalls vom 26. Juni 1945, 
sprach HLOND zwar die Oder-Neiße-Gebiete an, 
ersuchte um Sicherung der religiösen Betreuung der 
in die »einst deutschen Gebiete« einwandernden 
Polen und wünschte ein eigenes Bistum für die Au- 
tochthonen um Oppeln. Er stellte aber keinen An- 
trag, die deutschen Kirchenvertreter, insbesondere 
Kardinal BERTRAM in Breslau und Bischof KALLER 
im Ermland, zum Verzicht drängen zu dürfen, ge- 
schweige denn, sie gar abzusetzen - und die so frei 
gewordenen Stellen durch Polen zu besetzen. Der Vatikan entsprach je- 
doch im Schreiben vom 8. Juli 1945 an HLOND keinem der Ostdeutsch- 
land betreffenden Wünsche HLONDSs, insbesondere war von einem Er- 
satz der deutschen Kirchenvertreter nicht die Rede: Das lange 
geheimgehaltene und erst nach Jahrzehnten im Westen bekanntgewor- 
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und einfach eigen- 
mächtig handelte. 





6 SCHOLZ, ebenda, 
S. 100. 


7 Zitiert ebenda, 
S. 101. 


3 Ebenda, S. 104. 


9 Ebenda, S. 105 £. 


dene päpstliche Schreiben »bietet an keiner Stelle auch nur einen Ansatz- 
punkt, um auf eine Vollmacht zu schließen, den Besitzstand der deut- 
schen Kirche im alten Reichsgebiet in seinem Wesen und den damit ver- 
bundenen Funktionen zu schmälern oder zu behindern«/' 

So hatte HLOND in Breslau und Peplin ohne päpstlichen Auftrag und 
sogar entgegen den Wünschen der Kurie auf eigene Faust gehandelt, 
ohne kanonische Rechtsgrundlage oder Anweisung der Kurie und mit 
offensichtlich bewußter Täuschung, besonders schwer im Falle Dr. Pi- 
ONTERS in Breslau. 

Der Vatikan gab später seinem Widerspruch gegen HLONDS eigen- 
mächtiges Handeln, wenn auch sehr verhalten, Ausdruck. In den Päpstli- 
chen Jahrbiichern wurde unter dem Stichwort >Breslavia< in den Nachkriegs- 
jahren stets als Anmerkung angefügt: »Wie bekannt, hat der Heilige Stuhl 
die Gewohnheit, Diözesangrenzen nicht endgültig zu ändern, solange 
nicht eventuclle Rechtsfragen, die diese Gebiete betreffen, durch Frie- 
densverträge geregelt sind und volle Anerkennung gefunden haben. Die 
genannte Rechtslage liegt vor in Breslau, Ermland, Schneidemühl. Um 
nun religiösen Beistand für die zahlreichen Gläubigen, die sich dort nie- 
dergelassen haben, zuzusichern, hat er Sr. Eminenz Kardinal Stephan 
WYS/.YNSK1... die Aufgabe anvertraut, diese Gläubigen in religiöse Ob- 
hut zu nehmen.«’ Das war praktisch eine Ohrfeige für die Polen. Mehr 
konnte der Vatikan unter den damaligen Umständen kaum tun. 

Erst seit demjahre 1972, als in der Bundesrepublik die Verzichtspolt- 
tik unter BRANDT und SCHEEL sich bereits durchgesetzt hatte, fiel diese 
für die Rechtslage so wichtige Anmerkung im päpstlichen Jahrbuch weg: 
Der Papst konnte eben nicht päpstlicher als die Deutschen selbst sein. 

Abschließend urteilt Professor schoLz über das Vorgehen des Kardi- 
nals HLOND: »Und doch bleibt es - wenn auch in Polen systematisch 
verdrängt — Wirklichkeit, daß der Primas eigenmächtig gehandelt hat, 
daß er mit der Wahrheit mehr als großzügig umgegangen ist, daß er das 
Minimum an Fairneß gegenüber Dr. PIONTEK verweigert hat, daß er eine 
Entwicklung bewirkt hat, die nicht im Sinne Roms gelegen hat. Freilich 
mußte die Kurie.. . >gute Miene zum bösen Spiel< machen.« 

Klar stellt er heraus: »Die Römische Kurie hat also Ostdeutschland am 
8. Juli 1945 eindeutig als deutscher Souveränität unterstehendes Staats- 
gebiet angeschen.«° Das war bei dem amtierenden Papst Pius XII. und 
dessen Deutschfreundlichkeit auch gar nicht anders zu erwarten. Erst 
1972 änderte der Vatikan seine Haltung zu Ostdeutschland und erkannte 
die inzwischen von der allgemeinen Politik vollzogenen Entwicklungen 
an. 

Der Betrug HLONDs, der am 22. Oktober 1948 in Warschau verstarb, 
an den ostdeutschen Kirchenvertretern von 1945 kam um 1995 erneut 
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zur Sprache, als polnische Kreise die Seligsprechung des Kardinals be- 
trieben. Dazu gab Professor scHoız als eine neue Schrift zu diesem The- 
ma DasHl/ondbeftheraus.!' Dann schildert er nochmals die damaligen 
Vorgänge und bringt die entsprechenden Urkunden bei. Insbesondere 
unterstreicht er, daß HI.OND vom Papst keine Aufträge für Ostdeutsch- 
land erhalten hatte. Das gab uLoNnD später selber zu. In seinem Bericht 
vom 24, Oktober 1946 nach Rom, der bezeichnenderweise von Polen 
geheimgehalten wurde und erst 1994 mehr durch Zufall an die Öffent- 
lichkeit kam, schrieb er zu der Erlaubnis auf Einsetzung von Admini- 
stratoren: »Erst einige Monate später konnte ich feststellen, daß ich diese 
Worte damals falsch aufgefaßt habe, Sie stärkten mich damals in der Mei- 
nung, daß die Ernennung von Apostolischen Administratoren in den 
ehemals deutschen Gebieten in der Absicht des 1 D. Stuhles läge und daß 
die dabei beteiligten Bischöfe vorher zu benachrichdgen seien.«!! 

Zur Entschuldigung für sein unverzeihliches Tun merkte er an, daß er 
die schriftliche päpstliche Beauftragung gar nicht gelesen habe: »Das schr 
beachtliche päpstliche Dokument vom 8, 7. 1945 wurde mir am 10. 7. 
1945 abends zugestellt. Meine Abreise war für den Morgen des nächsten 
Tages festgesetzt. Ich fuhr also aus Rom ab und hatte keine Zeit, um den 
Text, der mir so große Vollmachten gab, durchzulesen. Im Herzen hegte 
ich die Überzeugung, daß der Apostolische Stuhl in der Frage der Apo- 
stolischen Administratoren auch die bis vor kurzem deutschen Gebiete 
in Betracht gezogen hat.«!? Daß er den Text des für ihn so wichtigen 
päpstlichen Auftrags nicht gelesen haben will, kann man ihm kaum ab- 
nehmen. 

Weiter schreibt er im Bericht von 1946: »Infolge meiner irrigen Aus- 
gangsbasis, an die ich gerade erinnert habe, sah ich meine Sendung zu 
diesen (den deutschen, R.K.) Prälaten als Überbringung eines amtlichen 
Standpunktes an.« Er entschuldigt sich ausdrücklich: »Mir bleibt nichts 
anderes übrig, als den Heiligen Vater demütig zu bitten, mir die vorgefal- 
lenen Fehler zu verzeihen, ebenso wie alle Peinlichkeiten, mit denen ich 
sein väterliches Herz, verwunden konnte.«!! 

Doch da war alles schon zum Nachteil der Deutschen geschehen, und 
HLOND war froh darüber, daß sein Rechtsbruch gelungen war und »der 
germanische Protestantismus bis an die Oder zurückgedrängt« worden 
sei. Der Vatikan antwortete auf diesen Bericht nicht, sprach HLOND ins- 
besondere keinen Dank aus, was auch schon für sich spricht. Zu einer 
offenen Rüge des Kardinals war der Vatikan unter den damaligen Um- 
ständen nicht in der Lage. 

Anläßlich der Bestrebungen auf Seligsprechung des Kardinals erklärte 
die Katholische Deutsche Bischofskonferenz 1995: »Die deutsche Bi- 
schof skonferenz hat sich mit der Frage der Seligsprechung von Kardinal 
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H1.OND befaßt. Dabei bestand Übereinstmmung, daß eine Seligsprechung 
des Kardinals aus deutscher Sicht keine Zustimmung finden kann. Die 
Bedenken der deutschen Bischofskon ferenz wurden auch gegenüber dem 
Apostolischen Stuhl zum Ausdruck gebracht.«!* Der Grund war HLONDS 
Handeln gegenüber der ostdeutschen Kirche. 

Abschließend sei auf die für die Zeit um 1945 bezeichnende Haltung 
der polnischen Priester durch zwei Zitate hingewiesen, Dr. Karol MILIK, 
ab 1945 Apostolischer Administrator von Breslau (praktisch Erzbischof), 
erklärte in seinem Antrittshirten wort vom 1. September 1945, als die 
grausamen Vertreibungen der Deutschen noch lange liefen und die pol- 
nische Kirche diesen Verbrechen zusah oder sie sogar noch in sehr un- 
christlicher Weise förderte: »Dem polnischen Staat war stets jede Barba- 
rei fremd. Da, wo Gewalt war, Raub, Lüge, Rechtlosigkeit, Schändung 
der Friedhöfe, Auslassung der Wut an Lebenden und Toten, da war Po- 
len nicht dabei.« 

Der polnische Kardinal wyscynsK1 verkündete in Breslau in Verdre- 
hung der geschichtlichen Wahrheit, daß Schlesien polnischer Boden sei. 
Für ihn habe Gott die Schuldfrage zugunsten Polens entschieden. Dieses 
habe 1945 durch die Besetzung Ostdeutschlands und die Vertreibung 
der Deutschen nur das Seine zurückgeholt und eine gerechte Sühne gefor- 
dert. Er erklärte am 29. Mai 1952 in Breslau: »Wir sind in unser Eigentum 
als rechtmäßige Eigentümer zurückgekommen. Wir kamen zurück auf- 
grund der richterlichen Entscheidung der göttlichen Gerechtigkeit... Es 
waltet Gerechtigkeit unter den Völkern, grausame und. .. blutvergießen- 
de Völker müssen früher oder später den Völkern, die sie vergewaltigt 
haben, die gerechte Sühne leisten,«'3 

Dazu ist wirklich jeder Kommentar überflüssig. Rolf Kosiek 


14 Ebenda, S. 2. 
15 Zitiert in SCHOLZ, aaO. (Anm. 1), S. 141. 
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Zahlen von Internierungen vor und nach 1945 


it Recht werden die deutschen Konzentrationslager der Zeit des 

Nationalsoziaiismus, insbesondere die der Kriegszeit, kritisiert und 
verabscheut. »In den für »staatsfeindliche Elemente« eingerichteten (deut- 
schen) Schutzhafdagern (KL) saßen im Juli 1933 annähernd 27000 Per- 
sonen. liis Mitte der dreißigerJahre sank die Zähl auf einen harten Kern 
von 9000 Häftlingen. Ab 1937/38 wurden in vermehrtem Umfang 
Schwerkriminelle und »Asoziale* von Homosexuellen bis Bibelforschern 
eingewiesen. In den Wochen nach den Judenpogromen vom 9. Novem- 
ber 1938 kamen etwa 36000 jüdische Häftlinge hinzu, die fast alle bis 
Frühjahr 1939 wieder entlassen wurden. Die Gesamtzahl der KL-Häft- 
linge betrug bei Kriegsausbruch noch rund 25000, die wenigsten davon 
waren politische Häftlinge.«! Während des Zweiten Weltkrieges vergrö- 
Berte sich die Zahl der Häftlinge stark. 

Aber nicht minder rechts- und menschenwidrig war, daß die Alliierten 
- im Osten wie im Westen - nach dem Ende der Kampfhandlungen und 
der Kapitulation der Deutschen Wehrmacht dann ihrerseits die jahrelange 
—. nun verharmlosend >Internierung< genannte —Lagerhaft, oftmitZwangs- 
arbeit verbunden, für Millionen Deutsche unter oft sehr harten Umstän- 
den durchführten. Das trug mit dazu bei, daß nach Kriegsende mehr 
Deutsche als Folge von Gewalt ums Leben kamen als während des gan- 
zen Krieges. 

Lange wurde letzteres in der Öffentlichkeit verschwiegen. Im Früh- 
jahr 1990, fast 50 Jahre nach den damaligen Vorgängen, konnte der Schrift- 
steller und 1 listoriker Dr. Wölfgang vENoHR feststellen: »Nun wird end- 
lich einer breiten Offendichkeit bekannt, daß es zwischen 1945 und 1950 
elf Konzentrationslager der Sowjets zwischen Elbe und Oder gab, in 
denen ungefähr 200000 Deutsche ohne Gesetz und Richterspruch >in- 
terniert< wurden und von denen etwa die Hälfte elendiglich umgekom- 
men ist. 

Aber nicht nur die für ihre grausamen Lager schon seit der Zarenzeit 
bekannten Russen führten die Konzentrationslager nach dem Mai 1945 
weiter, sondern auch die Westmächte. »In den drei westlichen Besatzungs- 
zonen existierten drei Jahre lang, von 1945 bis 1948, sogenannte Inter- 
nierungslager der Besatzungsmächte, in den etwa 530 000 Menschen ohne 
Gesetz und Richterspruch eingesperrt wurden, die dort jahrelang unter 
katastrophalen Bedingungen vegetieren mußten. (Außerdem wurden in 
Österreich etwa 7000 Menschen internierte) Die Besatzer bezeichneten 
diese ungesetzlichen und willkürlichen Massendeportationen in Konzen- 
trationslager selbstentlarvend als »automatischen Arreste«? Unter diesen 
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fielen vor allem die meist ehrenamtlichen früheren Amtsinhaber der NS- 
Organisationen vom Blockwart aufwärts, Hitler-Jugend(HJ)- und Jung- 
volkführer sowie Führerinnen des Bundes Deutscher Mädel (BDM) und 
Schüler der Napolas teilweise schon ab 15 Jahren. So wurden allein in der 
US-Zone bis September 1945 80000 politische Verhaftungen vorgenom- 
men.! Hinzu kamen die Millionen Kriegsgefangenen und die nach der 
Kapitulation verhafteten deutschen Soldaten, denen dann der Status von 
Kriegsgefangenen abgesprochen würde, damit sie als ventwaffnete feind- 
liche Streitkräfte« nicht mehr unter den Schutz und die Betreuung durch 
das Internationale Rote Kreuz fielen. In der ersten Zeit wurden in den 
Lagern, auch in denen der Westmächte, als Strafmaßnahme systematisch 
trotz genügend vorhandener Nahrungsmittel und entsprechender Ange- 
bote des Internationalen Roten Kreuzes nur Hungerrationen ausgege- 
ben, so daß viele Gefangene verhungerten.* Besonders berüchtigt in die- 
ser Hinsicht mit entsprechend vielen Todesopfern waren 1945 die 
Rheinwiesenlager unter amerikanischer Bewachung. Hinzu kamen be- 
sondere Folterlager, etwa die der Briten,* 

Nach amerikanischen Angaben"! waren allein in der US-Besatzungszone 
322000 Personen interniert. Mindestens 800000 Deutsche machten ins- 
gesamt mit diesen Lagern in den ersten Nachkriegsjahren Bekanntschaft. 

Rolf Kosiek 
! VENOHR, ebenda. 
* Beitrag Nr. 385, »Alliierte Konzentrationslager nach 1945«. 
" Beitrag Nr. 386, »Britische Folterlager: Hin vergessenes Verbrechen«. 
# Monthhy Denazification Report Omgus, 30. 4. 1948. 
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Alliierte Presse in Deutschland 1945 


it dem Beginn der alliierten Besetzung Deutschlands ab Ende 1944 

wurden die Deutschen auch von ihrer Presse befreit. Die Sieger 
waren zwar mit dem Versprechen der Gewährung von Selbstbestimmung 
angetreten, hielten aber nicht viel davon, wie sich dann zeigte. »Die von 
MORGENTHAU vorgeschlagene Unterbrechung aller Kommunikationsme- 
dien schlug sich im SHAEF-Gesetz 1919 vom 24.11.1944 nieder, das in 
allen drei Westzonen durch das Militärregierungsgesetz 191 (abgeändert 
am 12. 5. 1945) ersetzt wurde. Das Gesetz verbot die Herstellung von 
Druckwerken und Filmen, das Aufführen von Musik, das Betreiben von 
Schaubühnen, Rundfunkstationen usw Die Nachrichtenkontrollvotschrift 
No. 1 vom gleichen 12. Mai 1945 erlaubte aufgrund schriftlicher Zulas- 
sungen der Militärregierung«! solches für Lizenznehmer, 

»>Sobald wir deutschen Boden betreten, werden wir die Nazi-Zeitun- 
gen verbieten, und Sie werden in jeder Stadt, die wir besetzen, sofort eine 
Zeitung ins Leben rufen.< Diesen Auftrag erhielt Hans HABF. im Februar 
1945 vom amenkanischen General BANFILL.@ Er erfüllte den Auftrag zum 
Beispiel mit dem Kölnischen Kurierim gerade eroberten Köln, in das er von 
Luxemburg kam, wo er seit Herbst 1944 seine 
Aufgabe vorbereitet hatte, 

Hans HABE; geboren am 12. Februar 1911 in 
Budapest als Sohn Janos BEKESSY eines jüdischen 
Verlegers, war Kommunist, Journalist in Wien, 
ging im September 1939 von der Schweiz nach 
Frankreich, wo er gegen die Deutschen kämpf- 
te, geriet als Soldat der französischen Armee 
1940 in deutsche Gefangenschaft, aus der er 
1940 in die USA fliehen konnte. Dort schrieb 
er das Buch Ob Tansendfallen, das 1947 (1963 als 
Taschenbuch) in Deutschland erschien.1945 
kam er als US-Hauptmann nach Deutschland 
zurück und richtete einen Teil der neuen deut- 
schen Presse ein, indem er im Laufe der Zeit 18 
Zeitungen lizenzierte und das Besatzungsblatt 
Neue Zeitung herausgab. Schon im Herbst 1944 
hatte ihm US-General MACCLURE klargemacht: 
»Wir wollen Mitteilungen und Richtlinien ver- 
öffentlichen, sonst nichts. .. Die Deutschen 
brauchen sich keine eigene Meinung zu bilden 
- the Germans have to he told.<s (die Deutschen sol- 
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1 Caspar VON 

SC HRENCK-NOT- 
ZING, Charakterwä- 
sche. Die amerikani- 
sche Besatzung in 
Deutschland und ihre 
Folgen, Seewald, 
Stuttgart 1965, S. 
133. 


3 Die Weltwoche, 
Zürich, 29. 5. 1965 
bei Ankündigung 
der Serie »Die 
deutsche Presse im 
Jahre Null« von 
Hans HABE. 


Hans HABE. 





Links: Das Informa- 
tionsbedürfnis der 
Deutschen war sehr 
groß; hier Straßen- 
verkauf der Stuttgar- 
ter Zeitung. Rechts: 
Redaktionsraum der 
Süddeutschen Zei- 
tung im Jahre 1946. 


len angewiesen werden). Zur Begründung meinte der amerikanische Ge- 
neral: »Die Deutschen haben aufgehört, ein Kulturvolk zu sein.«! 

1951 wurde uaBE Chefredakteur der Münchner Illnstrierten, später des 
US-finanzierten Echo der Woche, worin er heftig zur Hatz auf angebliche 
>Neonazis< wie Bundesminister SEEBOHM blies. Als er Deutschland ver- 
ließ, schrieb der Illustrierte Der Siern: »Hinaus aus Deutschland mit dem 
Schuft!« 

Später lebte er in der Schweiz, wo er nach sechs Ehen am 29. Septem- 
ber 1977 in Locarno verstarb. 





Die an sorgfaltig ausgesuchte Lizenzträger vergebenen Berechtigun- 
gen für die neuen Zeitungen konnten zurückgenommen werden." Das 
bedeutete dann einen großen finanziellen Verlust für den bisherigen In- 
haber. Diese Presseorgane nannten sich zwar »unabhängig«, waren je- 
doch Sprachrohre der Besatzungsmächte und standen unter deren stren- 
ger Zensur. So wurde die aus einer Kriegsgefangenenzeitschrift im US-Fort 
Getty entstandene Zeitschrift DerRuf, deren Redaktion aus Hans Wer- 
ner RICHTER, Erich KuBy, Alfred anourscu und Carl August wEBER be- 


3 Hans HABE, »Die deutsche Presse«, in: Die Weltwoche, 5. 11. 1965, s. 55. Weite- 
res ebenda 12. 11.; 19. 11.; 26. 11.; 3. 12. 1965; FZ-Verlag (Hg.) Prominente ohne 
Maske nen, FZ-Verlag, München 2001, S. 287. 


* Eine solche Lizenzurkunde ist im Beitrag Nr. 428 in Faksimile wiedergegeben. 
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stand und die 1945/46 nach Deutschland übertragen wurde, nach dem 5 Schrenck-Not- 
Erscheinen von 16 Nummern verboten.’ ZING, aaO. (Anm. 1), 

Im Frühjahr 1946 verschwanden die Militärzeitungen und wurden durch 5:033. 
deutsche Lizenzblätter ersetzt. In ihrer ersten Ausgabe vom 2. April 1946 6 Die Wels, Nr. 1,1. 
schreibt die von den Briten für die englische Besatzungszone als einzige Jg., 2. 4. 1946, S. 2. 
überregionale Zeitung gegründete Die Welt“ »Was auf dem Gebiet der 
Presse vorgeht, ist von nicht zu überschätzender Bedeutung. In allen 
Gebieten der Zone ist die Presse jetzt in den Händen deutscher Lizenz- 
träger; deutsche Hauptschtriftleiter, deutsche Verlagsleiter arbeiten selb- 
ständig. Zwar unterliegen die Zeitungen 
vorläufig einer Zensur, aber diese Zensur 
bildet eine Hilfe und eine Unterstützung, 
sie ist kein rein negatives, zerstörendes 7 
Moment. Die bisherigen Zeitungen haben 
ihre Pflicht redlich erfüllt.« 

In derselben Ausgabe hieß es, daß in- 
zwischen für die Britische Zone 25 regio- & 
nale Lizenzen erteilt seien, die sich folgen- 
dermaßen auf die Parteien verteilen: 


Aachen 

Aachener Nachrichten (SPD) 
Aachener Volkszeitung (CDU) 
Köln 

Die Volksstimme (KPD) 
Roeinische Zeitung (SPD) 
Kölnische Rundschan (CDU) 
Düsseldorf 

Freiheit (KPD) 

Roheinisches Echo (SPD) 
Roeinische Post (CDU) 
Bielefeld 

Westfälische Rundschau (SPD) 


Westfalen-Zeitung (CDU) 

Freie Presse (KPD) Die erste Ausgabe der Süddeutschen Zeitung 
vom 6. Oktober 1945, die mit den eingeschmolzenen 
Druckplatten von HITLERS Mein Kampfgedruckt wurde. 





Hamburg 

Hamburger Freie Presse (FDP) 
Hamburger Echo (SPD) 

Hamburger Volks“ eitung (KPD) 
Hamburger Allgemeine Zeitung (CDU) 
Kiel 

Kieler Nachrichten (CDU) 
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Schleswig-holsteinische 
Norddentsches Echo (KPD) 
Lübeck 

Lübecker Nachrichten. (Unabhängig) 
Lübecker Freie Presse (SPD) 
Flensburg 
Flensburger Tageblatt (Unabhängig) 
Braunschweig 
Braunschwieger Zeitung (SPD) 
Lüneburg 

Lüneburger Landeszeitung (Unabhängig) 
Bremen 
Weser-Kurier (SPD) 
Oldenburg 
Nordwest-Zeitung (Unabhängig) 

Vierzehn weitere Lizenzen würden in Kürze erteilt und zwar: 
in Dortmund je eine an SPD, CDU und KPD, 
in Oelde an CDU, 
in Soest je eine an SPD und CDU, 
in Lage an KPD, 
in Arnsberg an SPD, 
in Hannover je eine an SPD und KPD, eine Unabhängige, 
in Bremen an CDU, 
in Osnabrück an CDU, 
in Rendsburg an eine Unabhängige. 


Gleichzeitig wurde gemeldet, daß die Lizenzerteilung an 
Zeitschriften noch zurückstehen müsse. Es gebe die in 
England herausgegebenen Nene Ausleseund Blick in die Welt, 
eine Universitätszeitschrift in Göttingen, eine philosophi- 
sche Monatszeitschrift Die Sammlung und ein Monatsblatt 
= Die Schule für Lehrer. 

| Am 21, Februar 1946 erschien in Hamburg die erste 
Nummer der»Wochenzeitung für Politik, Wirtschaft, Han- 
del und Kultur« Die Zeit. Auf ihrer ersten Seite brachte sie 
sche und’eih: Engländer, Yinrehi unter der Überschrift »Unsere Aufgabe« die Worte, mit 
Zwei Journalisten der Ruhrzeitung denen der britische Brigadier armyTAGE den vier Lizenz- 
auf dem Weg zur Redaktion. trägern Dr. L. H. LORENZ, Ewald scHumipT, Richard TÜnN- 
GEL und Dr. Gerd sucerıus die Lizenz übergab: »Es ist 
unser Ziel, nach 12 Jahren der Naziherrschaft und -propa- 
ganda eine freie Presse in Deutschland wiederherzustellen. 





Oben: Gestaltung der Ruhrzeitung 
am Umbruchtisch - zwei Deut- 
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Dan verlorene 
Parwlies 


vu... 


Dies ist einer der ersten Schritte in dieser Richtung. Mit Ausnahme der 
monatlich erscheinenden Gewerkschaftszeitung ist Die Zeit die erste in 
Hamburg herausgegebene Zeitung, die eine Lizenz erhält.« 

Die Lizenznehmer erklärten, daß es ihre Aufgabe sei, »geistige Bela- 
stungen einer untergegangenen Epoche« wegzuräumen, »und das kann 
nur geschehen, wenn wir den Mut haben, ungeschminkt die Wahrheit zu 
sagen, selbst wenn sie schmerzlich ist, und das wird sie leider häufig sein. 
Nur in der Atmosphäre unbestechlicher Wahrheit kann Vertrauen er- 
wachsen«. Daß dieses Flaggschiff der Umerziehung es dann mit der 
Wahrheit nicht sehr ernst nahm, bewies die Zukunft zur Genüge. Schon 
in der ersten Nummer indoktrinierte Richard rünGeELin dem Ardkel»Der 
Arier«, indem er »die primitive Gesittung des indogermanischen Urvolks« 
betonte und von »der doch nicht wegzuleugnenden Primitivität des ari- 
schen Utrvolks« schrieb. 

Mit »Lizenz Nr, 12 der Nachrichtenkontrolle der Militärregierung« er- 
schien bereits am 18. September 1945 in Stuttgart die erste Ausgabe der 
Stuttgarter Zeitung als erste Zeitung im amerikanischen Besatzungsgebiet 
Württemberg. Lizenzträger waren Josef EBERLE, Henry BERNARD und 
Dr. Karl AcKErMmaAnn. Letzterer polemisierte schon in der ersten Ausga- 
be gegen »Gewaltmenschen wie METTERNICH, die Hohenzollern und HIT- 
LER« sowie gegen »Faschismus, Militarismus, Kulturlosigkeit und Intole- 
ranz« und versprach, »objektiv, klar, einfach und aufrichtig in unserer 
Haltung« zu sein. 

Im deutschen Südwesten gründete der in Tübingen von September 
1945 bis Mai 1947 residierende französische Presseoffizier Pierre ANGEL 
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Am 21, Februar 1946 
erschien Die Zeit erst- 
mals, als erste Zeitung 
nach 1945 in Ham- 
burg, Der englische 
Brigadier armıragE 
schrieb den vier Li- 
zenzträgern: »Wir hof- 
fen, daß >DieZeit< 
ihrer Namensschwe- 
ster in England würdig 
sein wird. Sie wird 
gewiß die dringende 
Nachfrage nach einer 


, Zeitung von umfas- 


sender Sicht, nüchter- 
nen Kommentaren 
und kulturellem Hin- 
tergrund befriedigen.« 
Hier abgebildet: Nr. 3 
vom 7. März 1946. 


7 „Diesmal als Gast 
der Redaktion«, in: 
Schwäbisches Tagblatt, 
12. 11. 1986. 

" Ebenda. 


»Die Erklärung der 
Kollektivschuld war 
ungeschickt. .. Wir 
befanden uns, als wir 
erst einmal in 
Deutschland waren, 
in einem Vakuum. 
Wir konnten uns 
nicht an die >guten 
Deutschen! wenden, 
weil wir behauptet 
hatten, sie existierten 
nicht. Deshalb muß- 
ten wir die Aufgabe 
der Umerziehung 
selbst vornehmen, 
ein Unternehmen, 
auf das wir nicht vor- 
bereitet waren..,« 
Hans nase, Zitiert in: 
Trees U.a. (Hg.), Stun- 
de Null in Deutsch- 
Zand, Droste, Düssel- 
dorf 1978. 


das Schwäbische Tagblatt als eine der ersten Zeitungen in der französischen 
Zone. Der erste Chefredakteur Dr. Josef FORDERER wurde allerdings schon 
bald entlassen, da er »in der Nazizeit in den Blättern des Schwäbischen 
Albvereins einen Artikel mit antisemitischer Tendenz veröffentlicht« hat- 
te." Jeder Beitrag mußte vom französischen Presseoffizier genehmigt wer- 
den, was diesem jedoch durch die Unterwürfigkeit der Lizenzträger leicht 
gemacht wurde: »Ich hatte den Eindruck, daß die Leute eine Art innere 
Vorzensur hatten, so daß ich wenig zu streichen brauchte.«“** 

Noch anderthalb Jahre nach der deutschen Kapitulation erließ der Al- 
liierte Kontrollrat in der Dircektive Nr. 40 vom 12. Oktober 1946 neue 
»Richtlinien für die deutschen Politiker und die deutsche Presse«, die zu 
befolgen waren. Die von Divisionsgeneral R. noIRET, Generaloberst P. 
A. KUROCHKIN, Generalleutnant Lucius D. cray und Generalmajor G. 
w.E. J. ERSKTNE unterschriebene Anordnung hat folgenden Wortlaut: 

»Der Kontrollrat erläßt folgende Dircktive: 

1. Mit Rücksicht auf die Notwendigkeit, die militärische Sicherheit zu 
wahren, soll es den deutschen demokratischen Parteien ebenso wie der 
deutschen Presse gestattet sein, deutsche politische Probleme frei zu be- 
sprechen, Kommentare über die Politik der Besatzungsmächte in Deutsch- 
land sind erlaubt. Ebenso ist die Veröffentlichung in der deutschen Presse 
von objektiven Nachrichten über die Weltereignisse einschließlich infor- 
matorischer Artikel aus der Auslandspresse gestattet. 

2. Mitglieder der deutschen politischen Parteien und der Presse müs- 
sen sich aller Erklärungen, der Veröffentlichung oder Wiedergabe von 
Artikeln enthalten, die: 

a. dazu beitragen, nationalistische, pangermanistische, militaristische, 
faschistische oder antidemokratische Ideen zu verbreiten; 

b. Gerüchte verbreiten, die zum Ziele haben, die Einheit der Alliier- 
ten zu untergraben oder welche Mißtrauen oder Feindschaft des deut- 
schen Volkes gegen eine der Besatzungsmächte hervorrufen; 

c. Kritiken enthalten, welche gegen Entscheidungen der Konferen- 
zen der Alliierten Mächte bezüglich Deutschlands oder gegen Entschei- 
dungen des Kontrollrats gerichtet sind; 

d. die Deutschen zur Auflehnung gegen demokratische Maßnahmen, 
die die Zonenbefehlshaber in ihren Zonen treffen, aufreizen. 

3. Wer dieser Direktive zuwiderhandelt, setzt sich strafrechtlicher Ver- 
folgung aus.« 


Es durfte also praktisch keine Kritik an den Besatzungsmächten und ih- 
ren Maßnahmen und Plänen geübt werden. 


Erst nach Gründung der Bundesrepublik Deutschland konnten sich nach 
1949 einige wirklich unabhängige Zeitungen entwickeln. Aber die vorher 
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lizenzierten Blätter hatten einen jahrelangen Vorsprung sowie eine feste 
Leserschaft, so daß sie weiterhin bis zur Gegenwart meinungsbildend 
blieben. Noch Jahre danach machten insbesondere die USA durch cer- 
hebliche Geldzahlungen an die einzelnen früher lizenzierten Presseorga- 
ne diese für ihre Zwecke abhängig. So wurden allein im Jahre 1952, als 
die Lizenzierung bereits aufgehoben war, folgende Summen von Ameti- 
kanern an deutsche Zeitungen bezahlt:? 

Frankfurter Rundschau, Frankfurt/M. 1 000000 DM 

Die Welt, Hamburg 1000000 

Westdeutsche Allgemeine Zeitung, Bochum 600000 

Hessische Nachrichten, Kassel 600000 

Süddentsche Zeitung, München 500000 

Südfeurier, Konstanz 500000 

Hamburger Morgenpost, Hamburg 450000 

Hannoversche Presse, Hannover 400000 

Kölnische Rundschan, Köln 400000 

Die RJjeinpfa!”%o Neustadt 400000 

Schwäbisches Tagblatt, Tübingen 400000 

Weser-Kurier, Bremen 400000 

Darmstädter Echo, Darmstadt 300000 

Flensburger "Tageblatt, Flensburg 300000 

Freie Presse, Bielefeld 250000 

Hamburger Freie Presse, Hamburg 250 000 

Main-Echo, Aschaffenburg 250 000 

Neue Ruhr-Zeitung, Essen 250000 

Nordwest-Zeitung, Oldenburg 250000 

Lübecker Nachrichten, Lübeck 250000 

Trierischer Volksfreund, Trier 250000 

Westfalen%eitung, Bielefeld 250000 

Westfälische Rundschau, Dortmund 250000 

Der Allgäuer, Kempten 230000 

Giessener Freie Presse, Gießen 160000 

Braunschweiger Zeitung, Uraunschweig 150000 

Das Volk, Freiburg 150000 

Der Volkswille, Schweinfurt 150000 

Neue Württembergsche Zeitung, Göppingen 150000 

Die Freiheit, Mainz lo0000' 

Schwäbische Post, Aalen 100000 

Aachener Volksstimme, Aachen 50000 


In der folgenden Zeit blieben die meisten Zeitungen der Umerziehung 
verpflichtet und paßten sich der politischen Korrektheit an. 
Rolf Kosiek 
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9 Erich KERN, 
Weder Frieden noch 
Freiheit, K.W. 
Schütz, Göttingen 
1965, S. 86 f£. 


Die größte Büchervernichtung aller Zeiten 


m 10. Mai 1933 wurden an manchen, nicht allen, deutschen Univer/ 

sitäten pornographische und politisch mißliebige Bücher verbrannt.! 
Diese deutschen Bücherverbrennungen des Jahres 1933 gelten heute als 
Synonym für Kulturbarbarei schlechthin. 

Die vom gebildeten deutschen Bürgertum damals als studentischer 
Bierulk< aufgenommene und auch im Ausland oft mit Amüsiertheit be- 
trachtete rituelle Bücherverbrennung war jedoch nichts im Vergleich zu 
der Säuberung der Bibliotheken, die die Siegermächte 1945 in Deutsch- 
land durchführen ließen. 

Im Gegensatz zu den Bücherverboten des Dritten Reiches samt ihren 
öffentlichkeitswirksamen Verbrennungen ist die wohl größte systemati- 
sche Büchervernichtung aller Zeiten durch die Siegermächte nach 1945 
kaum bekannt geworden. 

Einem Befehl des obersten Chefs der sowjetischen Militärverwaltung 
aus dem September 1945 folgend, wurde am 13. Mai 1946 der »Befehl 
Nr. 4« des alliierten Kontrollrats erlassen, der die Einziehung von Litera- 
tur und Werken »nationalsozialistischen und militaristischen Charakters« 
betraf. Dazu gab die »Deutsche Verwaltung für Volksbildung in der so- 
wjetischen Besatzungszone« amtlich verbindliche Listen der auszuson- 
dernden Literatur heraus, die auch in den Westzonen der Amerikaner, 
Franzosen und Engländer galten.” Während man auf westlicher Seite 
sonst den ehemaligen kommunistischen Alliierten nicht mehr über den 
Weg traute, glaubte man hier wohl sich auf die Gründlichkeit des ehema- 
ligen ideologischen Hauptfeindes der Nationalsozialisten bei der Aus- 
merzung unerwünschten Gedankengutes verlassen zu können. 

Man wurde nicht enttäuscht. Die erste Liste vom 1. April 1946 war ein 
dicker Wälzer, der 13223 Bücher und 1502 Zeitschriften enthielt, die 
vernichtet werden sollten. Am 1. Januar 1947 schrieb die »Deutsche Ver- 
waltung für Volksbildung in der sowjetischen Besatzungszone«, daß die 
Liste allenthalben mit Zustimmung aufgenommen worden sei. Es seien 
etwa 20 größere Pressebesprechungen über sie erschienen, in denen sämt- 
liche politischen Parteien in den verschiedenen Zonen zu Worte gekom- 
men seien: Sie urteilten einmütig, daß der von den Bearbeitern einge- 


! Deutsche Verwaltung für Volksbildung in der sowjetischen Besatzungszone/ 
Deutschen Demokratischen Republik, Liste der auszusondernden Literatur, 'Top- 
penstedter Reihe 1,2, 3, 8 (Nachdr. d. Ausgaben Zentralverlag Berlin 1946, 
1947,1948,1952) Uwe Berg, Toppenstedt 1983. 

? http://www.sueddeutsche.de/Kultur/artikel/814/9805 
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schlagene Weg der richtige gewesen sei, da er gleicherweise den Interes- 
sen in der demokratischen Neuerung des deutschen Lebens mit den Er- 
fordernissen der Wissenschaft Rechnung getragen habe. Grundsätzliche 
Einsprüche seien von keiner Seite erfolgt. 

Man legte Wert darauf, daß die Tatsache, daß ein Buch in dieser Liste 
nicht aufgeführt war, keinesfalls als Entschuldigung dafür gelten konnte, 
daß der verantwortliche Leiter einer Bibliothek oder einer Buchhandlung 
dieses oder ein anderes nicht erwähntes Buch schädlicher Tendenz zur 
Ausleihe oder zum Verkauf bringen könnte. 

Es ging aber nicht nur um »faschistische oder militaristische Bücher, 
Werke, die politische Expansionsgedanken enthielten, nationalsozialisti- 
sche Rassenlehre vertraten oder sich gegen die Alliierten wandten«. Ohne 
daß die Titel einzeln aufgeführt wurden, verbot man gleich auch sämtli- 
che Baupläne für Modelle von Flugzeugen, Kriegsschiffen oder Kriegs- 
fahrzeugen und so gefährliche Bücher wie das Buch von Fritz FISCHLI, 
Aeronantische Meteorologie aus dem Jahre 1924. ErnstjünGers Bücher fie- 
len genauso unter das Vernichtungsgebot wie bestimmte Werke von Mar- 
tin LUTHER und die gefürchteten Erinnerungen von Überlebenden der 
russischen Revolution von 1917-20. 

Am 1. Januar 1947 wurde die Verbotsliste um 4739 Bücher und 98 
weitere Zeitschriften erweitert. Zufrieden war man am 1. September 1948 
immer noch nicht, als man dem »Wunsch zahlreicher Interessenten« ent- 
sprach und weitere 9906 Titel in einem zweiten Nachtrag aufführte. Man 
erweiterte drei Jahre nach Kriegsende die Bücher und Literaturvernich- 
tung um die Zeit ab 1919, da»bereits damals gefährliche militärische und 
militaristische Literatur in deutsche Buchhandlungen kam«, die im Sinne 
der geplanten Umerziehung des deutschen Volkes dringend beseitigt wer- 
den mußte. Neu war, daß man jetzt auch die während des Ersten Welt- 
kriegs von 1914—18 und in den folgenden Jahren erschienene »militäri- 
sche und militaristische KJeinliteratur« bis hin zu Feldpredigten und 
Kriegsberichten aussonderte. Auch ins Deutsche übersetzte Bücher eng- 
lischer Kriegsteilnehmer fanden keine Gnade. 

Sogar schon vor 1914 erschienene Bücher wurden eingezogen, wenn 
das Thema nicht paßte, ein Zeichen, daß es gar nicht allein um den Ein- 
zug von Erzeugnissen mit NS-Gedankengut ging, sondern um eine ge- 
nerelle Umerziehung, 

Gemäß den Grundsätzen der Besatzungsmächte enthielt die komplette 
Reinigung der deutschen Literatur ab 1948 auch Verbote für germani- 
sche Götter- und Heldensagen genauso wie für Bücher über septische 
Chirurgie, Die deutsche Kurzschrift wurde gnadenlos zur Gefahrenquelle 
erklärt wie auch das Mitteilungsblatt des deutschen Holzarbeiterverban- 
des oder Anleitungen für Kleingärtner. Zigarettenbilder für Sammleral- 


735 





Titelbilder der »Liste 
der auszusondernden 
Literatur« aus dem 
Jahre 1946 und des 
letzten Nachtrags aus 
dem Jahre 1952, 


ben, die eine ganze Schülergeneration fleißig zusammengetragen hatte, 
wurden massenweise vernichtet und sind inzwischen begehrte Samm- 
lerstücke geworden. Pech hatte auch, wer Lehrbücher für den Boxsport 
besaß, denn ab 1948 waren auch sie zu vernichten. Der Judo-Sport, ein 
Gebiet, auf dem die Deutschen vor 1939 führend waren, war ohnehin 
untersagt. 


260 L. Bücher 
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elist Lucas gezeichnet hat und wie es dem deutschen Christenvolke im 
erzen leben soll. — Bonn: Bonner Univ. Buchdr. 1937. 

Schötz, Hermann: Nach 40 Jahren. — Wiesbaden: Bechtold 1934, 


Schoke, Arthur, u. Wilhelm Missalek: 275 Diktate in Aufsatzform. — Breslau: 
Priebatsch. 
Ab 6. Aufl. 1933 verboten. 
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Der dritte und letzte Nachtrag erschien am 1. April 1952, dieses Mal 
bereits vom Ministerium für Volksbildung der Deutschen Demokrati- 
schen Republik ausgegeben. 

Zu den nun auch noch zu vernichtenden gefährlichen Literaturstücken 
gehörten so entscheidende Zeitschriften wie Der bayrische Viehhändler, Ein 
pikanter Eintrag auf der Verbots liste war Henri NANNEN. Obwohl der 
linksstehende »Kraftprotz des deutschen Nachkriegsjournalismus« (Süd- 
dentsche Zeitung) mit Lizenz der Alliierten bereits 1948 aus der Jugend- 
zeitschrift Zickzack die Illustrierte Stern ins Leben gerufen hatte, wurde 
noch fünf Jahre später sein Buch Sförungsfeuer von M17 aus dem Jahre 
1943 verboten und zur Vernichtung bestimmt. 

Insgesamt wurden schließlich etwa 35000 Titel »ausgemerzte Diese 
Zahl ist noch um einiges nach oben zu korrigieren, da man über ganze 
Bücherreihen und Zeitschriften »Gruppenverbote< verhängte, die dann 
für alle Auflagen, Ausgaben und Jahrgänge (bei Zeitschriften) galten. 

Bescheiden urteilte man bei der »Deutschen Verwaltung für Volksbil- 
dung, »daß die vorliegenden Listen der auszusondernden Literatur schr 
zur Bereinigung der deutschen Literatur beitragen werden«. 

Wegen der äußerst breit angelegten Literaturvernichtungen kam es zu 
umfangreichen Einsprüchen von Verfassern und Verlegern, die sich zu 
Unrecht verfolgt fühlten. Bis 1948 gelang es immerhin, 10 Bücher von 
bis dahin über 30000 Einzelverboten wieder zugelassen zu bekommen, 
was einer Erfolgsquote von 0,03 Prozent entsprach - ein symbolischer 
Wert, der an die Ergebnisse von Wahlen in Diktaturen erinnert. Betrof- 
fene sprachen deshalb von einem »Hexenhammer der deutschen Litera- 
tur« in Analogie zur berüchtigten Anti-Hexen-Anleitung des Mittelalters. 

Zahlreiche in den Verbotslisten aufgeführte Titel rufen beim heutigen 
Beobachter Unverständnis bis Schmunzeln hervor. Dies soll jedoch nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß wir es hier mit einer systematischen Ver- 
nichtung deutscher Literatur zu tun haben, die weit vor die Zeit des Drit- 
ten Reiches zurückging und die sämtliche Lebensbereiche von der Kin- 
dererziehung bis hin zum Roman umfaßte. Es wird wohl nie bekannt 
werden, wie viele Millionen Bücherbände und Zeitschriften der über vie- 
le Jahre durchgeführten systematischen Vernichtungsaktion zum Opfer 
fielen, die auf harmloses Kinderspielzeug genauso wenig Rücksicht nahm 
wie auf wertvollste Fachbücher in Universitätsbibliotheken. 

Der »Hexenhammer der deutschen Literatur« hatte anders als sein Vor- 
gänger im Mittelalter gleich drei Nachträge. Friedrich Georg 
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Zum Schicksal Stettins 1945 


m Rahmen des Raubes der deutschen Ostgebiete nimmt die Stadt Stet- 

tin an der Oder eine besondere Rolle ein. Sie wird im allgemeinen in 
der Öffentlichkeit als im Potsdamer Protokoll - es war kein Abkommen 
und kein Vertrag! — wie das übrige Ostdeutschland unter polnische Ver- 
waltung gestellt und wie das sogenannte Oder-Neiße-Gebiet dann als 
spätestens 1990 an Polen abgetretenes Land angeschen. 

Doch das ist falsch. Richtig ist, daß die Stadt Stettin im wesentlichen 
westlich der Oder liegt und deswegen nicht zu dem in Potsdam 1945 
unter polnische Verwaltung gestellten sogenannten Oder-Neiße-Gebiet 
gehört. Daher blieb sie auch 1945 zunächst bei der Sowjetzone, wurde 
von dem deutschen Oberbürgermeister Otto wıEssner verwaltet und nicht 
Wärschau Unterstedt. Erst nach einigem Hin und Her wurde sie am 5. Juli 
1945 von Polen übernommen. 

Im Potsdamer Protokoll vom 2. August 1945! wurde im Abschnitt 
»IX. Polen« festgestellt: »Die Häupter der drei Regierungen stimmen darin 
überein, daß bis zur endgültigen Festlegung der Westgrenze Polens die 
früher deutschen Gebiete östlich der Linie, die von der Ostsee unmittel- 
bar westlich von Swinemünde und von dort die Oder entlang bis zur 
Einmündung der westlichen Neiße und die westliche Neiße entlang bis 
zur tschechoslowakischen Grenze verläuft., , unter die Verwaltung des 
polnischen Staates kommen und in dieser Hinsicht nicht als Teil der so- 
wjetischen Besatzungszone in Deutschland betrachtet werden sollen.« 

Im Potsdamer US-Konferenzprotokoll vom 25,Julil945 heißt es dazu: 
staı)n: »Sobald die Ernte (1945) vorüber ist, werden die Polen sie (die 
Deutschen) evakuieren. CHURCHILL sagte, sie sollten dies nach seiner Auf- 
fassung nicht tun. staLın antwortete, daß die Polen nicht danach fragten, 
sondern täten, was sie wollten.«? 

Über die Abtretung des westlich der Oder gelegenen Stettin wurde 
also in Potsdam nichts festgelegt. Auch später wurde das Potsdamer Pro- 
tokoll nie ergänzt oder erweitert, insbesondere nicht für den Fall der 
Stadt Stettin. Wenn Warschau sich nicht einmal auf die »Verantwortung«, 
ein »Abkommen« oder gar einen »Auftrag« der Alliierten aus Potsdam 
zur Besetzung Ostdeutschlands und zur Vertreibung der Deutschen be- 
rufen kann, so gilt das noch stärker für Stettin und sein Gebiet westlich 
der Oder. 


! Grabert-Verlag (Hg), Ja/ta—Potsdam und die Dokumente zur Zerstörung Europas, 
GrabeRT, Tübingen 1985, s. 56-72; Heinrich von SIEGLHR, Do%umentation zur 
Deutschlandfrage, Bd. 1, Bonn-Wien-Zürich T970, S. 34-46. 
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Zudem wurde in Abschnitt »XILl. Ordnungsgemäße Überfuhrung deut- 
scher Bevölkerungsteile« des Potsdamer Protokolls festgelegt, daß die 
»Ausweisung« oder »Überführung« der Deutschen aus den Ostgebieten 
»in ordnungsgemäßer und humaner Weise erfolgen soll«. Die schon vor 
und während der Potsdamer Konferenz eingerissenen >widen< Vertrei- 
bungen sprachen dem jedoch wie die später auf Behördenbefehl erfolg- 
ten mit ihren Millionen Todesopfern in jeder Weise hohn. 

Imjuli 1945 übernahm Polen die Stadt Stettin mit ihrem westlich der 
Oder gelegenen Umland, und die Vertreibung der Deutschen begann. 
Systematisch wurden vor allem Polen, die aus dem an die Sowjetunion 
abgetretenen >Ostpolen< stammten, in Stettin angesiedelt. Das war eine 
völkerrechtswidrige Annexion mit Umvolkung mitten im Frieden und 
ohne Zustimmung der Westmächte. Da es keine zuständigen deutschen 
Behörden gab, konnten Deutsche dagegen zunächst nicht wirksam pro- 
testieren. Die später zuständige sowjethörige DDR erkannte im Görlit- 
zer »Freundschafts-Vertrag« über die »Friedensgrenze« vom 6. Juni 1950 
auch den inzwischen von Polen geschaffenen Zustand in Stettin an. Der 
deutsche Bundestag protestierte dagegen am 13. Juni 1950 mit einer inter- 
fraktionellen Erklärung seines Alterpräsidenten Paul LOBE. Im Jahre 1956 
unternahm die DDR Vorstöße in Warschau zur Rückgabe von Stadt und 
Hafen Stettin, da die vorhandenen Ostseehäfen für die Ausfuhr der DDR 
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Stettin, die Haupt- 
stadt Pommerns, war 
im Frühjahr 1945 
neben Kolberg und 
Königsberg eines der 
Hauptziele der alli- 
ierten Luftwaffe. Aus: 
Heinz scuön, Die 
letzten Kriegstage. 
Ostseehäfen 1945, 
Motorbuch, Stuttgart 
1995. 


nicht austeichten, fand aber in Polen keine Gegenliebe. Polnische Fest- 
stellungen, daß Stettin eine polnische Stadt und wie Ostdeutschland recht- 
mäßig polnisches Land sei,’ gehen also an der historischen und völker- 
rechtlichen Wirklichkeit vorbei.* 
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Das Stettiner Tor in 
Pyritz im Umland 
von Stettin. Hier tauf- 
te OTTO VON BAMBERG 
unter dem Schutz des 
deutschen Kaisers 
bereits 1124 die er- 
sten Pommern, Aus: 
Bernd C. LÄNGIN 
Deutsche Bilder, 
Weltbild, Augsburg 
1990. 


Auch zeitgenössische polnische Behaup- 
tungen, daß Stettin in früheren Jahrhunder- 
ten »Grenzstadt« gewesen sei,’ sind falsch. 
Stetyn war nie Grenzstadt, sondern Haupt- 
stadt und Residenzstadt von Pommern mit- 
ten in diesem Land. Es ging aus einem wen- 
dischen Ort hervor, der erstmals als Stetin 
unter den sächsischen Kaisern erwähnt wur- 
de. Hier predigte 1124-1128 Bischof oTTo 
VON BAMBERG das Christentum, 1140 wurde 
das Bistum Wollin gegründet, das 1176 nach 
Cammin verlegt wurde. Um diese Zeit be- 
gann die verstärkte Einwanderung der Deut- 
schen in das bis zur Völkerwanderung schon 
| einmal germanische Land. 1243 wurde Stet- 
tin Stadt und erhielt Magdeburger Stadtrecht. 
Seit 1278 war es Mitglied der Hanse. Späte- 
stens seit Mitte des 13. Jahrhundert war es 
also eine deutsche Stadt des Deutschen Rei- 
ches, von Deutschen bewohnt, mit kurzer 
schwedischer Vorherrschaft von 1637—1720 
und französischer Besetzung von 1806 bis 
i 1813. 1939 hatte es 383000 Einwohner. Die 
vorher Raben pommerschen Herzöge KASIMIR und BOGISIAW wur- 
den imJahre 1181 von Kaiser FRIEDRICH J, als Reichsfürsten anerkannt 
und mit der Fahne des Landes belehnt, das gleichzeitig als Lehen an 
Markgraf orro I. von Brandenburg kam. Seitdem war Pommern für 
mehr als 750 Jahre Teil des Deutschen Reiches. Rolf Kosiek 


? Zitiert von Winfried KÖNIG, Münster, in Leserbrief »Stettin lag westlich der 
Oder-Neiße-Linic«, in: Frankfurier Allgemeine Zeitung, 9. 11. 1995. 

'So der frühere polnische Außenminister Krzvsztof SKUBISZEWSKL in »Neue 
Perspektiven im Verhältnis zu Polen«, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 24. 10. 
1995, 

* Gutachten von Prof. Dr. Otto xınminıcn, Vertreibung: Recht gegen Recht, Unrecht 
gegen Unrech?, Münster 1995. 

5 Programm des Polnischen Insütuts für eine Vorstellung der »Grenzstadt Stet- 
tin/Szesecin« in Düsseldorf 1999. 
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Morgenthau-Plan - keine Legende 


D:; Alliierten, insbesondere die Amerikaner, hatten 1945 zum Zeit- 
punkt ihres Sieges über Deutschland keinen offiziellen Plan, wie sie 
ihren Gegner behandeln wollten. Es gab eine Reihe von Plänen seit 1941 
wie den KAUFMAN-Plan,! den NIZER-Plan? oder den HootoN-Plan3 von 
einzelnen Persönlichkeiten der US-Ostküste, die sich in ihrem Haß ge- 
gen alles Deutsche einig waren und das deutsche Volk auf unterschiedli- 
che Weise vernichten wollten. Diese Pläne erlebten als Schriften zum 
Teil große Auflagen in den USA, wurden teilweise den Spitzen der Besat- 
zungstruppen in Deutschland zur Pflichtlektüre gemacht und hatten zu- 
nächst großen Einfluß auf das Deutschlandbild der Sieger, bekamen je- 
doch keinen offiziellen Anstrich. Dadurch unterschied sich von diesen 
der MORGENTHAU-Pkn, der bedeutsam in die dann 1945 für Deutschland 
maßgebliche Direktive JCS 1067* einfloß. 

Nachdem in den ersten Nachkriegsjahrzehnten die Brutalität des MOR- 
GENTHAU-Plans kaum bestritten worden war, begann im Zuge der den 
Deutschen zunehmend vorgesetzten Vorstellung von der >Befreiung< 1945 
seit den achtziger Jahren eine Verharmlosung des MORGENTHAU-Plans. 
Er sei nur eine »Legende«"! gewesen. »Eine Kontinuität von GOEBBELS 
über Carl schmipr bis zur Gegenwart« bemühe die »MoRGENTHAU-Le- 
gende«, »um sich von der Täterseite auf jene der Opfer hinüberzumo- 
geln«, schrieb ein deutscher Historiker am John F. Kennedy-Institut der 
Freien Universität Berlin/® Selbst in der sonst um Sachlichkeit bemühten 
FAT, erschien - sicher nicht zufällig am 50. Jahrestag der Verhaftung der 
DONITZ-Regierung — in einem mehrspaltigen Bericht als Zwischenüber- 
schrift »>Morgenthau-Plan< eine Legende«, und es hieß darin: »Indessen 


1 Siehe Beitrag Nr. 343, Deutschland muß vernichtet werden*«, 

? Siehe Beitrag Nr. 344, »Nizer: Was sollen wir mit Deutschland machen®«. 

5 Siehe Beitrag Nr. 345, »Der Hooton-Plan«; Claus NORDBRUCH, Der deutsche Ader- 
/aß, Grabert, Tübingen 2001,?2003, S. 78. 

* Siehe Beitrag Nr. 363, »Keine Befreiung Deutschlands«, und Nr. 411, »Repara- 
tionen: Morgenthau-Plan, Demontagen, Kunstdiebstahl«. 

5 Bernd GREINER, Die Alorgenthan-Legende. Zur Geschichte eines umstrittenen Plans, 
Hamburger Edition, Hamburg 1995. Für frühere Verharmlosungen sei der päpst- 
liche Geheimkämmerer Monsignore Klaus GAMBER, Leiter des Uturgiewissen- 
schaftlichen Instituts in Regensburg, angeführt, der 1967 schrieb, der MORGEN- 
TH AU-Plan sei Ausfluß einer »relativ humanen« Haltung der Alliierten gewesen, 
und es sei eine »Wahnidee«, den Bolschewismus für eine »Bedrohung« zu halten 
(in: Courage, Nr. 1, 1967, zitiert in: Deutsche Nachrichten 17. 3. 1967). 

6 Knud KRAKAU, »Nur eine Notbremse«, in: Die Zeit, 16. 6. 1995, 
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Links: VW-Ferti- 
gungshalle neben 


Schutthalden. 1945 
war die deutsche In- 
dustrie Schrott, dafür 
das technologische 
Wissen Spit2e. Aus: 
SpiegelSpecial, Die 
Deutschen nach der 
Stunde Null. Rechts: 
Aushungerung des 
Volkes durch Hunger- 
rationen für alle 
Deutschen. Hier 
Kellerleben 1945. 


gab es nie wirklich den vielberedeten >MORGF.NTH AU -Plane Der Name ist 
eine Legende.« 

Das ist falsch. Richtig ist, daß Henry MORGENTHAU jr., am 11. Mai 
1891 in New York geboren, als amtierender US-Finanzminister in sei- 
nem Ministerium einen Ausschuß unter Harry Dexter wHITE, der später 
als Sowjetagent entlarvt wurde, einsetzte, um einen Plan für die Nach- 
kriegsbehandlung Deutschlands nach seinen Vorstellungen zu erstellen, 
da ihm andere Programme zu weich erschienen. Daraufhin wurde ein be- 
reits vorhandenes Handbuch für die Besatzungspolitik zurückgezogen. 
Eine erste Fassung wurde nach MORGENTHAUS Gesprächen 1944 im 
Hauptquartier EISENHOWERS, in London und bei RooSEVELT noch ver- 
schärft und wurde unter dem Namen »Program to prevent Germany 
from starting a World War Ill« (Programm, um Deutschland davon ab- 
zuhalten, einen Dritten Weltkrieg zu beginnen) bei der Kriegskonferenz 
in Quebec am 15. September 1944 von ROOSEVELT und CHURCHILL unter- 


Günther GILLESSEN, »Zwischen Morgenthau und Eingliederung«, in: Frankfur- 
ter Allgemeine Zeitung, 23. 5. 1995, S. 8. 
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schrieben. Danach sollte die Industrie Deutschlands völlig demondert 
und das Reich in ein reines Agrarland umgewandelt werden, das Ruhrge- | 
biet sollten die Sowjets erhalten. Das hätte den Hungertod von Millio- 
nen Deutschen und praktisch die Vernichtung des deutschen Volkes zur 
Folge gehabt." 

Als die Ungeheuerlichkeiten dieses von den beiden westlichen Staats- | 
führern abgesegneten Planes in den USA bekannt wurden, erhob sich in 
deren Öffentlichkeit und in Ministerien ein so großer Protest, daß RooSE- 
vELT keine andere Möglichkeit sah, als sich öffentlich von dem MORC,EN- 
THAU-Plan zu distanzieren. MORGENTHAU behielt dennoch großen Einfluß 





auf die US-Präsidenten ROOSEVELT und TRUMAN und setzte Wesentliches 


seines Programms durch. Der Plan wurde ab Herbst 1944 mehrere Mo- 
nate lang überarbeitet und ging im Frühjahr 1945 mit seinen wesentli- 
chen Teilen - insbesondere der Zerstückelung und Amputierung des 
Reichs, der Vernichtung der deutschen Elite durch Kriminalisierung und 
Amtsenthebung, der Aushungerung des deutschen Volkes durch Hunger- 
rationen für alle Deutschen, den bis in die fünfziger Jahre durchgeführten 
Demontagen, dem Prinzip der Non-Fraternization - in die zur Regie- 
rungsvorschrift werdende Direktive JCS 1067 ein, die am 10. Mai 1945 
dem US-General GM übergeben wurde und bis Mitte 1947 für die west- 
alliierte Besatzungspolitik in Deutschland verbindlich war.” Wenn MOR- 


RTL ZEIT BG 





M Hermann SCHILD (Hg.), Das Morgenthau-Tagebnch. Dokumente des Anti-Germanis- 
mus, Druffel, Leoni 1970, mit dem Wordaut des MORGENTHAU-Phns und der 
Geschichte seiner Entstehung sowie Umsetzung; John Morton BLUM, Deutsch- 
land ein Ackerland—Morgentban und die amerikanische Kriegspohtik 1941— 1945, Düs- 
seldorf 1968. 


° NORDBRUCH, aaO. (Anm. 3), S. 73-78. 
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Henry MORCENTHAU jr. 


Das Prinzip der Non- 
Fraternization wurde 
in den ersten Besat- 


. zungsmonaten streng 
‚ eingehalten. 


GENTHAUS enger Freund ROOSEVELT nicht im April 1945 gestorben wäre 
und in Harry S. rru.man einen pragmatischeren Nachfolger gehabt hätte, 
wäre wohl noch Schlimmeres aus den Haßvorstellungen MORGENTHAUs 
auf Deutschland zugekommen. 

MORGENTHAU selbst konnte befriedigt in seinem Buch Germany is our 
Problem schreiben: »Die grundlegenden Prinzipien des Programmes ha- 
ben den amtlichen Standpunkt der Regierung der Vereinigten Staaten 
repräsentiert.«!" Und der Spiege/urteilte ähnlich über MORGENTHAU:'' »Er 
konnte seine extremen Vorstellungen CMoRGENTHAPEnS) nicht voll 
durchsetzen, aber ein Teil seiner Ideen bestimmte doch den Kurs der 
amerikanischen Besatzungspolitik. MERGENTHAus Handschrift verriet auch 
die Direktive]JCS 1067, die der US-Generalstab für die Besatzungsarmee 
erlassen hatte.« 

Als MORGENTHAU am 6. Februar 1967 verstorben war, urteilte der Spre- 
gel in seinem Nachruf auf den »Enkel eines jüdischen Zigarrenhändlers 
aus Mannheim«: »Er wollte das schöne Deutschland verderben, seine 
Gruben schließen und seine Hochöfen löschen, seine Junker enteignen 
und seine Nazis erschießen — ohne Urteil. Das Dichtervolk sollte Rüben 
ziehen und Rindvieh züchten - ohne Gnade.«!? 

Eine Verharmlosung des MORGENTHAU-Fkas und seiner Wirksamkeit 
stellt also eine offensichtliche Geschichtsfälschung dar. Rolf Kosiek 


»JCS 1067 ließ der Militärregierung nur begrenzte Vollmachten. Es unter- 
sagte uns ausdrücklich, Schritte zu unternehmen, die deutsche Wirtschaft 
irgendwie wiederherzustellen oder auf ihrem Stand zu erhalten: erlaubt 
war nur die höchstmögliche Steigerung der landwirtschafdichen Erzeugung; 
eine Bodenreform war vorgesehen. .. Die Fertigung der Kriegsbetriebe 
sollte gestoppt, die dafür ausgerüsteten Fabriken mußten entfernt werden, 
ohne erst Kontrollratsbeschlüsse abzuwarten. Bis zu einer Übereinkunft 
im Rat sollte nichts an Eisen, Stahl, Chemikalien, Werkzeugmaschinen, 
Radios, elektrischem Gerät, Autos und schweren Maschinen hergestellt wer- 
den. Nur die Fertigung leichter Verbrauchsgüter und die Kohleförderung 
waren zu unterstützen. Große wirtschaftliche Zusammenballungen, Kar- 
telle und karte 11 ähnliche Organisationen mußten aufgelöstwerden... (Es) 
stand außer Zweifel, daß]CS 1067 einen Karthago-Frieden zum Ziel hatte, 
der unser Handeln in den ersten Besatzungsmonaten bestimmte.« 
General Lucius D. GAY, zitiert inrrı-,Es u.a. (Hg.), Stunde Null in Deutsch- 
land, Droste, Düsseldorf 1978. 


10 Henry MORGENTHAU jr., Germany is our Problem, 1945,S. XIL;zitiert nach NORD- 
BRUCH, ebenda, S. 75. 

11,Ökonomische Idioten«, in: Der Spiege), Nt, 48, 20. 11, 1972, S. 27. 

"2 Der Spiegel, Nr. 8, 13. 2, 1967, S. 91. 
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Bundesrepublik 
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Demonstration an der Berliner Mauer 
im August 1 961. Westberliner Jugend- 
liche tragen ein Kreuz mit der Aufschrift 
»Wir klagen an«. Die Ostberliner 
Polizei setzt Wasserwerfer gegen die 
Demonstranten ein, die Westberliner 
Polizei antwortet mit Tränengas. Aus: 
Illustrierte Geschichte Deutschlands, 
Augsburg 1988, Die im Herbst 1989 
vom Volk getragene und vorangetrie- 
bene Entwicklung ist nicht mehr zu 
stoppen - auch nicht von dem zunächst 
kritisch eingestellten Helmut xonı, 

der lediglich auf den abgefahrenen Zug 
aufspringt und daher nicht als Kanzler 
der deutschen Einheit angesehen wer- 
den kann. 
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Adenauer wollte scharfe Entnazifizierung 


Ä; Bundeskanzler hat Konrad ADENAUER eingeschen, daß ein Wie- 
deraufbau Westdeutschlands ohne die fachliche Erfahrung der vie- 
len >Nazis< und Soldaten der Deutschen Wehrmacht nicht möglich war. 
Er hat deswegen stark dem Nationalsozialismus verbunden gewesene 
Persönlichkeiten wie Hans GLOBKE (1898—1973, Kommentator der Nürn- 
berger Gesetze, 1953—1963 Staatssekretär im Bundeskanzleramt) trotz 
vielfacher Angriffe behalten und mit dem »131er Gesetz« die Entnazifi- 
zierung und Wiedergutmachung für Beamte verhältnismäßig sachlich 
beendet. 

Vorher hatte er offenbar eine andere Ansicht über die >Nazis<, die er 
insbesondere bei seiner ersten Einvernahme durch die amerikanische 
Besatzungsmacht im April 1945 geäußert hat, wie durch ein 2007 veröf- 
fentlichtes Dokument bekannt wurde.! Der später in der Berliner Politik 
- unter anderem als Berliner CDU-Abgeordneter von 1971 bis 1979 - 
mächtige und einflußreiche Jurist Ulrich BIEL (1907—1996), der im da- 
mals noch selbständigen Charlottenburg als Ulrich BIELSCHOWSKYgeboren 
war und nach früherer Emigration schon 1945 im Rangeines US-I laupt- 
manns mit den alliierten Truppen nach Deutschland zurückgekommen 
war, suchte 1945 als Berater des US-Generals PATTON zur Mitarbeit mit 
der Besatzungsmacht bereite und fähige Verwaltungsbeamte und ent- 
deckte dabei ADENAUER. Dieser schrieb darüber in seinen Erinnerungen 
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' Martin OTTO, 
»Adenauers Ent- 
decker«, in: Frank- 
‚farter Allgemeine 
Zeitung, 15. 5. 2007, 
S. 13. 


Konrad apEenAuER 
1945: links als Ober- 
bürgermeister von 
Köln an seinem 
Schreibtisch; rechts 
beim Besuch einer 
Dachziegelfabrik. 
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Bundeskanzler Kon- 
rad ADENAUER und 
sein Adlatus Hans 
GLOoBkE (links). 


! Konrad ADENAU- 
ER, Erinnerungen 
1945-1953, Fischer, 
Frankfurt/M.- 
Hamburg 1967, 
S:-1: 


5 Beitrag Nr. 418, 
»Adenauer und die 
deutsche Wieder- 


vereinigung«. 


nur: »Nach einigen Tagen (nach dem US-Einmarsch in Rhöndorf, ADE- 
NAUERS Wohnsitz im April 1945, R. K.) suchte mich ein amerikanischer 
Offizier, ein deutscher jüdischer Emigrant, der meinen Namen kannte, 

—ı auf, um zu schen, ob ich noch am Leben sci. Wenige Tage 
| darauf kamen amerikanische Offiziere, die mich aufforder- 
ten, nach Köln zu dem dortigen Kommandanten zu kom- 
men und die Verwaltung der Stadt zu übernehmen.«? Tat- 
sächlich wollte der Besucher sich ein Bild davon machen, ob 
und wie ADENAUER politisch in die alliierte Verwaltung ein- 
zubauen sei, und die dann zu ADENAUER gekommenen Offi- 
ziere handelten auf BIELS Empfehlung. 

Erst nach Jahrzehnten wurde im Frühjahr 2007 über die- 
sen Besuch eine Abschrift des Berichts, den BIEL 1945 für 
seinen Vorgesetzten angefertigt hatte, in den Akten der für 
Ordensverleihungen zuständigen Berliner Senatskanzlei ge- 
funden. Danach suchte BIEL den späteren Bundeskanzler zwei- 
mal, und zwar am 16. und 17. April 1945, auf. Er gelangte in 
den längeren Gesprächen mit diesem zu der Ansicht, daß 
der »ungekrönte König des Rheinlands« - damals 69 Jahre alt 
- noch im Vollbesitz seiner geistigen Kräfte sei. Er sei ein zu 
bedeutender Mann (»foo big a man«), um nur als Berater für die US-Army 
zu wirken, und solle in die »geplante Zonen- oder nationale Regierung« 
eingebaut werden. 

Insbesondere erwies sich nach diesen Aufzeichnungen ADENAUER da- 
mals als Vertreter einer radikalen Entnazifizierung. Er unterstützte die in 
Köln verfolgte harte Linie, alle Parteimitglieder aus ihren Ämtern zu ent- 
fernen (»kicking out allbarty members and objects«). Die Amerikaner sollten 
nach seiner Meinung alle NSDAP-Mitglieder beseitigen (eliminate«), »was 
immer ihre Entschuldigungen sein mögen«. ADENAUER nannte dazu auch 
Zahlen: 9 Prozent der Bevölkerung, aber 95 Prozent der Richter und 91 
Prozent der Rechtsanwälte seien Parteimitglieder gewesen. Er vertrat auch 
Maßnahmen gegen alle »non-Nazis and non-ardent-sympathizers«, die seit 1933 
großen Nutzen gezogen hätten, obwohl sie »swmarkgenug gewesen seien, 
der Partei nicht beizutreten. Allerdings würde eine Verfolgung der vielen 
Mitglieder der großen NS-Organisationen wie der NS-Volkswohl fahrt, 
des NS-Winterhilfswerks oder des NS-Kraftfahrkorps nach seiner An- 
sicht »absolut unmöglich« sein. ADENAUER empfahl einen deutschen Bun- 
desstaat, sprach sich dabei jedoch gegen Berlin aus, wo keine zentralen 
alliierten Stellen errichtet werden dürften. 

So wird also die preußenfeindliche Grundhaltung! des ersten west- 
deutschen Bundeskanzlers durch dieses neue Dokument bestätigt. 

Rolf Kosiek 
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AA vernachlässigt verurteilte deutsche 
Kriegsgefangene 


ach mehrjähriger Kriegsgefangenschaft in der Sowjetunion wur- 

den 1949/50 dort rund 27000 deutsche Kriegsgefangene unter dem 
Vorwurf, Kriegsverbrechen begangen zu haben, zusätzlich zu 25 Jahren 
»Arbeits- und Erziehungslagen verurteilt. Größtenteils kamen sie erst 1955 
nach anenAaurrs Besuch in Moskau frei,! nachdem bereits viele von ihnen 
an den unmenschlichen Bedingungen verstorben waren. Noch während 
der betreffenden Verhandlungen in Moskau wurden sie von BuLG ANIN 
als »Verbrecher« bezeichnet.' 

Doch diese Bezeichnung ist falsch. Schon um 1950 stand insbesondere 
aufgrund von Heimkehreraussagen und wissenschaftlichen Unter- 
suchungen fest, daß diese Verurteilungen willkürlich und ohne jede Be- 
rechtigung ausgesprochen worden waren. Die weitaus größte Zahl der 
so Verurteilten hatte sich keines Verbrechens schuldig gemacht. Von ver- 
schiedenen Kreisen, vor allem vom westdeutschen Heimkehrerverband, 
setzten daraufhin Bemühungen zur Aufklärung darüber ein. Nach dem 
Umsturz im Osten nahm in den neunziger Jahren auch Moskau Rehabi- 
litationen der unberechtigt Verurteilten vor.! 

Bedauerlicherweise unterstützte das bundesrepublikanische Auswärtige 
Amt (AA), vor allem unter der langen Amtsführung der FDP-Außenmi- 
nister Walter SCHEEL und Hans Dietrich GENSCHER, die Aufklärung die- 
ses Sachverhalts und eine sachliche Dokumentation nicht, sondern be- 
hinderte sie sogar. Ein Betroffener stellte dazu fest:?»Für das AA wäre es 
u. E. später möglich gewesen, Schritte zur Rehabilitierung von uns Ver- 
urteilten einzuleiten. Aber das Gegenteil geschah. Als eine vom Innen- 
ministerium eingesetzte wissenschaftliche Kommission, welche die Kriegs- 
gefangenen-Geschichte schreiben sollte, an unsere Nachkriegsprozesse 
heranging, stoppte das AA die Arbeit unter dem Vorwand, diesen Ab- 
schnitt selbst übernehmen zu wollen. Bei diesem Stopp ist es gebheben. 
Die Dokumentation ist ohne Darstellung unserer Prozesse herausgekom- 
men (1962—1974 in 22 Bänden erschienen, seit 1975 allgemein zugäng- 
lich). Die GENSCHER-Ara brachte keinen Wandel. Trotz der günstiger wer- 
denden Weltmeinung hat man im AA nicht ernsthaft daran gedacht, die 
Verweigerungstaktik gegenüber uns Kriegsverurteilten aufzugeben, son- 


! Siehe Beitrag Nr. 422, »Adenauer und die Gefangenen in der Sowjetunion«. 
? Siehe Beitrag Nr. 423, »Waren die Spätheimkehrer aus der Sowjetunion »Kriegs- 
verbrecher<% 

3 Leserbrief Dr. M. LANG, Karlsruhe, in: Die Wet, 15. 4. 1985. 
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Während seines ! 
Moskau-Besuches 
wird Konrad anenaver 
am 11. September 
1955 von Mitgliedern 
der sowjetrussischen 
Regierung empfan- 
gen. Von links: Niko- 
laji BULGANIN, Konrad 
ADENAUER, Nikita 
CHRUSCHTSCHOWUnd 
Carlo schmi. 





dern man hat sich, wenn eine Stellungnahme unumgänglich war, auf 
nichtssagende Floskeln zurückgezogen. So haben die »Kriegsverbrechen 
ihre Angelegenheit selber in die Hand genommen.« 

Der Leserbriefschreiber drückte seine Enttäuschung über dieses pflicht- 
vergessene Verhalten des Bonner Auswärtigen Amtes gegenüber den so 
schwer vom Schicksal betroffenen deutschen Soldaten aus und wies dann 
darauf hin, daß in einer Ergänzungsschrift von 1983 die sowjetischen 
Kriegsverbrecherprozesse nach Ursprung, Zielsetzung, Verfahren und 
Strafvollstreckung nochmals untersucht worden seien. Dabei habe mit 
inzwischen viel umfangreicher gewordenem Material die bisherige Beur- 
teilung der sowjetischen Prozesse als reine Siegerwillkür bestätigt und 
untermauert werden können. 

Im Mai 1984 hat das Präsidium des westdeutschen Heimkehrerver- 
bandes in einer öffentlichen Erklärung festgestellt, daß die Urteile der 
sowjetischen MWD-Tribunale gegen deutsche Kriegsgefangene nicht 
anerkannt werden könnten und als rechtsunwirksam zu betrachten seien. 
Der Verband hat dann auch den Deutschen Bundestag gebeten, eine 
Rehabilitierung der Verurteilten auszusprechen, was an sich schon längst 
dessen Aufgabe gewesen wäre, aber auch dann (mindestens bis Frühjahr 
1985) nicht erfolgte. 

Während der Deutsche Bundestag wie das Auswärtige Amt sich bis 
dahin und in der folgenden Zeit mit Erklärungen zu deutscher Schuld 
und Reue wahrlich nicht zurückhielten und diese immer wieder unnötig 
erneuerten, ließen sie es bezeichnenderweise an ihrer Sorgfaltspflicht für 
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die deutschen Soldaten sehr fehlen, 
die für ihr Vaterland eingetreten und 
unschuldig von den Sowjets zu 
»Kriegsverbrechern« erklärt worden 
waren. Die Tatsache der jahrelan- 
gen Geheimhaltung der wissen- 
schaftlichen Untersuchung über die 
Kriegsgefangenenschicksale deut- 
scher Soldaten in alliiertem Gewahr- 
sam Ende der sechziger und Anfang 
der siebziger Jahre des vergangenen 


lahrhunderts — damit auch noch 


Jahrzehnte nach Kriegsende — weist 
in dieselbe Richtung.* 

In diesem Zusammenhang ist 
auch die Haltung des dafür zustän- 
digen AA bei der Rückkehr der von 
den Sowjets als »Schwerst-KriegsVer- 
brecher« bezeichneten 749 deut- 


schen Kriegsgefangenen zu erwäh- 


nen, wie sie unter anderem in der 
verdienstvollen Dokumentation von 
Günther kowauczyk beschrieben 
ist.” Von diesen entfielen 476 auf 
Westdeutschland. 

Als am 14. Januar 1956 der Zug 


mit plombierten Gütenvagen, be- | 


wacht von Rotarmisten, mit 452 
dieser von den Sowjets nicht am- 
nestierten Kriegsgefangenen und 
politischen Häftlinge in Herleshau- 
sen einlief, war der Bahnhof von 
westdeutscher Polizei weiträumig 
abgesichert. Keine wartenden An- 
gehörigen wurden zugelassen. Kein 
Wort der Begrüßung erfolgte. Un- 


4 Siehe Beitrag Nr, 686, »Bonn sperrt 
Kriegsgefangenen-Dokumentation«, 

5 Günther KOwaLczyK, »749 Schwerst- 
Kriegsverbrecher«, ein Kapitel deutschen Lei- 


dens unter der Stalin-Justiz, Siegburg 2001. 
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Oben: Zahlreiche deutsche Kriegsgefangene wurden in den 
Jahren 1945/50 in öffentlichen Prozessen - hier in Minsk - 
als angebliche Kriegsverbrecher zum Tode oder zu 25 Jahren 
Arbeitsbesserungs-Lager verurteilt. Unten: Der Linolschnitt 
eines Spätheimkehrers dokumentiert eine typische Verhör- 
situation im sowjetrussischen Kriegsgefangenenlager. Beide Ab- 
bildungen aus: Kriegsgefangene, Droste, Düsseldorf 1995. 
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ARIESSGEFANGENEN GEDENKTAG 





Plakat des Heimkeh- 
rerverbands mit dem 
Aufruf, 1955 die 
Kriegsgefangenen 
nicht zu vergessen, 
die sich immer noch 
in sowjetischer 
Kriegsgefangenschaft 
befinden. 


ter Polizeibegleitung wurden die Heimkehrer zu Bussen geleitet. Diese 
fuhren unter Polizeischutz mit einem Panzerspähwagen des Bundesgrenz- 
schutzes an Spitze und Ende nicht ins Lager Friedland, wo sonst die 
Glocke zur Ankunft läutete, sondern in die Bundesgrenzschutzkaserne 
in Hannoversch-Münden. 

Auch dort erfolgte kein Wort herzlicher Begrüßung, sondern der Le- 
gationsrat HERGT vom AA verlas eine sachliche Erklärung, wonach die 
Bundesrepublik den Sowjets zugesagt habe, daß deutsche Justizbehör- 
den die Taten überprüfen würden, »welche Ihnen von den sowjetischen 
Behörden zur Last gelegt worden sind«.® 

Diese beschämende Empfangsregelung war schon am 22. Oktober 
1955 im AA vereinbart worden: »Falls die Nichtamnestierten in einem 
geschlossenen Transport kommen sollten, werden sie ohne Begrüßungs- 
feierlichkeiten in Herleshausen in die Busse geleitet... In der Grenz- 
schutzkaserne Hann.-Münden werden diese Personen vom Lagerleiter 
auf die Formalitäten hingewiesen, und er verliest die abgesprochene Er- 
klärung,«" 

Die westdeutschen Beamten des AA hielten sich daran. Die Presse 
wurde dringend vom AA gebeten, »die delikate Angelegenheit, die dieser 
Transport darstellt, in ihrer Publikation auch delikat zu behandeln«.® 

Eine Auflistung der kriminellen Vorwürfe wurde später von den So- 
wjets nie geliefert. Die zeitraubende gründliche westdeutsche Verneh- 
mung und Überprüfung der einzelnen Fälle erwies die Unschuld dieser 
Heimkehrer. Erst danach kamen sie in den Genuß der Heimkchrerrechte. 

Noch schlimmer erging es den am 17. Dezember 1955 in Frankfurt/ 
Oder der DDR überstellten 275 Nichtamnestierten: Sie wurden von dem 
tiefgestaffelt durch Volkspolizei mit Maschinengewehren und Hunden 
abgeriegelten Grenzbahnhof sofort im Zug über geräumte Bahnhöfe 
und abgesicherte Strecken ins Zuchthaus Bautzen überführt.” Dort wurde 
ihnen eröffnet, daß die Volkspolizisten Schießbefehl bekommen hatten. 
Wochenland wurden sie noch in Bautzen festgehalten und verhört, be- 
vor sie in Freiheit kamen. 

So sahen für diese unschuldig mehr als ein Jahrzehnt als Gefangene 
und Verurteilte gehaltenen Soldaten der Beginn der Freiheit und der Dank 
des Vaterlandes aus. Rolf Kosiek 


" KOWALCZYK, ebenda, S. 11, 

7 Ebenda, S. 12, ziuert aus: AA 204-514-01/76/4195/55. 
9 Ebenda, S. 149, 

8 Ebenda, S, 13. 
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Bonn sperrte Kriegsgefangenen-Dokumentation 


N: dem Zweiten Weltkrieg war die Vergangenheitsbewältigung 
eine der öffentlichen Aufgaben in Westdeutschland. Auf Befehl der 
Siegermächte erfolgte sie jedoch schr einseitig. Dazu kam der vorausei- 
lende Gehorsam der Bundes- und Länderregierungen, alles Deutschland 
Entlastende möglichst zu verschweigen und zu verdrängen. Die Vergan- 
genheit wurde in der Öffentlichkeit nicht dargestellt, wie sie sich ereignet 
hatte, sondern durch die verzerrende Sicht der Umerziehung gefiltert. 
Es ist falsch, solch ein einseitiges Bild als Geschichte auszugeben. Insbe- 
sondere wurden die Verbrechen der Sieger verschwiegen. 

Ein kennzeichnendes Beispiel für diese Verbrechen an der Geschichte 
ist das Schicksal der amtlichen Dokumentation über das Schicksal der 
deutschen Gefangenen des Zweiten Weltkrieges. Im Jahre 1957, als der- 
angeblich - letzte Heimkehrer aus der Sowjetunion eintraf, wurde auf 
Anregung des Deutschen Roten Kreuzes (DRK) und auf Betreiben des 
damaligen Bonner Bundesministeriums für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte die - anfangs unter anderem Namen laufende - »wis- 
senschaftliche Kommission für deutsche Kriegsgefangenengeschichte« 
in München gegründet. Die Leitung hatte bis zu seinem Tod 1959 der 
Historiker Hans Koch. Sein Nachfolger wurde der Heidelberger Histo- 
riker Erich MASCHKE, der selbst - 1945 als Stabsoffizier in Gefangen- 
schaft geraten und zu zehn Jahren Straflager verurteilt — erst 1953 als 
Spätheimkehrer aus Rußland zurückgekehrt war. 

Im Jahre 1961 schloß das zuständige Ministerium einen Vertrag mit 
dem Bielefelder Verleger Werner GLESEKING über den Druck der rund 20 
Bände der Dokumentation. Darin wurde dem Verleger der freie Verkauf 
der Bücher über den Buchhandel zugesagt. Doch dazu kam es später 
lange nicht. 

Nach Auflösung des Vertriebenenministeriums 1969 unter Bundes- 
kanzler BRANDT und der Eingliederung in das Bundesinnenministerium 
übernahm dieses die Betreuung des Vorhabens, für das erst 30 Einzel- 
bände, dann 22 unter dem Titel Zur Geschichte der deutschen Kriegsgefangenen 
des Zweiten Weltkrieges veranschlagt wurden. 

Die Welt schrieb über den Wert des bedeutenden und wichtigen Vor- 
habens 1974: »In minutiöser Kleinarbeit hat die Kommission Zehntau- 
sende von Unterlagen, mehrere hunderttausend Befragungen von Heim- 
kehrern zusammengetragen und 6500 Kriegsgefangenenlager in 23 
Ländern erfaßt.«! 


1»Warum Bonn eine Dokumentation sperrt«, in: Die Weit, 10. 10. 1974. 
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Der erste Doppelband, der die Vorgänge in Jugoslawien von 1941 bis 
1953 umfaßte, erschien 1962/64, wurde noch ausgeliefert und erregte 
großes Aufsehen. Er dokumentierte, daß von den rund 200000 in die 
Hände der TiTO-Partisanen gefallenen deutschen Soldaten etwa 80000, 
also rund 40 Prozent, verschollen blieben und damit größtenteils ermor- 
det wurden. Den sogenannten >Werschetzer Prozessen« von 1949, in de- 
nen Gefangene unter Folter zu Schuldbekenntnissen gezwungen wor- 
den waren, war auch breiter Raum geschenkt worden. Dagegen hatte 
Belgrad nur 6215 tote deutsche Gefangene zugegeben,? 

Daraufhin meldete das inzwischen von Willy sranor geleitete Außen- 
ministerium Bedenken gegen die Veröffentlichung weiterer Bände an, da 
solche Darstellungen Verstimmungen bei den östlichen Nachbarn auslö- 
sen und die beginnende neue Ostpolitik stören könnten. Insbesondere 
der Band VII, der 1966 erschien, brachte Aufschlüsse über die sowjeti- 
schen Lager, in denen 1,2 Millionen Gefangene, das waren 38 Prozent, 
verstarben. Ähnliches galt von den Darstellungen über Polen, der Tsche- 
choslowakei sowie für manche der behandelten westeuropäischen Staa- 
ten. Die Folge war, daß die inzwischen fertiggestellten Bände - bis 1974 
waren es bereits 16 - von der Bundesregierung für die Öffentlichkeit 
gesperrt wurden: Das Bonner Auswärtige Amt versagte die Vertriebs- 
freigabe mit Rücksicht auf die Siegerländer. Es wurden jeweils nur 800 
Exemplare hergestellt, und die insgesamt rund 12000 Bände im Gesamt- 
wert von knapp einer halben Million Mark verblieben unter Quarantäne 
beim Bielefelder Verlag Gieseking im Keller für mehr als ein Jahrzehnt, 
Nur ein Teil durfte an Dienststellen, Bibliotheken, wenige auch des Aus- 
lands, und Archive ausgeliefert werden, denen jedoch aufgetragen wur- 
de, die Bände unter Verschluß in >Giftschränken< zu halten. Insbesonde- 
re durfte der Buchhandel nicht an interessierte Bürger verkaufen, und 
ein gewöhnlicher Sterblicher konnte die Werke nicht entleihen. Selbst 
wenn ein »wissenschaftliches Interesse« nachgewiesen werden konnte, 
durften die Bibliotheken den jeweiligen Band nur zur Ansicht im Lese- 
saal herausrücken, nicht aber zum Entleihen nach Hause.! Sogar die Ver- 
fasser mußten eine Verpflichtungserklärung unterschreiben, daß sie ihre 
Belegexemplare nicht weitergäben.* 

Professor mascHKE sagte dazu um 1970: »Jede Kriegsgefangenschaft 
ist scheußlich. Es hat da auf allen Seiten wenig schöne Dinge gegeben. 
Das könnte heute — 25 Jahre nach Kriegsschluß — in den falschen Hals 


2 Warum Bonn eine Dokumentation sperrt«, ebenda. 

1 Ebenda. 

* Roland DAMMERS, »Heißes Eisen: Die Gefangenenschicksaleg, in: Schwäbisches 
Tagblatt, 18. 2. 1972. 


754 


kommen.«* Der Kommentator überhöhte noch diese Rücksicht auf die 
»Verbündeten«: »Diese Wahrheit kann bitter sein. Politische Demagogen 
könnten sie zu Gift umwandeln. Darum bleibt das harte Los der Gefan- 
genen für die Öffentlichkeit vorerst im Dunkeln.«* 

Am 6. November 1974 stellte der CDU-Abgeordnete Johann Peter 
JOSTEN in der Fragestunde des Bundestages die Frage, ob nach Ansicht 
der Bundesregierung»die Dokumentation >Zur Geschichte der deutschen 
Kriegsgefangenen des Zweiten Weltkriegs< alle wesentlichen Aspekte des 
Problems ausreichend berücksichtigt« und ob »nicht — wie bei der Doku- 
mentation der Vertreibung - eine spezielle Dokumentation der an den 
Kriegsgefangenen in Ost und West begangenen Verbrechen. . . erforder- 
lich« sei. Dabei verwies er auch auf einen einstimmigen Beschluß der 
Konferenz der deutschen Justizminister vom 27. bis 29. Oktober 1965, 
die Strafverfolgung der an Deutschen im Zusammenhang mit dem Krieg 
begangenen Verbrechen durchzuführen.! 

Der parlamentarische Staatssekretär des Bundesinnenministeriums, Dr. 
Jürgen scHMUDE (SPD), antwortete, daß für die SPD-FDP-Regierung in 
den 18 bisher erarbeiteten Bänden alle Gesichtspunkte genügend berück- 
sichtigt worden seien. Unter Hinweis auf die Entschließung der Justizmi- 
nister erklärte er, daß die Täter der Verbrechen an Deutschen in der Regel 
aus dem Ausland stammten und nicht erreichbar seien, daß deswegen die 
»Ermitdungen praktisch ins Leere« führten. »Bei der Erstellung einer ent- 
sprechenden Dokumentation stünde allerdings der Aufwand in keinem 
Verhältnis zu dem Ergebnis.« Auf eine Nachfrage des CDU-Abgeordne- 
ten Dr. Herbert CZajJA, warum die Bundesregierung nicht die Notwendig- 
keit einer solchen Dokumentation und die Sammlung des entsprechenden 
Materials bejahe, meinte SCHMUDE, daß zu den bisherigen Bemühungen 
um Strafverfolgung »eine zusätzliche Dokumentation, wie sie hier von Herrn 
Kollegen JOSTEN angeregt worden ist, dazu nicht mehr viel beitragen könnte, 
insbesondere wenn man den Kostenaufwand berücksichtigt«. 

Und dabei blieb es dann auch: Eine solche Dokumentation, die die bis 
dahin und auch später einseitig geführte Behandlung der Kriegsverbre- 
chen versachlicht und dazu beigetragen hätte, daß nicht allein die Deut- 
schen als Täter hingestellt wurden und werden, wurde nicht erstellt — 
wegen zu großer Kosten, während für andere unwichtigere Aufgaben 
genügend Mittel vorhanden waren. 

Erst im Jahre 1976, und damit mehr als 31 Jahre nach Kriegsende, 
wurden die wichtigen Dokumentarbände freigegeben/' nachdem durch 


3 Protokoll der 127. Sitzung des Deutschen Bundestages am 6. 11. 1974. 
6 Lothar K. FROST, »Der >Hiz< und sein hartes Schicksal, in: Schwäbisches Tag- 
blatt, 18. 8. 1976. 
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die in den sechziger und siebziger Jahren veranstalteten Auschwitz- und 
Majdanek-Prozesse die deutsche Öffentlichkeit von den Deutschen als 
Tätern so überzeugt worden war, daß die nun der Öffentlichkeit zugäng- 
lich gemachten Dokumentationen über das schwere Schicksal der deut- 
schen Gefangenen kaum noch zur Kenntnis genommen wurden. 

In diesem Zusammenhang sei beispielhaft auf die Odyssee des frühe- 
ren deutschen Sanitätsunteroffiziers Hermann mAarx aus Göttingen er- 
innert, der 1944 in sowjetische Kriegsgefangenschaft geriet, vor dem 
Abtransport nach Sibirien fliehen und in Estland mit Hilfe Einheimi- 
scher als angeblicher Holländer untertauchen konnte. Als er sich nach 
der allgemeinen Amnestie für frühere deutsche Soldaten in der Sowjet- 
union den russischen Behörden offenbarte, dauerte es noch Jahre, bis er 
im August 1959 nach Westdeutschland zurückkehren konnte. Man schätzt 
die Zahl solcher Heimkehrer, die zeitweiligin Rußland untertauchen konn- 
ten und später auf legalem Wege nach Deutschland zurückkamen, auf 
nicht mehr als 30." 

Ferner sei auf die Aussage eines deutschen Soldaten hingewiesen, der 
»das Pech gehabt« hat, »in amerikanischer und sowjetischer Gefangen- 
schaft gewesen zu sein. Ich konnte also einen Vergleich anstellen. Wäh- 
rend die Soldaten unserer sogenannten Verbündeten vor unseren hung- 
rigen Kameraden aus vollen Eßgeschirren aßen und die Reste vor unseren 
Augen auf den Boden schütteten und zertraten, haben die sowjetischen 
Soldaten immer mit uns das letzte karge Essen geteilt, und die Bevölke- 
rung hatte keinen Haß auf uns«." 

In ähnlicher und bezeichnender Weise wurde von den dafür verant- 
wortlichen deutschen Regierungsstellen eine Dokumentation über die 
Verbrechen der Sieger an den Deutschen!" sowie eine Untersuchung über 
de wirkliche Zahl der Opfer in deutschen Konzentrationslagern verhin- 
dert.!! 

Aktuelle Zahlen über die Kriegsgefangenen beider Seiten im Zweiten 
Weltkrieg liefert die Broschüre von Alfred ZIPS.'2 Rolf Kosiek 


”»Nach 16 Jahren aus Rußland zurück«, in: Deutsche Zeitung, 26, 8, 1959. 

3 Ebenda. 

° Hans-Joachim AHRENBERG, Meinerzhagen, Leserbrief, in: Der Spiegel, Nr. 19,5. 
5.1969. 

10 Beitrag Nr. ???, »Keine Dokumentationsstelle für Verbrechen an Deutschen«. 
1! Beitrag Nt, ???, »Bundesregierung verhindert Feststellung der KL-Opferzahk«. 
? Alfred ZIPS, Kriegsende. 60 Jahre danach. Das Schicksal der Kriegsgefangenen anf bei- 
den Seiten, Witikobund, München 2007. 
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Bundesregierung verhindert 
Feststellung der KL-Opferzahl 


ie Vergangenheitsbewältigung war schon in den ersten Jahren 

der Bundesrepublik wichtige amtliche Aufgabe. Da die meisten Zeit- 
zeugen noch lebten, wäre es leichter als Jahrzehnte später gewesen, die 
historische Wirklichkeit zu erforschen und zu dokumentieren. 

Doch im Gegensatz zu den Verhältnissen nach 1919 in der Weimarer 
Republik, als alle Reichsregierungen darauf bedacht waren, die im Arti- 
kel 231 des Versailler Diktats Deutschland vorgeworfene Kriegsschuld- 
lüge durch Feststellung der geschichtlichen Tatsachen zu entkräften, wa- 
ren die westdeutschen Bundestegierungen nicht bereit, amtlich die nach 
1945 der NS-Regierung angelasteten Verbrechen zu untersuchen, son- 
dern erkannten die Vorwürfe der Sieger ungeprüft an. Fin erster deut- 
scher Versuch der Regierung pönıtz, die Wahrheit über die Vorwürfe 
wegen der Konzentrationslager zu ermitteln, war schon im Mai 1945 
von den Alliierten verhindert worden, ! 

Das gilt insbesondere für die Zahl der Opfer in den deutschen Kon- 
zentrationslagern. Kurz nach Kriegsende wurden in Fortsetzung det alli- 
ierten Kriegspropaganda Zahlen von bis zu 20 oder sogar mehr Millio- 
nen Tote der Lager genannt. Auch Ende der fünfziger Jahre wurden unter 
dem Anspruch der Aufklärung über die Wirklichkeit noch groteske und 
sich oft widersprechende Opferzahlen in der deutschen Öffentlichkeit 
angeboten. 

So hielt der Oberstaatsanwalt Robert narke auf einer Mitgliederver- 
sammlung der Fuldaer SPD im Juni 1959 ein Referat über »Organisation 
und Strafvollzug in den KZ des Dritten Reiches«. Unter der zweizeiligen 
Überschrift »Was heute der Jugend keiner mehr sagt: In den KZ wurden 
elf Millionen Menschen ermordet«, berichtete die Fuldaer Volkszeitung 
darüber.? Fettgedruckt wird in dem Bericht darauf verwiesen, daß der 
Redner sich ausschließlich auf authentisches Material bezogen habe, das 
er selbst zusammengetragen habe. Der Oberstaatsanwalt habe vor allem 
das Thema Auschwitz behandelt, wo täglich 14000 Menschen vergast 
worden seien. Vier Krematorien mit achtzig Verbrennungsöfen hätten 
Tag und Nacht gearbeitet. Tausendfünfhundert Menschen seien jeweils 
in einen Raum zur Vergasung mit Blausäuregas gepfercht worden. Auf 


! Siehe Beitrag Nr. 238, »Reichsregierung versucht, KL-Verbrechen aufzuklä- 
ren«. 
? Volkszeitung, Fulda, 26. 6. 1959; zitiert auch in: Deutsche Wochenzeitung, 6. 4, 
1979. 
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Innenminister 
Gerhard scuröver. 


diese Weise seien allein im Lager Auschwitz 6 Millionen Menschen ver- 
gast worden. Insgesamt seien in den deutschen Konzentrationslagern elf 
Millionen Menschen ermordet worden. »Der Vorsitzende des Ortsver- 
eins der SPD, Max ZWENGER, dankte dem Redner für das hervorragende 
Referat, insbesondere gehe es darum, die Jugend über den Nationalso- 
zialismus aufzuklären, da sie sich heute weitgehend in Unkenntnis über 
diese Verbrechen befindet.« Mit gewaltig übertriebenen Zahlen wurde 
also >Aufklärung< betrieben. 

Schon 1956 hatte der jüdische Historiker Gerald REITIJNGER für Ausch- 
witz eine Opferzahl von rund 750000 angegeben, und Raul HILBERG 





hatte 1961 wie 1985 etwa eine Million genannt,' während Sowjets und 
Polen weiterhin seit dem Nürnberger Prozeß auf vier Millionen Opfern 
dort bestanden. 

Weil so unterschiedliche Zahlen im Umlauf waren und die Diskussion 
darüber in der Öffentlichkeit zunahm, befaßte sich um 1959 eine Konfe- 
renz der Innenminister der westdeutschen Länder mit der Frage der KZ- 
Opferzahl und regte dann an, daß das Bundesinnenministerium alles ver- 


fügbare Material sammeln, auswerten und es dann veröffentlichen solle. 


Die Vertreter des Bundesinnenministeriums versicherten, daß dieses Pro- 
blem aufgegriffen werde.* Der damalige Bundesinnenminister Gerhard 
SCHRÖDER gab »vor der CDU/CSU-Bundestags fraktion bekannt, daß er 
die Herausgabe eines »Standardwerkes über die Judenverfolgung in 
Deutschland« plane, das wissenschaftlich unanfechtbar sei, denn es müsse 
endlich Schluß gemacht werden mit der Frage, ob es nun zwei, drei, fünf 
oder sechs Millionen Juden gewesen seien, die umkamen«.? Damit hatte 
er natürlich recht. 


Einige Monate später wurde auf einer weiteren Konferenz der Länder- 
innenminister dieser Auftrag wieder angesprochen. Daraufhin erklärte 
SchröderR zur Überraschung der Teilnehmer, daß es übergeordnete poli- 
tische Gesichtspunkte gebe, die es geraten erscheinen ließen, von dem 
Vorhaben einer Dokumentation über die KZ-Opferzahlen Abstand zu 
nehmen.*° Er hatte wohl von bestimmter Seite den Auftrag bekommen, 


1 Gerald REITLINGER, Die Endlösung, Collogium, Berlin 1956; Raul HILBERG, Die 
Vernichtung der europäischen Juden, Fischer, Frankfurt/M. 1981. 

*en (Adolf von THADDEN), »Bergen-Belsen, die >Endlösung< und die Politik«, 
in: Deutsche Wochen“ itung, 5. 1. 1979. 

5 Adolf von THADDEN, Die verfemte Rechte, K.W. Schütz, Preußisch Oldendorf 
1984, S. 119. 

f! Ebenda; ähnlich Adolf von THADDEN, Ado/f Hitler- Verwandter der Welt; Deut- 

sche Verlagsgesellschaft, Rosenheiml991, S. 141; »Eine bemerkenswerte Ent- 
scheidung, in: Deutsche Wochenzeitung, 16. 7, 1982. 
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das den Innenministern versprochene Vorhaben zu unterlassen. Die 
Deutschen sollten also weiterhin mit überhöhten Opferzahlen belastet 
werden. 

Eine amtliche Untersuchung unterblieb also bedauerlicherweise — und 
das bis heute. Um so mehr wurde dann - vor allem in den Massenmedien 
— mit weit übertriebenen Zahlenangaben gearbeitet, insbesondere bei 
den großen KZ-Prozessen in den sechziger und siebziger Jahren, Ob- 
wohl neuere Forschungen im Laufe der Zeit die gängigen Opferzahlen 
stark herabsetzten," allein die von Auschwitz von vier Millionen auf bis- 
her 500000 bis 600000* oder die von Majdanek von 1,5 Millionen auf 
200000, blieb die behauptete Gesamtzahl der jüdischen Opfer mit sechs 
Millionen immer gleich. Es gilt als herrschende Meinung noch, was der 
Münchener Historiker Michael woLrsoHn 1991 erklärte: »Die neueste 
Holocaust-Forschung bestätige, daß der Judenvernichtung in Auschwitz 
und anderen Orts insgesamt 5,6 bis 5,8 Millionen Menschen zum Opfer 
gefallen seien,« 

Dazu meinte er, und er darf sich als Jude diese Kritik an deutschen 
Historikern leisten: »Mehr Verklemmungen als Verdrängungen prägen in 
der Bundesrepublik aus verständlichen und keineswegs unsympathischen 
oder gar böswilligen Absichten die Bemühungen, deutsche Vergangen- 
heit in diesem Sinne zu bewältigen, nicht zuletzt deshalb, weil oft mehr 
gewertet, geweint und gewollt als gewußt wird. Bekenntnisse wurden wich- 
tiger als Kenntnisse, weil man sich anderenfalls dem »Revisionismus*-, »Fa- 
schismus*- oder gar »Antisemitismus*-Verdacht aussetzte. Nur wenige 
wollten sich freiwillig aus dem Kreis der guten Deutschen hinauskatapul- 
tieren.«!0 Rolf Kosiek 


Die bundesdeutsche Tagespresse meldete am 18, Juli 1990, daß der polnische 
Leiter des Auschwitz-Museums, Frantiszek PIPER, nach seinen Forschungen auf 
eine bis anderthalb Millionen Todesopfer für Auschwitz komme und die Zahl 
von vier Millionen auf diese Anzahl herabzusetzen sei. 

Jean-Claude pr&ssac, Die Krematorien von Anschwitz Piper, München 1994; Frit- 
jof mEYER,»Die Zahl der Opfer in Auschwitz«, in: Oszenropa, Nr. 5, 2002, S. 631 
-641. 

' Michael woLFFsoHn, »Zahlenspiele mit den Auschwitz-Opfern?« in: Frankfnr- 
ter Allgemeine Zeitung, 9. 1, 1991, S. 10. 
10 Ebenda. 
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Michael woLrrsonn. 


Zur Person Eugen Gerstenmaäiers 


E;: der einflußreichsten und zugleich schillernsten Persönlich- 
eiten der frühen Bundesrepublik war Eugen GERSTENMAIER (1906- 
1986). 

Er wurde am 25. August 1906 als ältestes von acht Kindern eines Kla- 
vierbauers in Kirchheim/ Teck geboren und verstarb am 13. März 1986 
im Alter von 80 Jahren. Der Weg des Württembergers zu Ämtern und 
Würden bis zum Bundestagspräsidenten war widersprüchlich, und man- 
che Einzelheiten werden gern verschwiegen. 

GERSTENMAIER Studierte in Tübingen und Zürich. Die Universität Ro- 
stock verließ er als Lizentiat der Theologie. »Österreichs Heimkehr« im 
März 1938 erlebte er in Wien, wo er gerade zu Gastvorlesungen weilte: 
»Der österreichische Jubel jener Tage galt nicht dem Nationalsozialis- 
mus. Er galt dem vereinten Deutschland.« (Streit und Friede hat seine Zeit, 
S.104) Keine Freude indessen hatte er bei der bejubelten Befreiung der 
Sudetendeutschen: Hırrer »riskiert den Krieg. Er will ihn. Der Mann 
muß weg«, zürnte er 1938 nach dem Abkommen von München und 
machte sich auf den Weg in den Widerstand. Er geriet in den Kreisauer 
Kreis, dessen Angehörige ihre Gedanken um die Gestaltung einer mach- 
nazistischem Staats- und Gesellschaftsordnung kreisen ließen. 





. 
A 
Eisen ar Der aktive Widerstand, mit dem sich GERSTENMAIER ebenfalls vernetzte, 

bekannte sich zwar zur Gewaltlosigkeit. Im Widerspruch zum Lippenbe- 
kenntnis versuchten die Aktivisten aber seit 1938, den Kriegsausbruch 
zu erzwingen, um die Reichsregierung mit Gewalt zu beseitigen. Wie in 
britischen Archiven und aus Aktenveröffentlichungen ersichtlich ist, ga- 
ben inLONdon Leute wie GOERDELER, KLEIST-SCHMENZIN, KORDT USW. Ein- 
ander die Klinke in die Hand, versorgten das Foreign Office mit Fehlin- 
formationen über frei erfundene deutsche Welteroberungsabsichten, 
drängten die Briten zu militärischen Maßnahmen gegen das Reich und 
versprachen, HitIER im Falle des Kriegsausbruches sofort zu stürzen. 
Das erfüllte den Tatbestand des Hoch- und Landesverrats. Im Vertrauen 
auf diese Versprechungen, die sich dann später als leer erweisen sollten, 
betrieben die Engländer mit ihrer einseitig gegen Deutschland gerichte- 
ten Polen-Garantie vom März 1939 eine auf Krieg ausgerichtete Politik, 
die Berlins Bemühungen um eine faire und friedliche Korridor-Lösung 
im Einvernehmen mit Warschau durchkreuzte. 

Als Konsistorialrat arbeitete Gersrenmaıer damals im ökumenischen 
Referat des kirchlichen Außenamtes, war aber auch in die kulturpoliti- 
sche Abteilung des Auswärtigen Amtes dienstverpflichtet, hielt Verbin- 
dungen zu protestantischen Kreisen des Auslandes und fuhr vielfach ins 
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Ausland. Eine wichtige Anschrift für Gersrenmaıer war die Zentrale der 
Ökumene in Genf, deren Generalsekretär vısser r'noorr Agent des 
britischen Gcheimdienstes war. Als dieser Holländer im Mai 1942 nach 
London flog, hatte er eine von G ersten MAIER verfaßte Denkschrift im 
Gepäck, auf die sich die Verschwörer ein politisches Echo erhofften. 
cuurchıLı fand das Memorandum »sehr ermutigend«. Die Tatsache, daß 
er nicht daran dachte, sich für die Denkschrift zu bedanken, gab weder 
GERSTENMAIER noch dessen Gesinnungsgenossen zu denken. 

Trotz der vernichtenden Antwort roosEv£eLrs und CHURCHIILS aus 
Casablanca vom Januar 1943- Krieg bis zur »bedingungslosen Kapitula- 
tion« des Reiches - trat GEerstenmalEr für ein Attentat auf nırLer ein: 
»Ich habe mich nie viel mit dem Vorwurf auseinandergesctzt, daß ich 
damit gegen das apostolische Gebot verstoße: >Ein jeglicher sei Untertan 
der Obrigkeit, die Gewalt über ihn hat<« (Römer 13,1) Der Theologe 
machte aus seinem Herzen keine Mördergrube, »Ich ging davon aus, daß 
der Apostel Paulus den römischen Rechtsstaat vor Augen hatte, als er 
den Satz schrieb.« (Streit und Friede hat seine Zeit, S. 178) Nicht vor Augen 
hatte oerstenmaisr offensichtlich, daß im römischen »Rechtsstaat« Chri- 
stus gekreuzigt, Paulus enthauptet und unschuldige Christen zu Abertau- 
senden ermordet wurden. Wenn der Apostel dennoch Gehorsam gegen- 
über der Obrigkeit fordert, so deshalb, weil er in der Anarchie ein größeres 
Übel erblickt als in einer, wenn auch noch so blutigen Diktatur. 

Daß der 20. Juli 1944 der Tag X für das Attentat sei, wußte GErsSTEN- 
MAIER Schon vorher: »Nach fünf Uhr nachmittags hörte ich die Sonder- 
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Willem Adolf 


VIssER T'HOOFT. 


Eugen GERSTENMAIER 
am 11. Januar 1945 
vor dem Volksge- 
richtshof. 


Eugen GERSIENMAIER 
(Mitte) gratuliert 
Heinrich Loske ZU 
seiner Wahl zum 
Bundespräsidenten 
am I.Juli 1959 im 
Casino am Funkturm 
tn Westberlin. Links: 
Bundestagsvizepräsi- 
dent Carlo scumıp, 





meidung von dem mißglückten Attentat. Gleich darauf rief Peter vorck 
an... . Die Sache sei gestiegen, sagte er mir, ich möge gleich kommen. Ich 
sagte, ich käme sofort, aber offenbar sei das Attentat mißglückt. Das sei 
eine Lüge von GoEBBeLs, meinte vorck.« Trotz seiner Bedenken begab 
sich GERSTENMAIER, bewaffnet mit Bibel und Pistole, in die Bendlerstraße. 
Doch statt >Walkküre< gab es dort für die Widerständler cher eine Götter- 
dämmerung: skorzenv betrat die Szene und ließ die Aufständischen ab- 
führen. Als einziger Zivilist unter den Anwesenden geriet GERSTENMAIER 
dabei in Haft. 

Am 11. Januar 1945 stand er vor dem Volksgerichtshof. Der Ankläger 
unterschätzte den Konsistorialrat als »blassen Theoretiker« und als »Kir- 
chenmann, der von den Dingen keine Ahnung hat, in die er sich verwik- 
kelt«. Die Anklage wegen Hoch- und Landesverrates ließ der Reichsan- 
walt zwar fallen, beantragte aber dennoch die Todesstrafe wegen 
Verletzung der Anzeigepflicht in einem besonders schweren Fall. GER- 
STENMAIER Sci weltfremd und unter Umständen für die Gemeinschaft 
wiederzugewinnen, meinte dagegen der Gerichtsvorsitzende Roland rreıs- 
TER, wich vom Antrag des Anklägers ab und ließ es in seinem Urteil bei 
sieben Jahren Zuchthaus bewenden. Von den Amerikanern aus diesem 
befreit, erfuhr gerstenmaıer, der mit dem Leben bereits abgeschlossen 
und fest mit dem Todesurteil gerechnet hatte, daß sich der stellvertretende 
Reichspressechef Helmut sünpermann wirkungsvoll bei rreıster für ihn 
verwendet habe. (Sreif und Friede hat seine Zeit, S. 585 u. 604) 

Zur Linderung der durch die Niederlage bedingten Not der Deut- 
schen rief gersrenmaıer 1945 das Hilfswerk der Evangelischen Kirche 
ins Leben und leitete es bis 
1951. Er selbst ging in die 
Politik und machte in der 
CDU Karriere. Er wurde 
1949 in den Bundestag ge- 
wählt und war von 1954 
bis 1969 dessen Präsident. 
Als solcher sorgte er für 
den Wiederaufbau des zer- 
störten Reichs tagsgebäu- 
des in Berlin und ließ den 
Sowjets zum Trotz die 
Bundesversammlung in 
der Viersektorenstadt zu- 
sammentreten. Seit 1950 
war er deutscher Vertreter 
im Europarat. 
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Ein wichtiges Anliegen war ihm die Wiedergutmachung. Für seine 
Person beantragte GERSTENMAIER eine Entschädigung für die ihm 1934 
von den >Nazs< verweigerte Lehrbefugnis. Seinem Begehren verlieh er 
als Bundestagspräsident Nachdruck, indem er auf die Formulierung der 
Novelle zum Wiedergutmachungsgesctz für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes zu seinem eigenen Vorteil einwirkte. Auf Grund des maßge- 
schneiderten Gesetzes, das der vom Begünstigten geleitete Bundestag 
beschloß, wurde GERSTENMAIER rückwirkend Professor. Am 12. Januar 
1969 bestätigte ein Sprecher des Bundestagspräsidenten, daß GERSTEN- 
MAIER ab sofort den Titel »Professor« tragen dürfe und als »Verfolgter des 
Naziregimes« eine finanzielle Entschädigung erhalte. Die damit verbun- 
dene Wiedergutmachungssumme war sechsstellig und wurde von der 
damals noch moralisch urteilenden Öffentlichkeit als Selbstbedienung 
gewertet. Die Affäre schlug in der an Korruption noch nicht gewöhnten 
Bundesrepublik hohe Wellen, die CDU ließ ihn fallen, und GERSTENMAIER 
erklärte am 23. Januar 1969 zur Erleichterung seiner Partei seinen Rück- 
tritt vom Amt des Bundestagspräsidenten zum 31. Januar 1969. 

Bis an sein Lebensende verteidigte GERSTENMAIER die Attentäter des 
20. Juli 1944 gegen den Vorwurf des Verrates. Auch mit der Sinnhaftig- 
keit ihres Unterfangens setzte er sich auseinander. Immerhin hatte das 
Attentat nicht HITLER getötet, wohl aber rund 200 Widerständlern das 
Leben gekostet. »Hat sich der Widerstand gelohnt?« fragte sich GER- 
STENMAIER! »Die Welt konnte es sehen: Es gab ein anderes Deutschland.« 
Für Deutschland machte es aber keinen Unterschied: Die Katastrophe 
mit Besetzung und Vertreibung war 1945 vollkommen. An den Vernich- 
tungskrieg, den alle Welt gegen Deutschland führte, erinnern die noch 
immer in Kraft befindlichen Feindstaatenklauseln in der UNO-Satzung. 
Von den FeindStaaten wurde der deutsche Widerstand in gar keiner Weise 
honoriert oder geachtet. Eher geschah das Gegenteil: Winston CHUR- 
CHILL, der von den Attentatsplänen im voraus gewußt hatte, äußerte sich 
abfällig. Die New Yor« Times bemerkte am 9, August 1944, daß das Atten- 
tat cher an die »Atmosphäre einer finsteren Verbrecherwelt« erinnere als 
an das, was man normalerweise vom Offizierskorps eines Kulturstaates 
erwarte. 

Spät kam dem Widerständler und Wiedergutmachungsbegünstigten 
GERSTENMAIER die Erkenntnis: »Was wir im deutschen Widerstand wäh- 
rend des Krieges nicht wirklich begreifen wollten, haben wir nachträg- 
lich vollends gelernt: daß der Krieg schließlich nicht gegen HITLER, son- 


dern gegen das deutsche Volk geführt wurde.« (FrankfurterAllgemeine Z,eitung 21. 


3. 1975, S. 11) Fred Duswald 
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Franz-Josef Strauß und seine Haltung zur DDR 


D:; langjährige bayerische Ministerpräsident, Bundesminister, Vize- 
anzler und CSU-Vorsitzende Franz-Josef strauss war lange ein 
scharfer Kritiker der links-liberalen Politik des Verzichts auf Ostdeutsch- 
land und der Anerkennung Mitteldeutschlands als selbständigen Staats. 
Dann setzte er sich 1983 plötzlich und überraschend für einen Milliar- 
denkredit für das marode und kurz vor dem Zusammenbruch stehende 
kommunistische System in Pankow ein und stabilisierte damit die SED- 
Herrschaft für weitere Jahre. Zur Dokumentation dieser ungerechtfer- 
tigten Anpassung seien bezeichnende Worte des Bayern angeführt. 


»Ich weigere mich, den Untergang des Deutschen Reiches durch eine 
Politik des Ausverkaufs ohne Gegenleistungen zu besiegeln.« (Die Wei, 
12. 2. 1970) 


»Es stünde uns gut an, auch zu bekunden, daß wir uns über Wesen und 
Hintergründe der Politik der anderen Seite keinerlei Täuschung hinge- 
ben. Wo bleibt die offene Aussage, was denn die Ursachen der Spannung 
sind? Die Verträge (Ostverträge) dienen nicht der Entspannung, wenn 
man unter »Entspannung« die Beseitigung der Spannungsursachen sieht.« 
(Bundestag, 24. 2. 1972) 

»Wir stehen hier vor einem erschütternden Mißverhältnis zwischen poli- 
tischen Leistungen der Bundesrepublik und Gegenleistungen des Ver- 
tragspartners.« (Bundestag, 9. 5. 1973) 


»Ich habe. . . immer wieder darauf hingewiesen, daß wir nicht jene Däm- 
me gegen unabsehbare kommunistische Geldforderungen selbst einrei- 
Ben dürfen, die ab 1949 CDU/CSU-geführte Bundesregierungen mit 
Zustimmung des Westens aufgebaut haben. Sollen wir aus Gründen er- 
kaufter Freizügigkeit, unaufrichtiger Entspannung., . zu einem Verhand- 
lungsergebnis >= sagen, das neuen Ausiegungsstreit, neue Forderungen 
Polens und anderer kommunistischer Regierungen, neue Konftontatio- 
nen mit der seit 1969 praktizierten östlichen Erpressung, wenn genü- 
gend DM, dann mehr Freizügigkeit. .. (in sich birgt)?« (Bayernkurier, 1. 
11. 1975) 

»Wir haben auch keinen Grund, durch eine falsch verstandene Osthan- 
delspolitik die Fehler der Planwirtschaft kommunistischer Staaten zu er- 
leichtern, ihre Folgen für die Bevölkerung demgemäß abzubauen und 
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den Machthabern zu erlauben, einen gigantischen Militärapparat mit über- 
proportionalem Anteil der Militärausgaben an den Gesamtausgaben des 
Staates weiterhin auf- und ausbauen zu können.« (In: CSU-Do&umentation 
Freiheit oder Sozialismns, 8. Mai 1976, S. 12) 

»Unserer Politik tun nicht Gefälligkeiten, nicht Entspannungseuphotie, 
nicht Liebedienerei nach allen Seiten not. Unserer Politik tun in erster 
Linie Augenmaß und Berechenbarkeit not.« (Bundestag, 11.5. 1978) 


»Was wir brauchen, ist unbequeme 
Eindeutigkeit und nicht bequeme 
Doppeldeutigkeit in der Auslegung 
der Ostverträge.« (CSU-Parteitag, 
29. 2:.1979) 


»Das Kriterium einer politischen 
Entscheidung darf nicht der er- 
wartete Erfolg bei den Massenme- 
dien und der Erfolg beim Zeitgeist 
sein. Der richtige Maßstab ist viel- } 
mehr die wirklichkeitsnahe Beur- 
teilung der mit einer solchen Poli- 
tik eingetretenen Folgen.« (Auf 
dem Sicherheitspolitischen Kon- 
greß der CDU, 11./12. 1. 1980) 


»Wogegen wir uns wenden, sind die Selbsttäuschung und die Täuschung 
der deutschen Öffentlichkeit, sei es aus Unwissen oder sei es aus Ab- 
sicht. .. 

Eine Fintspannung ohne Weltordnung dient im Zweifelsfall dem, der 
seine Macht brutal und skrupellos ausnutzt, um sein Gesellschaftssystem 
anderen aufzuzwingen. .. 

Entspannung bedeutet: Mehr Rechte und Freiheiten für die Menschen 
im anderen Teil Deutschlands und Europas. Entspannung bedeutet: Auf- 
hebung des Schießbefehls. Entspannung bedeutet: Normalisierung im Sinne 
der Anerkennung der demokratischen Grundrechte des Bürgers und sei- 
ner Entscheidungsfreiheit. Es war doch einer der großen Fehler, daß das 
Problembewußtsein im Zusammenhang mit dem wahren Charakter und 
den wahren Absichten unseres Entspannungspartners in unserer Öffent- 
lichkeit eingeschläfert, betäubt und zerschlagen (wurde). Dieses Problem- 
bewußtsein muß jetzt wiederhergestellt werden.« (Bundestag 17.1.1980) 
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Bei seinem Besuch 
am 24. Juli 1983 in 
Dresden wurde 
Franz Josef STRAUSS 
sehr herzlich emp- 
fangen. 


»Wir waren nicht gegen Verträge mit unseren östlichen Nachbarn, son- 
dern wir waren für Verträge auf der Basis des Gebens und Nehmens zu 
ausgewogenen Teilen, wir waren für Verträge mit klarer Formulierung, 
bei denen nicht jederzeit widerrufliche kleine Konzessionen auf der ei- 
nen Seite gegen unwiderrufliche Leistungen auf der anderen Seite ge- 
währt werden.« (28. CDU-Parteitag, 19./20. 5.1980) 
»SPD-FDP-Regierungen. .. haben sich. ... dutch einseitige Vorleistun- 
gen ohne entsprechende Gegenleistungen. ... des eigenen politischen 
Spielraums beraubt. .. Es muß... klar sein, daß wir die politische Zu- 
sammenarbeit mit dem Osten nicht erkaufen werden durch Schweigen 
zu den Menschenrechtsverletzungen im kommunistischen Machtbereich, 
vor allem auch in der DDR und an der deutsch-deutschen Demarkati- 
onslinie.« (in: Gebote der Freiheit, Gruenwald, München 1980, S. 192 u. 
305) 

»In unsere Wirtschaftsbeziehungen mit der >DDR< muß wieder mehr 
Realität einziehen. Dem Prinzip von Leistung und Gegenleistung ist wie- 
der Geltung zu verschaffen. Wie die Erfahrung des letzten Jahrzehnts 
beweist, brachten die einseitigen wirtschaftlichen Vorleistungen der Bun- 
desrepublik Deutschland keinerlei Verbesserungen für die Lage der Men- 
schen im anderen Teil Deutschlands.« (in: CSU, '82 und Landtagswahl], S. 63) 


Dann setzte sich srrauss erfolgreich für die Gewährung des Milliarden- 
kredits an Pankow ein und erklärte: 

»Ich bin so schnell in der anderen Ecke, daß die mit dem Schauen gar 
nicht mehr nachkommen.« (F4Z, 12. 7. 1983, S. 1) 


Bei dem dann von srrauss als »Gegenleistung« gefeierten Abbau der 
Todesautomaten handelte es sich um eine grobe Täuschung Die alten 
Selbstschußanlagen wurden zwar abgebaut, aber durch neue wirksamere 
Systeme ersetzt, die »tiefgestaffelt angebracht und mit neuen Minenfel- 


dern versehen, effektiver, lautloser und optisch weniger grausam« sind. 
(FAZ, 13. 10. 1983) 


Der Bundestagsabgeordnete Franz nannLos erklärte nach seinem we- 
gen dieser Politik des CSU-Vorsitzenden erfolgten Austritt aus der CSU: 
»Wenn Prinzipienlosigkeit zum Prinzip wird und Flexibilität mit Charak- 
terlosigkeit verwechselt wird, kann ich einen Parteivorsitzenden nicht mehr 
unterstützen, der in dieser Grundsatz frage Jahrzehnte hindurch genau 
das Gegenteil gesagt hat.« (Flugblatt von Der Rore Brief, Bonn 1983) 
Rolf Kosiek 


766 


Die Kampagne gegen 
den >KZ-Baumeisten Heinrich Lübke 


it propagandistischem Totschlagsvokabular wie etwa »Auschwitz*, 
Mi... »Erfüllungsgehilfe* oder 
»Schreibtischtäter* werden nicht erst seit der »Wende* politische Karrieren 
in Deutschland beendet. Gefälschte oder »frisiertet Dokumente spielen 
dabei seit eh und je eine ebenso große Rolle wie linke Medien in der 
BRD und DDR. In überraschend vielen Fällen hatten dabei sowohl die 
DDR-Belastungszeugen als auch BRD-Enthüllungsjournalisten oftmals 
eine »braune Vergangenheit*. 

Ein frühes Opfer einer solchen Kampagne, bei der DDR-Behörden 
mit linken Presseorganen der BRD Hand in Hand arbeiteten, war der 
bieder unauffällige zweite deutsche Bundespräsident Heinrich LÜBKE. 
Bereits seit seiner ersten Wahl zum Bundespräsidenten 1959 begann man 
in Ost-Berlin Material für Propagandaangriffe gegen das westdeutsche 
Staatsoberhaupt zu sammeln. Die ersten Attacken prallten jedoch wegen 


ihrer widersinnigen und leicht durchschaubaren Propagandafloskeln an 


der öffentlichen Meinung der Bundesrepublik ab. 

Erst als LÜBKE zur Wiederwahl nominiert wurde, begann der seit 1958 
amtierende Sekretär des ZK der SED für Agitation und Propaganda, der 
jüdische Remigrant Albert NORDEN, mit der Vorbereitung einer Verleum- 
dungskampagne, der das Politbüro des Zentralkomitees der SED am 9. 
Juni 1964 zustimmte.! 

Im November 1966 erhielt diese nach ersten, kleineren Presseerfolgen 
den Namen »Kommission zur Zerschlagung der Versuche der Rehabili- 
tierung LOBKES*. Ein Jahr zuvor wurde von Gerhard DENGLER (SED), 
dem Vizepräsidenten des Nationalrats der Nationalen Front des demo- 
kratischen Deutschland, das erste DDR->Braunbuch< über »Kriegs-und 
Naziverbrecher in der Bundesrepublik und in West-Berlin« herausgege- 
ben, in dem auch LOBKRE verewigt war. Sowohl DENGLER als auch Kurt 
BLECHA, der maßgeblich an der »LüBKE-Kampagne* beteiligte Chef des 
DDR-Presseamtes, waren zuvor Mitglieder der NSDAP und Wehrmacht- 
offiziere gewesen, die erst in sowjetischer Gefangenschaft ihre Liebe zum 
Sozialismus bekunden durften.? 


! Siehe Rudolf MORSEY, Heinrich Lübke. Eine politische Biographie, Schöningh, Pa- 
derborn—München-Wien— Zürich, 1996, S. 505. Ausführlich und mit neuen Do- 
kumenten auch bei Jochen STAADT, »Einverstanden Mielke«, in: Frankfurter Allge- 
meine Zeitung, 9. 5. 2007, 8.9 £. 


2 STAADT, ebenda, S. 9 
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Alhert NORDEN (1904- 
1982). Der Sohn ei- 
nes Rabbiners war 
von 1958 bis 1981 im 
Politbüro für Agita- 
tion und >Westarbeit< 
zuständig. 


Mit ihrer Hetz- 
kampagne gegen 
Bundespräsident 

Heinrich Lösxe hatte 
die DDR erstaunli- 
chen Erfolg. Aus: 
Peter Graf xıeımans- 


ECG Das geteilte Land " 


Deutschland, Band 4 
der Siedler Geschich- 
te. München 2000. 





vom KZ - Baumeister 
zum Bundespräsidenten 


Heinrich Lüske war sowohl der DDR als auch den deutschen Linken 
zunehmend ein Dorn im Auge, da er unentwegt, wenn auch etwas lin- 
kisch, für alle Deutschen das Selbstbestimmungsrecht einforderte und 
immer wieder auf die von ihm erstrebte Wiedervereinigung hinwies. 
Zunehmend hielt er sich demonstrativ oft in Berlin auf und unterstrich 
bei seinen zahlreichen Staatsbesuchen immer wieder den Alleinvertre- 
tungsanspruch der Bundesrepublik. Allerdings hatten sich seit Beginn 
seiner zweiten Amtszeit auch erhebliche Alterserscheinungen und rheto- 
tische Fehlleistungen bemerkbar gemacht, die das Staatsoberhaupt im- 
mer stärker ins Visier des linken Kabaretts geraten ließen, 1962 hatte das 
sadrische Blatt Simplizissimus bereits scharf gegen ihn geschossen, und 
im Mai 1966 machte das Düsseldorfer >Kommödchen< den Bundespräsi- 
denten in einer Fernsehsendung im ZDF zur Zielscheibe der üblichen 
Kabarett-Witze. Wenige Wochen später attackierte die Münchner >Lach- 
und Schießgesellschaft< zum zweiten Mal innerhalb eines Jahres Lüsxein 
einer Sendung der ARD.? Auch eine von der Redaktion der satirischen 
Zeitschrift Pardon herausgegebene Schallplatte mit den lustigsten rhetori- 
schen Aussetzern des >Sauerländers< konnte nicht wirkungsvoll juristisch 
pariert werden, da man solchen, unter dem Deckmantel künstlerischer 
oder kabarettistischer Tarnung geführten Attacken in der BRD damals 
wie heute wehrlos ausgesetzt war. 


3 MORSEY, aaO. (Anm, 1), S. 508 f. u. 518 £. 
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linde Januar 1968 erzielte die langfristig angelegte Propagandaoffensive 
der Kommunisten endlich den lange ersehnten Durchbruch. Erfüllungs- 
gehilfe waren dabei wie so oft die Magazine konkret von Klaus Rainer 
röHr und Ulrike meınnor, Rudolf augsrteıns Der Spiege/ sowie Henry 
NANNENS Siem. Der Stern veröffentlichte in seiner letzten Januar-Ausga- 
be Dokumente, die Heinrich Lüsekr als Planer und Leiter des Baus von 
Konzentrationslagern ausweisen sollten. Am 22. Januar 1968 publizierte 
Henri nannen, vor 1945 ein glühender Propagandist nırLers und Mit- 
wirkender an der Olympiade 1936 sowie Darstellerin Leni RIEFENSTAHLS 
Olympia-Film, Dokumente, die von einem amerikanischen Schriftsach- 
verständigen als echt bestätigt worden waren und Lüske als Urheber ei- 
nes KZ-Bauplans auswiesen. Damit war der Stem-Herausgeber wieder 
einmal auf Dokumente hereingefallen, denen zuvor der Cheflektor des 
Rowohlt-Verlages, Fritz J. rapparz, nicht aufgesessen war. 

Die DDR hatte in den vorausgegangenen Jahren Dutzende von Do- 
kumenten, darunter auch Baupläne für Baracken, mit großer Sorgfalt ge- 
fälscht und deren Deckblätter derartig geschickt bearbeitet, »daß sogar 
Kriminalisten der Humboldt-Universität nicht dahinterka- _ 
men«.* Erst 1992 sollten zwei frühere Mitarbeiter des mLe&r- | 
KE-Ministeriums für Staatssicherheit durch ihre Aussagen 
dieses Rätsel lösen helfen. 

Diese Dokumente waren im Zusammenhang der Kam- 
pagne um so wichtiger, als daß in beiden Teilen Deutsch- 
lands aufgefundene Zeugen der damaligen Tätigkeit LCH- 
KES im Baubereich, von ehemaligen Fahrern bis hin zu | 
Bauleiterkollegen, nicht willens waren, gegen ihren damali- 
gen Mitarbeiter oder Chef Heinnch Lüske auszusagen. Die 
von den DDR-Kollegen Konrad kujaus überaus geschickt 
gefälschten Dokumente machten aus dem Bau von Wohn- 
baracken für Fremdarbeiter Pläne für Konzentrationslager. 
Der bereits kranke und altersmüde Bundespräsident konn- 
te diese Attacken - nicht zuletzt auch durch mangelhafte 
oder falsche Ratschläge seiner politischen Berater — nicht 
in geeigneter Weise parieren. Ende April 1968 wurde be- 
reits über ein vorzeitiges Ende seiner zweiten Amtszeit spe- 
kuliert, und am 14. Oktober desselben Jahres verkündete 
Lüske schließlich sein Rücktrittsdatum. 

Siegestrunken veröffentlichte 1969 der Nationalrat der | 
Nationalen Front des demokratischen Deutschland das 
Buch Aufstieg und Fall des Heinrich Lübke. Die Geschichte einer Karriere, in der 
auf 230 Seiten zahlreiche der gefälschten Dokumente nebst Gutachten 
abgedruckt wurden, 
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4 MORSEY, ebenda. 


Nationalrat der 
Nationalen Front 
des demokratischen 
Deutschland (Hg.), 
Auf stieg und Fall des 
Heinrich Lübke. Die 
Geschichte einer 
Karriere, Berlin (Ost) 
1969. 


Während des Krieges 
war Heinrich \ösxe 
Hauptmann der Re- 

serve (hier nach einer 

Wehrübung 1938) 
und Mitglied der Bau- 
gruppe scHhLEMmPP auf 
dem Rakete nver- 





suchsgelände Peene- 
münde. 





Heinrich Losxe am 
30. Juni 1969, dem 
letzten Tag setner 
zweiten Amtsperiode 
als Bundespräsident; 
rechts sein Nachfol- 
ger Gustav neıne- 


MANN. Aus: MORSEY, 


aaO. (Anm. 1) 


Der Fall LüBKE war immerhin so wichtig, daß die DDR in Westdeutsch- 
land zu juristischen Mitteln griff, als 1985,13 Jahre nach dem Tode 
Heinrich Loskes, auf einer 
Pressekonferenz der Staats- 
sekretär im Bundesinnen- 
ı ministerium Karl-Dietrich 
SPRANGER unerwartet den 
Stern wegen der Veröffendi- 
chung dubioser Dokumente 
aus DDR-Beständen angriff. 
Das ZDF Magazin und 
SPRINGERS Die Weit machten 
daraus im Anschluß eine 
Ami-Stern-Kampagne, wor- 
aufhin der S/ern noch einmal 
| mit weiteren Desinformatio- 
nen aus Ost-Berlin aufmuni- 
tioniert wurde. Man gewann 
\ den Rechtsstreit, und das 
| Hamburger Landgericht un- 
tersagte dem ZDF und dem 
' Springer-Verlag »zu verbrei- 
ten/oder verbreiten zu lassen, die Kampagne gegen den damaligen Bun- 
despräsidenten LÜsKe vor nunmehr fast 20 Jahren sei ein Beispiel be- 
wußter Desinformation der Leser durch Henry nannen und den Stern 
gewesen«.® 


Heinrich LüBKE starb wenige Jahre nach seinem Rücktritt verbittert 
über die Infamie der Kampagne gegen ihn; sein Parteifreund Franz Josef 
srrauss verglich die Kampagne gegen LüBKE sogar mit dem DrEYFUS- 
Skandal. Karl carstens, der fünfte Bundespräsident, betonte 1986 in 
einem Brief an den LÜBKE-Biographen Professor morszv, daß kein Bun- 
despräsident so unfair behandelt worden sei wie LÜBKE.! Gestern wie 
heute ist allerdings eines unverändert: Sobald eine solche >antifaschisti- 
sche< Entlarvung eines Konservativen oder deutschen Patrioten ein ge- 
wisses Maß erreicht hat, werden die Opfer von ihren christdemokrati- 
schen Parteifreunden in raschen Absetzungsbewegungen im Stich 
gelassen: JENNINGER, HEITMANN, HOHMANN USW. können von der Ein- 
schätzung eines deutschen Generals ein Lied singen: »Die Konservati- 
ven sind zum Kämpfen zu feige und zum Weglaufen zu fett.« 

Olaf Rose 
6 STAADT, aaO. (Anm. 1), 8. 10. 
7 MORSEY, aaO. (Anm. 1), 8. 562. 
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Abendroth verschwieg Verbindung zu Ulbricht 


A wie viele Deutsche nach 1945 ihre frühere NS- oder SS- 
Zugehörigkeit verschwiegen und sich als ehemalige »Widerständler« 
ausgaben - beispielsweise Theodor EscHEnBurg, Hans FIFILBINGER, Gün- 
ter Grass oder Walter jens -, verschwiegen zahlreiche Opportunisten 
ihre frühere oder andauernde Verstrickung in den Bolschewismus und 
Kommunismus. Manchmal kam erst Jahrzehnte später nach Öffnung von 
bisher verschlossen gehaltenen Archiven die ganze Wirklichkeit heraus. 

Ein solches Beispiel bietet der in linken Kreisen immer noch angese- 
hene frühere Ordinarius der Universität Marburg Wolfgang ABENDROTH.' 
Der am 2. Mai 1906 in Elberfeld Geborene trat früh in die KPD ein, die 
ihn 1928 ausschloß. Er studierte Jura in Frankfurt, Tübingen und Mün- 
ster, promovierte in Bern 1935 und kehrte dann in das Reich zurück, wo 
er wegen Hochverrats 1937 vier Jahre Zuchthaus erhielt und dann zum 
Strafbataillon 999 kam, aus dem er desertierte. 1946 ging er nach briti- 
scher Kriegsgefangenschaft freiwillig in die Ostzone, wo er nach Ämtern 
in der Verwaltung 1948 schnell Professor für öffentliches Recht und Po- 
litik in Leipzig und dann in Jena wurde. Ende 1948 wechselte er in den 
Westen über, erhielt schon 1949 von einem CDU-Kultusminister eine 
Stelle an der Hochschule für Sozialwissenschaften in Wilhelmshaven- 
Rüstersiel. Während 1945 entlassene berühmte Wissenschaftler wie Ar- 
nold senuLen oder Carl scuamirr nicht an eine Universität berufen wur- 
den, bekam agenprorH schon 1950 den Ruf an die Universität Marburg, 
deren Stellung als kommunistische Hochburg in den sechziger Jahren er 
wesentlich mit begründete. 1961 wurde er aus der SPD ausgeschlossen. 
Er war eine der Leitfiguren der 68er, Bei der APO-Gegenfeier zum 150. 
Geburtstag von Karl marx hielt ABENDROTH, den sein Schüler Jürgen 
HABERMAS den »Partisanenprofessor im Lande der Mitläufer« nannte, die 
Festansprache in Trier. Er verstarb am 15. September 1985 in Frankfurt/ 
Main. 

Schon 1998 war belegt worden, daß ABEnDRrOTH auch während seiner 
Marburger Zeit noch enge Verbindung zum SED-Regime hatte,? was je- 
doch von seinen Jüngern heftig abgestritten wurde.! Dennoch traf es zu. 


! Anne Christine NAGEL, »Ehrt eure größten Männer«, in: Frankfurter Allgemeine 
Zeitung 25. 5. 2007. 

? Wolfgang KRAUSHAAR, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 7,4.1998; Jochen sTAADT, 
in: Frankfurter Allgemeine Zeitung 20. 5. 1998. 

3 Georg FÜLBERTH,»zu Wolfgangs Abendroths angeblichen DDR-Kon takten«, 
in: Sozial-Geschicbte, 1kl. 21, Nr. 3, 2006. 
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Wolfgang ABENDROTH. 
In den siebziger und 
achtziger Jahren 
machte er die Mar- 
burger Universität 

zu einer linken 
Hochburg - zur so- 
genannten >Abend- 
roth-Brücke<. 


Denn es wurde ein aussagekräftiges Dokument im Bundesarchiv in 
Berlin gefunden:! eine Karte von der Hand Wolfgang ABENDROTHS an 
das Zentralkomitee der SED zum Tode des langjährigen DDR-Staats- 
ratsvorsitzenden Walter ULBRICHT, der am 1. August 1973 verstorben war. 
Die an den Chef der Westabteilung im Zentralkomitee der SED, »den 
lieben Genossen« Albert NORDEN, gerichtete Karte vom 2. August 1973 
drückte diesem und der übrigen SED-Führung gegenüber das tiefe Mit- 
gefühl der Marburger Ordinarius zum Tode von Moskaus Statthalter in 
Mitteldeutschland aus. 

Wolfgang ABENDROTH schrieb in dieser Karte: »Einer der Größten aus 
der Tradition der Arbeiterbewegung ist von uns gegangen, und gleichzei- 
tig einer der Größten der Geschichte des deutschen Volkes. Mochte ich 
oft Probleme anders gewertet haben, als er es tat (und in vielen entschei- 
denden Fragen hat sich gezeigt, daß er im Recht war, wenn auch, wie mir 
immer noch scheint, in manchen nicht), so ändert das nichts an seiner 
ungeheuren historischen Leistung, der die DDR so viel verdankt, aber 
auf lange Sicht auch die westdeutsche Arbeiterbewegung und der inter- 
nationale Sozialismus. Vor allem kann es nichts daran ändern, daß er uns 
— der Generation nach ihm, die nach dem Ersten Weltkrieg in die Bewe- 
gung eintrat, aber auch und erst recht den Jungen - stets ein Vorbild an 
Treue zu Humanität und Sozialismus und an wissenschaftlicher Konse- 
quenz in der Anwendung des Marxismus gewesen ist und bleiben wird.« 
Anschließend betonte er seine Hoffnung, daß das Erbe dieses »großen« 
Deutschen noch lange in der DDR, aber auch für die »junge Intelligenz« 
in Westdeutschland wie in der ganzen sozialistischen Welt nachwirken 
möge. 

Die Karte wurde jahrzehntelang von ihm geheimgehalten. Zu Recht 
stellt Frau NAGEL fest, daß damit von »kritischer Distanz« ABENDROTHS 
zum Kommunismus bolschewistischer Prägung kaum mehr gesprochen 
werden kann. Der für die Nachkriegszeit maßgeblich wirksame Marbur- 
ger Politologe habe offenbar bewußt und aus innerem Antrieb die Ver- 
bindungen zur DDR gepflegt, sie aber aus opportunistischen Gründen 
verschwiegen. Daß er ULBRICHT als den für den Mauerbau und die Baut- 
zener Grausamkeiten Verantwortlichen als Vorbild für Humanität lobt, 
sagt alles über seine politische Haltung. 

Mit seinem Vorbild hat er leider viele Angehörige der westdeutschen 
Intelligenz verführt, sie für den Kommunismus oder die Spielart des »real 
existierenden Sozialismus« Pankower Prägunggewonnen und sich damit 
als »Verderber der Jugend« wie als »Zerstörer des Volkes« schuldig ge- 
macht. Dennoch wird sein Andenken in linken Kreisen weiterhin hoch- 
gehalten. Rolf Kosiek 


772 


Eschenburgs Deutschlandplan 


FE die Zeit nach der Niederlage des Reiches 1945 gab es eine Reihe 
alliierter Plane zur Behandlung Deutschlands, die mehr oder weniger 
die anschließende Besatzungspolitik bestimmten und auch in der Öf- 
fentlichkeit weitgehend bekannt wurden. Verwiesen sei auf die entspre- 
chenden amerikanischen Pläne von KAUFMAN, NIZER, HOOTON oder MOR- 
GENTHAU.! 

Wenig bekannt und weithin vergessen ist, daß auch einflußreiche Deut- 
sche sich Teilungspläne ausdachten. So hat Theodor ESCHENBURG (1904- 
1999), 1933 bis 1945 als wichtiger NS-Wirtschaftsführer nach eigenem 
Bekunden in »innerer Emigration«, aber nach 1933 zeitweise als Ange- 
höriger von HIMMLERS Schwarzer SS, nach 1945 als »Grandseigneur poli- 
tischen Denkens«? gefeiert und als Tübinger Politologe gechrt (u. a. mit 
dem Pour le merite für Wissenschaften und Künste 1968), schon mit 
Datum vom 24. Oktober 1945 »Überlegungen zur künftigen Verfassung 
und Verwaltung in Deutschland« ausgearbeitet, die ein wichtiges Zeitdo- 
kument darstellen." Damit bewies er seine schnelle Anpassungsfähigkeit 
und bot sich der US-Besatzungsmacht an. Er konnte bei der Schrift auf 
eigene Erfahrung bei seiner Mithilfe zur Gleichschaltung deutscher Ein- 
richtungen in den dreißiger Jahren zurückgreifen. 

Einleitend stellt ESCHENBURG über die besonderen deutschen Verhält- 
nisse fest: »Die gesamte deutsche Staatsmacht ist durch die bedingungs- 
lose Kapitulation auf die Besatzungsmächte übergegangen. Das deut- 
sche Reich, seine Untergliederungen und der einzelne Deutsche haben 
keinerlei Rechtsansprüche an ihre neuen Regenten; wo sie durch Gesetz 
gewährt werden, können sie jederzeit wieder aufgehoben oder brauchen 
nicht beachtet zu werden.«* Das ist nicht richtig, da nur die Deutsche 
Wehrmacht am 8,/9. Mai 1945 kapituliert hatte, die Reichsregierung un- 
ter Großadmiral Karl DÖNITZ bis zu ihrer schändlichen Verhaftung am 
23. Mai 1945 weiter im Amt war und die Haager Konvention für besetzte 
Staaten galt. 

Zutreffend fährt er dann fort zur Beurteilung der damaligen Verhält- 
nisse: »Die Koalitionsdiktatur der Besatzungsmächte ist rechtlich noch 


! Siehe Beiträge Nr. 343, 344 u. 345. 

2 Wolfgang BENZ, » Theodor Eschenburgs >Überlegungen zur künftigen Verfas- 
sung und Verwaltung in Deutschland« vom Herbst 1945« in: Vierteliahrshefte für 
Zeitgeschichte, Nr. 1,1985, S. 166-213. 

1! Ebenda im Vorort von Woifgang BENZ, S. 166. 

* Ebenda, S. 171 £. 
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Theodor zscuensurG 
1968 bei der Verlei- 
hung des Ordens 
pour le Merite für 
Wissenschaften und 
Künste. Alle Abbil- 
dungen dieses Bei- 
trags aus: Theodor 
Eschenburg (1904- 
1999). Tübinger Per- 
spektiven, Tübingen 
2004. 


5 BENZ, ebenda, 

Ss, 172. 

6 Ebenda, S. 183. 

” Ebenda. 

8 Ebenda, S. 173 ff. 
* Ebbenda, S. 177. 

10 Ebenda, S. 178. 

1! Ebenda, S. 182 ff. 


Das Problem 
der Neugliederung 
der Deutschen 
Bundesrepublik 


DASGESMUT 

am 

cos 
SOOwerTSTAnrE 


Am 14. Januar 1947 
war ESCHENBURC zum 
Ministerialrat ernannt 
worden und war als 
solcher Stellvertreter 
des Innenministers 
von Württemberg- 
Hohenzollern. 

In dieser Zeit entstand 
die Schrift Das Pro- 
blem der Neugliede- 
rung der Bundes- 
republik (1950), 
welche auf einen Vor- 
trag aus dem Jahre 
1949 zurückging. 


uneingeschränkter als die persönliche Diktatur HITLERS. Enschuldigend 
führt er an; »Wenn die alliierten Besatzungsmächte sich heute in einigen 
Fällen, so auch in dieser Frage nationalsozialistischer Methoden bedie- 
nen, so lediglich zur Liquidierung der HitlERschen Diktatur. Diese kann 
vielleicht nach Auffassung der Besatzungsmächte auch auf die Gefahr 
hin eines höchst unerwünschten pädagogischen Effektes nur mit denje- 
nigen Mitteln zerstört werden, die sie selbst angewandt hat.«° Die Diskti- 
minierung bestimmter Bevölkerungsteile sei nicht zu vermeiden: »Wenn 
eine Diskriminierung noch notwendig ist, dann muß sie gesetzüch klar 
umschrieben, in ihrer Einleitung und Durchführung befristet, und es muß 
das Verfahren besonders eingesetzten Stellen vorbehalten sein.«’ 

Er stellt mehrere Modelle für Deutschland vor." 1 einmal könne Deutsch- 
land »auf die angrenzenden Länder aufgeteilt werden, so daß ein oder 
zwei Gebiete mit ca. 10 bis 12 Millionen übrig bleiben, aus denen ein 
oder zwei selbständige Staaten entstehen«. Dafür sei jedoch der »Zeit- 
punkt im Augenblick noch nicht reif«, das müsse mit einer europäischen 
Föderation verbunden werden. 

Zum anderen könne das deutsche Gebiet zu einem Mandatsland der 
Vereinten Nationen mit einem »Hohen Kommissat« erklärt werden, der 
nötigenfalls »bewaffnete Hilfe« von diesen anfordern könne. 

Zum dritten könnten von der UNO Mandatare bestellt werden, durch 
die das Gebiet treuhänderisch verwaltet werde wie etwa die britischen 
Dominions. »Das hieße die Aufteilung Deutschlands auf die drei euro- 
päischen Großmächte, England, Frankreich und Rußland.« 

Schließlich wird ein Vorschlag des amerikanischen Journalisten Walter 
LIPPMANN angegeben, aus dem deutschen Staatsgebiet »drei oder vier selb- 
ständige Staaten zu schaffen«. 

Auf jeden Fall sei zu beachten: »Die Erziehung zur sinngemäßen sau- 
beren Erfüllung der übernommenen oder auferlegten Bindung schlecht- 
hin ist daher eine staatspolitische pädagogische Aufgabe.« Denn Loyali- 
tät sei die einzige und letzte Waffe des Unterworfenen. »Auf lange Sicht 
werden die Westmächte diese Haltung anerkennen und würdigen.« 

Insbesondere sei auch die »politische Pädagogik der Massen«, also die 
Umerziehung, wichtig. Denn es gelte: »Noch sind die Lehren des mephi- 
stophelischen Volksverführers den Deutschen nicht aus den Herzen ge- 
rissen.«! 

Dazu müsse die »Denazifizierung«!! durchgeführt werden, die zum 
Ziel haben solle: 

° den Ausschluß aller NSDAP-Mitglieder vom passiven Wahlrecht, 

* den Ausschluß aller vor Mai 1937 einer NS-Organisation Angehöri- 
gen von öffentlichen Ämtern und Stellungen, (w'orunter er selbst fiel, R. 
K. 
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° den Ausschluß aller nach Mai 1937 mehreren NS-Organisationen 
Angehörigen von öffendichen Ämtern und Stellungen, 

° den Ausschluß dieser Personengruppe von Presse, Unterricht und 
Kirchenämtern, 

° den Ausschluß aller vor dem 1. März 1933 NSDAP-Mitglied Ge- 
wordenen von leitenden Stellungen in Wirtschaft und Verwaltung, 

* den Ausschluß von HJ- und BDM-Mitgliedern für einige Jahre von 
Beamtenstellungen. 

Dazu solle neben anderen Maßnahmen eine »NS-Karte« mit den Bela- 
stungen aus dem Dritten Reich für jeden Deutschen eingeführt und bei 
Ämtern oder Gericht vorgezeigt werden, so daß Belastete gegenüber 
anderen diskriminiert werden könnten. Umgekehrt müßten alle von der 
NSDAP Geschädigten, vor allem die KZ-Insassen, Privilegien erhalten. 

Aus dem Verfassungsvorschlag eschengurgs ist ferner erwähnenswert, 
daß die Bezeichnung »Deutsches Reich« vermieden werden und der künf- 
tige Bundespräsident für Deutschland von den Besatzungsmächten er- 
nannt werden solle. »Er braucht nicht ein Deutscher zu sein. Nahe liegt 
die Ernennung des Angehörigen eines neutralen Landes, z. B. der Schweiz 
oder Schwedens.«!? 

Aus demselben Geist schrieb zschengurg, seit 1947 Angehöriger der 
Tübinger Universität, schon 1960 und veröffentlichte es 1964: »Die Er- 
kenntnis von der unbestrittenen und alleinigen Schuld Hırre&rs ist viel- 
mehr eine Grundlage der Politik der Bundesrepublik«, und er fügte hin- 
zu, es sei in Zukunft »alles zu unterlassen, was die Glaubwürdigkeit der 
deutschen Auffassung über die Ursachen des Zweiten Weltkriegs in Prä- 
ge stellt«.!3 

In ähnlicher Weise hatte sich escnensurg 1960 auch in einem anderen 
Fall als einseitiger Vergangenheitsbewältiger offenbart. Die Siuttgarter 
Nachrichten schrieben darüber:'* 

»»Geschichtsverfälschung« und »historisch-politische Unbelehrbarkeit« 
wirft der Tübinger Ordinarius für Wissenschaftliche Politik, Professor 
ESCHENBURG, Bundesverkehrsminister ss£eBoHM VOL. ESCHENBURG greift 
in einem Artikel in der Wochenzeitung Die Zeit sEesonm wegen einer 
Äußerung in einer Feierstunde der Landesgruppe Hamburg der Sude- 
tendeutschen Landsmannschaft am 4. März an. suesoHm hatte geäußert, 
die Erschießung von 54 Sudetendeutschen durch tschechisches Militär 
am 4. März 1919 sei »der Beginn einer Kette von Ereignissen gewesen, 
die zum Ausbruch des zweiten Weltkrieges geführt haben«. Nach zschen- 
surgs Ansicht setzte sich der Minister mit dieser Äußerung in Wider- 
spruch zu der erklärten Auffassung der Bundesregierung, der zweite 
Weltkrieg sei ohne jede Notwendigkeit von HırLEr provoziert worden. 
»So kommt zum Fall ogerränner der Fall sersonm.« OBERIANDERS Mi- 
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ı2 BENZ, ebenda, s. 
206. 


B Theodor EscHen- 
BURG, Zur politischen 
Praxis in der Bundes- 

republik, Pipet, 
München 1964, S. 
164 £. Darauf 
verwies er noch 
einmal in einem 
Brief vom 18. 1. 
1983 hin (Faksimile 
in: Deutscher Anzeiger 
10. 5. 1985, s. 5) 


14 Zitiert in: Siuttgar- 
ter Nachrichten, 18. 3. 
1960; ausführlich 
kommenden von W. 
FRIEDRICH, »Profes- 
soren und deutsche 
Geschichte, in: Der 
Onell, Nr. 19,1960, 
S. 881 £. 


15 Siehe Beitrag Nr. 65, »Das Massaker an Sudeten- 
deutschen am 4. März 191%. 
M Siehe Beitrag Nr. 434, »Der >Fal Ober landen«. 


7 zamee, 


a 








Zu allen Zeiten pflegte Theodor zscnensurc den Um- 
gang mit einflußreichen Persönlichkeiten aus Politik 
und Kultur. Oben: zscnensurc 1929 mit Reichsaußen- 
minister Gustav stresemann, der die Einleitung zu des- 
sen Dissertation verfaßte; unten: zscnhensurc Mit Tho- 
mas wann am 8. Mai 1955 in Stuttgart. 
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nistereignung sei wegen seines lange Jahre 
zurückliegenden Verhaltens in Frage ge- 
stellt. sex» om indes ziehe heute seine Eig- 
nung für das Ministeramt durch seine hi- 
stotisch-poli tische Unbelehrbarkeit selbst in 
Zweifel, schreibt ESCHENBURG.« 

SEEBOHMS Äußerung, die inhaltlich nicht 
zu widerlegen ist, wird also nicht durch Ge- 
genargumente entkräftet, sondern einfach 
unberechtigt als »Geschichtsfälschung« hin- 
gestellt, was selbst eine Fälschung der Ge- 
schichte ist,’ und diffamierend als Ausdruck 
einer»Unbelehrbarkeit« bezeichnet — wahr- 
lich eines Politologen unwürdig, der sich 
auch durch seinen Hinweis auf den >Fal 
OBERLÄNDER*! als unwissend offenbarte. 

Als 1981 offenbar wurde, daß ESCHELN- 
BURG schon bald nach 1933 Mitglied im 
Schwarzen Korps der SS geworden war, reg- 
ten sich die Medien, die sonst jeden - wie 
die früheren Bundespräsidenten LÜBKE und 
CARSTENS - deswegen angriffen, nicht auf. 
Seine Entschuldigung, »er sei von der SA 
verfolgt worden und habe sich dieser Ver- 
folgung durch den Eintritt in die SS entzie- 
hen wollen«, wurde anstandslos angenom- 
men. Er hatte sich voll angepaßt und wirkte 
als Herausgeber der Vierteljahrshefte für Zeit- 
geschichte des Münchner Instituts für Zeit- 
geschichte im Sinne der Umerziehung. Der 
Historiker Armin MÖHLER schrieb dazu: 
»Der Fall ESCHENBURG (verheimlichte SS- 
Zugehörigkeit, R. K.) lastet nicht nur des- 
halb schwerer, weil er kaum mehr als Ju- 
gendsünde >abgehakt< werden kann — 
schwerer wiegt, daß ESCHENBURG in jedem 
Regime sich zur Führungsspitze gedrängt 
hat: in der Weimarer Republik in die Nähe 
ihres bedeutendsten Staatsmannes (STRESE- 
MANN, R. K.), im Dritten Reich in dessen 
Prätorianergarde, in der Bundesrepublik in 
die Spitzengruppe der zehn wichtigsten 


Meinungsmacher, In der Universität und in 
den Medien gleich erfolgreich, war er in der 
Umerziehung seiner deutschen Landsleute 
nach 1945 zweifellos der Oberste Macher 
- über seinen Bekanntenkreis unter Siegern 
und Besiegten, über seine Schlüsselstellung 
in den Medien, über die an seinem Tübin- 
ger Lehrstuhl gezüchteten Politologen. Der 
Kern der von ihm gelehrten Staatsbürger- 
kunde für Deutsche war die angelsächsisch 
inspirierte Lehre, die Deutschen hätten kein 
Recht mehr auf eine Existenz als normale 
Nation, weil sie einmal Hitler und der SS 
nachgelaufen seien.«! Es gelte wohl, »die 
Hauptantriebskraft der VB (Vergangen- 
heitsbewältigung, R, K.) auf deutscher Sei- 
te seien Männer, die bis zum 30. Januar 1933 
lOOprozentige Demokraten waren, bis 1945 
200prozentige Nazis, dann von der Nieder- 
lage ab wieder Demokraten, doch diesmal 
300prozentige«.!® 

Überschwengliche Würdigungen Theo- 
dor EscHF.NHURgs ohne Nennung dieser Tat- 
sachen erschienen zu seinem 80. Geburts- 
tag am 24, Oktober 1984, an dem er fast | 
königlich gefeiert wurde.!! An seinem 90. 
Geburtstag wurde er als »Praezeptor Ger- 
maniae« groß herausgestellt. Er verstarb am 
10. Juli 1999 in Tübingen. Rolf Kosiek 


Von oben: Ludwig ERHARD UNd Theodor zschen- 
surc kannten sich bereits aus den Kriegsjahren; 
Gustav neınemann Und Theodor ESCHENBURC; WÜr- 
digung von Theo sommer in der Zeitvom ı5. ». 
1999 nach dem Tod ESCHENBURGS, 


7 Armin MÖHLER, DerNasenring, Die V ergangen- 
heitsbewältigung vor und nach dem Fall der Maner, 
Herbig, München 1996, S 253 £. 


' Ebenda, S. 254. er. Br 
 Uleich WLLDERMUTH, »Lange Gespräche mit ‚Gelebte Auto re 
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Stresemann«, in: Schwäbisches Tagblatt, 24. 10, | Wet Hebedng u gochen Va Bon vers sin goöe Sen 
1984 Sem der deuen ben Palnikotmrmuchatt Lin Nachruf Yon Tarsc Soma ne 
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Linke als >Brandstifter< 


echts eingestellte Menschen, die sich als Revisionisten kritisch zur 

herrschenden Meinung in bestimmten zeitgeschichtlichen Fragen äu- 
Bern, werden oft als »Brandstifter* diffamiert. Als solcher wurde ausdrück- 
lich auch Ernst zünner in der Urteilsbegründung des Mannheimer ı Land- 
gerichts am 15. Februar 2007 bezeichnet. Verschwiegen wird jedoch, daß 
hoch angeschene Linke mehrfach zu offener Gewalt aufriefen und sich 
zur Gewaltanwendung bekannten. 

Zu denen, die sich öffentlich zur Gewalt im politischen Kampf be- 
kannten, gehört der französische Philosoph Jean-Paul sarTrr£. In einer 
Besprechung der deutschen Ausgabe seiner politischen Schriften! heißt 
es verharmlosend, er habe sich nur »ein einziges Mal... zur Gewaltan- 
wendung nicht nur historisch und theoretisch« bekannt, nämlich in La 
canse du penpie. 

Doch das ist falsch, worauf in einem Leserbrief verwiesen wurde.? 
Darin heißt es: »Nachdem im März 1970 ein Kommando der Maoisten- 
gruppe »Nouvelle Resistance Populaire* einen Bombenanschlag auf die 
Direktion einer Grubenunternehmung verübt hatte und fünf ihrer An- 
hänger vor den Staatsgerichtshof gestellt wurden, organisierte die >Rote 
Jean-Paul sarraz, Hilfe* einen sogenannten »Gegenprozeß* mit einem »demokratischen Volks- 

tribunal*, in dem sarrre als Richter saß. Auf die Frage des Pariser Journa- 
listen Claude KIEjJMAn, ob er wirklich an positives Handeln durch Ge- 
walt* denke, antwortet er, der Kapitalismus lasse sich nicht »auf 
freundlichem Wege* umkrempeln, und fährt fort: »Was ist die einzige 
Antwort darauf? Gewalt. Anders ausgedrückt: Wir werden die kapitali- 
stische Gesellschaft nie dazu bringen, daß sie einer sozialistischen Ge- 
sellschaft freundlich den Platz räumt. Sobald sich das Problem stellt, eine 
revolutionäre nichtkapitalistische Gesellschaft aufbauen zu müssen, heißt 
das sofortige und totale Gewalt... Die Gewalt ist etwas absolut Not- 
wendiges.* Auf Nachfrage führt er weiter aus: »Wir können uns also ein 
Herauskommen aus dem jetzigen Zustand, in dem wir uns befinden, 
nicht vorstellen ohne... cine Gewalt, die nicht nur eingesetzt und eta- 
bliert werden, sondern ständig wachsen muß.*« 





Mit Recht meint Hans-Ulrich kopr dazu: wHier scheint die Bezeich- 
nung »Brandstifter*, die sonst meist diffamierend auf Konservative ange- 
wandt wird, durchaus berechtigt.« Rolf Kosiek 


1 Jürg ALTWEGG, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 25. 1. 1996. 
1! Hans-Ulrich KOPP, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 3. 2. 1996. 
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Die Ermordung von Siegfried Buback 


m 7. April 1977 wurde der Generalbundesanwalt Siegfried BU- 
BACK von linksradikalen Mördern auf offener Straße in Karlsruhe 
erschossen!. Mit ihm starb auch sein Fahrer Wolfgang GÖBEL. Der Fahr- 
dienstleiter Georg WURSTER erlag im Krankenhaus seinen schweren Ver- 
letzungen. Sechs Tage nach dem Mord meldete sich ein »Kommando 
Ulrike Meinhofft und schrieb, daß es BUBACK »hingerichtet« habe?. 
Wer nun annahm, daß eine allgemeine Ablehnung dieses feigen Mor- 
des in der Bundesrepublik erfolgen werde, irrte sich. Große Teile der 


Linken, darunter viele angesehene Intellektuelle, sympathisierten sogar 





mit den Tätern und verharmlosten das Verbrechen. Diesem folgten dann 
im Herbst jenes Jahres, heute verharmlosend der »Deutsche Herbst< ge- 
nannt, weitere Morde der Roten Armee Fraktion (RAF): Am 30. Juli 
1977 wurde Jürgen PONTO, der Vorstandsvorsitzende der Dresdner Bank, 
ermordet; am 5. September 1977 wurde der Arbeitgeberpräsident Hanns 
Martin SCHLEYER entführt, wobei sein Fahrer Heinz MARCISZ und die 
Begleitbeamten Reinhold BRÄNDLE, Helmut ULMER und Roland PIELER 
erschossen wurden, der gefangene SCHLEYER wurde am 18./19 Oktober 
ermordet. Später kamen bei RAF-Attentaten folgende Menschen um: 
eine Person bei einem Banküberfall der RAF in Zürich am 19. Novem- 
ber 1979, Ernst ZIMMERMANN am 1. Februar 1985, der US-Soldat Edward 
PIMENTAL am 8. August 1985. Der RAF werden auch die unaufgeklärten 


' Der Spiegel, Nr. 17,1977,S. 17-22. 
2 Voller Text in: Stuttgarter Zeitung, 14. 4. 1977. 
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Der Tatort des 
Mordes an Siegfried 
BUBACK in Karlsruhe 

am 7. April 1977. 





Der Dienstwagen 
Siegfried BUBACKS Und 
das Motorrad der At- 
tentäter (Foto: Ull- 
stein), 


Ermordungen folgender Personen zugerechnet: des Atomphysikers Karl- 
Heinz seckurrs und seines Fahrers am 9. Juli 1986, des Abteilungsleiters 
im Auswärtigen Amt Gerold von BRAUNMmÜHL am 10. Oktober 1986, des 
Vorstandssprechers der Deutschen Bank Alfred HERRHAUSEn am 30. No- 
vember 1989, des Vorstandsvorsitzenden der Treuhand Detlev Karsten 
ROHWEDDER am 1. April 1991. Dabei gab es ferner eine Reihe von Ver- 
letzten 


| Im Anschluß an den mehr- 
 fachen Mord im Fall BUBACK 
erhob sich in der Bundesrepu- 
blik Deutschland eine Debat- 
te um die damit verbundenen 
Fragen, Bezeichnend für fast 
alle Kommentare der >unab- 
hängigen< Presse war der all- 
gemeine Versuch, die Morde 
zu verharmlosen und jede be- 
rechtigte Reaktion darauf zu 
unterbinden. Vor allem die 
SPD tat sich dabei hervor und 
warnte vor »überschießenden 
| Reaktionen«. 

In einem sSpiegel-Gespräch? 
benutzte der damalige 

- 2 >Rechtsexperte< der CDU, 
Walter WAIJAIANN, die Gelegenheit, über Antiterrorgesetze zu plaudern. 
Die Spiegel-Vertreter versuchten dabei jedoch, jede rechtliche Bekämp- 
fung des linken Terrorismus zu zerreden. 

Die Sympathisanten der linksradikalen Täter waren anschließend nicht 
untätig. In Berlin druckte die linke Zeitung INFO einige Aufrufe ab, die 
mit der Formel endeten: »Schafft viele Bubacks!« An einer Hauswand in 
Berlin, Ecke Charlottenburger Straße/Leibnizstraße, war zu lesen: »Macht 
aus Buback Zwieback!«* 

In Güttingen erschien am 27. April 19775 in der Zeitung des Allgemei- 
nen Studentenausschusses (ASTA) der Universität, die sich Göttinger Nacb- 
richten nannte, ein »Rülpser« eines anonymen Autors zu diesem Mord 
unter der Überschrift »Buback - ein Nachruf«/' Der Ardkel bewarf den 


3 Der Spiegel, Nr. 17,1977, S. 24-28. 
+ Stuttgarter Zeitung, 14. April 1977. 


s|Ouick, Nr. 21, 12. 5. 1977, S. 3; voller Text auch in: Der Spiegel, Nr. 22, 23. 5. 
1977,S. 44. 
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Toten mit Schmutz: »Wer sich in den letzten Tagen nur einmal genau 
sein Konterfei angesehen hat, der kann erkennen, welche Züge dieser 
Rechtsstaat tragt, den er in so hervorragender Weise verkörperte. Ehrlich, 
ich (der anonyme Autor, R. K.) bedaure es ein wenig, daß wir dieses Ge- 
sicht nun nicht mehr in das rotschwarze Verbrecheralbum aufnehmen kön- 
nen, das wir nach der Revolution herausgeben werden.« Außerdem war 
von »klammheimlicher Freude« über den Abschuß dieses »Typs« die Rede.° 

Zu diesem Mord schwiegen die sonst so sehr gegen jede Gewalt pro- 
testierenden tonangebenden linken Intellektuellen und die >Vordenker< 
der Nation. Es gab auch keine Lichterketten oder andere Betroffenheits- 
rituale nach diesen Morden. 

Am schlimmsten beim Buback-Mord war das Verhalten - meist durch 
Untätigkeit — der Bundesregierungin Bonn. Justizminister VOGII (SPD) 
stellte zwar Strafantrag. Ein Gericht entschied aber nur, der Göttinger 
ASTA müsse sich vom Text distanzieren. Welch lustiges Urteil! Als ob es 
im Strafgesetzbuch keine Paragraphen gäbe, die verlangen, daß eine sol- 
che Darstellung wie der genannte Göttinger Text zu bestrafen ist. Wer 
Straftaten billigt oder gar belohnt, kann nach $ 140 in Verbindung mit 
6138 des Strafgesetzbuches (StGB) mit Freiheitsstrafe bis zu dreiJahren 
bestraft werden. Außerdem darf nach Paragraph 189 StGB das Anden- 
ken Verstorbener nicht verunglimpft werden, was aber meist nur für Nicht- 
deutsche angewendet wird. Die Tat selbst wurde nie aufgeklärt. 

Obwohl sich der Göttinger ASTA nach langem Zögern von dem ge- 
nannten Text distanzierte, »solidarisierten« sich dann andere Studenten- 
vertretungen (u. a. in Hannover, Braunschweig, Kassel, Bochum, Tübin- 
gen)® sowie der bayerische Landesverband der Jungdemokraten (Judos) 
mit dem Inhalt dieses Textes/ Die Berliner Judos stellten 10000 Exem- 
plare eines Sonderdrucks des Göttinger Artikels her und verteilten ihn, 

Vor Gerichten in Bonn und Düsseldorf wurden Verbreiter und Nach- 
drucker dieses Buback->Nachrufes< freigesprochen." 

Einige Zeit später haben dann noch 48 Professoren und andere Hoch- 
schullehrer von acht deutschen Universitäten ein besonders scheinheili- 
ges Dokument vorgelegt. Sie forderten eine öffentliche Diskussion des 
Buback-Nachrufes, den sie nachdruckten, um »dem politischen Äuße- 
rungsverbot entgegenzutreten, indem wir das Recht auf freie politische 
Meinungsäußerung praktisch wahrnehmen«. Die dreizehn niedersächsi- 
schen akademischen Unterzeichner wurden vom zuständigen Wissen- 
schaftsminister Eduard pzster im September 1977 zwar ultimativ aufge- 
fordert und mit Entlassung bedroht, wenn sie sich nicht davon 
distanzierten.!" Doch es erfolgte nichts Wesentliches wie ebenso auf ei- 
nen Aufruf des Berliner Wissenschaftssenators Peter GLorz an die be- 
treffenden Berliner Professoren." 
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6 Die Weit, 9. 7.1977. 
Das Pseudonym 
hieß >Göttinger 
Mescalerot, ein 
gewisser Klaus 
HÜLBROCK bekannte 
sich als Verfasser. 
Siehe Faksimile 
eines Briefes, den er 
an den Sohn des 
Opfers, Michael 
BuBACK, im Jahre 
2001 richtete (siche 
S. 783). 

7 Die Welt, 

29. 9.1977. 

8 »Buback->Nachruf< 
wird in 10000 
Exemplaren ver- 
teilt«, in: Schwabisches 
Tagblatt, 24. 9. 1977 


° "Freispruch nach 
Buback->Nachruf<« 
in: Schwabisches 
Tagblatt, 23. 12. 
1977. 

10 Hans-Peter 
SATTLER, »Die 
Gretchenfrage an 
dreizehn Professo- 
ren«, in: Stuttgarter 
Zeitung, 14.9. 1977. 
11 "Die Auseinander- 
setzung des Berliner 
Wissenschaftssena- 
tors mit 12 Profes- 
soren«, in: Die Welt, 
9. 7. 1977. 





Generalbundesanwalt 


Siegfried BUBACK. 


12 Arnold RIEGER, 
»Mohnhaupt fängt 
im Land ihr neues 
lieben ang, in: 
Stuttgarter Nachrich- 
ten, 27. 3. 2007, 


B Thomas MIGGE, 
»SS-Verbrecher 
Priebkc darf 
arbeiteng, in: 
Stuttgarter Nachrich- 
zen, 14. 6. 2007. 


14 Carsten HOLM 
u.a., »Das Geheim- 
nis des dritten 
Mannes«, in: Der 
Spiegel, Nr. 17, 2007, 
5.434. 


Trotz dieser Verhältnisse mit vielfachen linken Mordtaten und im Ge- 
gensatz dazu fehlender rechter Gewalt wurde von Politikern und Medien 
zum >Kampf gegen Rechts«, zum »Aufstand der Anständigen« gegen an- 
gebliche rechte Gewalttaten, die sich dann als anders verursacht erwie- 
sen, aufgerufen. Jede ernsthaft um die historische Wahrheit geführte 
Debatte um umstrittene Vorgänge aus der Zeit des Zweiten Weltkrieges 
wurde und wird in der Bundesrepublik mit Gefängnis und allen mögli- 
chen anderen Verfolgungen bestraft, ohne daß sich Professoren oder 
andere Hochschullehrer für die hier wirklich bedrohte Freiheit der Wis- 
senschaft und der Meinungsäußerung einsetzen. Auch werden Richter 
wie der Mannheimer Richter ORLET im Fall Günter DECKERT vom Au- 
gust 1994, die eine begründete rechte Meinungsäußerung gegen den 
Zeitgeist nicht sofort hoch bestrafen wollen, öffentlich angegriffen und 
ihres Amtes enthoben. 

Zum 30. Jahrestag des BUBACK-Mordes im Frühjahr 2007 wurde viel 
und mit großem Verständnis für die Täter über den BUBACK-Mord in den 
Medien diskutiert. Verschiedentlich wurden »Dokumentationen« über die 
einzelnen Täter im Fernsehen gebracht. Als die mehrfache brutale Mör- 
derin und RAF-Chefin Brigitte MOHNHAUPT, die auch den Mord an BU- 
BACK plante und leitete, nach 24jähriger Haft am 26. März 2007 vorzeitig 
endassen wurde, schlug ihr in den Medien, obwohl sie die Umstände 
ihrer Verbrechen immer noch nicht mitgeteilt hatte, eine Welle des Wohl- 
wollens entgegen.!? Bundespräsident Horst KÖHLER hielt es trotz vieler 
Warnungen mit der Würde seines hohen Amtes vereinbar, sogar mit dem 
Terroristen und überführten RAF-Mörder Christian KLAR, für den sich 
viele öffentlich eingesetzt hatten, zur Meinungsbildung über eine etwaige 
Begnadigung persönlich zu sprechen, die dann doch verschoben wurde. 
Hingegen für den in Rom seit mehr als 13 Jahren inhaftierten 94jährigen 
deutschen Soldaten Erich PRIEBKE, der in schwerer Zeit seine Pflicht tat, 
hat er sich nicht verwandt. 

Bezeichnend war auch die Wortwahl der Medien in Artikeln über den 
BuBACK-Mord. Während sie vom »SS-Verbrecher PRIEBKE& schrieben 
und die Proteste vertraten, die sich gegen die Vergünstigung, daß er ar- 
beiten dürfe, erhoben hatten, vermieden sie es peinlichst, die RAF-Täter 
»Mörder« oder »Verbrecher« zu nennen. So kommen diese beiden zu- 
treffenden Beurteilungen auf den zehn Seiten der Titelgeschichte über 
den Mord an BUBACK im Spiege/* nicht ein einziges Mal vor. Die Täter 
werden dort »RAF-Angehörige, -Mitglieder, -Kämpfer, -Veteranen, -Häft- 
linge, -Terroristen« genannt. 

Sogar die früheren Ermüdungen gegen die BUBACK-Mörder scheinen 
nicht mit der gebührenden Sorgfalt durchgeführt worden zu sein, Bu- 
BACKS Sohn Michael kritisierte im Jahre 2007 bei der erneuten Diskus- 
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sion über die Ermordung seines Vaters folgendes: 1977 seien zwei Haa- 
re, die sich in der Tasche, in der die Mordwaffe transportiert wurde, und 
in dem bei der Tat benutzten Motorradhelm befanden, sowie mit diesen 
übereinstimmende Haare an Kleidungsstücken, die damals von Terrori- 
sten in einem Koffer versandt wurden, nicht auf ihre Herkunft bei ei- 
nem der später verhafteten Terroristen untersucht worden, '® 

Linke Mörder und linksextreme Gewalttäter stoßen in der heutigen 
Bundesrepublik eben auf größeres Verständnis als gewaltfreie Nationa- 


le, die sich für die geschichtliche Wahrheit einsetzen. Rolf Kosiek 
Klaus Hülbrock 
MESCALERO: 
ief an Michael Buback 
Sehr gechrter Herr Buback! 


"Mauche Sätze geben ihr Gift erst nach Jahren ab.”, schrieb Elius Canetti. Eiuer 
unserer geistigen Ziehväter, der sich nun auch nicht mehr richtig distanzieren kasuı. 


Zu Ihrer Begegnung mit Trittin möchte ich Ihnen mein anfrichtiges Mitgefühl aus- 

drücken. Aber der hat nun wirklich uichts damit zu ton. Ich bin das scharfe Schwarz. 

- Blackout aller. Kognitives Nichts. Der Niemand, auf deu Sie trefflicher zielen 
neu. 


Ich habe Ihnen im Frühjahr 1999 mitgeteilt, dass mir die damals persönlich auf Ihren 
Vater gemöuzten Worte heute weh tun. Und dass zu einer Distanzierung vou der po- 
litischeu Performanz des Artikels kein Anlass besteht. Lesen Sie gefälligst die Ge- 
richts-Urteile! Machen Sie sich kundig gegen dumpf wallende Gefühle scheinheiliger 
Allianzen. Recht ist gesprochen worden. Gerechtigkeit ist in dieser Sache aber uicht 
ergangen. 


Schämen müssen sich diejenigen, die damals den schmähenden Sachgehalt des Arti- 
gen seinen Wahrheitsgehalt glaubten ausspielen zu sollen. Die müssen sich schä- 

men, die den Text aus seinen: Feld, aus dem Zusammenhang gerissen, verdreht, ver- 

stümmelt und für ihre schwachsinnige “Sywpathisautensumpf-Kampagne” brunutzt 


Es sind dieselben Banausen und Wahrheitsverdreher anı Werk. Emeovt ungerecht- 
fertigt bietet sich dasselbe erbärmliche Schauspiel von Masse uud Macht. 


Ja, ernähren denn die sich nicht richtig? Schlucken die zu viel neopatherisches Pro- 
kabin, dass an ihnen nun emeut der Distanzierungs- Wahnsinn vorfällt? 


Aus aller damit geboteneu Ferne kaun ich ihnen nur zurufen: "Gute Besserung!”. 
Uud "Viva Mescalero!”. 


24 Januar 2001 K 


© - 

Dieser Brief it ein Gemmtkuustwerk. Sie können {ho alt Ganzes wiedergeben. Sie sollten ihn 
uicht wie gewohot verbiegen, terdreben, verstümmeln oder In der Ihnen eigrarn Sproche un- 
drehrn wollen. Alle Rechte bleiben bein Autor. 


Richtigkeit meines Namens umd des Allonyoıs köunen Siefan Aust vom “Spiegel” und 
Eat Kohn vom “Stern” bezeugen, mi denen ich 1997 baw. 1998 von meiner lüdtnscheider 
Adresse aus in Kontakt getreten bin. 
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35 Michael BUBACK,, 
»Die Haare der 
Täter«, Leserbrief 
in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 
14. 9. 2007, S.U. 


Faksimile eines Brie- 
fes, den Klaus HÜL- 
srock (>Cöttinger 
MescaleroO an den 
Sohn des Opfers, 
Michael susack, iM 
Jahre 2001 richtete. 





Oben: Richard W. 
rıchLers Verdienstvol- 
les Buch über und 
für eine Wiederkehr 
des Scheinen, 
Grabert, Tübingen 
1984. Rechts: 
Wiener Aktionismus 
pur: s80th Actione 
von Hermann nırtsch, 
Prinzendorf 1984. 
»Volksverdummung 
auf hohem Honorar- 
Niveau« (Prof. Ri- 
chard W. zıcHLer), 


' Braun Schweiger 
Zeitung, 19. 12, 1969. 


Die Zerstörung der Kunst durch die 68er 


D: maßgeblich durch die frankfurter Schule! beeinflußten 68er 
ewirkten durch ihre revolutionären Ideen und die Zersetzung tra- 
ditioneller Werte nicht nur eine folgenschwere Veränderung der deut- 
schen Gesellschaft, sondern auch eine tiefgehende Zerstörung des deut- 
schen Geisteslebens. Das wirkte sich insbesondere auf dem Bereich der 
Kunst aus, deren zeitlose Normen zugunsten oberflächlicher und oft 
genug widerlicher oder abstoßender »Aktionen« zerstört wurden. >Hap- 
penings<- oder >Ereignis(Events)-Künstler< wurden von den Massenme- 
dien vorgestellt wie gefeiert und gewannen sogar Kunsthochschulen für 
ihre als >Kunst< anerkannten Darbietungen, 

Bezeichnende Beispiele für diese pervertierte Art >moderner Kunst< 
bildeten die Auftritte des >Aktions-Künstlers< Otto MULHL. so veranstal- 
tete er am Dienstag, dem 17. Dezember 1969, in der Staatlichen I loch- 
schule für Bildende Künste in Braunschweig unter Billigung der Profes- 
soren solch ein >Happeninge Die Lokalzeitung berichtete darüber:! 
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»Zunächst trat der splitternackte MUEHL 
vors Mikrophon und verlas ein Gedicht zum 
Thema Weihnachtskonsum, übermäßiges 
Fressen nebst Folgen und Weihnachts-Kampf- 
pause (Titel der MUEHL-Aktion: >0 Tannen- 
baum«). Während von Tonbändern Weih- 
nachtslieder erklangen, steigerte MUEHL sich 
in einen Schreikrampf und legte sich anschlie- 
Bend entspannt zu seiner nackten Gefährtin 
in das - fürs Fernsehen hell angestrahlte - Bett. 

Später wurde die Frau aus dem Bett geho- 
ben. Man brachte in einer Holzkiste ein 
Schwein, die Kiste wurde geöffnet, das gräß- 
lich quiekende Tier mit Gewalt auf das Bett 
gelegt. Der Schlachter trat in Aktion: Fach- 
gerecht tötete er das sich wehrende Schwein 
und schnitt ihm dann die Halsschlagader auf. 
MUEHL fing das Blut in einem Plastikeimer 
auf und goß es über die am Boden liegende 
Frau. Später legte sich die Frau neben das 
ausgenommene Schwein ins Bett. Därme und 
Eingeweide wurden über ihren Leib verteilt. 
MUEHL spritzte Milch, rohe Eier und Mehl 
über sie, schließlich urinierte er auf die Frau 
und leerte seinen Darm auf den Schweine- 
kadaver.« Ein Bild von diesem Happening mit 
dem nackten Künstler vor der blutig über- 
gossenen Frau bringt EICHLER. 

In einer Zeitungsanzeige! sprachen sich 
zwanzig namentlich aufgeführte aufgebrachte 
Bürger aus Braunschweig, die die »Aktion 
Menschenwürde« gegründet hatten, gegen 
diesen »Akt grausamster Verletzung der Men- 
schenwürde« aus und fragten zu Recht: »Sinti 
wir schon so abgestumpft, daß wir uns nicht 


? Richard W EICHLER, Die Wiederkehr des Schönen, 
Graben, Tübingen1984, S. 160. 

1 Anzeige »BraunSchweiger in Stadt und Land! 
Nie wieder Verletzung der menschlichen Wür- 


de! Das lassen wir uns nicht bieten!« in: Braun- 
Schweiger Zeitung 23. 12. 1969. 
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7 a 
»Scheißbild mit Gelb« nannte der in Berlin wirkende 
Maler und Kunsthistoriker Martin von osrrowskı 
(Jahrgang i958) sein Werk aus dem Jahre 1987. 
Prof. Richard W. zıcneer spricht in diesem Zusammen- 
hang von »Miserabilismus«, um diese Abkehr von den 
ästhetischen Regeln und den Sturz in die Niederungen 
zu bezeichnen. Die berühmte Geigerin Anne-Sophie 
“urrer Meint zur Kulturlosigkeit: »Wir brauchen Kul- 
tur, um uns als Menschen mit einer Tradition zu defi- 
nieren und um uns gleichzeitig abzugrenzen. Mittel- 
fristig führt Kulturlosigkeit zur geistigen Verarmung und 
langfristig zur Verblödung eines Landes.« 
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Otto vun wurde 
wegen Vergewalti- 
gungen und Sex mit 
Minderjährigen verur- 
teilt. 


mehr gegen derartige perverse Aktionen auflehnen? Sind unsere Intel- 


| lektuellen und Künstler schon so verbildet, daß sie bei solchen Vorgän- 


gen über Für und Wider diskutieren müssen? Haben sie vergessen, daß 
die Diskussion da aufhört, wo die Menschenwürde angetastet wird?« 

Einen späteren Bericht über den »Kaldaunen-Wüterich Hermann 
NITSCIH« brachte Reinhard MÜL.LER-MEHLIS.* 

In Osterreich, besonders in Graz in der Steiermark, trat seit Ende der 
sechziger Jahre in ähnlicher Weise Hermann NLTSCH5 auf, der durch öf- 
fentliche Tierschlachtungen unter Einbeziehung des Kruzifixes - so 
Doppelkreuzigung einer Frau und eines Schweines 1968 in München® - 
auf sich aufmerksam machte und solches als Kunst ausgab. Ausgerech- 
net dieser Mann wurde von Kultusminister SCHÖLTEN 1992 als repräsen- 
tativer Künstler Österreichs zur Weltausstellung nach Sevilla gesandt.” 

Ähnliche, von der Presse als moderne Kunst gefeierte Happenings 
veranstalteten Günther BRUS oder H. A. SCHULT, Von diesen gab es Über- 
gänge bis hin zuJoseph BEUYS und manchem Regisseur eines deutschen 
Theaters, der aus dieser - nach SCHILLER - moralischen Anstalt eine sehr 
unmoralische Einrichtung machte: Auswirkungen des durch die 68er 
Kulturrevolution gesteigerten »Verlustes der Mitte« der Deutschen," 

Rolf Kosiek 


Hermann xırscu, Österreichischer Staatskünstler und Träger höchster öster- 
reichischer Staats preise, gab folgende Regieanweisung für das Mysterien- 
spiel Die Eroberung von Jerusalem’ 

»christus wird in ein schlachthaus geführt, er schlachtet mit hilfe von metz- 
gern 20 rinder. die tiere werden ausgeblutet und abgehäutet, hat christus 
einen stier getötet, legt er sich auf das am rücken liegende abgehäutete 
noch zuckende tier, saugt am geschlechtsteil des stieres, saugt urin heraus 
und beißt in das geschlechtsteil des stieres, er küßt die hoden... hat chri- 
stus eine kuh getöt (sic), legt er sich auf das am rücken liegende abgehäute- 
te und noch zuckende tier, schleckt das geschlechtsteil der kuh und steckt 
seine zunge tief hinein... akteure beginnen auf großen mengen rohen 
fleischs und eingeweiden herumzutrampeln, sich zu beschütten und zu be- 
spritzen... wenn christus ausrutsch, springt nr. 38 auf ihn, steckt seinen 
erigierten penis. 


* Reinhard MÜLLER-MEHLIS in: Die Welt, 28. 10, 1980. 

> Walter MARINOVIC, Diktatur des Häßlichen, Kulturpolitik bente, Ixopold Stocker, 
Gra? —Stuttgart 1995, S. 78. 

° Abbildung vom Münchner Happening 1968 in: EICHLER, aaO. (Anm. 2), S. 160 f. 
” MARINovic, aaO. (Anm. 5), S. 112. 

$ Hans SEDLMAYR, Verlust der Mitte, Otto Müller, Salzburg 1948. 

* Zitiert von Richard MEUSCH, Der letzte Alt, Hohenrain, Tübingen ?2007, 5. 231. 
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Willy Brandt in Selbstzeugnissen 


\ \ Tilly sranpr war von 1969 an Bundeskanzler einer sozial-libera- 

len Koalition, bis er 1974 zurücktreten mußte, nachdem sein enger 
Berater GUILLAUME als hochkarätiger Ostagent enttarnt worden war. 
BRANDTS Vorgeschichte wurde und wird meist verdrängt und verschwie- 
gen und sei nachfolgend durch Selbstzeugnisse belegt. 

Willy BrRAnDT ist einer der Decknamen, unter denen der als ı lerbert 
Ernst Karl rranm am 18. Dezember 1913 in Lübeck geborene extreme 
Sozialist nach 1933 im Ausland tätig war. Schon als Jugendlicher ging er 
zu den Roten Falken und dann zur Sozialistischen Arbeiterpartei (SAP), 
die den Kommunisten nahestand. In der SAP stand er deren Jugendor- 
ganisation vor. Im April 1933 flüchtete er in einem Fischerboot über die 
Ostsee nach Rodby auf der dänischen Insel Lolland und weiter nach 
Norwegen, wobei die Gründe für diesen plötzlichen Aufbruch ungeklärt 
sind. Es gibt Vorwürfe wegen eines Mordes in Lübeck. Von Oslo aus 
reiste erin den folgenden Jahren in mehrere Länder, war als linker Jour- 
nalist auf Rotfront-Seite im Spanischen Bürgerkrieg tätig, konnte sich in 
norwegischer Uniform 1940 bei der deutschen Besetzung tarnen und 
nach mehrwöchiger Gefangenen zeit freikommen, um dann im Sommer 
1940 nach Schweden überzutreten. In Stockholm leitete er ein norwe- 
gisch-schwedisches Pressebüro und besuchte gelegentlich noch Oslo. Im 
Sommer 1945 war er wieder in Oslo, wirkte als Journalist dort beim Ar- 
beiterbladet und wurde dann als Berichterstatter zum Nürnberger Prozeß 
geschickt. So kam er im Herbst 1945 in norwegischer Uniform nach 
Deutschland zurück, war während des Militär-Tribunals in Nürnberg, 
wurde 1946 norwegischer Attache im Majorsrang in Berlin und machte 
ab 1948, nach Ablegung der norwegischen und Rückerwerb der deut- 


schen Staatsbürgerschaft, seinen Weg als Schützling des Berliner Regie- 


renden Bürgermeisters Ernst REUTER und des lange Jahre in Moskau 
tätig gewesenen Herbert wennerin der SPD, in der er Parteivorsitzender, 
Kanzlerkandidat, Bundeskanzler und Ehrenvorsitzender wurde. Er erhielt 
den Friedensnobelpreis.! 

Zur Einschätzung von Willy granprs Persönlichkeit seien einige be- 
zeichnende Zitate gebracht. In Paris, wo damals die Zentrale der SAP 
saß, sprach er 1937 vor dem erweiterten SAP-Vorstand über »Ein Jahr 
Krieg und Revolution in Spanien« und erklärte: »Der Einsatz der Russen 


1 Peter KLEIST, Wer ist Willy Brandt. Eine Antwort in S'elbstzengnissen, National- 
Verlag, Rosenheim "1976; Willy Brandt ohne Heiligenschein, Deutsche Ver- 
lagsgesellschaft, Rosenheim 1977. 
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Von often; Willy 
BRANOT 1937 und 


1945. 


Den ksl. vonke legaun i Stock holm 
beridber hervel at innehareren ar 
dere kor 


haha: buche. ar Blase 

Man unmoder om ar alle militäre os 
eivile norıhe .- allierte myndigheter 
ie ham all den bistann som han mätte 
a behov for under sit arbeide 


Sakeim 1 Ama en 





| A. Fra (arte has] 


x 32 Kal. Norsk Legasion 
für die Vernichtung rrancos war eine außerordentlich fort- 
schrittliche Angelegenheit.«? 

Kurz vor dem Zweiten Weltkrieg schrieb er in einem Brief an 
die »werten Genossen« im Zentralkomitee des kommunistischen 
Jugendverbandes Deutschlands: »Als Schüler von marx und LE- 
NIN wissen wir, daß es zum siegreichen Kampf der Arbeiterklas- 
\ er se einer zielbewußten und revolutionären Partei bedarf. . , Das 

 7iel dieser Arbeit ist es, in Deutschland eine wahrhaft kommu- 
sranpr als Schüler im nistische Partei und in der Welt eine wahrhaft kommunistische Interna- 


Jahre 1930; rechts tionale zu schaffen.«3 
sein norwegischer 


Presseausweis 1945. 





Im Zweiten Weltkrieg schrieb er von Stockholm aus drei Bücher ge- 
gen die deutsche Besetzung Norwegens und rühmte die norwegischen 
Partisanen.* Im Jahre 1942 brachte er das Buch Geuerillakrieg heraus, in 
dem er sich gegen die Haager Landkriegs Ordnung und für den Partisa- 
nenkrieg einsetzte. Von Schweden aus lieferte er dem US-Geheimdienst 
Material, insbesondere Vorschläge für die Behandlung Deutschlands nach 
Kriegsende. In einer Mitteilung vom 22. Mai 1944 an den US-Geheim- 
dienst schlug er vor: »Beamte, Richter und Polizeibeamte müssen in großer 
Zahl gefeuert, interniert und in Gefangnisse gesteckt werden. Solche Maß- 
nahmen liegen nicht zuletzt im Rahmen einer kraftvollen demokratischen 
Revolution, wie sie unglücklicherweise 1918/19 nicht vollendet wurde. 


? Zitiert in KLEIST, ebenda S. 15. 

3 Zitiert ebenda S. 66. 

* AJorgeforsätter Kampen (Norwegen setzt den Kampf fort), Norges vag mot friheten 
(Norwegens Weg in die Freiheit) und Norge ockuperat och (ritt (Norwegen besetzt 
und frei). 


3 Dentschland-Magazin, Januar 1980, dort zitiert aus Dokument 3399. 


788 


Ihm wurden seine andsemitischen Ausführungen vom Mai 1944 ver- 
ziehen, die er über die US-Botschaft in Stockholm an das Außenministe- 
rium in Washington richtete. Darin heißt es: »Wir bedauern die sehr dra- 
stischen Maßnahmen zutiefst, die die deutsche Nazi-Regierung BEBEH: ar Frau Carlots.und 
Juden und andere Minoritäten ergriffen hat. Dennoch schlage ich vor, seiner Tochter Ninja 
daß die Alliierten die Rückführung deutscher Juden aus dem Exil nicht bei der 1. Mai-Feier 
begünstigen sollten. Das liegt im Interesse eines zukünftigen demokrati- 1944 in Stockholm. 
schen Deutschland. Das deutsche Volk steht 
den Juden weiterhin feindlich gegenüber, Sie 
werden für den Krieg, die Blockade und die 
massiven Bombardierungen verantwortlich . 
gemacht. Es wird sehr schwierig sein, sich 
mit den Exil-Juden zu solidarisieren. Das 
deutsche Volk sollte nicht für die Nazis und | 
ihre Vergangenheit verantwortlich gemacht 
werden. Die Rassengesetze sind ein fait ac- 

compli (vollendete Tatsache), Die Jud 

tragen einige Verantwortung dafür, wenn es 
in Deutschland ihnen gegenüber Vorurteile 
und Feindseligkeiten gibt.«® 


Willy sranpr Mit sei- 













Mit seinen Erfahrungen von der Nürn- 
berger Siegerjustiz, die er befürwortete und 
von der er die Rede des Anklägers Robert 
H.JACKson am 21. November 1945 als »ein 
großes Erlebnis« mitnahm, schrieb er 1946 
das Buch börbrytere og andre Tyskere (V erbre- 
cher und andere Deutsche).’ Darin heißt es: 
»Die Nazis — in Deutschland und anderen 
Ländern - sind schuldig. Nürnberg hat ei- 
nen Schuldkomplex aufgerollt, der die wil- 
deste Phantasie übersteigt. Schuld sind nicht | 
nur die Parteiführer und Gestapo-Terrori- 
sten, sondern auch die Gruppen von Junkern, Großindustriellen, Gene- 
ralen, Bürokraten und Professoren, die mit dabei waren, den Terror und 
den Krieg zu entfesseln. Diese Gruppen müssen ausgeschaltet werden.« 
(8. 30) 


* Im Dentschland-Magazin, 12/1979, zitiert aus dem Buch Perain, Laval et de Gaulk. 
Les secrets des Archives Americaines des türkischen Schriftstellers Nerin E. GUN. 


Willy BRANDT, Forbrytere og andre T'yskere (Verbrecher und andere Deutsche), 
Aschehoug, Oslo 1946, 
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Den besiegten Deutschen wünschte er Schlimmes: »Ich habe mich nie 
zu einer Begeisterung für Todesurteile aufraffen können, aber so, wie die 
Welt, in der wir leben, nun einmal ist, rechnete ich damit, daß es notwen- 
dig sein werde, eine große Anzahl von wertlosen nazistischen l.eben aus- 
zulöschen.« (S. 23) »Die Nazis müssen ohne falsche Sentimentalität be- 
handelt werden.« {S. 161). 

In lupenreiner Umerziehungssicht schrieb er auch, die Geschichte 
verfälschend: »GÖRING wollte sich als Anhänger einer ritterlichen Krieg- 
führungausgeben. Aber unter seinem Kommando legte die Luftwaffe War- 
schau, Kristiansund und Rotterdam in Trümmer. So begann der unein- 
geschränkte Bombenkrieg.« (S. 85) 

Ebenso verbreitete er eine Geschichtslüge, wenn er angab: »In Frank- 
reich wurden im Laufe der Okkupationsjahre 29 000 Geiseln erschossen, 
11 000 davon in Paris.« (S. 63) Richtig ist jedoch, daß während der deut- 
schen Besatzungszeit vom Militärbefehlshaber oder dem Höheren SS- 
und Polizeiführer rund 750 Geiseln erschossen wurden, meist Kriminelle 
aus französischen Gefängnissen. 

Über den Österreich-Anschluß meinte er entgegen der historischen 
Wahrheit: »Man wußte von Anfang an, daß der »Anschluß« mit Betrug 
und Gewalt durchgesetzt worden war.« (S. 49) Ebenso falsch ist das Ur- 
teil: »Die Naziführer waren wirklich auf die Weltherrschaft aus.« (S. 57) 

Den Verlust ganz Ostdeutschlands und damit rund eines Drittels des 
deutschen Kultur- und Siedlungsboden befürwortete er, was an Landes- 
verrat grenzt, und meinte: »Die planmäßige Polonisierung, die schon statt- 
gefunden hat und die weitergehen wird, bis die Friedenskonferenz sich 
versammelt, deutet indessen darauf hin, daß »neue Tatsachen« von dauer- 
haftem Charakter geschaffen werden.« {S. 307) Die sowjedschen Greuel 
beim Einfall der Roten Armee in Mitteldeutschland versuchte er zu vet- 
harmlosen: »In Berlin kam es vor, daß deutsche Verbrecher in russischen 
Uniformen auftraten und plünderten und mordeten.« (S. 182) Ebenso 
spielte er die Untaten der Tschechen herab: »Auch Vergewaltigungen 
kamen vor.« (S. 219) Als Entschuldigung hieß es dann wieder im Gegen- 
satz zur geschichtlichen Wirklichkeit: »Eine große Anzahl von Sudeten- 
deutschen beging Verrat gegen die tschechoslowakische Republik, die 
ihnen trotz allem sehr große Minderheitenrechte gegeben hatte.« (S. 221) 

Er lobte die neue Kommunistische Partei Deutschlands: Diese Partei 
nahm im Gegensatz zu früher eine positive Haltung zur Demokratie und 
zum Parlamentarismus ein.« (S. 232) Dafür kritisierte er die antibolsche- 
wistische Haltung des Nachkriegs-SPD-Vorsitzenden Kurt SCHUMACHER: 
»»Seine außenpolitische Orientierung schien ziemlich einseitig zu sein. Seine 
Haltung in der Einigungsfrage wirkte negativ.« (S. 257) Nicht umsonst 
warnte SCHUMACHER seine Parteifreunde vor BRANDT. 
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BRANDT hat seine früheren Aussagen nie widerrufen oder sich davon 
distanziert. Als er im WESSEI.Y-Prozeß 1962 die Frage gestellt bekam, ob 
er immer noch den Gedanken einer "IE i ; EU 
Einheitsfront von KPD und SPD, ! 
insbesondere für den Fall einer deut- L[ 
schen Wiedervereinigung, hege, ver- 
bat er sich diese Frage und nahm 





legenheit zu einer Klärung wahr. 
BRANDTS Politik des Verzichts auf 
Ostdeutschland und das Sudetenland 
konnte sich seit seiner Kanzlerschaft 
ab 1969 voll auswirken. Vergessen war 
sein wohl nur opportunistisch ge-| 
meintes Grußwort zum Schlesier- 


1963 in Köln: »Verzicht ist Verrat, 
wer wollte das bestreiten?.... Der 
Wiedervereinigung gilt unsere gan- 
ze Leidenschaft.« Auch die deutsche 
Einigung hatte er abgeschrieben und 
damit als Bundeskanzler gegen die 
Präambel des Grundgesetzes und die 
oberste Pflicht deutscher Politiker 
verstoßen. Am 29. Dezember 1969 
brachte das amerikanische Nachrich- 
ten-Magazin US-Nem and World Ri- 
port ein Interview mit dem frischge- 
backenen Regierungschef, in dem er = H 
bekannte: »Ich muß gestehen, daß ich aufgehört habe, von Wiederverei- srannrs Kniefall in 
nigung zu reden.« Dafür arbeitete er auf die Anerkennung des Pankower Warschau, 
Regimes als zweiten deutschen Staats hin, die gerade noch durch die klei- 

ne deutsche Wiedervereinigung verhindert werden konnte. Kurz vor dem 

deutschen Herbst 1989 erklärte er am 11. September 1988 in Berlin: Es 

»wurde die Wiedervereinigung zu jener spezifischen Lebenslüge der zwei- 


ten deutschen Republik«, was er in seinen Erinnerungen: kurz vor der deut- 3 Willy BRANDT, 
schen Wende noch einmal so ausdrückte: »Es war eine lebenslügnerische Erinnerungen, 
Vorstellung, 1945 sei nur die Gewaltherrschaft und nicht auch der Staat Ullstein, Berlin 
zugrunde gegangen.. , Durch den Kalten Krieg und dessen Nachwir- 1989, 5. 154 ff. 
kungen gefördert, gerann die »Wiedervereinigung* zur spezifischen Le- 
benslüge der zweiten deutschen Republik.« Rolf Kosiek 
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Lafontaine fälschte Foto 


m Vorfeld der Bundestagswahl von 1990 erschien eine Werbebro- 
chüre für den SPD-Bundeskanzler-Kandidaten Oskar LAFONTAINE mit 
dem Titel Os£ar Lafontaine - einer von uns. Darin ist auch cin Foto etwa aus 
dem Jahre 1944 der Familie LAFONTAINE mit dem am 16. September 1943 
geborenen Oskar und seinem Zwillingsbruder Hans als Kleinkinder auf 
dem Schoß von Vater und Mutter. Der Vater ist darauf anscheinend in 
einem Zivilanzug abgebildet. Dieses erscheint so, weil aus dem Original,! 
das den Vater in der Uniform eines Unteroffiziers der deutschen Panzer- 
truppe zeigt, der bald darauf gefallen ist, offensichtlich die Uniform- 
abzeichen heraus retuschiert worden sind.” Dem Wähler wird also eine 
Fälschung dargeboten, weil man offenbar die Tatsache, daß Vater La 
FONTAINE Angehöriger der Deutschen Wehrmacht war, als belastend an- 
Oscar ıarontame sah und dem unkritischen Betrachter vorenthalten wollte. 
> decneunziger Schämte sich LAFONTAINE, der gern von Schuld und Sühne der Deut- 
schen spricht, oder der Verfasser der Broschüre so sehr dieser Wirklich- 
keit seines Vaters, daß er zu einer Fälschung greifen mußte? 
Wollte er, wie Günter GRASS es jahrzehntelang mit seiner Zugehörig- 
keit zur Waffen-SS tat, die Zugehörigkeit seines Vaters zur Deutschen 
Wehrmacht vertuschen? Rolf Kosiek 








Original (links) und retuschiertes Bild (rechts). 


1 Original in: Prominente ohne Maske nen, FZ-Verlag, München, 2001, S. 119, 
? »Lafontaines Fälschung«, in: Narionai-Zeitung, 23, 3. 1990, 
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Hanna Reitsch stellt Hitler-Film richtig 


m Jahre 1973 wurde der mit monumentaler Ausstattung gedrehte 

Film Hitler, die letzten 10 Tage aufgeführt, in dem Sir Alec GUINNESS die 
Rolle hiTLERs spielt. Darin wird über die letzten Tage im Führerbunker 
1945 viel Falsches dargeboten. So gab es zum Beispiel kein viertes Testa- 
ment HITLERS, das im Film vor dem Bunker zerrissen wird. Die Schau- 
spieler stellen die damaligen Vorgänge so dar, wie Klein-Mäxchen sich 
den Untergang des Dritten Reiches vorsteilt oder vorstellen soll, jedoch 
nicht so, w'ie er ablief. 

Als Zeitzeugin hat die große Fliegerin Hanna rEITSCH,': die am 26. 
April 1945 Generaloberst Robert Ritter von GREIM? in das bereits einge- 
kesselte Berlin flog, bei HITLER war und dann am 29. April auch wieder 
mit dem Generalfeldmarschall hinausflog, eine Richtigstellung zu dem 
Film veröffentlicht, in der es heißt: 

»Was nun die Darstellung meiner Person, mein Tun und die Wörte, die 
ich dort gesprochen haben soll, betrifft, so ist aber auch jedes Wort und 
Geschehen unwahr. Hätte man wirklich die Wahrheit sagen wollen, so 
hätte man ja nur mich persönlich zu Rate zu ziehen brauchen; doch man 
wußte sicher: Wenn man bei der Wahrheit geblieben wäre, so wäre der 
Film halt recht undramatisch geworden. 

Der wirklich dramatische Flug, den ich als Flieger durchzuführen hatte, 
um Generaloberst von GREIM nach Berlin zu bringen, konnte im Film 


1 Hanna REITSCH (1912—1979) errang zahlreiche Weltrekorde im Segelfliegen, 
wurde der erste weibliche Flugkapitän, war im Zweiten Weltkrieg Testpilotin 
der Luftwaffe und flog unter anderem erste Hubschrauber und Raketenflug- 
zeuge. Sie erhielt 1942 als erste Frau das EK I und das Goldene Flugzeugfüh- 
rerabzeichen mit Brillanten, Ab 1945 war sie 15 Monate unter schändlichen 
Bedingungen in US-Haft, wo sie sich weigerte, unwahre Aussagen zu unter- 
schreiben. Später errang sie weitere Weltrekorde im Segelflug. Sie schrieb Fäegen 
mein Leben (1951), Höben und Tiefen (1978) und Das Unzerstörbare in meinem Leben 
(1979). 

2 Robert Ritter VON GREIM (1892-1945) vernichtete im Ersten Weltkrieg als er- 
ster Flieger einen feindlichen Panzer aus der Luft. Inzwischen Generaloberst 
geworden, wurde er nach der Absetzung GÖRINGS im April 1945 letzter Ober- 
befehlshaber der Luftwaffe und zum Generalfeldmarschall befördert. Am 8. 
Mai 1945 geriet er in US-Gefangenschaft, in der er am 24, Mai 1945 sich das 
Leben nahm. Seine Grabstätte liegt auf dem Friedhof des Klosters Bebenhau- 
sen bei Tübingen, 

1 „Hanna Reitsch stellt Geschichtsfälschung richtig«, in: Deutsche Wochenzeitung, 
Nr. 32, 10. 8, 1973. 
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Filmpiakat zu dem 
1973 erschienenen 


Film Hifiers Jetzte 10 
Tage 


Die zerstörte Reichskanzlei 
1945. 


zeugs, mit dem die Pilotin 
Robert Ritter ron creım am 
27. April 1945 ZU urrLer 
flog. 





nicht dargestellt werden, so mußte die Phantasie herhalten, und man setzte 
mich ganz einfach zwischen Adolf HITLER und Eva BRAUN, um ihnen die 
Geschichte unseres Fluges zu erzählen. Dabei habe ich niemals in mei- 
nem Leben mit ihnen zusammengesessen. 

Meine angebliche Erzählung ist ebenso unwahr wie alles andere; zum 
Beispiel wurde in Wirklichkeit kein einziger Begleitjäger abgeschossen, 
im Film dagegen waren es 43. Doch war dies wohl notwendig für das 


794 


zugrunde liegende Konzept. Ja - und verheiraten wollte mich der Regis- 
seur im Film auch noch mit Feldmarschall Ritter VON GREIM. Er hat nur 
nicht gewußt, daß Herr VON GREIM bereits verheiratet war. Unserer >Ehe< 
habe - dem Film zufolge — nur im Wege gestanden, daß ich >Eke< als 
überholte Bürgerlichkeit abgelehnt hätte. Das ist, auf gut deutsch gesagt, 
eine beispiellose Unverschämtheit. 

So aber wie meine Rolle (im Film) erfunden ist, außer der einfachen 
Tatsache, daß ich den verwundeten Generaloberst heil vor dem Bran- 
denburger Tor landete und im Bunker pflegte, so sind auch die Worte 
und Handlungen der anderen Figuren des Films grotesk erfunden. Es 
gab im Bunker weiß Gott keine Tanzgelage oder Geschunkel bei festli- 
chem Schmaus - es war dort tief bedrückend, es war fast unreal und still 
wie in einer Gruft.« 

Dieser persönlichen Richtigstellung fügt die berühmte Fliegerin noch 
einen bezeichnenden Vorgang in Verbindung mit dem britischen Histo- 
riker TREVOR-ROPER an: »Die »historische Wahrheit« des Films stützt sich 
auf die Angaben des englischen Historikers TREVOR-ROPER und dessen 
Buch über die letzten Tage im HitIER-Bunker. Also muß es wohl wahr 
sein, so meinten wohl die Filmemacher. Daß ein Historiker, der noch 
heute am Christ-Church-College in Oxford liest, an der Wahrheit nicht 
interessiert ist, sondern nur an Politik, mag erstaunen, aber es ist Tatsa- 


che. Als ich nach anderthalbjähriger Inhaftierung durch die Amerikaner # 


eines Tages erschreckt von dem Buch TREVOR-ROPERS erfuhr und es las, 
schrieb ich ihm umgehend einen Brief. Ich war damals allerdings noch 
sehr jung und glaubte selbstverständlich an das ehrliche Bemühen um 
die Wahrheitsfindung eines Historikers. Ich teilte ihm mit, er sei einer 
Fälschung zum Opfer gefallen, denn er habe einen sogenannten >Augen- 
zeugenbericht von Hanna REITSCH über die letzten Tage im Hitlerbun- 
ker benutzt, der in >Ich-Form< geschrieben sei, den ich aber nie gemacht, 
nie geschrieben, nie gesehen und vor allem aber auch nie unterschrieben 
hätte, weil er eben nicht der Wahrheit entspräche. 

Ich sei bereit, ihm zu schreiben, was ich dort erlebt hätte. Seine Ant- 
wort - für einen Historiker geradezu erstaunlich - war dem Sinne nach: 
Was er geschrieben habe, das hätte er von der amerikanischen CIC erhal- 
ten, und die sei es gewohnt, nur die Wahrheit zu schreiben. Der englische 
Historiker wollte wohl meinen eigenen Bericht überhaupt nicht; denn 
Geschichte schreibt sich, erfunden und gefälscht, für einen Historiker 
aus dem Kreis der Siegermächte viel leichter, schöner und interessanter, 
zumal wenn es sich um Taten und Reden der Besiegten handelt. 

In meinem Buch Fliegen, mein Leben (Lehmanns-VerlagMünchen) kann 
jeder, der an der Wahrheit interessiert ist, nachlesen, wie es wirklich war.« 

Rolf Kosick 
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Von oben: Hanna 


REITSCH CH-9I.12>197 95 
und Robert Ritter VON 
GREIM (1892-1945). 


1 Lorenz JÄGER, 
»Nichts mehr von 
den Langeng, in: 
Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 
21. 3. 2007. 





Historiker verschweigen Germanengröße 


r deutsche Zeitgeist hat seine Tabus, und dazu gehört auch das 
Germanentum. Angeblich seien die Germanen, die wohl unbesttreit- 
bar den größten Anteil an den Vorfahren der heutigen Deutschen stell- 
ten, im Dritten Reich zu sehr hervorgehoben worden, daß nun darunter 
die Erinnerung an sie leiden muß. Vergleicht man zum Beispiel das Lehr- 
angebot in den Schulen oder das Wissen eines normalen Deutschen über 
die Germanen mit dem über andere antike Völker, so wird der Unter- 
schied deutlich. Auch bei Museen, die über die Varusschlacht ausstellen, 
etwa in Kalkriese bei Osnabrück, wird meist das damalige Geschehen 
aus der Sicht der Römer geschildert. Bei der Anzahl wissenschaftlicher 
Veröffentlichungen kommt das ebenfalls zum Ausdruck: Die Germanen 
sind eben die >S chmu dd elkind a< der Gegenwatt, politisch belastet, mit 
denen man sich als politisch Korrekter im allgemeinen nicht gern abgibt 
und die cher in Witzen verächtlich ge- 
macht werden. 

Eine interessante Beobachtung zu die- 
sem Bereich machte der ständige FAZ- 
Mitarbeiter Lorenz JÄGER in der Literatur- 
beilage seiner Zeitung,! Unter dem 
Untertitel »Antike Ethnographie und mo- 
derne Zurückhaltung: Wie groß waren die 
Germanen?« stellt er zunächst fest, daß die 
antiken Schriftsteller, etwa TACITUS (etwa 
55-116), AMMAN (etwa 330-400) oder 
PROKOP (etwa 500-550), wenn sie von den 
Germanen schrieben, stets neben den 
blonden Haaren und den blauen Augen 
ausdrücklich die Größe und Schönheit der 
Körper für mitteilungswert hielten: »Die 
körperliche Größe von Germanen und 
Goten ist ein antiker Topos.« 


Wilhelm rerersens berühmter Reiter von 
Välsgarde (1936). Aus: Uwe cHRrısTIansEnN, 
Wilhelm Petersen, Grabert, Tübingen 1993. 
perersen hatte in den dreißiger Jahren in Verbin- 
dung mit dem Vorgeschichtler Hans rumerru 
eine Reihe von Zeichnungen und Malereien 
verwirklicht, die die germanische Vor- und 
Frühgeschichte darstellten. 
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LORENZ fährt dann fort: »Wer dagegen in heutigen Darstellungen nach 
solchen Angaben sucht, wird meist leer ausgehen.« Dafür bringt er Bei- 
spiele, so den veminenten Kenner nicht nur der Goten, sondern der Völ- 
kerwanderungszeit überhaupt«, Professor Dr. Herwig WOLFRAM, Jahr- 
gang 1934, Emeritus der Universität Wien, mit seinem Buch Die Goren 
und ihre Geschichte in der Reihe »Wissen« des Beck-Verlages, die damit 
wirbt, sie »vermittle gesichertes Wissen und konzentrierte Information 
über die wichtigsten Gebiete aus den Kultur- und Naturwissenschaften«.? 
In diesem Werk befinde sich »kein einziges Wort über die äußere Gestalt 
dieser Menschen«. Dasselbe gelte für das sich vor allem an Studenten der 
Geschichtswissenschaft wendende Standardwerk Die Germanen. Mythos 
und Wirklichkeit des Freiburger Professors Dr. Otto HOLZAPFEL, Jahrgang 
1941, erschienen in der Reihe »Herder Spektrum«/ Beide Bände bräch- 
ten vieles über Kultur, Kunst, Wanderungen, Geschichte und Politik der 
Germanen, aber nichts über deren von der antiken Welt bewunderte 
Körper. 

»Einzige Ausnahme bei den F,inführungstexten« sei das ebenfalls bei 
Beck erschienene Buch Die Römer in Germanien des Tübinger Professors 


? Herwig WOLFRAM, Die Goten und ihre Geschichte, C. 4. Beck, München 2001. 


3 Otto HOLZAPFEL, Die Germanen. Mythos und Wirklichkeit, Herder, Freiburg i. Br. 
2001. 
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Im Jahre 2007 strahlte 
der Fernsehsender 
ARTE die vierteilige 
Dokumentation Die 
Germanen, die mit 
dem Bild der kultur- 
losen und Keule 
schwingenden Barba- 
ren aufräumte. Hier 
Szene aus der Varus- 
schlacht. 


Germariische Krieger 
flößten den römi- 
schen Legionen mit 
ihrer ungewöhlichen 
Körpergröße und 
Haartracht Angst ein. 
Szene aus der viertei- 
ligen Arte-Dokumen- 
tation. 





Dr. Reinhard WOLTERS, Jahrgang 1958, der die »besondere physische und 
psychische Disposition« der den Römern Furcht einflößenden Germa- 
nen erwähne. 


Abschließend urteilt LORENZ bedauernd: »Kein Zweifel, daß die er- 
wähnten Einführungsbücher auf dem höchsten Niveau der gegenwärti- 


] gen althistorischen Fachdis- 
 kussion stehen. Nur einen 
Körper haben Germanen und 
‚ Goten für heutige Studenten, 

außer in der Schrift von WOL- 
TERS, nicht mehr.« 

Und das ist wirklich schade, 
da somit ein wesentliches und 
besonders einprägsames, si- 

cher auch bezeichnendes Ele- 
| ment fehlt. Aber danach fragt 
die derzeitige politische Kor- 
| rektheit eben nicht. 
In demselben Zusammen- 
| hang ist als weiteres Beispiel 
für die gegenwärtige Germa- 
An nenverdrängung zu erwähnen, 
daß bei einer Neuausgabe von Gustav FREYTAGS Bildern aus der deutseben 
Vergangenheit im Jahre 1983* die ersten sechs Kapitel aus der Zeit von der 
Vorgeschichte bis zu KARL DEM GROSSEN weggelassen worden sind.’ 

Hervorzuheben ist allerdings, daß solche Kritik an der Vernachlässi- 
gung von Wesentlichem über die Germanen nun in der angesehenen 
FAZ als für einen längeren Beitrag lohnensw'ert angesehen wird. Viel- 
leicht stimmt doch die Beobachtung Arthur SCHOPENHAUERS, »daß wir 
den wissenschaftlichen, literarischen und artistischen Zeitgeist ungefähr 
alle 30 Jahre deklarierten Bankrott machen sehen. In solcher Zeit näm- 
lich haben alsdann die jedesmaligen Irrtümer sich so gesteigert, daß sie 
unter der Last der Absurdität zusammenstürzen«/' Und 30 Jahre sind seit 
der Durchsetzung des kulturellen Umbruchs der 68er gerade vergangen. 
Rolf Kosiek 


* Gustav FREITAG, Bilder aus der deutschen Vergangenheit, hg, von Heinrich PIE- 
TICHA, Albrecht Knaus, Hamburg 1983. 

5 Siehe Beitrag Nr. 795, »Gustav Freytag, ein Opfer der Vergangenheitsbewälti- 
gung«. 

6 Zitiert von Elisabeth NOELLE-NEUMANN U. Thomas PETERSEN in »Optimistisch 
und intolerant«, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 21. 3. 2007. 
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Keine Dokumentationsstelle 
für Verbrechen an Deutschen 


ie nach Ende des Zweiten Weltkrieges erforderliche Aufarbei- 
D::; der deutschen jüngsten Vergangenheit wurde von Anfang an 
sehr einseitig vorgenommen, indem - im Kaufe der Zeit zunehmend - 
nur sehr parteiisch, und zwar stets zu Lasten Deutschlands, dokumen- 
tiert, von der Justiz verfolgt und abgeurteilt wurde. Ein eindruckvolles 
Beispiel liefert die diesbezügliche Arbeit der deutschen Staatsanwaltschaft. 

Im Jahre 1958 wurde kurz vor den vom Osten eingeleiteten Haken- 
kreuzmalereien in Köln Ende 1959 die Zentralstelle in Ludwigsburg für 
die Verfolgung von nationalsozialistischen Verbrechen gegründet und 
mit einer Reihe von Staatsanwälten - in ihrer Blütezeit nicht weniger als 
121 — besetzt, die dann in den folgenden Jahrzehnten sich nach Kräften 
bemühten, möglichst viele den Deutschen anlastbare Verbrechen aufzu- 
spüren und Material für zahlreiche >Kriegsverbrecherprozesse< zu sam- 
meln. 

Als daraufhin die berechtigte Forderung erhoben wurde, auch eine 
solche zentrale Behörde einzusetzen, die sich mit den an Deutschen be- 
gangenen Verbrechen beschäftigen solle, wurde das von der Regierung 
verhindert. 

So stellte Mitte der sechziger Jahre der CDU-Abgeordnete Dr. HAGE- 
MANN im baden-württembergischen Landtag den Antrag auf Errichtung 
einer solchen Zentralstelle für die Feststellung der an Deutschen verüb- 
ten Verbrechen mit der zutreffenden Begründung: »Das Recht ist unteil- 
bar. Die gerecht denkenden Menschen fordern, daß man Unrecht als 
Unrecht stempelt und gleich, wer es begangen hat.«! Die Justizminister 
der Länder befaßten sich daraufhin mit diesem Begehren. Sie lehnten es 
dann ab, eine solche Stelle zur Dokumentation an Deutschen begange- 
ner Verbrechen zu schaffen, wie der FDP-Landesjustizminister (1953- 
1966) Dr. Wolfgang HAUSSMANN dem genannten CDU-Landtagsabge- 
ordneten anschließend offiziell mitteilte. 

Zur Begründung der ablehnenden Haltung seiner Amtskollegen führte 
HAUSSMANN an, daß im Gegensatz zur Strafverfolgung von NS-Verbre- 
chen eine solche von »Vertreibungsverbrechen« vielfach aus rechtlichen 
und tatsächlichen Gründen nicht mehr möglich sein werde, da der in 
Betracht kommende Täterkreis ganz überwiegend für die deutsche Justiz 
nicht greifbar sei. Daß ausländische Staaten dafür Rechtshilfe leisten 
würden, könne kaum erwartet werden,? 

In zutreffender Einsicht drückte der Landesjustizminister damit aus, 
daß andere Länder ihre Täter nicht verfolgen, sondern schützen würden. 
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! Zitiert in: Frank- 
furter Allgemeine 
Zeitung, 3. 6. 1966. 


2 Ebenda. 


Gräßlich zugerichte- 
te Opfer des Massa- 

kers im ostpreußi- 
schen Nemmersdorf, 





Die deutschen Justizminister kamen jedoch nicht auf den naheliegenden 
Gedanken, dann auch mit der entsprechenden einleuchtenden Begrün- 
dung die Verfolgung deutscher Täter zu unterlassen, um auf diese Weise 
die Rechtsgleichheit zu wahren, den Rechtsfrieden wiederherzustellen und 
durch eine beiderseitige Amnestie wie in früheren Zeiten eine baldige 
Versöhnung zu ermöglichen. 

Im Gegenteil: Die deutsche Justiz versuchte auf staatliche Anordnung 
über mehr als ein halbes Jahrhundert nach Ende des Krieges immer noch 
mit großer, wirklich einer besseren Sache würdigen Energie, ihre Lands- 
leute in möglichst großer Anzahl vor Gericht zu bringen und — oft unter 
offensichtlicher Rechtsbeugung - aburteilen zu lassen, dafür in beschä- 
mender Weise sich belastendes Material bei einzelnen ausländischen Staa- 
ten zu erbitten und so für möglichst gegen Deutschland zu verwertende 
Schlagzeilen in der Weltpresse zu sorgen. 

In diesem Zusammenhang ist auch auf die Jahrzehnte lange Verhin- 
derung der Veröffentlichung der zunächst auf amtlichen Auftrag hin er- 
arbeiteten Dokumentation des Schicksals der deutschen Kriegsgefange- 
nen nach Ende des Zweiten Weltkrieges? wie auf die Verhinderung einer 
amtlichen deutschen Untersuchung und Dokumentation der Zahl der 
KL-Opfer durch die Bundesregierung hinzuweisen.* Rolf Kosiek 


5 Siehe Beitrag Nr. 686, »Bonn sperrte Kriegsgefangenen-Dokumentation«. 
* Siehe Beitrag Nr. 687, »Bundesregierung verhindert Feststellung der KZ-Opfer- 
zahlen«. 
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Das >Deutsche< in der Bayernhymne 


D:; seit rund 150 Jahren gesungene und gespielte »Bayernhymne« 
erlebte je nach dem herrschenden Zeitgeist mehrere Versuche, sie 
zu >entdeutschen<, also die auf das gesamtdeutsche Bewußtsein hinzie- 
lenden Ausdrücke aus ihr zu entfernen. Diese Veränderung des urprüng- 
lichen Textes kommt einer geschichtlichen Verfälschung gleich. Im ein- 
zelnen ergab sich folgendes. 

»1860 vertonte der Oberpfälzer Konrad Max Kunz (1812-1875), Chor- 
dirigent der königlichen Oper und Professor an der Münchner Musik- 
hochschule, ein Gedicht seines Kameraden der Münchner Bürger-Sän- 
ger-Zunft, des Lehrers Michael ÖcHSNER. Unter dem Titel >Für Bayern* 
wurde es im selben Jahr veröffentlicht«! und von der genannten Sänger- 
Zunft aufgeführt. Das Gedicht hatte folgenden Wörtlaut: 


»Gott mit dir, du Land der Bayern, deutsche Erde, Vaterland! 
Über deinen weiten Gauen ruhe seine Segenshand! 

Er behüte deine Fluren, schirme deiner Städte Bau 

Und erhalte dir die Farben seines Himmels weiß und blau! 


Gott mit uns, dem Bayernvolke, daß wit, unsrer Väter wett, 

Fest in Eintracht und in Frieden bauen unsres Glückes Herd! 

Daß mit Deutschlands Bruderstämmen einig uns der Gegner schau 
Und den alten Ruhm bewahre unser Banner weiß und blau! 


Gott mit ihm, dem Bayernkönig! Segen über sein Geschlecht! 
Denn mit seinem Volk im Frieden wahrt er dessen heilig' Recht! 
Gott mit ihm, dem Landesvater, Gott mit uns in jedem Gau, 

Gott mit dir, du Land der Bayern, deutsche Heimat weiß und blaul« 


Trotz der ausdrücklichen Suche nach einer Bayernhymne ab 1848 blieb 
das Lied zunächst unbeachtet. Dann wurde es erst nach der HAYDNschen 
Melodie des Dentschlandliedes gesungen, später nach der Vertonung von 
KUNZ. Im Laufe der Zeit wurde das Lied allmählich die »Bayernhymne«. 
Nach dem Ersten Weltkrieg wurde die dritte, die Königsstrophe, aus den 
Schulbüchern gestrichen, von Königstreuen aber weiter gesungen. 

Im Jahre 1948 ersetzte der bayerische Dichter Joseph Maria LUTZ die 
dritte Strophe durch eine ganz neue. Sie lautete nun: 


»Gott mit uns und Gott mit allen, die der Menschheit heilig' Recht 
treu beschützen und bewahren von Geschlechte zu Geschlecht. 
Frohe Arbeit, frohes Feiern, reiche Ernten jedem Gau. 

Gott mit dir, du Land der Bayern unterm Himmel weiß und biau.« 
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! Marleen LoEBUCH, 
»Heimaterde statt 
»deutsche« Erde?« in: 
National-Zeitung, 


19.1. 2007. 


2 V.U,»Weiß und 
Blau«, in: Die Zeit, 
12. 8. 1966. 


3 y»Behüte deine 
Fluren«, in: Der 
Spiegel, Nt. 36,29. 
1966, S. 43. 


*W. H.,»Goppels 
Hymne, in: Christ 


und Welt, N r. 24,11. 


6. 1965. 


5 Fred WINTER, »In 
der Bayernhymne 
gibt es wieder 
deutsche Erde«, in: 


Schwäbisches Tagblatt, 


19. 7. 1985. 


Dazu ersetzte er für die Bayernpartei und im Sinne deren Separatismus 
in der ersten Strophe »deutsche Erde« durch »Heimaterde« sowie in der 
zweiten »daß mit Deutschlands Bruderstämmen einig uns ein jeder schau 
und den alten Ruhm bewahre unser Banner weiß und blau« durch »daß 
vom Alpenland zum Maine jeder Stamm sich fest vertrau' und die Her- 
zen freudig eine unser Banner weiß und blaul« Auch kam »einig uns ein 
jeder schau« an die Stelle von »einig uns der Gegner schau«.? 

1952 beschloß der bayerische Landtag einstimmig, die ersten beiden 
Strophen in der ursprünglichen Form zur offiziellen Hymne des Frei- 
staates Bayern zu erheben, was der bayerische Ministerrat am 3. März 
1953 billigte, und das Lied erschien von nun an in den Schulbüchern und 
wurde als Bayernhymne gelehrt.’ 

Doch im Jahre 1966 >empfahl< Ministerpräsident Alfons GOPPEL im 
amtlichen Bayerischen Staatsanzeiger die neue Textfassung von LUTZ, deren 
Text im Amtsblatt abgedruckt wurde, und führte sie damit offiziell ein, 
was zahlreiche Bayern als Sieg der Königstreuen über die Deutschnatio- 
nalen ansahen. Diese neue Bayernhymne wurde dann bei allen offiziellen 
Anlässen nach dem Deutschlandhiedgespielt und gesungen, erstmalig beim 
Besuch der Königin ELISABETH U. von England in München im August 
1966, bei dem allerdings auch in Bayern der Bundespräsident Gastgeber 
war. 

Vorher hatte Bundespräsident LÜBKE ausdrücklich GOPPEL darauf hin- 
gewiesen, daß die Bundesrepublik nur eine Nationalhymne habe, und 
nicht zwei: eine gesamtdeutsche und eine bayerische, und daß bei dem 
bevorstehenden Besuch der Queen neben der britischen Hymne nur das 
Deutschlandlied zu spielen sei. Darüber setzte sich GOPPEL einfach hinweg 
und ließ auch die Bayernhymne bringen wie ebenso in der Folgezeit.* 
Der Freistaat Bayern sollte eben eine eigene Nationalhymne haben. Seit 
längerem schon hatte der Bayerische Rundfunk allabendlich sein Pro- 
gramm mit diesem Lied beendet. 

Im Sommer 1985 verfugte Ministerpräsident Franz-Josef STRAUSS in 
einer wieder mehr gesamtdeutschen Stimmung durch eine amtliche Be- 
kanntmachung im Bayerischen Staatsanzeiger, daß die »mit Beschluß des 
Ministerrats vom 3. März 1953 gebilligte Fassung« wieder verwendet 
werde, also die beiden ersten Strophen mit dem ursprünglichen Text als 
»Bayernhymne« gelten sollten.? Sie wurden seitdem beim Abschreiten 
einer Ehrenkompanie wie von Rundfunk und Fernsehen in Bayern bei 
Sendeschluß vor dem Deutschlandlied gespielt. 

Beim Papstbesuch in Bayern im September 2006 verabschiedete sich 
BENEDIKT XV]. mit der ersten Zeile der Bayernhymne vom bayerischen 
Boden, wobei er die alte Form mit »deutsche Erde, Vaterland!« benutzte. 

Darob erhob sich wieder eine heiße Diskussion in der bayerischen 
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Öffentlichkeit, und es wurde Stimmung gegen das »Deutsche* in der al- 
ten Form gemacht. Der Gastwirt und Dialektpfleger Hans TRIEBEL aus 
Gotzing sammelte seit 2006 Unterschriften gegen die wdeutsche Erde«.! 
Wenn 30000 Bayern die Forderung nach wbayerischer Erde« unterzeich- 
net haben, soll sie an den Ministerpräsidenten nach München eingesandt 
werden.® 

Die Umerzieher freuen sich auf jeden Fall über die deutsche Zwie- 
tracht und versuchen, sie möglichst auch weiterhin für ihre volksfeindli- 
chen Ziele zu instrumentalisieren. Rolf Kosiek 


“eines Himmels. Weiß und Diew! 


Gert mit une, dom Bayermraikhe, 
wenn win, unarer Viter wert, 
wisse in Eintracht und Im n Yrladss 
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6 "Ist bayerische 
Erde nicht 
deutsch?« in: 
National-Zeitung, 
8. 6, 2007. 


1 Zitiert in »Fuchsi- 
ger Schnäuzer«, in: 
Der Spiegel, Nr. 44, 
1978, S. 61. 


War Kardinal Frings ein Antisemit? 


SG der von den 68ern eingeleiteten verstärkten Vergangenheits- 
ewältigung nahmen auch die Vorwürfe des Antisemitismus zu und 
erreichten 1996 in GOLDHAGENS Hitlers willige Vellstrecker einen Höhe- 
punkt Die unkritische Aufnahme dieses US-Historikers bei führenden 
deutschen Kreisen war ein eindrucksvoller Beleg für die Reue- und Süh- 
nehaltung deutscher Politiker. 

In der ersten Nachkriegszeit war man weniger angepaßt, erlaubte man 
sich berechtigte Richtigstellungen und ließ sich nicht alle Vorwürfe vom 
Ausland gefallen. 

Ein bezeichnendes Beispiel für solchen Mut zur Meinungsäußerung 
bildete der Kölner Kardinal rrınas (6. 2. 1887-17. 12. 1978). Der ab 
1942 als Erzbischof und seit 1946 als Kardinal wirkende und von 1945 
bis 1967 als Vorsitzender der Fuldaer Bischofskonferenz tätige Kirchen- 
fürst trat im März 1944 mutig gegen die Judenverfolgung wie auch später 


Kardinal Joseph rrınss gegen unberechtigte Anschuldigungen Deutscher auf. So wandte er sich 


(1885-1978). 


offen gegen die von den Alliierten den Deutschen 1945 verordnete 


a ö Hungersnot, geißelte die Be- 





schlagnahme deutscher Woh- 
nungen durch die Besatzer 
und erlaubte in seiner Sylve- 
| sterpredigt 1946 seinen frie- 
renden Gläubigen, die wegen 
der hohen Kohleausfuhren 
ins Ausland kein Brennmate- 
rial bekamen, das Plündern 
alliierter Kohlenzüge: »Auch 
der einzelne, wenn er in Not 
ist, kann, um sein Leben und 
seine Gesundheit zu erhalten, 
das nehmen, was er dazu nö- 
tig hat.«! Dem britischen 
Lord BEVERIDGE. hatte er da- 
mals scklagt: »Zum Hungern 
auch noch frieren müssen ist 
furchtbar, ein Vergehen ge- 
gen die Menschlichkeit.« Daraus entsprang das geflügelte Wort >fringsen< 
für das Organisieren von Lebensnotwendigem in der Notzeit. Als ein 
amerikanischer Kontroll-Offizier an der ersten Fuldaer Bischofskonfe- 
renz nach Kriegsende als Beobachter teilnehmen wollte, »bugsierte FRINGS 
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(ihn) mit dem Argument hinaus, selbst den Nazis sei so etwas nicht ein- 
gefallen«.? 

Wegen offener Worte wurde dem Kardinal sogar von jüdischer Seite 
1967 der Vorwurf des Antisemitismus gemacht! und ihm vorgeworfen, 
er habe Dinge gesagt, die 
»sehr an die jüngste Nazi- 
Vergangenheit erinner- 
ten«. Die Presse berichte- 
te über ein Treffen von | 
FRINGS und dem Präsiden- | 
ten der amerikanischen 
Sektion des jüdischen 
Weltkongtesses, Rabbiner 
NUSSBAUM:* 

»Der Zeitung zufolge 
hat FRINGS dem Rabbiner 
die Gründe für den Anti- 
semitismus in der Zeit des 
Nationalsozialismus erläu- 
tert und zu NUSSBAUMS | 
Entsetzen unter anderem 
gesagt: >Die Juden in ! 
Deutschland vor HITLERS 
Machtantritt hatten viel zu 
großen wirtschaftlichen, politischen und kulturellen Einfluß in diesem 
Lande. Die Juden jener Zeit hatten großen Reichtum erworben und tru- 
gen diesen Reichtum öffendich zur Schau. Dies waren die Gründe, die 
psychologisch den Nationalsozialismus möglich machten. Heute gibt es 
nur eine kleine jüdische Gemeinde, deshalb besteht keine nationalsozia- 
listische Gefahr.« 

FRINGS habe weiter erklärt, er bedauere die nationalsozialistischen Ver- 
brechen, aber >auch die Alliierten begingen viele Sünden, beispielsweise 
Bombardements von Dresden und der Kirchen«, 

Nach Darstellung der jüdischen Wochenzeitung erklärte NUSSBAUM: 
>Ich erwiderte dem Kardinal, daß der Krieg zwar stets ein moralisches 
Übel ist, daß man doch aber nicht die Kriegsbombardements mit dem 
kalten, systematischen Mord von sechs Millionen Juden vergleichen kann.« 
Daraufhin habe rrınss gefragt: >Sind Sie sicher, daß es sechs Millionen 
Juden waren?« 

Früh wies rrınas die Deutschen auf das wesentlichste Problem ihrer 
Zukunft hin: »Die Zukunft des Volkes hängt nicht ab von der Zahl der 
Kraftwagen, sondern von der Zahl der Kinderwagen.«®° Rolf Kosiek 
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Vor allem im Winter 
1946 wurde tüchtig 


>gefringst( - und das 
nicht nur in Köln. 


2 Ebenda, S. 63. 

3 Jüdische Allgemeine 
Zeitung, 1. 2. 1967. 

* UPI-Meldung, 
Düsseldorf 1. 2. 
1967; teilweise 
zitiert in: Natonal- 
Zeitung, 1. 6. 2007. 

5 Zitiert in: National- 
Zeitung, 1. 6. 2007. 


Links, von oben: 
Emil uacna und 
Joseph TISO. 





Rechts: Klaus KINKEL, 
Helmut xon:, Vaclav 
CLAUS und Josef ZIELE- 
nee (V. 1.) nach der 
Unterzeichnung der 
deutsch-tschechi- 
schen Erklärung am 
21. Januar 1997 in 
Prag. 


Fortbestehen der Tschechoslowakei und Gültigkeit 
des Münchner Abkommens 


m deutsch-tschechischen »Nachbarschaftsvertrag« (»2. Prager Ver- 

trag«)! von 1992, der am 20. Mai 1992 mit Mehrheit im Bundestag und 
am 20.Juni 1992 gegen Bayerns Einspruch im Bundesrat ratifiziert wur- 
de, heißt es in der langen Präambel unter anderem: »in Anerkennung der 
Tatsache, daß der tschechoslowakische Staat seit 1918 nie zu bestehen 
aufgehört hat«. 





Diese Aussäge über das Fortbestehen des tschechoslowakischen Staa- 
tes ist falsch. Denn von 1939 bis 1945 bestand kein tschechoslowaki- 
scher Staat. Am 14. März 1939 beschlossen das Parlament und die Regie- 
rung der Slowakei die Unabhängigkeit ihres Staates und damit die 
Trennung von Prag. Anschließend gab es nur noch den tschechischen 
Staat als Protektorat unter Präsident Emil HACHA und den selbständigen 
slowakischen Staat unter seinem Präsidenten PrälatJoseph Tiso. 


' Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen und 
Slowakischen Föderativen Republik »über gute Nachbarschaft und freundschaft- 
liche Zusammenarbeit« (2. Prager Vertrag) vom 27. Februar 1992, in Prag unter- 
schrieben vom deutschen Außenminister Hans-Dietrich GENSCHER. 
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Schon am 16. März 1939 erklärte die polnische Regierung »ihre Be- 
friedigung über die Proklamierung der Unabhängigkeit der Slowakei, 
deren Selbständigkeit und Grenzen von Warschau ausdrücklich anerkannt 
würden, Gleichzeitig erkannte Ungarn die selbständige Slowakei an. An- 
schließend erfolgten Anerkennungen etwa durch die Schweiz und den 
Vatikan, Auch Großbritannien und Frankreich gaben eine >De-facto- 
Anerkennung< der Slowakei ab. Die Sowjetunion erklärte durch ihren 
Botschafter in Berlin am 16. September 1939 die De-jure- und De-facto- 
Anerkennung der Slowakei. In den folgenden Jahren bemühte sich Eduard 
BENESCH, Kopf der tschechischen Exilregierung in London, vergeblich 
darum, daß der Vatikan seine direkten Beziehungen zu Preßburg abbre- 
che.? 

Die - falsche - Behauptung vom ununterbrochenen Bestehen der 
Tschechoslowakei wurde sogar auch von direkt Betroffenen, vom Mini- 
sterpräsidenten der Slowakei, Jan CAKNOGURSKY, schon im Vorfeld des 
Vertrages 1991 sowie vom späteren slowakischen Regierungschef Vladi- 
mir MECIAR nach der Ratifizierung des Vertrags, unter Hinweis auf die 
slowakische Unabhängigkeit von 1939 bis 1945 bestritten.? 

CARNOGURSKY bestritt auch die Notwendigkeit eines Vertrages der Slo- 
wakei mit der Bundesrepublik, da es zwischen den beiden Staaten keine 
offenen Fragen gebe.* 

Zu erwähnen ist, daß der Vertrag von 1992 ohne jede Beteiligung der 
am meisten davon betroffenen Sudetendeutschen ausgehandelt wurde. 
Bundeskanzler Helmut KoHL hatte dem Sprecher der Sudetendeutschen 
Landsmannschaft, Harald NEUBAUER, mit Brief vom 11. Dezember 1990 
mitgeteilt, daß er gern die Vorstellungen der Landsmannschaft entgegen- 
nehme: »Eine Beteiligung von Vertretern der Landmannschaft an den 
Verhandlungen selbst ist jedoch nicht möglich.«° 

Im oben genannten deutsch-tschechischen N achbarschaftsvertrag von 
1992 heißt es ferner in der Präambel: »... in Bestätigung des Vertrags 
vom 11. Dezember 1973 über die gegenseitigen Beziehungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechoslowakischen Sozia- 
listischen Republik auch hinsichtlich einer Nichtigkeit des Münchner 
Abkommens vom 29. September 1938«.° 

Auch diese Behauptung der Nichtigkeit ist falsch. Sie wurde schon in 
die Präambel des Vertrags vom 11. Dezember 1973 gegen die historische 
Wahrheit aufgenommen, indem es dort heißt: ».. . anerkennend, daß das 
Münchner Abkommen vom 29. September 1938 der Tschechoslowaki- 
schen Republik durch das nationalsozialistische Regime unter Andro- 
hung von Gewalt aufgezwungen wurde.« 

Richtig ist, daß das Münchner Abkommen von 1938 einleitend lautet: 
»Deutschland, das Vereinigte Königreich, Frankreich und Italien sind unter 
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Jubelnde Menschen- 
massen beim Ein- 
marsch der deut- 
schen Truppen im 
Sudetenland. Die Ab- 
tretung des Sudeten- 
landes war von Groß- 
britannien und 
Frankreich mit Prag 
vereinbart worden. 


” HABEL, ebenda, 
Ss. 415. 

8 Ebenda, S. 409. 

9 Ebenda, S.416. 
10 Beitrag Nr. 134, 
»Das Münchener 
Abkommen 1938«. 


Berücksichtigung des Abkommens, das hinsichtlich der Abtretung des 
sudetendeutschen Gebietes bereits grundsätzlich erzielt wurde, über fol- 
gende Bedingungen und Modalitäten dieser Abtretung und über die zu 


ergreifenden Maßnahen übereingekommen. . .«' Das darin genannte »Ab- 
kommen über die Abtretung des sudetendeutschen Gebietes« besteht 
aus dem Notenwechsel zwischen Prag und London sowie Paris vom 19. 
und 21. September 1938. Darin hatten die beiden Westmächte Prag drin- 
gend nahegelegt, das Sudetenland an das Reich abzutreten. Die Tsche- 
choslowakei hatte dem am 21. September 1938 zugestimmt? Die Anre- 
gung dazu war von Prag selbst mit dem zunächst geheimgehaltenen 
sogenannten N ECAS-Papier wenige Tage vorher zu den westlichen Haupt- 
städten gekommen. Die Abtretung war also in Wirklichkeit weder »vom 
nationalsozialistischen Regime«, sondern von den Westmächten eingelei- 
tet, noch »unter Androhung von Gewalt« der Tschechoslowakischen Re- 
publik »aufgezwungen« worden, sondern auf ihren eigenen Vorschlag 
hin vereinbart worden. 

Deswegen wird auch logischerweise in Punkt 2 des Münchner Ab- 
kommens das Reich nicht erwähnt. Es heißt dort: »Das Vereinigte Kö- 
nigreich, Frankreich und Italien vereinbaren, daß die Räumung des Ge- 
bietes bis zum 12. Oktober vollzogen wird.«° Das sind genau die drei 
Mächte, die auf Wunsch der neuen Prager Regierung vom 20. Dezember 
1918 die rechtswidrige Besetzung des Sudetenlandes durch die Tsche- 
chen nach dem Ersten Weltkrieg im nachhinein abgesegnet und nun wie- 
der rückgängig gemacht hätten, während die USA und Deutschland (mit 
Deutsch-Österreich) die rechtswidrige Besetzung des Sudetenlandes 1918/ 
1919 nicht gebilligt und dagegen protestiert hatten. !0 Rolf Kosiek 
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Tschechen-Grenzschikane auf Benesch-Basis 


D: menschen- und völkerrechtswidrigen BENESCH-Dekrete von 
1945/46 spielen trotz aller Dementis und Beruhigungserklärungen 
von Seiten deutscher Minister auch weiterhin in der Tschechei eine amt- 
lich anerkannte Rolle und werden als Begründung der Ablehnung be- 
rechtigter deutscher Forderungen immer wieder benutzt. Ein weiteres 
Beispiel ereignete sich vor kurzer Zeit. 

Im Vertrauen auf die Genauigkeit eines amtlichen Katasterplanes ge- 
riet im Jahre 2004 ein oberösterreichischer Bauherr mit dem Dachvor- 
sprung seines Neubaues unabsichtlich auf südböhmisches Gebiet. Die 
Tschechen sahen die Grenze als verletzt an, forderten kostspielige Zu- 
rechtstutzung des Daches und lehnten es kategorisch ab, die Angelegen- 
heit im Wege eines zumutbaren Grundstücktausches zu erledigen. 

In seinem Verlauf durch das oberösterreichische Mühlviertel berührt 
der Nordwald-Kammweg die Ortschaft Guglwald in der Gemeinde Schön- 
egg. Harmonisch schmiegt sich in stilvoller Bauweise die gleichnamige 
Anlage mit Golfplatz in die romantische Landschaft. Doch die gemütli- 
che Idylle trügt: Während sich die Hotelgäste in den vornehmen Suiten 
der Wellneß-Residenz wohl fühlen, wurde das Befinden des Besitzers 
behördlich gestört. 

Wegen des guten Zuspruchs, dessen sich sein »Biologisches Dorf< beim 
erholungsuchenden Publikum in steigendem Maße erfreut, hatte der krea- 
tive Hotelier Dietmar HEHENBERGER Anfang 2004 die Bewilligung für 
einen 400 Quadratmeter großen Zubau beantragt, die ihm im Monat 
März von der Baubehörde tatsächlich erteilt wurde. Der Planung wie 
auch der Bauverhandlung lag ein amtlicher Katasterplan zugrunde, der 
1994 im Zuge der allgemeinen Digitalisierung der Vermessungsdaten 
ersteht worden war. 

Nach Fertigstellung des Vorhabens trat plötzlich ein Knick der Gren- 
ze auf den Plan, der bei der Digitalisierung angeblich übersehen worden 
war. Auf diesem Grenzknick steht nun die zwölf Meter lange Außen- 
mauer des Neubaus. Laut zwischenstaatlichem Vertrag muß der amtliche 
Grenzstreifen jetzt überall einen Meter breit sein, damit die Beamten 
ungehindert patrouillieren können. Die gemischte Kommission, in der 
Vertreter beider Seiten gemeinsam über die Unantastbarkeit der Grenze 
wachen, sah diese Grenze durch den Bau als schwerstens verletzt an: Das 
Dach ragt ganze 22 Zentimeter weit von Österreich aus ins böhmische 
EU-Inland hinein. 

Statt die Regelung dieses Falles dem Geschick der österreichischen 
Diplomatie zu überlassen, war die Bezirkshauptmannschaft Rohrbach 
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sofort mit einem Abbruchbescheid zur Stelle, obwohl der Katasterplan, 
an den sich der Bauherr genau gehalten hatte, die Vermutung geometti- 
scher Richtigkeit für sich hat und nach höchstrichterlicher Rechtspre- 
chung auch Organe der hoheitlich handelnden Obrigkeit an den Grund- 
satz von Treu und Glauben gebunden sind. 

Da ein Abbruch des Daches samt Sonnenkollektoren 20 000 Euro ko- 
sten würde, bot HEHENBERGER den Tschechen einen flächengleichen 
Grundtausch an. Von einer solchen eleganten Lösung wollten die tsche- 
chischen Behörden indes nichts wissen, obwohl eigentlich kein vernünf- 
tiger Grund gegen einen Austausch von ein paar Quadratmetern gewöhn- 
licher Wiese spricht. 

Hinzu kommt noch, daß sich das betreffende unbebaute Grundstück 
auf böhmischem Boden bis zu der von BEnEscH befohlenen Enteignung 
der Deutschen im Jahre 1945 im rechtmäßigen Eigentum der Vorgänger 
von Dietmar HEHENBERGER befand. Nun wird der Raub auch noch dazu 
mißbraucht, um Rechtsnachfolger der Beraubten über die Grenze hin- 
weg zu schikanieren. Bekanntlich versteht man unter Schikane die Aus- 
übung eines Rechtes, wenn diese nur den Zweck haben kann, einen an- 
deren zu schädigen (vgl. $ 226 BGB; $ 1295 Abs. 2 ABGB). Um nicht 
das ganze Gebäude abreißen zu müssen, sah sich der Hotelier zähneknir- 
schend zum Nachgeben gezwungen und mußte das Dach um 22 Zenti- 
meter auf eigene Kosten kürzen. 

Da für das Beharren auf kostspieligen Maßnahmen unter Ablehnung 
eines zumutbaren Grundtausches vernünftige Motive nicht erkennbar 
sind, ist auf Schädigungsabsicht zu schließen. 

Bekanntlich wurden berechtigte Bedenken gegen einen bedingungslo- 
sen EU-Beitritt der Tschechei mit der Parole betäubt, die BENESCH-De- 
krete seien heute nur mehr >totes Recht<, seien >obsolet< und ohne prakti- 
sche Bedeutung. Die bösnachbarlichen Schikanen tschechischer 
>EU-Inländer< im Rahmen der gerühmten »Euregio Bayerischer Wald- 
Böhmerwaldi belehren jedoch eines besseren und beweisen aufs neue, 
daß die BENESCH-Dekrete nicht totes Recht, sondern ganz im Gegenteil 
quicklebendiges Unrecht sind. Fred Duswald 
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Walesas Erklärung zur Vernichtung Deutschlands 


ech Walesa bekam als großer Gewerkschaftsführer und führende 

Persönlichkeit der Freiheitsbewegung in Polen vor 1990 den Frie- 
densnobelpreis im Jahre 1983.Wie chauvinistisch und wenig friedfertig 
er jedoch dachte, kam in einem Interview zum Ausdruck, das er im Früh- 
jahr 1990 dem niederländischen Magazin Eisepier gab.! Auf die Feststel- 
lung, daß sich viele Polen Sorgen wegen der bevorstehenden Wiederver- 
einigung Deutschlands machten, antwortete Walesa: 

»Es gibt auch allen Grund für Besorgnis. Und nicht nur die Polen 
müssen sich Sorgen machen, sondern auch Europa und eigentlich die 
ganze Welt. Wir haben genügend Erfahrung mit einem vereinigten 
Deutschland gemacht, die Deutschen übrigens selbst auch. Aber ich bin 
davon überzeugt, daß beide, sowohl Europa als auch Deutschland, eine 
Reihe von Schlußfolgerungen aus der Vergangenheitgezogen haben. Und 
ich werde eine Äußerung machen, die mich in Deutschland nicht popu- 
lär machen wird, aber ich schrecke nicht davor zurück: Falls die Deut- 
schen von neuem Instabilität in Europa verursachen sollten, in welcher 
Form auch immer, dann wird es in Zukunft nicht mehr zu einer Teilung 
Deutschlands kommen, sondern wird Deutschland von der Landkarte 
gefegt werden. Mit der fortgeschrittenen Technologie sind Ost und West 
gemeinsam imstande, dieses Urteil zu vollstrecken. Falls Deutschland 





! In weiteren Kreisen bekannt geworden durch den Abdruck im Pariser Le Figa- 


ro, 4. 4.1990. 
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Lech waresa, 


Sein berüchtigtes In- 
terview für das nieder- 
ländische Magazin 
Elseviergab Lech 
waresa 1990-in dem 


Jahr, als er die Präsi- 


dent schafts wählen in 
Polen gewann. Am 
27. Januar 1995 emp- 
finger anläßlich des 
50. Jahrestags der Be- 
freiung des KL Ausch- 
witz-Birkenau Knes- 
set h-Präsident 
Schewah weiss, Frank- 
reichs 5ozial min isterin 
Simone veı. und Frie- 
densnobelpreisträger 
Elie wırseı (von links). 


nochmals beginnt, gibt es keine andere Lösung, Ich bin davon überzeugt, 
daß die Deutschen sich dieses Risikos selbst bewußt sind und daß dies 
eine mäßigende Wirkung auf ihre Haltung in der polnisch-deutschen 
Grenzfrage haben wird,«? 

Interessant ist, was die FAZ dem hinzufügt: »Der niederländische In- 
terview partner hatte, wie er versichert, wegen der Formulierung >von der 
Karte gefegt« sofort noch zwei weitere Male nachgefragt und immer wie- 
der diesen Ausdruck bestätigt bekommen. Weiter habe wALESA gesagt, 
daß Ost und West imstande seien, dies zu regeln.« 

Damit war jedes sonst mögliche Mißverständnis ausdrücklich ausge- 
räumt worden. Es gab kaum eine Entrüstung im deutschen Blätterwald,! 
der Polen alles zubilligt, aber kein Dementi oder Rücknahme aus Warschau. 
In einem Leserbrief schrieb nur ein Angehöriger der französischen Eh- 
renlegion dazu kritisch: »Es liegt am Nobelpreiskomitee, darüber zu ent- 
scheiden, ob der zum Kriegshetzer gewordene Friedensnobelpteisträger 
und weltweit gefeierte Lech waLEsa nach seinen skandalösen Erklärun- 
gen in der holländischen Zeitschrift überhaupt noch der Ehre würdig ist, 
die ihm zuteil wurde.«* 

Wo bleibt bei solch einer Erklärung das sonst von anderen Völkern 
für sich beanspruchte und zu achtende »Lebensrecht« des deutschen Vol- 
kes? Was wäre passiert, wenn ein hochstehender deutscher Politiker sol- 
ches von Polen gesagt und darauf verwiesen hätte, daß Warschau den 
Zweiten Weltkrieg durch seine unnachgiebige Haltung auslöste? 

Wohl nicht zufällig predigte Polens Kirchenprimas Jozef GLEMP am 
Östersonntag: »Pangermanismus - davor fürchtet sich die ganze Welt. 

Und das solches neben dem Raub der deutschen Ostgebiete vertre- 
tende Polen wurde dann mit deutscher Hilfe gut zehn Jahre später Mit- 
glied der Europäischen Union. Rolf Kosiek 


? Zitiert in E. L.,»Walesa und Deutschland«, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 6. 
6.1990. 

3»Walesa für >Ausradierung Deutschlands« in: Deutschland in Geschichte und Ge- 
genwart, Nr. 2, 1990, S. 42; Herbert FISCH HR, »Doppelte Moral«, in: Bayernkurier, 
21. 4. 1990. 

* Ferdinand Otto MIKSCHE., Leserbrief »Walesa und Deutschlandg, in: Frankfur- 
ter Allgemeine Zeitung, T}. 4. 1990; 

> Zitiert von Herbert FISCHER, »Doppelte Moral«, aaO. (Anm. 3). 
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Deutsche Parteien sponserten spanische Linke 


n den Zeitgeist angepaßten Historikern und Publizisten gilt die 
A. Spaniens vom FRANCO-Regime in den siebziger Jahren 
als demokratische Großtat. Wenig bekannt ist allerdings, daß ausländi- 
sche Gesinnungsgenossen, auch bundesdeutsche, tatkräfdge Unterstüt- 
zung leisteten, damit sich die spanischen Neu-Demokraten erfolgreich 
im Sattel halten konnten. 

Die Regierung von SPD-Bundeskanzler Helmut schmiD’Tr >sponserte< 
nach dem Ende der SALAZAR-Regierung in Portugal (1974) und dem Tod 
FRANCOS ein Jahr später mit zweistelligen Millionenbeträgen linke Parteien 
auf der iberischen Halbinsel und half so, in beiden Ländern gewisserma- 
ßen Regierungen nach Wunsch einzusetzen. 

Die Tatsachen dazu sind: Daß das Kanzleramt unter Helmut scHhmipr 
einen Geheimfonds unterhielt, mit dessen Mitteln die Bonner Parteien 
politische Aktionen im Ausland Finanzieren konnten, weiß man schon 
seit längerem. Aber erst nach Sichtung alter Geheimunterlägen aus der 
SCHMIDT-Ära wurde bekannt, in welcher Höhe deutsche Gelder damals 
nach Spanien und Portugal flössen. Die Rede ist von bis zu 40 Millionen 
Mark, was auf der iberischen Halbinsel viel Geld war. Offiziell stammten 
die Mittel aus dem Haushalt des Bundesnachrichtendienstes. Eingeweiht 
in die damaligen Transfers waren lediglich der Präsident des Bundes- 
rechnungshofes sowie ein dreiköpfiges Vertrauensgremium des Bundes- 
tages, die sogenannte »Berichterstattergruppe für geheime Titel< 

Die Bonner Polit-Investitionen fruchteten. In Spanien schafften die 
Sozialdemokraten bei den ersten Wahlen nach rrancos Tod auf Anhieb 
fast dreißig Prozent. Auch die Gewerkschaftsbewegung wurde in Spanien 
mit harter D-Mark wiederbelebt. 

Die Aktion, die seinerzeit übrigens von flankierenden Unterstützungs- 
transfers aus Schweden, Italien und Frankreich begleitet wurde, wirft 
unangenehme Fragen auf. Die Frage etwa, wie es die Regierung schmiDT 
mit dem Völkerrechtsprinzip der Nichteinmischung in die inneren An- 
gelegenheiten anderer Länder hielt. Inzwischen sickerte durch, daß Bonn 
die Transferzahlungen nicht zuletzt auf dezenten Druck der Amerikaner 
begann, die nach dem Ende der Diktatoren ebenfalls an linksbürgerli- 
chen Verhältnissen auf der iberischen Halbinsel interessiert waren. Doch 
das ändert an den Tatsachen nichts: Die bundesdeutsche Regierung so- 
wie eine Reihe anderer sozialdemokratischer Regierungen im Europa der 
siebziger Jahre des 20. Jahrhunderts setzten in Madrid und Lissabon Re- 
gierungen nach eigenem Geschmack ein. Demokratie? Transparenz? 
Fehlanzeige, Die sogenannte »Demokratisierung« auf der Iberischen Halb- 
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insel war zu erheblichen Teilen nichts anderes als eine Fremd Steuerung 
von außen - Demokratie als Marionettentheater? 

Uneigennützig war der deutsche Geldsegen für die Genossen in Spa- 
nien und Portugal offenbar nicht. Denn mittlerweile häufen sich die In- 
dizien dazu, daß von den seinerzeitigen Millionensümmchen erkleckli- 
che Beträge wieder an die Bonner Parteien zurückgeflossen sind. Allein 
bei der SPD tauchten dubiose Belege über Millioneneinnahmen aus der 
Zeit des damaligen Schatzmeisters Alfred NAU auf. Auch bei der bayeri- 
schen CSU mußte der langjährige frühere Vertrauensmann Erich RIEDL 
einräumen, »daß es, theoretisch zumindest, etwaige Rückflüsse an die 
Parteien geben konnte«. 

Für die Union hat sich die finanzkräftige Einmischung nicht gelohnt: 
Die von der CDU gesponserte katalanische Splitterpartei kam trotz har- 
ter D-Mark aus dem Konrad Adenauer-Haus nur auf drei Prozent der 
Stimmen. scumiprs SPD hatte, mit dezenter Unterstützung des BND, 
mit mehr Erfolg investiert. Die Union dürfte sich an den von RIEDL ange- 
deuteten »Rückflüssen« schadlos gehalten haben. Sie verfolgen die Partei - 
Stichwort »Spendenaffäre« — bekanntlich bis heute. Karl Richter 
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US-Streitkräfte lernen von der Wehrmacht 


L den letzten Jähren sorgten Presseberichte für ungläubiges Stau- 
nen in der Bundesrepublik, wonach amerikanische Militärs und Sicher- 

heitsexperten — ganz im Gegensatz zu deutschen Politikern - voller Be- 
wunderung für die chemalige deutsche Wehrmacht seien. Das verwun- 
dert nicht. Fachleute sind sich darin einig, daß das deutsche Heer in zwei 
Weltkriegen das beste der Welt war - für die US-Streitkräfte ein klassi- 
scher Fall zur Nachahmung. Amerikaner waren sich dafür nie zu schade. 
Sie sind schnell im Kopieren und Umsetzen, und gute Erfindungen er- 
langen in den USA oft schneller Praxistreife als in den Ursprungsländern. 

Der unfreiwillige Einfluß der Wehrmacht auf die US-Streitkräfte ist 
sehr weitreichend. Im Bundesstaat Kansas gibt es in Fort Leavenworth 
eine Hochschule der US-Army, die sich »Command & General Staff 
College* nennt, zu deutsch etwa: Akademie für Kommando- und Gene- 
ralstabsängelegenheiten. Angeschlossen ist dieser Einrichtung unter an- 
derem eine eigene Forschungsbibliothek, die >Combined Arms Research 
Library* (>Forschungsbibliotbek der verbundenen Waffen*). 

Dieser Begriff macht stutzig, denn er verweist auf die Taktik der wver- 
bundenen Waffen*, eine Errungenschaft des deutschen Heeres in der 
Schlußphase des Ersten Weltkrieges, die zunächst das Zusammenwirken 
von Infanterie und Artillerie zum Gegenstand hatte und später auch die 
Luftwaffe einbezog. Es war der Generalstabschef und nachmalige Schöp- 
fer der Reichswehr, Generaloberst Hans von SEECKT, der Anfang der zwan- 
ziger Jahre die Prinzipien der neuen Taktik in einer von ihm verfaßten 
Dienstvorschrift erstmals niederlegte. Der Titel lautete Fährung und Ge- 

‚fecht der verbundenen Waffen. Die Vorschrift erschien in zahlreichen Aufla- 
gen und wurde bis in die dreißiger Jahre hinein ständig aktualisiert. 

Es ist denn auch kein Zufall, daß sich eine Veröffentlichung der Heeres- 
akademie von Fort Leavenworth ausführlich mit szecKts Einfluß auf 
die Taktik der Wehrmacht in der ersten Hälfte des Zweiten Weltkrieges 
befaßt. Verfaßt hat das umfangreiche Werk ein Major der US-Army na- 
mens Timothy A. wray (Standing Fast: German Defensive Doctrine on the 
Russian Front Düring World War 11 Prewar to March 1943, 1986). 

Anders als bundesdeutsche Fachleute — auch solche der Bundeswehr 
- ist wrAY weit davon entfernt, die Leistungen der Wehrmacht kleinzu- 
reden oder zu schmähen. Im Gegenteil empfiehlt er amerikanischen Trup- 
penführern die Erfahrungen der Wehrmacht ausdrücklich zur Nachah- 
mung. Ihre flexible und überaus moderne Verteidigungstaktik habe die 
deutschen Einheiten gerade in kritischen Phasen des Zweiten Weltkrie- 
ges immer wieder vor der Vernichtung bewahrt. 
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Alfred rorre, Desert 
Warfare: German Ex- 
periences in World 
War II, 1991. 


Damit ist noch nicht genug. Noch eine weitere Veröffentlichung der 
Führungsakademie von Forth Leavenworth würdigt die Erfahrungen der 
Wehrmacht, und zwar mit der erklärten Absicht, sie für die amerikani- 
schen Streitkräfte nutzbar zu machen. In diesem Fall begnügte sich die 
US-Army damit, ein deutsches Werk einfach zu übersetzen. Es handelt 
sich um eine zweibändige Darstellung des Wüstenkrieges, die 1952 von 
Generalmajor Alfred roPpE und neun chemaligen Kommandeuren des 
Afrikakorps verfaßt wurde und die die spezifischen Herausforderungen 
des Krieges im Wustengebiet behandelt. 

Über die Nutzanwendung dieser Dokumentation für die US-Army 
schreibt Herausgeber Roger]. spıLLEr im editorischen Vorbericht: »Nicht 
anders als viele US-Einheiten im Krieg im Irak lernten die Deutschen in 
Nordafrika mit den Kampfbedingungen in der Wüste erst umzugehen, 
nachdem sie am Schauplatz des Geschehens angekommen waren und 
unmittelbar mit den Gesetzen der Wüste konfrontiert wurden. Schon 
allein aus diesem Grunde. . . verdient >Desert Warfare< Beachtung bei der 
Vorbereitung der US-Streitkräfte auf künftige Konflikte im Wüstenter- 
rain.« 

In der Bundesrepublik ist das Werk von 1952 längst vergessen. Auch 
im Internet ergibt die Recherche keine brauchbaren Suchergebnisse in 
deutscher Sprache. Amerikanischen Offizieren dagegen steht das Buch 
schon seit Anfang der neunziger Jahre in einer unveränderten Überset- 
zung zur Verfügung (Desert Warfare: German Experiences in World War II, 
1991). 

Noch der Irak-Krieg im Frühjahr 2003 wird von amerikanischen Mili- 
tärexperten ohne Berührungsängste mit Feldzügen der Wehrmacht ver- 
glichen. Ein Beitrag in der angesehenen New Yorker Fachzeitschrift für 
internationale Politik, Foreign Affairs, zieht einen Vergleich mit den Blitz- 
kriegen der Wehrmacht. Wörtlich heißt es darin: »Vor dem zweiten Irak- 
Krieg war der Gold-Standard für exzellente militärische Operationen der 
deutsche Blitzkriegin den Niederlanden und Frankreich 1940. Die Deut- 
schen haben cs fertiggebracht, Frankreich, die Niederlande und Belgien 
in lediglich 44 Tagen zu erobern. Dabei fielen nur 27 000 deutsche Solda- 
ten. Die USA und Großbritannien haben jetzt nur 26 Tage gebraucht, 
um den Irak zu erobern, mit nur 161 Gefallenen, was im Vergleich legen- 
däre Generale wie Erwin Rommel und Heinz GuDErıan verblassen läßt.« 

Der Verglich hinkt. Denn der Gegner, mit dem es die Wehrmacht 1940 
zu tun hatte, war dieser bei weitem nicht im gleichen Maße unterlegen 
wie die Iraker den Alliierten im Frühjahr 2003. So verfügten die Franzo- 
sen 1940 über große Mengen moderner Panzer, und die britische Luft- 
waffe war ein ebenbürtiger Gegner für die deutsche. Dagegen waren die 
irakischen Streitkräfte den Amerikanern und Briten von Anfang an hoff- 
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nungslos unterlegen. Sie verfügten weder über eine Luftwaffe, noch über 
computergesteuerte Präzisionswaffen, noch über Satellitenaufklärung, 
noch über ein leistungsfähiges militärisches Kommunikationssystem. Der 
Irak-Krieg 2003 war ein Konflikt zwischen der besten Armee der Welt 
und einer Dritte-Welt-Armee. 

Außerdem weiß man inzwischen, daß mehrere Befehlshaber der iraki- 
schen Republikanischen Garden von den Amerikanern schlichtweg be- 
stochen worden waren und deshalb ihre Truppen gar nicht erst in den 
Kampf schickten - unter anderen berichtete die Süddeutsche Zeitung dar- 
über (28./29. 5. 2003). Auch solche Methoden hatte die Wehrmacht des 
Jahres 1940 nicht nötig. 

Der amerikanischen Begeisterung für das deutsche Vorbild tut dies aber 
keinen Abbruch. So schwärmte im So 2002 kein Geringerer als US- 
Verteidigungsminister RUMS- 
FELD in einem anderen Beitrag 
für Foreign Affairs vom »Get- 
man Blitzkrieg«, der die »mo- 
derne Kriegführung revolutio- 
niert« habe. Die Deutschen 
hätten nämlich eine »absolut 
tödliche Kombination aus klei- 
nen, aber hochqualifizierten 
und modernen Einheiten ent- 
wickelt«. 

Mit diesem Urteil steht 
RUMSFELD nicht allein. Von ei- 
nem der führenden amerikani- 
schen Militärexperten, Walter 
Rüssel MEAD, stammt eine auf- 
sehenerregende Neuerschei- 
nung über die deutsche Krieg- FR 
führung 1939-1945; Titel: Special CS 
Providence - zu deutsch: »Besondere Vorschung*. Auch mEAD lobt die 
Wehrmacht in höchsten Tönen. Sie habe, schreibt er, »einen ziemlichen 
Grad an Respekt bei Amerikanern und Briten gewonnen. General Erwin 
ROMMEL etwa wird sogar unter (konservativen) Amerikanern als militäri- 
scher Held angeschen, als ehrenwerter Gegner. Kein japanischer Krieger 
etwa hat je einen solchen Status erreicht.« 

Das Pentagon richtete sich in den letzten Jahren im übrigen sehr kon- 
kret am Vermächtnis der Wehrmacht aus. Bei den Vorbereitungen zum 
Einmarsch in Afghanistan im Rahmen der Operation »Enduring Free- 
dom« griffen die US-Planer unter anderem auf deutsche Vorarbeiten zu- 


817 


Szene aus dem dritten 
>Blitz<-Golfkrieg der 
US-Amerikaner 2003. 
Ein Vergleich mit den 
deutschen Feldzügen 
1939 und 1940 hinkt, 
da damals der Wider- 
stand ein ganz ande- 


rer war. 





rück. Dies bot sich an, denn im Zuge der Planungen für den Rußland- 
feldzug liefen seinerzeit beim Oberkommando des Heeres (OKII) auch 
Überlegungen um, in Afghanistan mit Wehrmachteinheiten Fuß zu fas- 
sen, um von dort Druck auf das englisch besetzte Indien auszuüben. In 
Masat-i-Schatif sollte ein militärisches Hauptquartier eingerichtet wer- 
den, um vom Norden her Aufstände zu organisieren. 

Über den Feldzug in Afghanistan hinaus entwickelte Generalstabschef 
HALDER im April 1941 auch erstaunlich aktuell anmutende Forderungen 
für die Aufstellung schneller Eingreifverbände, die überall auf der Welt 
einsetzbar sein müßten. In den heute im Freiburger Bundesatchiv/Mili- 
tärarchiv liegenden Ausarbeitungen ist unter anderem zu lesen: »Die un- 
geheure Weite der Räume und Unzulänglichkeit der Eisenbahnverbin- 
dungen zwingen 1.) zur Schaffung einer Lufttransportflotte, mit der zwei 
Divisionen gleichzeitig befördert werden können, 2.) zu Vorkehrungen, 
um mit Hilfe zugeführten Kraftwagen-Transportraumes Infanteriedivi- 
sionen. .. verschieben zu können.« Diese neuen Verbände sollten einen 
Pfeiler der künftigen Heeresplanungbilden und in Krisensituationen auch 
außerhalb der Reichsgrenzen eingesetzt werden können. 

Wen diese Pläne an das >Krisenreaktionskräfte<-Konzept der Bundes- 
wehr erinnern, der ist auf der richtigen Fährte. Auch die aktuelle Zusam- 
menarbeit Washingtons mit der afghanischen Nordallianz wirkt vor dem 
Hintergrund der Wehrmacht-Planungen verdächtig bekannt. Kein Wun- 
der- die Afghanistan-Akten des OKH wurden nach 1945 mit den ande- 
ren Akten der Operationsabtedung des I leeres summatisch als >captured 
documentSKin die ÜSA abtransportiert, wo sie nach Auffassung des Stutt- 
garter Geschichtsdozenten Tobias JERSAK »wie andere Wehrmachtspläne 
auch. .. im Pentagon bei der Planung eigener Militäroperationen noch 
immer herangezogen werden«. 

Die Generalstabsstudie von 1941 gibt den US-Marines von heute al- 
lerdings auch eine Warnung mit: »Teilen eines zäh und gewandt fechten- 
den Gegners wird es jedoch möglich sein, in unwegsames Gelände aus- 
zuweichen. Den Gegner auch dort aufzusuchen und zu schlagen ist 
Voraussetzung für den endgültigen Erfolg.« Davon konnten schon die 
Russen nach 1979 in Afghanistan ein Lied singen. 

So oder so: Bei bundesdeutschen Vergangenheitsbewältigern stößt die 
Wehrmacht-Begeisterung amerikanischer Militärplaner auf pures Unver- 
ständnis. Wenn die Bundeswehr in den nächsten Jahren auch als weltweit 
einsetzbare Interventionstruppe nicht über den Status einer Vasallen- 
Streitmacht hinauskommt, dann gibt es dafür jedenfalls eine einfache 
Erklärung: Sie distanziert sich von der Wehrmacht, während die Ameri- 
kaner von ihr lernen. Karl Richter 
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Das >ganz besondere Verhältnis< 
der BRD zu Israel 


W Israel«, behauptete Joschka FıscHer als Bundesaußenminister bei 
vielen Gelegenheiten, Obligatorische Solidaritätserklärungen mit Israel 
und dem jüdischen Volk — keineswegs »Gesellschaft«! — zählen zum Stan- 
dardrepertoire eines jeden Vertreters der in den Bundestag gewählten 
Parteien.! Bereits im November 1998, unmittelbar nach dem >Regierungs- 
wechsel in Berlin, hatte Fischer erklärt, die »neue deutsche Regierung« 
fühle Israel gegenüber veine besondere Verantwortung«. Mit dieser Pau- 
schalbehauptung erweckte er den Anschein, als ob die »alten deutschen 
Regierungen« von Helmut Konur bis Konrad ADENAUER diese »besondere 
Verantwortung« nicht »gefühlt« hätten. Eine solche Annahme ist jedoch 
falsch. Philosemitisches und einseitig pro-israelisches Engagement von 
Seiten bundesdeutscher Politiker ist seit Gründung der BRD cher die 
Regel als die Ausnahme. Es hat noch nie eine Bundesregierung gegeben, 
die von diesem absoluten Standpunkt abgerückt ist und in der Nahost- 
politik einen objektiven Standpunkt vertreten hat. 


In der Öffentlichkeit ist die Tatsache wenig bekannt, daß es im Bun- 
destag eine »Fraktion« namens >Deutsch-Israclische Parlamentariergruppe< 
gibt, die die zweitgrößte Parlamentariergruppe im Deutschen Bundestag 
überhaupt darstellt. Dem derzeitigen stellvertretenden Vorsitzenden die- 
ser Gruppe und Vizepräsidenten der Deutsch-Israelischen Gesellschaft, 
Reinhold roBBE, zufolge mache das »schon deutlich, daß viele Kollegin- 
nen und Kollegen aus allen Fraktionen vertreten sind, bei denen Herz- 
blut am Thema hängt. Entweder aufgrund der historischen Situation oder 
aufgrund von persönlichen Bezügen kümmern sie sich um die Pflege des 
deutsch-israelisehen Verhältnisses«." 

In jeder Legislaturperiode gehören dieser Gruppe etwa 125 bis 132 
Abgeordnete an, die sich aus allen im Bundestag vertretenen Parteien 
zusammensetzen. Darunter befinden sich oftmals auch Partei- und Frak- 
tionsvotsitzende und Minister. Es überrascht aus diesem Grunde nicht, 
daß sich durch alle im Bundestag vertretenen Parteien die »unbedingte 
Solidarität mit Israel« wie ein roter Faden zieht. Nicht selten kommt es 
zu übergreifenden Solidaritätserklärungen zwischen Vertretern vermeint- 


I Vgl, Harald NEUBAUER, »Wer stoppt Israel?« in: Nanon & Europa, 5, 2002, 
Ss 3£ 


? http://www.dradio.de/dlf/sendungen/interview_dlf/189374/ 


819 


Joschka rıschEr in 
einer Berliner 


Synagoge. 


j i 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 





lich entgegengesetzter Parteien: Christian scHMIDT, Außenpolitischer 
Sprecher der CSU-Landesgruppe im Deutschen Bundestag, beispielsweise 
solidatisierte sich mitJoschka FIscHER und bestärkte den Grünen darin, 
»daß er in der Kontinuität aller deutschen Bundesregierungen bleibt und 
daß er das Existenzrecht Israels über eine vermeintlich einheitliche euro- 
päische Nahostpolitik stellt. Insbesondere muß die Bundesregierung auch 
den Anspruch Israels auf gesicherte Grenzen mit vertreten«.! 

Auch die ehemalige Sekretärin für Agitation und Propaganda der Frei- 
en Deutschen Jugend (FDJ) an der Akademie der Wissenschaften Berlin 
(>Hauptstadt der DDR<I) und heutige Bundeskanzlerin Angela MERKEL 
gehört der oben genannten Parlamentariergruppe des Bundestages an. 
Ihre Grundsätze im deutsch-jüdischen oder deutsch-israelischen Verhält- 
nis hatte sie, zu jener Zeit noch Kanzlerkandidatin der Union, in einem 
Interview mit dem jüdischen Magazin Tribüne dargelegt. Die wesentli- 
chen Kernaussagen aus diesem Gespräch tauten: 


> »lIch plädiere schr dafür, daß Deutschland seiner besonderen Ver- 
antwortung gegenüber Israel in seiner Politik immer gerecht wird.« 


> »Gerade Deutschland muß sich aufgrund einer schr spezifischen 
Beziehung zum Staat Israel für die Belange Israels in der Europäischen 


Union deutlich einsetzen.« 


In einer Ansprache vor dem >Jewish Community Relations Council im 
März 1999 in New York hatte Joschka FISCHER betont, daß die jüdisch- 
deutschen Beziehungen für ihn zu den wichtigsten seines politischen 
Lebens gehörten, um anschließend klar zu machen, daß es »keinen Schluß- 
strich« geben könne. Damit meinte er die andauernden »Wiedergutma- 
chungszahlungen« an Israel und die Finanzspritzen an jüdische Organi- 
sationen ebenso wie einschlägige Gedenkfestwochen, Mahnstunden, 
Fernsehdebatten usw., die zum festen Bestandteil des bundesdeutschen 
Selbstverständnisses gehören. Auf einer gemeinsamen Veranstaltung des 


ı >Zentralrats der Juden< und des Europäischen Jüdischen Kongresses* am 


15 Mai 2002 im Berliner Hotel Adlon bekräftigte FISCHER rigoros »die 
historische Verpflichtung Deutschlands gegenüber Israel«, welche die 
Grundlage »deutscher Politik« sei und sein werde.* Mit dieser Erklärung 
unterstrich der Grünenpolitiker einmal mehr, auf welcher Grundlage die 
BRD aufgebaut ist: auf der doppelten Kollektivschuldanerkennung, na- 
mentlich der Anerkennung der alleinigen Kriegsschuld Deutschlands, so- 
wie auf der Anerkennung der These von der systematischen Ermordung 


3 Vgl. Jüdische Allgemeine, 2. 2. 2002, S. 1. 


# Vgl. Spiegel Special, Ne. 2, 1992, s. 68. Näheres auch bei Claus NORDBRUCH, Der 
Angrif; Hohenrain, Tübingen 2003. 
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Von links: Einst TU- 

| genp har, Salcia LAnD- 
| mann und 

Julius H. schoers, 
Gründer und Leiter 
des Moses-Mendels- 
sohn-Zentrums für 
europäisch-jüdische 


, Studien. 





von sechs Millionen Juden während des Zweiten Weltkrieges, die gemein- 
hin als >Holocaust< bezeichnet und als geschichtliche Wahrheit manife- 
stiert, durch das Strafgesetzbuch geschützt und einer vorurteilsfreien 


wissenschaftlichen Analyse vorenthalten wird." 

Indes stoßen gerade in der jüdischen Welt die unablässige »Bewälti- 
gung des Holocaust* der offiziellen BRD und deren hierauf aufbauende 
politische Handlungsweise nicht unwidersprochen auf Zustimmung. 
Bereits 1986 warnte der jüdische Jurist Franz OPPENHEIMER in der Frank- 

furter Allgemeinen Zeitung die Deutschen vor »kollektiver Schuldbesessen- 
heit«.° Diese Warnung wurde in den Wind geschlagen. Statt dessen inten- 
sivierte das bundesdeutsche Establishment den Kult mit der Schuld immer 
weiter. 1991 stellte der jüdische Philosoph Ernst TUGENDHAT in der Zeit 
die Frage, »warum die Deutschen die Schuld am Holocaust so irrational 
verarbeitet« hätten, und führte weiter aus: »Es ist diese irrationale Verar- 
beitung, die sie dazu disponiert, einzuknicken, wenn von den Israelis 
mit dem Finger auf sie gezeigt wird.«" Auch Salcia LANDMANN diagnosti- 
zierte 1991 in der Wei bei den Deutschen eine »kollektive Bußbereit- 
schaft wegen Auschwitz, die schon lange irrationale, massenpsychoti- 
sche Elemente birgt«, und der jüdische Historiker Julius H. schoeps, Sohn 
des preußisch-jüdischen Philosophen Hans-Joachim scHoeEPs und Dirck- 
tor des Moses-Mendelssohn-Zentrums in Potsdam, faßte die neudeut- 
sche Psyche, mancherorts auch als Psychose kritisiert, 2001 im Außan 


> Vgl. »Das Fundament, auf dem die Bundesrepublik Deutschland aufgebaut 
ist«, in: Claus NORDBRUCH, ebenda, sowie Claus NORDBRUCH, »Zur »Offenkun- 
digkeit des Holocaust*. Die Wissen schafts frei he it in Frage«, in: Deutschland in 
Geschichte und Gegenwart, Nr. 2,2006, S. 20-24; Beitrag Nr. 430, »Zur »Offenkun- 
digkeit* des Holocaust«. 
6 Vgl. Franz OPPENHEIMER, »Vorsicht vor falschen Schlüssen aus der deutschen 
Vergangenheit«, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 14. 5. 1986, S. 10 f. 

Ernst TUGENDHAT, »Der Golfkrieg, Deutschland und Israck«, in: Die Z.eit, 22. 2. 
1991, S. 62. 
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B Zitiert nach David 
xorn, Das Nerz 
Israels Lobby in 
Deutschland, Mün- 
chen 2003, S. 179. 


9»Warum sollen 
unsere Soldaten in 
den Libanon, Frau 
Merkel?« in: Die 
Welt, 20. 8. 2006. 


Bundeskanzlerin 
Angela werkEL emp- 
fing im Dezember 
2006 Ehud ornerr in 
Berlin und bekräftigte 
das besondere Ver- 
hältnis Deutschlands 
zu Israel. 


wie folgt zusammen: »Die deutsche Gedenkkultur hat fast selbstquäleri- 
sche Züge angenommen. . . Es gibt in Deutschland eine Sucht, jüdischer 
als die Juden sein zu wollen. Darüber ist noch wenig nachgedacht wor- 
den. Es wäre jedoch unbedingt notwendig, denn mittlerweile hat dieses 
Syndrom krankhafte Züge angenommen,«® 

Besagte »krankhafte Züge« spiegeln die außenpolitischen Handlungs- 
weisen der BRD mit entsprechenden Folgen wider. Im August 2006 bei- 
spielsweise, also zu einem Zeitpunkt, da der »dauerhafte Friede« einen 
seiner jüngsten Höhepunkte erlebte, antwortete Bundeskanzlerin Angela 
MERKEL in einem Interview mit der We# auf die Frage, ob der israelische 
Ministerpräsident Ehud oLMErRT um deutsche Soldaten auch an der liba- 
nesischen Grenze »gebeten« und die »israelische Öffentlichkeit dafür 
Sympathie« gezeigt habe: »Ja, und während ich das sage, weiß ich, daß die 
Aussagen von Ehud oLMERT ein bemerkenswerter Vertrauensbeweis 
waren, Sie haben gezeigt, welche Wertschätzung wir Deutschen in Israel 
erfahren. Ich habe mich über dieses Vertrauen in Deutschland gefreut. 
Wir als Regierung wissen: Wir können uns nicht heraushalten, weil wir 
eine historische Verantwortung gegenüber Israel haben. Das Existenz- 
recht Israels gehört zur deutschen Staatsräson.«) 

Der israelische Historiker und Friedensaktivist Reuven MOsKOVITZ 
versuchte in einem Interview mit dem Dentschlandfunk unmittelbar vor 
Ausbruch des jüngsten Krieges gegen den Libanon 2006 dieses Bild, das 
deudich »krankhafte Züge« trägt, geradezurücken, indem er hervorhob, 
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Deutsche Fahne im zerstörten Südbeirut im Au- | // 
gust 2006. Die Entsendung deutscher Soldaten 
vor der Küste Libanons könnte das Verhältnis 
der arabischen Welt zu Deutschland, das sich 
zum Schutz Israels verpflichtet hat, mittelfristig 
grundlegend verändern. 


daß die bundesdeutschen Stellungnahmen 
zur israelischen Politik »eine kolossale Lüge« 
seien, denn tatsächliche führe Israel »eine 
aggressive Politik, die uns nur in den Ab- 
grund führen kann«.!" 

Dem Journalisten Knut MELLENTHIN ge- 
lang es am 29. Juli 2006, das von der Bun- 
desregierung gezeichnete Bild zu korrigie- 
ren: »Zugleich erinnerte MERKEL an die 
besondere Verantwortung Deutschlands ge- 
genüber Israel. >Die Hisbollah spricht Israel 
das Existenzrecht ab. Es ist eine geschicht- 
liche Verpflichtung deutscher Politik, unver- 
brüchlich für das Existenzrecht Israels ein- 
zutreten«, sagte sie. >Wir müssen uns immer 
klar machen, daß die derzeitige Krise von 
der Hisbollah ausgelöst worden ist.« Diese 
habe Israel über Monate mit Raketen be- 
schossen. ,. Ich unterstelle, daß das Zitat 
korrekt wiedergegeben ist, und frage mich, 
wer dafür verantwortlich ist, daß die Person, 
die dieses Land nach außen repräsentiert, 
so peinlich schlecht informiert ist: Vor dem 
israelischen Angriff [am 12. Juli 2006] hat Hisbollah definitiv keine Ra- 
keten nach Israel geschossen. Das war bekanntermaßen die Politik der 
Hisbollah schon seit Jahren, nämlich seit dem israelischen Abzug aus 
dem Südlibanon, Vielleicht hat sich Frau mErRKEL von Micha BRUMLIK 
[ein in Deutschland dozierender einschlägig bekannter jüdischer Antifa- 
schist] »informieren« oder inspirieren lassen, der am Freitag wahrheits- 
widrig in der taz schrieb: »Hisbollah quält Israel seit Monaten mit Rake- 
ten.««! 

MERKELS Unkenntnis über die tatsächlichen Umstände spiegelt sich 
hier nicht zum ersten Mal wider. Bereits ein halbes Jahr zuvor, in ihrer 
Rede auf der 42. Münchner Konferenz für Sicherheitspolitik am 4. Fe- 
bruar 2006, bewies die Kanzlerin, daß sie, wie ihre Vorgänger und Kolle- 
gen im Bundestag, nicht nur wenig Ahnung über die tatsächlichen Ursa- 
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1 Reuven MOSKO- 
virz, wGezieltes 
Brand stiften 


(Interview im 
Deutschlandfunk 
am 15. 7. 2006), in: 
http: / / 
www.dradio.de/dlf/ 
Sendungen/ 
interview_dIf/ 
520534/ 


1! http:/ /www,stein- 
bergrecherche.com/ 
frmellenthin.htm 


Alltag im Nahen 
Osten. 





12 http: // 

www.security 
conference.de/ 
konferenzen/ 
rede.php?id= 
170&sprache=de& 
13 Ebenda, 


4 Vgl. Claus NORD- 
BRUCH, »Friedens- 
missionen< — Die 
BRD macht den 
guten deutschen 
Ruf in den arabi- 
schen Staaten 
zunichte«, in: Euro- 
Kurier, Nr. 5,2006, 
S. 4 ff. 

15 Siehe Beitrag Nr, 
709, »Deutsche 
Waffenlieferungen 
an Israel«. 


chen der kriegerischen Auseinandersetzungen im Vorderen Orient hat, 
sondern auch, daß sie, ohne sich mit jedweder Kompetenz zu belasten, 
die Argumentation Israels, der einzigen Atommacht im Vorderen Ori- 
ent, kritiklos übernimmt. In grenzenloser Anmaßung behauptete sie: »Das 
Nuklearprogramm des Iran er- 
weckt den berechtigten Argwohn, 
die berechtigte Sorge, die berech- 
tigte Befürchtung, daß es hierbei 
nicht um die friedliche Nutzung 
der Kernenergie geht, sondern daß 
es hierbei auch um militärische 
Optionen geht. Der Iran hat mut- 
willig — ich muß das leider so sa- 
gen — die ihm bekannten >roten 
Linien« überschritten. Ich muß hin- 
zufügen, daß die völlig inakzepta- 
blen Provokationen des iranischen 
Präsidenten für uns natürlich Re- 
aktionen notwendig machen. Ich 
sage dies ganz besonders als deut- 
sche Bundeskanzlerin: Ein Präsi- 
dent, der das Fixistenzrecht von Is- 
rael in Frage stellt, ein Präsident, 
der die Existenz des Holocaust leugnet, kann nicht erwarten, daß Deutsch- 
land in dieser Frage auch nur die geringste Toleranz zeigt. Wir haben aus 
unserer Geschichte gelernt.«!? 

Dieser angeblich abgeleistete Lernprozeß wird gerade durch »das be- 
sondere Verhältnis« der BRD zu Israel widerlegt. Diese Widerlegung wird 
durch die unabsehbaren Folgen der bundesdeutschen Haltung unterstri- 
chen: 2005 wandte sich Joschka FISCHER, wie er es nannte, gegen »unge- 
rechtfertigte oder einseitige Kritik an Israel« und behauptete: »Aus unse- 
rer historisch-moralischen Verantwortung für Israel heraus gilt unsere 
besondere Aufmerksamkeit auch dem Friedensprozeß zwischen Israel 
und seinen Nachbarn. . . Was wir, Deutschland und Europa, im Rahmen 
unserer Möglichkeiten tun können, um dabei zu helfen, einen dauerhaf- 
ten Frieden zu erreichen, das wollen wir auch weiterhin tun.«!3 Offenbar 
sieht die Bundesregierung ihre Möglichkeiten, im Nahen Osten einen 
»dauerhaften Friedens zu erreichen«, nicht mehr nur in den seit fünf 
Jahrzehnten andauernden Waffenlieferungen an Israel, sondern mitder- 
weile sogar in der Entsendung deutscher Soldaten in dieses Kriegsge- 
biet.1#15 Claus Nordbruch 
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Deutsche Waffenlieferungen an Israel 


»Natürlich haben wir aufgrund unserer Geschichte eine besondere Ver- 
antwortung für die 6 Millionen in Israel lebenden Juden und speziell auch 
für die Anerkennung des Existenzrechtes Israels. Dieser Verantwortung 
dürfen wir uns nicht entziehen«, behauptete 2006 Rainer ARNOLD, Ver- 
teidigungsexperte der SPD-Bundestagsfraktion,! und verlieh mit dieser 
Äußerung der üblichen Grundhaltung Ausdruck, die bundesdeutsche 
Berufspolitiker? allgemein einnehmen, sobald sie in Sachen Waffenex- 
porte nach Israel zur Rede gestellt werden. 

Die geltende Gesetzeslage scheint dieser Pauschalbehauptung in mehr- 
facher Hinsicht zu widersprechen. Das bundesdeutsche Grundgesetz 
nimmt zur Thematik Lieferungen von Kriegswaffen an Drittländer ein- 
deutig Stellung: 

> Die Präambel des Grundg: 
»dem Frieden der Welt zu dienen«.3 


> Artikel 26 des Grundgeset 

griffskrieges; Kriegswaffenkontrolle] lautet: 

»(1) Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht vorgenommen 
werden, das friedliche Zusammenleben der Völker zu stören, insbeson- 
dere die Führung eines Angriffskrieges vorzubereiten, sind verfassungs- 
widrig. Sie sind unter Strafe zu stellen. 

(2) Zur Kriegsführung bestimmte Waffen dürfen nur mit Genehmi- 
gung der Bundesregierung hergestellt, befördert und in Verkehr gebracht 
werden. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.«* 


> Dieses Bundesgesetz, das sogenannte Kriegswaffenkontrollgesetz, 
formuliert in $ 2: 

»1) Wer Kriegswaffen herstellen will, bedarf der Genehmigung. 

(2) Wer die tatsächliche Gewalt über Kriegswaffen von einem anderen 
erwerben oder einem anderen überlassen will, bedarf der Genehmigung.«5 


N 


In $ 6 (2) werden schließlich drei Sachverhalte benannt, bei denen 
die Ausfuhr von Kriegswaffen in jedem Fall zu untersagen ist, nament- 
lich, wenn 


! Rainer ARNOLD> (Verteidigungspolitischer Sprecher der Bundestagsfraktion der 
SPD), e-Brief v. 23. 11. 2006 an den Verfasser. 

? Siehe Beitrag Nr. 708, »Das >ganz besondere Verhältnis« der BRD zu Israel«. 
3 Zitiert nach: http://www.datenschutz-berlin.de/recht/de/gg/ggl_de.htm 

A Zitiert nach ebenda. 

5 Zitiert nach: http://www.waffen-sachkunde.com/Recht/KriegswaffenKon- 
trollGesetz/kriegs wa ffenkontrollgesetz.html 
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6 Zitiert nach 
ebenda. 


7” Volker KAUDER 
(Vorsitzender der 
CDU/CSU- 

Bundestagsfrakti- 


on), e-Brief v. 6. 12. 


2006 an den 
Verfasser. 


»1, Grund zu der Annahme besteht, daß ihre Erteilung dem Interesse 
der Bundesrepublik an der Aufrechterhaltung guter Beziehungen zu an- 
deren Ländern zuwiderlaufen würde, 

[-.-:] 8) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 

1. die Gefahr besteht, daß die Kriegswaffen bei einer friedenstören- 
den Handlung, insbesondere bei einem Angriffskrieg, verwendet wer- 
den, 

2. Grund zu der Annahme besteht, daß die Erteilung der Genehmi- 
gung völkerrechtliche Verpflichtungen der Bundesrepublik verletzen oder 
deren Erfüllung gefährden würde, 

3. Grund zu der Annahme besteht, daß eine der in Absatz 2 Nr. 2 
genannten Personen die für die beabsichtigte Handlung erforderliche 
Zuverlässigkeit nicht besitzt.«® 


Da oben genannte gesetzliche Vorgaben eindeutig gegen die Lieferung 
von Kriegswaffen an den kriegführenden Staat Israel zu sprechen schei- 
nen, führte der Verfasser Ende 2006 eine Befragung unter den Verteidi- 
gungsexperten der im Bundestag vertretenden Parteien durch. Die Ant- 
worten sind von dokumentarischem Wert, Der Vorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Volker KAUDER, erklärte: »In Ihrer Frage be- 
züglich Rüstungsexporte nach Israel verweisen Sie zu Recht auf die in 
Deutschland verfolgte restriktive Linie zu Rüstungsexporten in Drittlän- 
der. Diese werden im Rahmen der Ausführgenehmigungsverfahren ebenso 
bedacht wie das besondere Verhältnis Deutschlands zu Israel. Entschei- 
dungen sind daher immer Einzelfallabwägungen der Bundesregierung. 
Ziel ist es auch hier, die Sicherheit Israels und die langfristige Stabilität 
der Region in Einklang zu bringen.«" (Inwieweit die Bundesregierung 
»Einzelfälle abwägt«, wird im Anschluß geklärt.) 


Der verteidigungspolitische Sprecher der PDS (Die Linke), Paul scHä- 
FER, sah die Richtlinien weniger klar formuliert und erklärte, daß seine 
Fraktion im Bundestag sich »für einen Stopp sämtlicher Rüstungsexpor- 
te aus Deutschland an alle Staaten und damit auch Israek« einsetze. Rü- 
stungsexporte würden »Diktaturen und menschenverachtende Regime« 
fördern und stabilisieren. Aus diesem Grund schlußfolgerte SCHÄFER: 
»Jede Lieferung von Rüstungsgütern, sei es aus Deutschland oder einem 
anderen Staat, in den Nahen Osten stärkt diejenigen, die eine militäri- 
sche >Lösung< der Konflikte anstreben, und fördert den weiteren Rü- 
stungswettlauf in der Region mit fatalen Folgen für die Menschen dort.« 
Um so überraschender mutet die anschließende Behauptung an, daß 
»Waffenlieferungen in Krisengebiete leider nicht pauschal gegen das gel- 
tende Recht« verstoßen würden. »Die im Jahr 2000 beschlossenen Politi- 
schen Grundsätze der Bundesregierung sind leider nur politische I land- 
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lungsempfehlungen. In diesem Sinne stehen deutsche Waffenlieferungen 
an die Staaten im Nahen Osten derzeit zwar im Widerspruch zu einer 
friedlichen Konfliktbearbeitung in der Region, verstoßen aber nur gegen 


den gesunden Menschenverstand.«® 


Für die SPD-Bundestagsfraktion antwortete Rainer ARNOLD. Er sehe 
»die Lage im Nahen Osten kritisch« und sei wie der Verfasser »grund- 
sätzlich der Auffassung, daß das Verhalten der israelischen Armee gera- 
de gegenüber der palästinensischen Zivilbevölkerung und die Zerstörung 
ziviler Einrichtungen im starken Widerspruch zum Völkerrecht stehen.« 


Anstatt jedoch aus dieser zu- 
treffenden Einschätzung die 
entsprechende Konsequenzen 
zu ziehen, namentlich ein so- 
fortiges Waffenausfuhrverbot 
nach Israel zu bewirken, erklär- 
te der sozialdemokratische Ex- 
perte: »In bezug auf Waffen- 
lieferungen an Israel - ich gche 
hier davon aus, Sie meinen die 
U-Bootlieferungen - sehe ich 
keinen Verstoß gegen geltendes 
Recht. Die Bundesregierung 
hat am 19.Januar 2000 die Rü- 
stungsexpottrichtlinie verab- 
schiedet. In dieser sind klare 
Kriterien festgelegt, an denen 
jedes Rüstungsexportvorhaben 
gemessen wird. Die Entschei- 
dungen des Bundessicherheits- 
rates für oder gegen einen Rü- 
stungsexport erfolgen stets 
anhand dieser festgeschriebe- 
nen Kriterien. Die Regierung 
des Staates Israel hat ihre be- 
stehende U-Bootflotte durch 
den Erwerb von zwei neuen U- 


Zwei deutsche Stützen der israeli- 
schen Nuklearstrategien: von oben 
das deutsche U-Boot der >Dol- 
phin<-Klasse und das Flugzeug F4-E 
Phantom LI. 
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8 Paul SCHÄFER 
(Verteidigungspoliti- 
scher Sprecher der 
Bundestagsfraktion 
Die Linke-PDS), e- 
Briefv. 23. 11.2006 
an den Verfasser. 





ADENAUER und Premiermini- 
ster BEN GuURIoN im Jahre 
1960. Schon unter aDEnau- 
ER wurden Reparations- 
summen durch Verschif- 
fung deutscher Güter 
beglichen. 





Booten erweitert. Die U-Boote sollen zur Existenzsicherung und zum 
Schutz des Staats Israel beitragen.«° 

Abgesehen davon, daß ein Militär- oder Verteidigungsexperte wissen 
sollte, daß es sich bei U-Booten um Angriffswaffen handelt, waren und 
sind die bundesdeutschen Waffenlieferungen an den kriegführenden Staat 
Israel alles andere als auf drei - nicht auf zwei! - U-Boote beschränkt: 

Am 27. Dezember 1957 erklärte die Bundesregierung, daß grundsätz- 
lich (!) keine Waffen in Krisengebiete geliefert werden würden. Diese 
Behauptung war schon damals eine Lüge.!’ Am 14, März 1960 vereinbar- 
ten Bundeskanzler Konrad ADENAUER und der israelische Premierminister 
David BEN-GURION die bundesdeutsche Waffenhilfe für Israel - nach- 
dem bereits seit über einem Jahr israelische Waffen, vor allem Uzi-Ma- 
schinenpistolen, im sollen in die BRD geliefert worden waren. Gesetzli- 
che Ge- und Verbote spielten (und spielen bis zum heutigen Tage) bei 
bundesdeutschen Waffenlieferungen an Israel nur eine untergeordnete 
Rolle. Verteidigungsminister Franz Josef strauss pflegte diese Handha- 
be wie folgt auszudrücken: »Wir haben die Israel zugesagten Geräte und 
Waffen heimlich aus den Depots der Bundeswehr geholt und hernach als 
Ablenkungsmanöver bei der Polizei in einigen Fällen Diebstahlsanzeige 


' Rainer ARNOLD, aaO. (Anm. 1). 

Vgl. Claus NORDBRUCH, Machrfaktor Zionismus, Tübingen 2007. 

1! Zitiert nach Gerhard Frey (Hg.), Die Erpressung. Wie Dentschlands Milliarden 
über den Jordan gehen, München 2005, S. 127, 
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Verteidigungsminister 
Franz Josef srrauss und 
sein israelischer Amtskol- 
lege Shimon prir&s. Sie 
unterzeichneten 1960 
ein vertrauliches Militär- 


abkommen. 





erstattet.«" An diesen Machenschaften hat sich bis heute nichts geän- 
dert. Selbst die Frankfurter Allgemeine Teilung räumte vier Jahrzehnte spä- 
ter ein, daß für Israel aus der BRD immer Hilfe kam, vor allem schnell 
und teilweise unter Umgehung geltenden Rechts, wenn Israel in beson- 
ders großer »Not« wat, beispielsweise im Sechs-Tage-Krieg 1967, im Yom- 
Kippur-Krieg 1973 oder im Golfkrieg 1991: »Offiziell lehnte Bonn man- 
ches ab, was Israel inoffiziell dann doch bekam.«!? Soviel zu den 
»Einzelabwägungen der Bundesregierung«, 

Spätestens seit 1962 werden Waffen aus der BRD im großen Rahmen 
an Israel geliefert. Außer dem Christdemokraten ADENAUER machte sich 
vor allem der christlichsoziale Verteidigungsminister strauss für diese 

Lieferungen stark. Nachdem einige bundesdeutsche Medien, namentlich 
Der Spiegel und die Frankfurter Rundschau, diese Skandale öffentlich ge- 
macht hatten, heuchelte ADENAUERS Nachfolger, Bundeskanzler Ludwig 
ERHARD, am 12. Februar 1965, die BRD werde keine Waffen mehr (!) in 
Spannungsgebiete senden. Im darauffolgenden Jahr schickte die BRD 
20000 Gasmasken nach Israel,'! und 1967 wurden alle Hemmungen auf- 
gegeben. Die Zeitumfangreicher Waffenlieferungen brach an. Es sollten 
bundesdeutsche Waffenlieferungen sein, die entscheidend zum Sieg der 


12 Peter CARSTENS, »Geben und Nehmeng, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 12. 
12. 2002, S. 3. 


3 Vgl. Michael WOLFFSOHN, Israel. Geschichte, Wirtschaft, Gesellschaft, Politik, Opla- 
den 1991, S. 204 ff. 
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Eines der für Israel 


gebauten Schiffe. 


israelischen Truppen im Sechs-Tage-Krieg beitrugen. Wie geheimdienst- 
lichen Unterlagen zu entnehmen ist, unterzeichneten STRAUSS und sein 
damaliger Amtskollege Shimon peres {Generaldirektor des israelischen 
Verteidigungsministeriums) 1960 ein vertrauli- 
ches Militärabkommen, dessen Bedeutung für 
den Staat Israel von geradezu grundlegender 
Bedeutung war: »Die Bundesrepublik verpflich- 
tet sich, Israel Düsenflugzeuge der französi- 
schen Type Fuga-Magister zu liefern, die in 
Deutschland in Lizenz hergestellt werden, fer- 
ner Hubschrauber, Transportflugzeuge der 
Type Nord-Adas und amerikanische Lastwa- 

gen der Type Patton, die die israelische Armee 
" am dringendsten braucht. Diese Patton wer- 
den im Sechstage krieg auf Sinai die eigentliche 
Stoßkraft der israelischen Truppen ausmachen. 
Dieses Militärabkommen, das selbst heute noch 
wenig bekannt ist, hat große Auswirkungen. Is- 
raelische Offiziere werden zur Ausbildung auf 
Panzern und im Nachrichtenwesen auf die ein- 
schlägigen Schulen der Bundeswehr ge- 
schickt.«!* Die BRD hat von Israel für diese 
Leistungen keinerlei finanzielles oder politi- 
sches Gegenpfand verlangt. 

Die kontinuierlichen - und weitgehend kostenlosen - Lieferungen von 
Angriffswaffen reichten von den 1964 gelieferten 150 Panzern des Tvps 
M48-A1 (PattonS) bis zu den riesigen Beständen aus der Nationalen Volks- 
armee Anfang der neunziger Jahre. Danach wurden aus deutschen Be- 
ständen an Israel unter anderen 1991 acht Giftgas-Spürpanzer >Fuchss, 
1998 >Patriot<-Raketen und in Folge mit Marschflugkörpern ausstattbare 
drei U-Boote der >Dolphin<-Klasse ausgeliefert. Während des ersten 
Golfkrieges finanzierte die BRD, wie sogar Michael WOLFPSOHN einräumt, 
»den Erwerb amerikanischer >Patriot<-Raketen durch Israel, und im Fe- 
bruar 1991 stimmte Bonn der Lieferung von zwei U-Booten an Israel zu. 
Für knapp 1,4 Milliarden Mark hat Deutschland Israel allein 1991/92 
militärische Hilfe geleistet«.!> 


Die israelische Marine dürfte zwischenzeitlich dank bundesdeutscher 
Geschenke ebenfalls mit Atomwaffen versorgt sein. In den letzten Jahren 


14Steve EYTON, Das Auge Davids. Israels Geheimdienst in Aktion, Wien—München- 
Zürich 1971,& 107 £ 

15 Michael WOLFFSOHN, »Ohne Hitler kein Israel?« in: Spiegel Special, H 2/1992, 
S. 133. 
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hat die Bundesregierung Israel drei U-Boote der Dolphin-Klasse über- 
geben. Diese modernsten U-Boote der Welt dürften aller Wahrschein- 
lichkeit nach mit atomaren Marschflugkörpern »Turbo Popeye< oder >De- 
liah< ausgestattet worden sein. In diesem Zusammenhang ist eine 
Feststellung von seilen des Bundesministeriums der Verteidigung auf- 
schlußreich. Im Auftrag des Parlamentarischen Staatssekretärs SCHMIDT 
bekannte das Bundesministerium der Verteidigung dem Verfasser gegen- 
über, daß sämtliche (!) Entscheidungen über Exporte von Rüstungsgü- 
tern nach Israel »sim Einklang mit geltendem deutschen Recht« stünden. 
Außerdem sei darauf hinzuweisen, »daß es die Bundesregierung aufgrund 
der besonderen Beziehungen zwischen Deutschland und Israel für gebo- 
ten hält, auch ihren Beitrag zum Schutz und zur Existenzsicherung des 
Staates Israel zu leisten. leider haben wiederholt politische Ereignisse 
deutlich gemacht, daß diese Existenzberechtigung in Frage gestellt wird 
und insofern nicht als Selbstverständlichkeit anzusehen ist«.1° Die Beru- 
fung auf die angebliche Existenzberechtigung Israels ist die parteiüber- 
greifende bundesdeutsche Standardrechtfertigung für die Lieferung von 
Angriffswaffen an den Zionistenstaat. 

Kein Land außerhalb der NATO erhält von der BRD so viele Waffen 
geliefert wie Israel. Die kontinuierlichen Waffenlieferungen blieben von 
allen >Regierungswechseln< in Bonn und Berlin unberührt: Sowohl christ- 
demokratische als auch sozialdemokratische Regierungen lieferten mit 
ihren jeweiligen liberalen oder grünen Koalitionspartnern Waffen aller 
Art an den Zionistenstaat, der mittlerweile selbst der sechstgrößte Waf- 
fenhersteller der Welt ist. Dies ist eine erstaunliche Haltung von Politi- 
kern, die vorgeben, sich dem Pazifismus verschrieben zu haben. In den 
Politischen Grundsätzen der rotgrünen Regierung vom Januar 2000 stand 
geschrieben, daß der Export von Kriegswaffen und »kriegswaffennahen 
sonstigen Rüstungsgütern« in solche Länder verboten sei, »die in bewaff- 
nete Auseinandersetzungen verwickelt sind oder wo eine solche droht«. 

Eine nicht unerhebliche Zahl derjenigen israelischen Waffen, mit de- 
nen israelische Soldaten Völkerrechts Verletzungen und Kriegsverbrechen 
begangen haben, stammt aus deutscher Produktion. Das gilt vor allem 
für High-Tech-Komponenten. Damit trägt die Bundesregierung ganz 
unmittelbar eine Teil Verantwortung für die von den israelischen Streit- 
kräften begangenen Kriegsverbrechen sowohl in den besetzten Gebie- 
ten als auch im jüngsten Krieggegen den Libanon (2006). Das Fernsch- 
magazin Monitor machte in seiner Sendung vom 27. Juli 2006 darauf 
aufmerksam, daß wichtige Teile der israeliscben Waffen aus Deutschland 
geliefert werden oder deutschen Ursprung haben. In dem Fernsehbei- 
trag hieß es: »Seit Tagen fliegt die israelische Luftwaffe Angriffe im Liba- 
non, Teile der Zielerfassung, sozusagen des Visiers israelischer Kampf- 
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jets, basieren auf deutschem Knowhow, entwickelt und geliefert unter 
anderem von einer ehemaligen Tochter der AEG.« Dann wurde das Ziel- 


| erfassungsgerät am Rumpf eines israelischen F-16-Bombers eingeblen- 
‚ det. »Auch am Boden kämpfen die israelischen Truppen mit deutscher 


Technik«, hieß es in dem Beitrag weiter. Der Kampfpanzer >Merkava< 
bilde gegenwärtig das Rückgrat der israelischen Bodentruppen, und seine 
Kanone sei eine deutsche Entwicklung der Rüstungsfirma Rheinmetall. 
Ohne deutsche Technik schießt dieser israelische Panzer nicht und rollt 
keinen Meter, denn auch der Motor und das Getriebe entstammen deut- 
scher Ingenieurskunst. Obwohl die Bundesregierung immer behauptet, 
sie genehmige keine Waffenlieferungen in »Spannungsgebiete«, werde 
bereits der nächste deutsch-israelische >Rüstungs-Deal< eingefädelt. Israel 
habe großes Interesse am gepanzerten Truppentranspotter vom Typ »Din- 
go*. »Nach unseren Recherchen hat die Bundesregierung der Lieferung 
eines Test-Fahrzeuges vor kurzem erst zugestimmt«, erklärte das Magazin 
Monitor und wies darauf hin, daß eine Anfrage der Redaktion, »ob der »Dingo* 
trotz des Krieges geliefert« werde, von der Regierung nicht beantwortet 
wurde.! 

Auf diese Entwicklungen hin angesprochen, antwortete der Vorsit- 
zende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Volker KAUDER, daß »die Si- 
cherheit Israels massiv bedroht ist, hat uns auch die kriegerische Ausein- 
andersetzung zwischen Israel und der Hisbollah im Sommer dieses Jahres 
gezeigt. Deutschland beteiligt sich, auf ausdrücklichen Wunsch der is- 
raelischen, aber auch der libanesischen Regierung, an der erweiterten 
UNIFIL-Mission, um Stabilität in der Region zu erreichen. Bei diesem 
Einsatz handelt es sich weder um ein Lippenbekenntnis noch um ein 
konspiratives Vorgehen, sondern um einen von der breiten Mehrheit des 
Deutschen Bundestages getragenen Beitrag zur Friedenssicherung.«'3 Seit 
September 2006 wird also nicht nur deutsches Kriegsmaterial an den 
kriegführenden Zionistenstaat Israel geliefert, sondern es werden auch 
deutsche Soldaten für die Interessen Israels bereitgestellt.!? 

Eine sachliche Begründung, warum die BRD Israel mit Waffen belie- 
fern muß, ist nicht erkennbar. Der Vorsitzende der Nationaldemokrati- 
schen Partei Deutschlands (NPD), Udo voıGT, erklärte diesbezügüch: 
Eine »historische Verantwortung« könne da kaum ausreichen. »Im Ge- 
genteil: wenn man diese »Verantwortung* schon empfindet, dürfte man 
nichts tun, was den Frieden verletzt und neues Unrecht in die Welt setzt. 
Schließlich verstößt die Waffenlieferung an Israel auch gegen die Bestim- 
mungen des Kriegswaffen-Kontrollgesetzes. Daß die Israelis friedenstö- 
rende Maßnahmen ergreifen, konnte man zuletzt beim Angriffskrieg auf 
libanesischem Boden erleben. Da sich die Bundesrepublik zudem in der 
UNO-Charta verpflichtet hat, für das Selbstbestimmungsrecht der Völ- 
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ker einzutreten, verstößt man bei den Waffenlieferungen an Israel auch 
gegen diesen Punkt. Wer schließlich, wie Israel, Wohnhäuser angreift oder 
mit völkerrechtlich geächteten Streubomben arbeitet, dürfte auch nicht 
die geeignete Zuverlässigkeit besitzen. . 

Die dauernden Waffenlieferungen in ein ausgesprochenes Krisenge- 
biet haben weitreichende Folgen. Die führenden politischen Kreise in 
der Berliner Republik überschen bei den von ihnen genehmigten Liefe- 
rungen von Kriegsgerät an Israel, daß die verheerende Lage der Palästi- 
nenser nicht zuletzt gerade durch diese »Hilfeleistungen« verursacht wor- 
den ist. Die begrüßenswerte Entwicklungshilfe für die Palästinenser, die 
mit der einen Hand gegeben wird, stellt keinen Ausgleich dafür dar, was 
die andere Hand tut. Die bundesdeutsche Regierung liefert sogar Ersatz- 
motoren für israclische Panzer, von denen bekannt ist, daß sie palästi- 
nensische Siedlungen und Flüchtlingslager zerstören. 

Jedoch nicht nur Israel macht sich mit dem völkerrechtswidrigen Ein- 
satz von beispielsweise Streubomben und Phosphorbomben sowie den 
Flächenbombardements gegen die Zivilbevölkerung strafbar. Auch die 
internationalen Waffenlieferanten wie Frankreich und vor allem die USA, 
die seit Jahrzehnten Waffen nach Israel liefern, verstoßen am laufenden 
Band gegen ihre eigenen Gesetzesvorgaben und tragen somit eine Mit- 
schuld an den israelischen Kriegsverbrechen. Im jüngsten Krieg gegen 
den Libanon verstieß Israel beispielsweise deutlich gegen die US-Waf- 
fenkontrollgesetze, indem Kampfflugzeuge, Kampfhubschrauber und 
Langstreckenraketen, die in den USA hergestellt waren, eingesetzt wur- 
den, Zivilisten zu töten und die Infrastruktur des Libanon zu zerstören. 
Stephen zunes, Professor für Politik an der Universität von San Francisco, 
hebt hervor, daß Paragraph 4 des US-amerikanischen Waffenexport-Kon- 
trollgesetzes unzweideutig verlange, daß militärisches Material, das von 
den Vereinigten Staaten von Amerika an ausländische Regierungen aus- 
geliefert werde, »ausschließlich für die innere Sicherheit und legitime, ge- 
setzmäßige Selbstverteidigung verwendet werden« dürfe. Er erklärte wei- 
ter: »Da die israelische Regierung und ihre Armee Angriffe gegen die 
zivile libanesische Infrastruktur und Bevölkerungszentren durchführen, 
die klar weit über legitime Selbstverteidigung hinausgehen, ist die USA 
gesetzlich dazu verpflichtet, Waffentransfers nach Israel einzustellen.« 
Israels militärische Vergeltungsmaßnahmen gegen den Libanon waren, 
wie selbst die Europäische Union feststellen mußte, »grob unverhältnis- 
mäßig« {grosshy disproportionate) ”" In der Vergangenheit haben sich Staaten 
vor einem internationalen Gerichtshof wegen Völker rechtsverletzungen 
und Verbrechen gegen die Menschlichkeit verantworten müssen, obgleich 
die Rechtslage weit weniger klar gewesen war, als sie vergleichsweise bei 
Israel und seinen Waffenlieferanten ist. Claus Nordbruch 
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Der Marburger Jurist 
Erich scuwınGe 
(1903-1994) und 
sein Buch Machtmiß- 
brauch der Massen- 
medien. Die Ohn- 
macht des Bürgers. 


Hessischer Rundfunk weigert sich, 
Lügen richtigzustellen 


ie öffentlichen westdeutschen Rundfunk- und Fernsehanstalten, 

die satzungsgemäß dem Dienen der Wahrheit verpflichtet sind, 
scheuten und scheuen sich in vielen Fällen nicht, auch zu dem Mittel der 
Lüge und des Wörtbruchs zu greifen, um das ihnen genehme Geschichts- 
bild der Umerziehet durchzusetzen. Der angeschene Marburger Strafrechtler 
Professor Dr. Erich schwinGe hat dazu in seinem diesem Thema gewid- 
meten Buch Machtmißbranch der Massenmedien eindrucksvolle Beispiele, auch 
aus persönlicher Erfahrung, angegeben.! Eines sei daraus vom Hessischen 

Rundfunk (HR)nachfolgend angeführt.? 

Am Vormittag des 12. November 1985 brachte der Hörfunk des HR 
innerhalb der Sendereihe »Unterwegs in Hessen« einen Beitrag, in dem 
es um einen Vorgang in der Bibliothek der Juristischen Fakultät der Uni- 
versität Marburg ging, der mit einem Buch über die Wehrmachtgerichts- 
barkeit? zu tun hatte. Die Sendung enthielt eine Anzahl falscher und so- 
gar einige den Tatbestand der üblen Nachrede erfüllende Behauptungen. 
Dazu wurden Teile eines Telefongesprächs wiedergegeben, das SCHWIN- 
GE am Abend vor der Sendung mit der für den Beitrag verantwortlichen 
Reporterin geführt hatte, obwohl er ihr verboten hatte, es bei der Sen- 
dung auszuwerten. »Ich gebe Ihnen kein Interview«, hatte er ausdrück- 
lich betont. Sie setzte sich einfach darüber hinweg. 


Als sich schwinGe mit einer ausführlich begründeten Beschwerde des- 
wegen an die Sendeleitung wandte, erhielt er eine - in solchen Fällen 
übliche - ausweichende Antwort und erst nach Monaten eine Sachent- 
scheidung, daß alles in bester Ordnung gewesen sei, obwohl SCHWINGE 
auf eine Reihe eindeutig falscher Behauptungen und darauf hingewiesen 
hatte, daß ihm im Gegensatz zur Gegenseite kein Gehör gegeben und 
die Sendung nicht überprüft worden sei. Seine Einwendungen wurden 
als nicht stichhaltig zurückgewiesen. 

Als ihm auf Anforderung das Manuskript der Sendung überlassen 
worden wat, stellte er fest, daß einige Stellen anders lauteten, als er sie in 
der Sendung persönlich gehört hatte. Das Manuskript war also offen- 
sichtlich manipuliert worden. Nachdem der Betroffene Berichtigung ver- 


' Erich SCHWINGE, Machtmißbrauch der Massenmedien. Die Ohnmacht des Bürgers, 
Hohenrain, Tübingen-Zürich-Paris 1989. 

2 Ebenda, S. 48 ff. 

3 Beitrag Nr. 592, »Wehrmachtgerichtsbarkeit«. 
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langt hatte, wurde ihm mitgeteilt, eine Überprüfung sei nicht mehr mög- 
lich, da das betreffende Band wie üblich nach vier Wochen bereits ver- 
nichtet worden sei, obwohl seine Reklamation schon vor dieser Vierwo- 
chenfrist eingegangen war. Dann hüllte die Abteilung sich in Schweigen. 

Ähnlich verhielt sich die Abteilung Hörfunk des Senders, als schwin- 
GE dagegen protestierte, daß die Reporterin entgegen seinem ausdrückli- 
chen Verbot das rein private Telefongespräch für die Sendung ausgewer- 
tet hatte. Der Jurist wies auf das in der Rechtsprechung entwickelte »Recht 
am eigenen Wort« hin, das jede Auswertung gegen den Willen des Ge- 
sprächspartners verbietet. Der Bundesgerichtshof hat bereits 1958* klar 
entschieden, daß ein persönliches Gespräch publizistisch nicht ausge- 
wertet werden darf. Zu dem »allgemeinen Persönlichkeitsrecht« gehöre, 
so das Urteil, »auch die Befugnis des Menschen, darüber zu bestimmen, 
ob seine Worte einzig seinem Gesprächspartner, einem bestimmten Kreis 
oder der Öffentlichkeit zugänglich sein sollen«. Das Bundesverfassungs- 
gericht' hat diese Rechtsauffassung im Jahre 1980 ausdrücklich bestätigt 
und dafür die gleiche Begründung gegeben. Gegen beide Entscheidun- 
gen hatte also der Hessische Rundfunk im genannten Fall verstoßen, hat 
sich nicht dafür bei dem persönlich Betroffenen entschuldigt und sich 
nicht von dem Vorgehen seiner Mitarbeiterin distanziert. 

Neben weiteren ähnlichen Beispielen vom Hessischen Rundfunk führt 
SchWINGE in seinem Buch auch solche des Zweiten Deutschen Fernsehens an, 
das sich ebenfalls dieser in einem Rechtsstaat untragbaren Methoden 
bediente.° Ebenso werden Falschbehauptungen der Presse, so der Frank- 

furter Rundschan, in dem empfehlenswerten Buch behandelt. 
Rolf Kosiek 


* Urteil des Bundesgerichtshofs vom 20. 5. 1958, BGHZ 27, S. 284 f. 

s Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 3. 6. 1980, BVerGE 54, S. 155. 
* SCHWINGE, aaO. (Anm. 1), s. 51-55. 

7 Ebenda, S. 56 ff. 
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Bezeichnende Falschmeldungen der Medien 


1. Der Spiegel meldete am 20. November 2006 auf Seite 66: »Mit dem 
Aktionsprogramm »Jugend für Toleranz und Demokratie — gegen Rechts- 
extremismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus« hatte die rot- 
grüne Bundesregierung ein neues Konzept aufgegriffen, Auslöser war 
der von Rechtsextremen verübte Brandanschlag auf die Düsseldorfer 
Synagoge im Oktober 2000. Bundeskanzler Gerhard scHRÖDER tief da- 
mals zu einem »Aufstand der Anständigen« auf, das folgende Aktionspro- 
gramm bekam sogleich einen zweistelligen Millionenetat, alles wirkte sehr 
entschlossen.« 

Richtig ist jedoch, daß der Brandanschlag auf die Düsseldorfer Syn- 
agoge im Oktober 2000 von dem gebürtigen Marokkaner Kahlid Z, und 
dem in Jordanien geborenen staatenlosen Belai T. verübt wurde, was beide 

Spontane Demonstra- gestanden und wofür sie verurteilt wurden. Die Tat hatte nichts mit Rechts- 
tionen nach dem extremismus oder Ausländerfeindlichkeit Deutscher zu tun. Sogar Bundes- 
Brandansehlig auf anwalt Kay NEHM betonte, daß die Täter keine Verbindung zu rechtsex- 


die Düsseldorfer Syn- x . 2 
tremen Kreisen gehabt hätten ation & Europa, Nr, 1/2007, S, 19 
agoge am 3. Oktober s 5 SUN Pa NET, 2) 


2000. Die polizeili- 2. DerSpiegelbrachte in Nr. 52/2006 einen Beitrag, in dem es heißt: 
chen Ermittlungen »Kaum war HITLER im Januar 1933 zum Reichskanzler ernannt worden, 
brachten allerdings rklärte Nazi-Deutschland den jüdischen Bürgern den Krieg.« 

A Das ist falsch. Das Gegenteil ist cher richtig: Nicht das Deutsche Reich 
mit Rechtsextremis. erklärte den Juden den Krieg, sondern am Freitag, dem 24. März 1933, 
mus nichts zu tun stand im Londoner Daily Express auf der ersten Seite unter der Über- 
hatten. schrift »>Judea erklärt Deutschland den Krieg« eine Kriegserklärung an 
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das Rcich von jüdischer Seite. In dem Artikel heißt es unmißverständlich: 
»Das israelische Volk der ganzen Welt ist sich einig, Deutschland einen 
wirtschaftlichen und finanziellen Krieg zu erklären.« 


3. DerSpiegelbrachte Anfang 1985 in einem Bericht über das Kriegs- 
ende in Mitteldeutschland den Satz: »Die sowjetische Militärverwaltung 
schien keinen Befehl gegeben zu haben, zu plündern und zu vergewalti- 
gen.« (Zitiert im nachfolgend genannten Leserbrief) 

Das ist falsch. Richtig ist, worauf Karl scHMIDT in einem Leserbrief 
im Spiegel, Nr. 5, am 28. januar 1985 auf Seite 8 unter Hinweis auf Ray- 
mOontCARTIER, Der zweite Weltkrieg (München 1967, S. 994), hinwies, daß 
der Sowjet-Marschall Geortgij SCHUKOWw, der 1945 als Befehlshaber der 1. 
Weißrussischen Front die deutsche Verteidigungsstellung an der Oder 
durchbrach und Berlin eroberte, in einem Tagesbefehl vom 16. April 
1945 anordnete: »Sowjetsoldat, räche Dich. Verhalte Dich so, daß der 
Einbruch unserer Armeen nicht nur den heutigen Deutschen, sondern 
auch ihren fernen Enkeln in Erinnerung bleibt. Denke daran, daß alles, 
was die deutschen Untermenschen besitzen, Dir gehört. Sowjetsoldat, 
habe kein Mitleid im Herzen!« 


4. Inder Welt am Sonntagvom 27. Dezember 1992 wurde geschrieben, 
daß vom Zweiten Weltkrieg »127000 deutsche Kriegsopfer in Rußland 
begraben« seien. Diese Zahl setze sich aus 114000 im Osten gefallenen 
deutschen Soldaten und 13000 weiteren Deutschen zusammen, die in 
sowjetischen Gefangenenlagern ums Leben gekommen seien. 

Diese Angaben sind um rund eine ganze Dimension falsch. In sowje- 
tischer Kriegsgefangenschaft verstarben rund eine Million Deutsche. 
Allein in Stalingrad gerieten um 100000 deutsche Soldaten in Gefangen- 
schaft, von denen nur etwa 6000 zurückkehrten. 


5. Die Welt am Sonntag brachte am 16. Dezember 1984 den Artikel 
»Dachau — Besuch nach 40 Jahren« von Israels früherem Botschafter 
Gideon RAEAEL. Darin hieß es, in Dachau seien laut »amtlicher Eintra- 
gung« insgesamt 206200 Insassen hingerichtet worden. In einem Leser- 
brief vom Ö.Januar 1985 wies Günther Kısseı, Solingen, darauf hin, daß 
diese Zahl nicht stimme und daß das Konzentrationslager Dachau kein 
Vernichtungslager gewesen sei. In einer»Anmerkung der Redaktion« dazu 
wurde erklärt: »Welt am Sonntag-Leser Günther Kıss£r hat recht.« In dem 
Manuskript des Verfassers habe es geheißen, »Dachau habe laut »amtli- 
chen Eintragungen* insgesamt 206200 Insassen gehabt. Durch einen 
Übertragungs fehler entstand daraus, in Dachau seien laut vamtlicher Ein- 
tragung« insgesamt 206200 Insassen hingerichtet worden. Welt am Sonn- 
tag bedauert diesen Fehler.« 

Rolf Kosiek 
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Prof. Dr. jäckeı fiel 
mehrfach auf Fäl- 
schungen herein, so 


bei der Herausgabe 
von NS-Dokumenten 
der zwanziger Jahre 
{Hitler, Sämtliche 
Aufzeichnungen 

1905 bis 1924, DVA, 
Stuttgart 1980) wie 
bei der Beurteilung 
der Fälschung des 
>Hitler-Tagebuchs< im 
April 1983 durch 
Konrad xujau. Siehe 
Beitrag Nr. 73, »Eber- 
hard Jäckel, Konrad 
Kujau und die Früh- 
schriften Hitlers«. 


Historiker fälscht Foto 


m 2. Mai 1990 brachte das Zweite Deutsche Fernsehen den dritten 

Teil einer Fernsehdokumentation des Stuttgarter Historikers Prof. 
Dr. Eberhard JÄCKHL unter dem anklagenden und provozierenden Titel 
»Der Tod ist ein Meister aus Deutschland«, der dann ein geflügeltes Wort 
für die Umerzieher wurde. Da offenbar nicht genügend wahrheitsgemä- 
ße Bilder vorlagen, griff man bei diesem Film wie in zahllosen früheren 
zu einer Fälschung. Ais anschaulicher und zu Gemüte gehender Beweis 
für die furchtbaren Judendeportationen aus Rumänien im Jahre 1941, die 
unter dem Befehl deutscher Militäreinheiten vorgenommen seien, wurde 
die Abbildung eines Zuges mit offenen Güterwagen voller stehender 
Menschen auf einem Bahnhof gezeigt. 

Tatsächlich hat diese Aufnahme nichts mit einer Deportation jüdischer 
Menschen zu tun. Das Original, aus dem im Fernschen ein Ausschnitt 
gezeigt wurde, zeigt einen Güterzug am Hamburger Hauptbahnhof, der 
Flüchtlinge in der damals üblichen Weise der »vierten Klasse< ins Ruhrge- 
biet bringen sollte. Das Bild wurde erst 1946 aufgenommen, es stammt 
nicht aus dem Jahre 1941. Es zeigt also weder Juden, noch einen Bahn- 
hof in Rumänien, noch einen Vorgang von 1941. 

Um die Täuschung nicht sofort für Kundige sichtbar zu machen, ha- 
ben die Fälscher an dem auf dem Nachbargleis erkenntlichen Zug her- 
umretuschiert sowie die Fenster geschwärzt und damit die Erkennung 
der Lokomotive vom Typ LBE-T12 unmöglich gemacht, also eindeutig 
eine Manipulation vorgenommen. Denn sonst hätte vielleicht jemand 
Argwohn dabei geschöpft, daß solch ein moderner Doppeldeckerzug in 
einem rumänischen Bahnhof auf dem Balkan aufgetaucht sein sollte. 

Die nachfolgenden Abbildungen zeigen das Original und die Fälschung. 

In seitenverkehrter Darstellung, wohl, damit man die Manipulation 
des Hamburger Originalbildes nicht so schneit erkennt, brachte vier Jah- 
re später das Schwäbische Tagblatt* dieses Foto zur Bebilderung eines Be- 
richts über ein Konzert mit jüdischen Widerstandsliedern am Ort der 
früheren Tübinger Synagoge. Ein Leser erinnerte sich des Originals in 
Hamburg und brachte die Richtigstellung? mit Hinweis auf einen Bild- 
band' von 1964 mit dem Foto vom Hamburger Hauptbahnhof aus dem 
Jahre 1946, das lange in dessen Intercitv-Restaurant hing. Rolf Kosick 


' Schwäbisches Tagblatt, 28. 6. 1994. 
2 "Ist wohl zuzumuteng, in: Schwäbisches Iägblatt, 9. 7, 1994. 
3 Bertelsmann, Unser Jahrhundert im Bild, Bertelsmann, Gütersloh 1964, S. 604. 
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Das Originalbild der Bun- 
desbahndirektion Hamburg 
mit der Überschrift: »Güter- 
züge mit Flüchtlingen 1946. 

Vollbesetzter Leerzug für das 
Ruhrgebiet. Im Hintergrund 
Doppelstockwagen nach 
Lübeck«. 


Die Fäschung tauchte 
bereits 1981 in der von H. u 
Esch WEGE herausgegebenen 

Publikation Kennzeichen >J< 
auf {Deutscher Verlag der 
Wissenschaften, Ostberlin). 
Das retuschierte Bild er- 
schien dort unter der Über- 
schrift »Transporte in Ghet- 
tos und Vernichtungslager«. 

Alle Indizien, die eine 

Identifizierung des Hambur- 
ger Hauptbahnhofs als Auf- 
nahmestätte ermöglicht hät- 
ten, wurden retuschiert 
bzw. herausgeschnitten, 
und zwar die Fenster und 
die Kennung der links war- 
tenden Lokomotive sowie 
die rechts stehenden Ge- 
bäudeteile des Bahnhofs. 
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WDR fälscht mit Hitlerbild 


m Abend des 31. August 1977 sandte das Erste Deutsche Fern- 
ehen (ARD) einen im Auftrag vom Westdeutschen Rundfunk 
(WDR) gedrehten Film mit dem Titel Worans Erben. Damit sollte auf die 
angebliche »rechtsradikale, neofaschistische und neonazistische Gefahr« 
in der Bundesrepublik Deutschland hingewiesen werden. Darin wurden 
»Originalaufnahmen« aus dem Schulungsraum des Deutschen Arbeits- 
zentrums Bassum gezeigt. Unter anderen »Faschisten* wie Friedrich VON 
SCHILLER wurde auch ein Kopfbild als das Adolf HIıTLERs, das dort hän- 
ge, gezeigt. Offenbar nachträglich war zur pädagogischen Verdeutlichung 
in das Bild der Name Adolf nırL£ers einkopiert worden.! 

Das stellte eine grobe Fälschung dar. Das im Arbeitszentrum wirklich 
hängende Bild zeigte einen Bauernkopf Ein pommerscher Bauer« von 
WILLRICH), der keine Ähnlichkeit mit dem HırLers hatte und vom Regis- 
seur offensichtlich nachträglich zu einem Hitler-Kopf manipuliert wor- 
den war. 

Deswegen stellte der Leiter des Arbeitszentrums, Alfred E. MANKE,2 
Strafantraggegen den WDR. Die 28. Zivilkammer des Landgerichts Köln 
verkündete aufgrund der Verhandlung am 8. März 1978 nach ausführli- 
cher Beweisaufnahme am 3. Mai 1978 das Urteil: Dem WDR, vertreten 
durch seinen Intendanten Friedrich Wilhelm Freiherr von SILL, und sei- 
nem Redakteur Dirk GERHARD wurde bei Androhung eines »höchstzu- 
lässigen Ordnungsgeldes oder der höchstzulässigen Ordnungshaft« bei 
Zuwiderhandlung untersagt, weiter die Behauptung aufzustellen, daß im 
Schulungsraum des Deutschen Arbeitszentrums ein HITLER-Bild am 16. 
Mai 1977 und im Juli 1977 aufgehängt gewesen sei. Das Gericht stellte 
fest: »Ein HITLER-Bild hing dort jedoch nicht.« 

Ferner wurde der WDR und dessen verantwortlicher Redakteur dazu 
verurteilt, die in dem Film Wotans Erben aufgestellte entsprechende Be- 
hauptung in einer Sendung »im Ersten Deutschen Fernschen im An- 
schluß an die Nachrichten um 20.15 Uhr« ausdrücklich zu widerrufen 
sowie drei Anzeigen mit dem richtigstellenden Text von Alfred E. MAN- 
KE in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung (3. 4.1978), in der Weltund in der 


1 Hans-Joachim RICHARD, »Der WDR der Fälschung überführt«, in: Deutsche 
Wochenzeitung, 14. 4.1978. 

3 Alfred E. MANKE ist dem Verfasser persönlich bekannt und von ihm zu Ein- 
zelheiten befragt worden, 

3 Urteil des Landgerichts Köln unter der Vorsitzenden Richterin WEHNERT-HEI- 
NEN, Az.: 78 O 415/77, vom 8. März 1978, verkündet am 3. Mai 1978. 
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ANZEIGE | ANZEIGE 


In dem Rechtsstreit des Herrn Alfred E, Manke, | In dem Rechtsstreit des Herrn Alfred E. Manke, 
2830 Bassum-Dimhausen (Klägers) gegen den Re- | 2830 Bassum-Dimhausen (Klägers) gegen den 


dakteyr Dirk Gerhard, Wallrafplatz, Westdeutscher Ne euL irk Gerhard, Wallrafplatz, West- 


| er nk, 5 Köln‘ (Beklagten) we- 
Rundfunk, 5000 Köln 1 (Beklagten) wegen Wider- gen Widerrufs der. in ‘dem vom-1.-Deutschen 


rufs der In dem vom 1. Deutschen Fernsehen am Fernsehen am 31.8.1977 gesendeten Film „Wo-” 

31. 8. 1977 gesendeten Film „Wotans Erben“ aufgo- tans Erben“ aufgestellten ne hat u 

| ; x Landgericht Köln am 8. 3. 1978 im Namen des 
cht Köl 

ee A enge ne Volkes folgendes Teilanerkenntnis-Urteil (78 O 

8. 3, 1978 im Namen des Volkes folgondes Tell- | 422/77) verkündet: 


anerkenntnis-Urteil (78 O 422/77) vorkündet: 


„Der Beklagte wird verurteilt, die Behauptung zu „Der Beklagte wird verurteilt, die Behaup- 
widerrufen: Im Schulungsraum des von dem Kläger tung zu widerrufen: Im Schulungsraum des 


- von dem Kläger geleiteten Deutschen Ar- 
geleiteten Deutschen Arbeltszentrums In 2830 Bas- beitszentrums in 2830 Bassum-Dimhausen 


sum-Dimhausen habe am 16. 5. 1977 sowie im Juli’ habe am 16. 5. 1977 sowie im Juli 1977 ein 
1977 ein Porträt Adolf Hitlers gehangen. Porträt Adolf Hitlers gehangen. 


Dem Kläger wird die Bofugnis zuorkannt, don Ur- 


a i i fugni rkannt, 
| teilstenor In der Frankfurter Allgemeinen, der Welt Dem Kläger wird die Befugnis zue 


den Urteilstenor in der Frankfurter Allge- 





und Syker Kreiszeitung auf Kosten dos. Beklagten meinen, der Welt und Syker Kreiszeitung 
| zu veröffentlichen.” auf Kosten des Beklagten zu veröffent- 
lichen.“ f 


— 


Syker Kreisleitung (8. 4. 1978) zu bezahlen. Bei dem Gerichtstermin ent- Text der Anzeige, er- 
schuldigte sich der WDR nicht etwa für die Ausstrahlung der Lüge und schienen in der 

die ungerechtfertigte Beschuldigung des Leiters des Arbeitszentrums, Frankfurter Allgemei- 
sondern die Sendeanstalt versuchte über ihre Rechtsanwälte, die offen- ”*” Zeitung, 3. 4. 


sichtliche Irreführung der Öffentlichkeit mit dem HitIER-Bild noch zu ı. 
halten. 


Syker Kreiszeitung, 8. 
Bei der Verhandlung ergab sich einmal, daß der für den Film verant- 4. 1978. 


wortliche Redakteur GERHARD für den marxistischen und kommunisti- 
schen Studentenbund >Spartakus< in dessen Organ Rore B/ätter* und für 
andere linksextremistische und kommunistische Vereinigungen tätig war. 
Zum anderen kam heraus, daß dieser fälschende Film unter anderem vor 
Studenten der Pädagogischen Hochschule Hannover, der Universitäten 
in Hamburg, Marburg, Regensburg, München und Bonn sowie der Techni- 
schen Hochschule Darmstadt als wissenschaftliches Schulungsmaterial 
vorgeführt worden war. Dabei trat Redakteur GERHARD als wissenschaft- 
licher Referent auf und gab seine auf Fälschungen und Lügen aufgebau- 
ten Kommentare - in Wirklichkeit kommunistische Desinformation - 


4So z. B. in: Rote Blätter, Nr. 12, Dezember 1977. 
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Faksimile, Leserbrief 
Alfred E. mankE in 
der Syker Kreiszei- 

tung, 8. 4. 1978. 


dazu ab, ähnlich wie es bei dem Fall des UFA-Films Kolberg in Heidelberg 
erfolgtet Bezeichnenderweise ging GERHARD nach Entlassung durch den 
WDR zur /ar der antifaschistischen und im Verfassungsbericht aufge- 
führten »Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes< (WN); er soll später 
in die DDR abgetaucht sein. 

Zu erwähnen ist in diesem Zusammenhang noch, daß der WDR-Re- 
dakteur und Mitarbeiter zweimal im Deutschen Arbeitszentrum Bassum 
gewesen waren (16. Mai 1977 und im Juli 1977) und ein wirklichkeitsge- 
treues Bild von diesem und dessen Arbeit zu senden versprochen hatten. 
Der Leiter des Arbeitszentrums, Alfred E. MANKE, war zu einem 40 Mi- 
nuten dauernden Fernschgespräch gebeten worden, von dem dann in 
der Sendung bezeichnenderweise kein einziges Wort gebracht wurde, weil 
offenbar nichts zu dem gewünschten Ziel der Diffamierung Andersden- 
kender paßte. 

Der Film diente also nicht der sachlichen Information der Zuschauer, 
sondern sollte mit seiner Lüge und Einseitigkeit bei Unterdrückung sach- 
licher Angaben nach bester kommunistischer Tradition indoktrinieren 
und Konservative unberechtigt diffamieren. Und dafür wurden Hörer- 
gelder zur Verfügung gestellt. Rolf Kosick 


Fernsehlü “ 

„rernsehlüge geplatzt 

Betr.: Wotans Erben | Prompt kamen darauf die kom- 
Wie die in dieser Ausgabe der | munistischen Schmierkolonnen 

„Kreiszeitung* an anderer Stelle | nach Bassum, um Wände, Stra- 


veröffentlichte Widerruf-Anzeige | Benschilder u. a. mit Hetzparolen, 
beweist, ist wieder eine Fernseh- | wie „Manke, die Nazisau raus aus 


lüge geplatzt. Viele Leser erin- | Bassum! zu verunzieren. Und 
nern sich passend hierzu folgte dann ein 


Am 30. 8, 1977 lief die Fernseh- | anklagender Leserbrief in dieser 
sendung „Wotans Erben“, mit der | Zeitung über die „Rechtsradika- 
eine „rechtsradikale, neofaschisti- | len in Bassum“! 
sche“ Gefahr für unser Land über Die Tatsachen wurden jetzt 
den Bildschirm geflimmert wur- | durch das von mir eingeleitete 
de. In bezug auf meine national- | gerichtliche Verfahren sichtbar 
konservative Kultur- und Ju- Aus dem Bildnis eines Bauern 
gendarbeit wurde das so manipu- | bei m in Dimhausen hatte das 
liert, daß in meinem Hause ein- | Fe hen ein Hitler-Bild ge- 
fach ein Hitler-Bild hineingezau- | fälscht! Der fälschende und von 
bert wurde, obwohl es dieses hier unseren Fernsehgebühren bezahl- 


nie gegeben hat j* Fernsehredakteur entpuppte 
un = — sich als Linksradikaler, der u. a 
in den „Roten Blättern“ des | 
Kommunistischen Studentenbun- | 
des Spartacus fleißig über den | 
Faschismus in der BRD Märchen | 
chreibt. Mit eidesstattl. Falsch- 
| aussagen und rabulistischer 
| Agitation linker Anwälte wurde 
| Adolf Hitler im wieder in 
mein Haus nach Dimhausen ma- 
I nipuliert. So also, mittels Fäl- 
schung, wurden die „Rechtsradi- | 
kalen“, die „Neonazis“ und „Fa- | 
| schisten“ in Bassum und anders- 
| wo gemacht, bzw. künstlich von 
roten Meinungsmachern auf den 
i aubert. Deutlicher 
sagt: Rote Politpropag 
n durch Li 




























hen! 


A.E. Manke 
Bassum, Dimhausen | 
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Karl May und der Nationalsozialismus 


s ist üblich geworden, dem Nationalsozialismus viel vom heuti- 
E.: Standpunkt aus Nachteiliges und Böses nachzusagen, beson- 
ders wenn es scheinbar in das Bild paßt, das man von ihm hat oder das 
man sich nach herrschender politischer Korrektheit davon machen sollte. 
Das zeigt sich schon bei alltäglichen Ereignissen. 

Ein Beispiel ist eine Besprechung der Ausstellung »I like America«, die 
in der Frankfurter Schirn-Kunsthalle im Herbst 2006 stattfand. Hannes 
HINTERMEIER, offenbar aus der Nachkriegsgeneration stammend, schrieb 


r_—- BEEEEIEE 





Karl MAY als Kara Ben 
Nemsi (links) 


und als Shatterhand. 





darin,! die deutsche Sehnsucht nach dem Wilden Westen setze »sich in 
wechselnden Moden bis zum Nationalsozialismus fort: Der verurteilt die 
Wild-West-Begeisterung als undeutsche Umtriebe«. Er habe jedoch nicht 
verhindern können, daß nach 1945 die Zuneigung zu Winnetou zurück- 
gekehrt sei. 


! Hannes HINTERMEIER, »Ein Indianer kennt keinen Schmerz«, in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 13. 10. 2006, S. 37. 
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Das ist falsch, cher trifft genau das Gegenteil zu. Richtig ist nämlich, 
daß damals das Lesen und das Ausleihen von Wild-West-Büchern nicht 
behindert wurden. Insbesondere hat der Verfasser in seinen noch erhal- 
tenen Aufzeichnungen? über seinen Lesestoff in den Jahren von 1943 
bis 1945 mehrere Indianerbücher aufgeführt, die ihm damals in der Leih- 
bücherei seiner Heimatstadt Paderborn empfohlen wurden und die er 
daraufhin dort entlichen und gelesen hat. 

Zur weiteren Richtigstellung schrieb Manfred THIELE in der FAZ-?»In 
der Nazizeit konnte man in jeder der damals schr verbreiteten privaten 
Leihbüchereien stets alle - damals 65 - Karl-May-Bände finden. Jeder 
Schüler war ein Karl-MAY-Fan, im Gegensatz zu heute. Das Radebeulet 
Karl-May-Gymnasium wurde von ganzen Jungvolk- und Hitlerjugend- 
Gruppen geschlossen besucht. Nach dem Kriege war dieses Museum 
übrigens zunächst geschlossen. Darüber hinaus wurden 1940 die ersten 
Karl-May-Festspiele eröffnet, in Rathen in der als Kulisse vorzüglich 
geeigneten Sächsischen Schweiz. Die Festspiele standen laut dem mir 
vorliegenden Fotoband, der die ersten Festspiele dokumentierte, »unter 
der Schutzherrschaft des Reichsstatthalters und Gauleiters Martin 
MUTSCHMANNC Wie ein Foto beweist, wurden die Festspiele ebenfalls von 
geschlossenen Gruppen der beiden nazistischen Jugendverbände besucht. 
In dem Vorwort wird das Werk Karl mays gar mit HOMER verglichen. 
Der Titel des Bildbandes lautet, in großen Lettern: »Winnetou lebte« 

In einer Zusammenfassung von Karl-MAY-Freunden stellte Der Spiegel 
1962 fest: »MAY-Enthusiast HITLER empfahl die Abenteuergeschichten 
MAYS seinen Generälen als belebende Lektüre, und von der Jugend der 
dreißiger Jahre verlangte der nationalsozialistische Gauleiter und bayeri- 
sche Kultusminister Hans SCHEMM im Jargon des Dritten Reichs »Mut, 
Initiative, Schneid, Abenteuerlust und Karl-MAY-Gesinnung«,«* Auch das 
deutet nicht darauf hin, daß Karl MAY im Dritten Reich verpönt war. 

Es ist daher nichts mit einer angeblichen Karl MAY-Feindlichkeit des 
Nationalsozialismus. Diese unzutreffende Behauptung über die NS-Zeit 
soll nur wie in vielen anderen Fällen die Verantwortlichen in den Jahren 
des Nationalsozialismus herabsetzen und ein möglichst schlechtes Bild 
von ihnen beim Leser erzeugen. Rolf Kosiek 


2 Buch liste im Privatarchiv des Verfassers. 


3 Manfred THIELE, Frankfurt, Leserbrief »Karl May und Homer«, in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 2.11. 2006. 
* yLektüre für Generäle«, in: Der Spiegel, Nr. 37, 1962, 
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Gustav Freytag - ein Opfer der 
Vergangenheitsbewältigung 


E:; wesentliches Ziel der alliierten Umerziehung der Deutschen 
ach 1945 war deren Ablösung von ihren geschichtlichen Wurzeln 
und die Zerstörung der volklichen Traditionen. Dazu ge- 
hörte auch die Herabsetzung und Verdrängung der ger- 
manischen Vergangenheit,! wie sie von angesehenen Ge- 
schichtsschreibern des 19. und 20. Jahrhunderts volksnah 
dargestellt und noch bis in die fünfziger Jahre des 20. Jahr- 
hunderts im Schulunterricht der Bundesrepublik Deutsch- 
lands geboten wurde. 

Dieses Schicksal des Verschweigens traf in den letzten 
funfzigjahren auch den aus Schlesien stammenden Schrift- | 
steller Gustav FREYTAG (1816-1895) und seine früher in 
großen Auflagen erschienenen acht Bände der Bilder aus 
der deutschen Vergangenheit (1859-1867), die nach einem 
Urteil Hugo VON HOFMANNSTHALS das schönste deutsche 
Geschichtsbuch darstellen.” Im Jahre 1983 wurde dieses 
Werk neu herausgebracht.! Das an sich begrüßenswerte 
Unterfangen dieser reich bebilderten »Neuausgabe« wur- 
de dadurch allerdings sehr geschmälert, daß wesentliche 
Teile des ursprünglichen Textes weggelassen wurden. So 
fehlt bezeichnenderweise der ganze erste Band mit den 
fünf Kapiteln aus der germanischen Zeit. Auch der erste Beitrag »Karl 
der Große« des zweiten Bandes ist noch der offenbar germanenfeindli- 
chen Gesinnungdes Herausgebers zum Opfer gefallen. Dasselbe Schicksal 
erlitten einige weitere Kapitel aus den anschließenden Bänden wie unter 
anderen »Zwei Königswahlen« über Höhepunkte des 12. Jahrhunderts, 
»Doktor Luther«, »Aus dem Staat Friedrichs des Großen« oder »Die Er- 
hebung« über die Freiheitskriege gegen Napoleon, Daß das Kapitel »Je- 
suiten und Juden« nicht in die heutige politische Korrektheit paßt und 
deswegen aus »volkspädagogischen Gründen«, wie sie Golo MANN emp- 
fahl, unterschlagen woirde, nimmt nicht wunder. 


! Siehe auch Beitrag Nr. 699, »Historiker verschweigen Germanengröße«. 

? Angeführt von H.r. (Hansjoachim RICHARD) in »Geschichte in der Gegen- 
wart«, in: Deutsche Wochen-zeitung, 21.3.1980. 

3 Gustav FREYTAG, Bilder ans der deutschen Vergangenheit, hg. von Heinrich Pui- 
TICHA, Albrecht Knaus, Hamburg 1983. 
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Gustav rreyYTAG im 
Jahre 1886, Gemälde 
von Karl sraurrer. Alle 


Abbildungen dieses 
Beitrages aus: Gustav 
Freytag. Leben und 
Werk, Wangen 1970. 





Die Weißgerberrohle in Breslau. 
In diesem Stadtviertel spielen manche Szenen 
aus Gustav FREVTAGS Soll und Haben. 


* George ORWELL, 
1984, Originalaus- 
gabe 1949, dt. 
Ullstein, Frank- 
furt/M-Berlin- 
Wien 1976. 


Das Gustav-Freytag- 
Denkmal in Wiesba- 


den von Fritz ScHAPER. 


Ferner wurde auch in den in die Neuauflage 
aufgenommenen Beiträgen manches gekürzt, was 


{| wohl kaum damit zu begründen ist, daß man sich 


auf einen kleineren Umfang beschränken wollte. 
Insgesamt ist das ursprüngliche Werk FREYTAGS 
in der genannten neuen Ausgabe um ctwa ein 
Drittel seines Umfangs beschnitten worden. 
Anscheinend war 1983 eine große Nachfrage 
nach dem genannten Werk Gustav FREYTAGS vor- 
handen, Denn schon wenige Jahre später war es 
bereits vergriffen und im Buchhandel nicht mehr 
lieferbar. Daß es in den nächsten 20 Jahren nicht 
wieder aufgelegt wurde und auch im Jahre 2007 
noch nicht wieder zu erhalten ist — selbst nicht in 
der amputierten Form - ist ein ebenso bezeich- 
nendes Merkmal unserer von politischer Korrekt- 
heit beherrschten Zeit. Ähnlich wird von den an- 
deren großen historischen Werken FREYTAGS wie 
Die Ahnen (6 Bde., 1872-1881) oder So// und Ha- 
ben (3 Bde., 1855) keines seit Jahrzehnten im Buch- 
handel angeboten. Künder des Reiches und sei- 
ner großen Geschichte, insbesondere seiner 
germanischen Ursprünge und Wurzeln, sollen 
eben in Deutschland vergessen werden und in 
dem berühmten »Gedankenloch« ORWELLS* ver- 
schwinden. Rolf Kosick 
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8. Mai- und Holocaust-Gedenken 


m 8. Mai, besonders seit Richard von WEIZSÄCKERS berüchtigter 

Rede zum s. Mai 1985', werden Feierstunden im Bundestag und 
anderenorts abgehalten, die ohne ein Beschwören der deutschen Schuld 
nicht auskommen und oft Gedenkfeiern zum Holocaust gleichen. In den 
ersten Jahrzehnten nach 1945 wußte die Mehrheit des Volkes noch um 
die wirkliche Bedeutung des Tages und ließ sich nichts vormachen. 

So hieß es 1965 zur zwanzigsten Wiederkehr dieses Tages: »Es besteht 
kein Anlaß, den 20. Jahrestag der deutschen Kapitulation am 8, Mai mit 
Feiern oder Kundgebungen irgendwelcher Art zu begehen.« Mit diesen 
Worten gab Bundespressechef von HASE am 10. Februar 1965 die Ent- 
scheidung des Bundeskabinetts unter Bundeskanzler Ludwig ERHARD 
bekannt, das sich dafür ausgesprochen hatte, »die Bedeutung dieses Ta- 
ges rein sachlich zu würdigen«. Die Bundesregierung begrüße die Ab- 
sicht der evangelischen und katholischen Kirche, aus diesem Anlaß 
Gedenkgottesdienste abzuhalten. Das politische Bonn werde mit Zu- 
rückhaltung dieses »dunkelsten Tages der deutschen Geschichte« geden- 
ken, und führende Politiker würden Kränze am Ehrenmal für die Gefal- 
lenen des Krieges im Bonner Hofgarten niederlegen.? 

Das war würdig. Niemand kam auf den Gedanken, von einer »Befrei- 
ung«, wie zwanzigJahre später Bundespräsident von WEIZSÄCKER in Ver- 
drehung der Geschichte, zu sprechen. 

Vor allem durch den Spielfilm Holocaust wurde Anfang der achtziger 
Jahre das geschichtliche Bewußtsein der Deutschen manipuliert und ein- 
seitig verändert. Die Saat der 68er mit ihrem Haß auf die Elterngenera- 
tion ging auf. Dazu erklärte 1982 Walter LÜDDF.-NEURATH, der ehemalige 
langjährige Adjutant von Großadmiral DÖnıTZz und Zeuge im Nürnber- 
ger Prozeß: »Der Spielfilm »Holocaust« mag endgültig in den Archiven 
verschwinden - das Thema nicht. Da folgt einem verlogenen Film eine 
verlogene Diskussion und dieser ein verlogener Kommentar, Film, Dis- 
kussion und Kommentar unterstellen meiner Generation ein Wissen, das 
sie zur Zeit des Geschehens weder hatte noch haben konnte - und dann 
diskutieren die Verleumder scheinbar tiefsinnig über die angebliche Ver- 
drängung des nachträglich erfundenen »Erkenntnisstandes«. Ich habe im 
Dritten Reich nicht geschwiegen und nicht vor alliierten und deutschen 
Gerichten nach dem Kriege — ich schweige auch heute nicht. Wenn Willy 
BRANDT die Gedenkfeier in Dachau in schamloser Weise zur Geschichts- 
fälschung mißbraucht, wenn Pastor ALBERTZ vor Millionen Bildschirmen 
gegen das neunte Gebot verstößt, indem er falsch Zeugnis redet gegen 
Millionen seiner Mitbürger, und wenn eine deutsche Fernsehanstalt eine 
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! Beitrag Nr. 363, 
»Keine Befreiung 
Deutschlands 
1945«. 


2 »»Bundeskabinett: 
Keine Feiern zum 
8. Mai«, in: Schwäbi- 
sches Tagblatt, 11. 2. 
1965. 


Am 10. Mai 2005 
wurde das Holo- 
caust-Denkmal zu 
Berlin eröffnet. Aus: 
Christian ZENTNER 
(Hg,), Chronik 
Deutschlands, Otus, 
St. Gallen 2007. 





Diskussionsrunde von Klägern unter Ausschluß der Beschuldigten prä- 


sentiert, dann wird das Gegenteil guter Absicht erreicht: Erst wenn in 
den Köpfen unserer Politiker, in unseren Medien, in den Geschichts- 
und Schulbüchern eine saubere Trennung zwischen bitterer Wahrheit und 
schamloser Verleumdung erfolgt, wird der Weg frei für eine dauerhafte 
Verständigung mit unseren jüdischen Mitbürgern und mit den Juden in 
aller Welt.«3 

Einen Hinweis darauf, wie die Geschichte manipuliert wird, gab der 
US-Historiker Charles Austin BEARD, als er 1947 in der Saturday Evening 
Post* mitteilte, daß die Rockefeller-Stiftung dem einflußreichen »Council 
on Foreign Relations< 139000 US-Dollar zur Beeinflussung von Histori- 
kern gestiftet habe. BEARD erklärte dazu: »Die Stiftung und der Council 
wünschen nicht, daß unsere grundsätzlichen Ziele und I landlungen wäh- 
rend des Zweiten Weltkrieges zu frei kritisiert werden. Kurz gesagt, hof- 
fen sie, daß die politischen Bestrebungen F. D. ROOSEVELTS in der Zu- 
kunft von kritischer Wertung und Darstellung verschont bleiben mögen, 
im Gegensatz zu dem Schicksal, das die Politik Woodrow WILSONS und 
der Entente nach dem Ersten Weltkrieg erleiden mußte.« 

Über die wirklichen Kriegsziele der Alliierten ist anderenorts berichtet 
worden,® Rolf Kosiek 


! Walter LÜDDE-NEURATH, »Verlogene >Diskussion<« in: Narional-Zeitung, 24.12. 
1982. 

* Charles Ausdn BEARD, in: Saturday EveningPost, 4. 10. 1947. 

> »Wie geschmiert«, in; Deutsche Wochenzetung, 3. 1. 1986, 

6 Beitrag Nr, 537, »Britische Kriegsziele«, 
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Geschichtsfehler im Breker-Katalog 


T dem von Rudolf cOnRADES herausgegebenen Katalog zur BRE- 


KER-Ausstellung vom Sommer und Herbst 2006 in Schwerin! hat der 
als Historiker vorgestellte Dr. Heinrich SCHWENDEMANN vom Historischen 
Institut der Universität Freiburg den historischen Beitrag »Bauen für Jahr- 
tausende« geschrieben.? Dieser Artikel ist schr einseitig und enthält viele 
Sachfehler in den Aussagen zur Zeitgeschichte. Daneben überrascht er 
durch unsachliche Wortwahl wie »krude NS-Ideologie« (S. 30), »in der 
Stadt herumstreunende Hitler« (S. 32), »Inszenierung von Herrschaft und 
Größenwahn« (S. 31), »der, 
vals. . 
Opferkult der NS-Bewegung« {S. 37). 

Unter anderen sind folgende historischen Aussagen schlicht falsch: 


1. », .. dessen politisches Handeln einzig und allein darauf angelegt 1 
war, einen Froberungskrieg vorzubereiten« (S. 30). Das ist falsch. Richtig | 


ist, daß HITLER die Knebelungen des Versailler Diktats aufheben wollte 
und später ein von seinen Gegnern Getriebener war. Der Zweite Welt- 
krieg war »der Krieg, der viele Väter hatte«.-! 

2. »Mit dem deutschen Überfall auf die Sowjetunion. . .« (S. 30). Das 
ist bis auf das fehlende Adjektiv »friedliebende« vor »Sowjetunion« die 
längst widerlegte kommunistische Propaganda. Im letzten Jahrzehnt 
werden überzeugend die Angriffsabsichten staLıns auf Deutschland und 
Mitteleuropa bewiesen, denen HITLER im Juni 1941 nur knapp zuvor- 
kam.* 

3. »Am 5. November 1937 erklärte HITLER. ..« (S. 43). Damit wird 
auf das sog. HOSSBACH-Protokoll bezogen, das schon in Nürnberg 1946 
als Fälschung erkannt wurde. Alle Beteiligten widersprachen seinem In- 
halt. Deswegen sind die Folgerungen für HITLERS angeblichen Kriegs- 
willen daraus falsch. Richtig ist, daß Hm .ER den Frieden wollte, was auch 


! Rudolf conraDEs (Hg), Zur Diskussion gestellt: der Bildhauer Arno Breker, cw- 
Verlagsgruppe Schwerin, Schwerin 32006. 

2 Ebenda, S. 30-63. 

3 Siehe Gerd SchulZE-RHONHOF, Der Krieg der viele Väter hatte..Olzog, Mün- 
chen 2003; Walter PosT, Die Ursachen des Zweiten Weltkrieges, Graben, Tübingen 
2003. 

+ Viktor SLIWOROW, »Wer plante wen im Juni 1941 anzugreifen, Hidcr oder Sta- 
lin®« in: Rolf KOSIEK, Historikerstreit und Geschichtsrevision, Graben, Tübingen 1987, 
S. 200-220. 

> Siehe Beitrag Nr. 141, »Die Aufzeichnung des Obersten Hoßbach«. 
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. , über Bauprojekte schwadronierte« (S. 34), | 
. die NSDAP die Reichshauptstadt okkupierte« (S. 35), »archaischer 





Oben: Katalog der 
BREKER-Ausstellung. 
Unten: Heinrich 


SCHWENDEMANNS letzte 


Veröffentlichung: 
Hitlers Schloß, er- 
schienen 2006 im 
linken Berliner Ver- 
lag Ch, Links. 
Freiburger Studenten 
um SCHWENDEMANN 
haben übrigens den 
Arbeitskreis Shoa.de 
als Internetportal 
gegründet. 


in seinen zahlreichen anschließenden Friedensangeboten und -initiativen 
zum Ausdruck kommt. 

4. »Dennoch lieferte sPEER sein Meisterstück und demonstrierte da- 
bei erstmals sein großes Organisationstalent.« (S. 43) Das ist falsch. Der 
Verfasser ist hier auf SPEERS eigene Darstellungen hereingefallen, die erst 


kürzlich wieder einmal widerlegt wurden." spEER lebte vom organisatoti- 
schen Erbe seines Vorgängers Dr. Fritz TOOT. 

5. »Als der vor Angst zitternde, greise tschechische Staatspräsident 
HACHA. . „in die... Reichskanzlei beordert wurde« (S. 44). Das ist mehr- 
fach falsch. Hacha kam freiwillig, hatte nach dem Beginn des Zerfalls der 
Tschechoslowakei um einen möglichst umgehenden Gesprächstermin bei 
HITLER nachgesucht. Er hatte auch keinen „Nervenzusammenbruch«, 
sondern der herzkranke Mann, der wegen seiner Krankheit kein Flug- 
zeug, sondern den Zug gewählt hatte, erlitt einen vorübergehenden Schwä- 
cheanfall, der mit HÄCHAsS Zustimmung ärztlich behandelt wurde, wo- 
nach dieser sich wieder wohl fühlte und die Verhandlungen fortsetzte. 
Der britische Botschafter in Berlin, HENDERSON, hatte dem tschechischen 
Gesandten in Berlin, MASTNY, vorher den Besuch HACHAS vorgeschla- 
gen, der britische Botschafter in Prag, NEWTON, hatte das unterstützt. 
HACHA wurde also nicht »beordert«, sondern kam von sich aus und auf 
ausdrücklichen britischen Rat. Bei seiner Ankunft in Berlin war eine deut- 
sche Ehrenkompanie am Bahnhof angetreten/ Mit seinen 66 Jahren war 
HACHA damals auch noch kein »Gteis«. Er war ferner noch tschechoslo- 
wakischer, nicht »tschechischer Staatspräsident«. 

6. »In Paris nahm er nicht nur die Siegesparade der Wehrmacht auf 
den Champs-Elysee ab. . .« (S. 47) Das ist doppelt falsch. Erstens nahm 
HITLER 1940 keine Parade in Paris ab. Er wollte die Franzosen nicht de- 
mütigen, genau so, wie er am 21. Juni 1940 bei den Waffenstillstandsver- 
handlungen in Compiegne nicht nur eine Demütigung der französischen 
Militärs vermied, sondern sogar eine Ehrenkompanie antreten ließ. Spä- 
ter ließ er als eine Verbeugung vor der großen Geschichte Frankreichs 
die Gebeine des Sohns NAPOLEONS, des Herzogs von Eichstätt, nach 
Paris überführen. HITLER war kurz nach den Waffenstillstandsverhand- 
lungen mit einigen Männern wie BREKER, GLESLER und SPEER wenige Stun- 
den am frühen Morgen in Paris und besuchte dort ohne öffentliches 
Aufsehen ausgewählte Bauten. SCHWENDEMANN hat offensichtlich dazu 


6 Hans MEISER, GescheiterteFriedensinitiativen 1939-1945, Grabert, Tübingen 2004 
Siehe Jonas SCHERNER u. Jochen STRUB, »Das Ende eines Mythos? Albert Speer 

und das sogenannte Rüstungswunderg, in: Vierteliahresschrift für Sozial- und Wirt- 

schaftsgeschichte, Nt. 2, 2006, S. 172-196. 

® Siehe Beitrag Nr. 137,»Hacha und Hitler in Berlin 1939«. 
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weder die Autobiographie Im Strahlungsfeld der Ereignisse 1925>—1965 von 
Arno BREKER, über den er als Historiker schreibt, gelesen, worin der 
Bildhauer den Ausflug HnıtLers nach Paris beschreibt,!® der dort jedes 
Aufsehen und jeden >Trumph< vermeiden wollte, noch den ausführli- 
chen Bericht darüber und über das Bauen im Dritten Reich in Hermann 
GiESLERs Ein anderer Hitler." Zweitens gab es gar keine deutsche »Sieges- 
parade« nach dem Westfeldzug in Paris -»um die Gefühle der Franzosen 
zu schonen«, wie Joachim rest (Hitler) schreibt.'? 

7. »Noch in Paris kündigte er in der Nacht vom 24. auf den 25. Juni 
1940, ..« (S. 47) Das ist falsch. Richtig ist, daß HITLER nach seiner früh- 
morgendlichen rund dreistündigen Rundfahrt durch Paris und anschlie- 
ßendem Rückflug mittags schon wieder in seinem Hauptquartier in Bru- 
lyle Peche war, dort auch in der Nacht vom 24. zum 25. Juni 1940 war, 
und nicht in Paris. 

8. »Faksimile-Abdruck von HITLERS am 25. 6. 1940 in Paris unter- 
zeichnetem Befehl. . .« (SAT) Das ist falsch. HITLER hat am 25. 6, 1940 
gar nichts in Paris unterschrieben, sondern solches nur in seinem 1 laupt- 
quartier, insonderheit den erwähnten Befehl, spzer schreibt {Erinnerun- 
gen), daß dieser Befehl auf den 25. Juni zurückdatiert worden sei.!! 


' Arno BREKER, 1m Strahlungsfeld der Ereignisse 1925-1965, K. W. Schütz, Preu- 
Bisch Oldendorf 1972. 

""Ebenda S. 151-165. 

1! Hermann GLESLER, Ein anderer Hitler, Druffel, Leoni 1977, S. 386-396. 

12 Joachim C. Fest, Hitler, Ullstein, Frankfurt/M.-Berlin 1987, S. 368. 

13 Albert spEER, Erinnerungen, Propyläen—Ullstein, Berlin 1969, s, 188. 
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Paris am frühen Mor- 
gen des 23. Juni 
1940. nırıEr besich- 
tigt die wichtigsten 
Pariser Bauten in Be- 
gleitung von sprer, 
GIESLER und BREKER 


{links von nırLER). 
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» 
Im Strahlungsfekl 


derEreignisse - 1925- 


1965 


Arno BrekErs Auto- 
biographie, Im 
Strahlungsfeld der 
Ereignisse 1925- 
1965, Preußisch 
Oldendorf 1972. 





9. »Im Juli 1940 stand sein Entschluß fest. .. Angriff auf die Sowjet- 
union«. ($. 48) Das ist falsch. Erst bei dem Besuch MOLOTOWwSs in Berlin - 
auf Hrn.].RS Einladung - am 12./13. November 1940 wurden sTALINns 
unerfüllbare Forderungen bekannt, und HITLER erkannte, daß eine Aus- 
einandersetzung mit Moskau unvermeidlich war und das Reich sich dar- 
auf vorbereiten mußte. Die entsprechende Anweisung Nr. 21 für »Bar- 
barossa« erging erst am 18. Dezember 1940.14 

10. HITLERS »WelteroberungsStrategie«. (S. 48) Hier werden die unbe- 
rechtigten Vorwürfe der Gegner HITLERS übernommen, die selbst - wie 
Großbritannien oder che USA - große Teile der Welt wirklich erobert 
hatten und solchen Imperialismus zu planen dann HITLER unberechtigt 
unterstellten; so jagte ROOSEVELT seinen Landsleuten 1941 mit einer da- 
mals technisch unmöglichen deutschen Landung in den USA Angst ein. 
Statt die Welt erobern zu wollen, hatte HITLER um des Friedens willen 
verbindlich auf Elsaß und Lothringen, Eupen und Malmedy, Nordschles- 
wig und Südtirol, alles alte deutsche Gebiete, verzichtet und sogar Polen 
die Anerkennung der damaligen polnischen Westgrenze angeboten, wel- 
ches Opfer kein Weimarer Kanzler dem deutschen Volk zuzumuten ge- 
wagt hatte. 


Man möchte gern wissen, bei wem und wo dieser Historiker (Jahrgang 
1956) Geschichte studiert hat. Man könnte glauben, bei diesem Beitrag 
eine kommunistische Abhandlung aus der früheren DDR vor sich zu 
haben. 

Auf einen Brief des Verfassers mit der Angabe dieser Fehler und der 
Bitte um Stellungnahme an den Historiker wie an den Herausgeber des 
Katalogs kam keine Antwort. 

Diese Ausstellung war nach Jahrzehnten des Verschweigens des gro- 
Ben Bildhauers die erste in der Öffentlichkeit. Als im Juli 1981 in Berlin 
eine Ausstellung mit mehreren hundert Werken des Künstlers stattfinden 
sollte, wurde sie durch eine große Protestaktion der Neuen Gesellschaft 
für Bildende Kunst (NGBK) beim Berliner Senat unter dem Regieren- 
den Bürgermeister Richard von wEIZsÄCKER verhindert. Rund 8000 Bür- 
ger hatten eine Erklärung unterschrieben, in der es hieß, »die Zurschau- 
stellung von über 500 Exponaten des Nazi-Künstlers Arno Breker« sei 
eine »einzigartige Provokation der demokratischen Öffentlichkeit«.! 

RolfKosiek 


14 Walther HUBATSCH, Hitlers Weisungen für die Kriegführung 1939-1945, Bernard & 
Graefe, Koblenz ?1983, S. 84-92. 


15 dpa, »Protestaktion gegen Breker-Ausstellung in Berlin«, in: Säddentsche Zei- 
zung 20. 7. 1981. 


852 


En 
ei 





Im Gegensatz zum Schweriner Ausstellungskatalog berücksich- 
tigt der im Grabert-Verlag erschienene umfassende Bildband Arno 
Breker. Ein Leben für das Schöne sämtliche Schaffensphasen des 
großen Bildhauers. Links oben: Studienkopf >Die Treue< (1943), 
unten; >Der junge Alexander (1981); oben: Arno srı:ker mit zwei 
Versionen seiner >Bereitschaft< (1939). 


in Leben für das Schöne 
übingen 1996 


an ist für die gezeigten Abbildungen 
er auf diese Veröffentlichung im 
'sradikalen Grabert-Verlag angewiesen 





Dieses auf der Breker-Ausstellung fotographierte Hinweisschild 
ist für den Geist der Aussteller kennzeichnend. 
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Oskar schinDLER. 


Schindler - ein Schwindler? 


1 den gut 90 Millionen Deutschen auf der Welt gibt es nur 512 
»Gerechte unter den Völkern«.! 

Dazu gehört Oskar SCHINDLER. Doch der Holocaust-Historiker David 
M. crowe von der Elon-Universität in Nord-Carolina wies nach, daß der 
Leinwand-Held und Listen-Führer, dem Hollywoods Regisseur Steven 
SPIELBERG mit seinem weltweit verbreiteten Streifen zu posthumem Ruhm 
verhalf, das ihm zugeschriebene Register weder angelegt noch geführt, 
sondern sich dasselbe angedichtet hatte, um seine Retter-Rolle zu schö- 
nen.? 

Oskar SCHINDLER wurde 1908 als Sohn eines Landmaschinenfabrikan- 
ten in der deutschmährischen Kreisstadt Zwittau geboren. Im Alter von 
16 Jahren wegen Fälschung von Zeugnissen der Schule verwiesen, ver- 
mählte er sich als Zwanzigjähriger mit der Landwirtstochter Emilie PELZL. 
Statt mit der Mitgift von 100000 Kronen die väterliche Firma zu sanic- 
ren, legte sich der Lebemann ein Luxusauto zu und verpraßte den Rest. 
Mit der Begründung, er sei eben »als Epikureer auf die Welt gekom- 
men«, verteidigte er gegenüber der Ehefrau seine Untreue samt laufen- 
den Lügen.’ 

Nach dem Bankrott der elterlichen Fabrik werkte SCHINDLER von 1929 
bis 1936 in der »Mährischen Elektrotechnischen AG< in Brünn als Ver- 
kaufsleiter für die deutschen Gebiete der damaligen Tschechoslowakei. 
1935 trat er in HENLEINS >Sudetendeutsche Heimatfront< ein. 1935 kam 
er in Verbindung mit der Abwehr, dem Auslandsgeheimdienst des Deut- 
schen Reiches, und machte seine Wohnung in Mährisch-Ostrau zum 
»Treffpunkt von Spionen und Spitzeln«. Im Juli 1938 verhaftet, wurde er 
als deutscher Agent von Tschechen verhört und gefoltert. Nach der ihn 
rettenden Befreiung des Sudetenlandes im September 1938 beantragte 
SCHINDLER seine Aufnahme in die Nationalsozialistische Deutsche Ar- 
beiterpartei. Beim Generalkommando VIII in Breslau unter Vertrag, ar- 
beitete er für die Abwehr in Ost-Oberschlesien und in Galizien, 

im Oktober 1939 kam er nach Krakau und zog dort in eine komforta- 
ble jüdische Wohnung. In FRANKS Generalgouvernement wie Gott in 


1 Davon wiederum 427 Bundesdeutsche und 85 Österreicher. 

? David M. crowE, Oskar Schindler: The Untold Account of HisLife, Wartime Acti- 
vities und the True Story Behind the List, Boulder, Colorado 2004, 

deutsch: Oskar Schindler. Die Biographie, Frankfurt/M. 2005. 

3 Witwe Emilie SCHINDLER, zit. bei Dieter TRAUTWEIN, »Die immer neue Frage: 
Wer war Oskar Schindler?« in: Die Weiz, 26. 11. 2004. 
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Frankreich lebend,* arisierte der »Geschäftsmann und Stratege, Gut- 
mensch und Hedonist, Alkoholiker und Ehebrecher« (Der Spiegel) das im 
Stadtteil Zablocie gelegene Emaillierwerk >Rekord<,> taufte es in >Deut- 
sche Emailwarenfabrik< (DEF) um und beschäftigte vorzugsweise]Juden, 
die billiger kamen als arische Arbeiter. Auf Grund von gewinnträchtigen 
Aufträgen, die er als angenehmer Gesellschafter mit besten Beziehungen 
laufend an Land zog, konnte er nach und nach die Betriebsfläche von 
8000 auf 42000 Quadratmeter erweitern und die Zahl der Beschäftigten 
von anfangs hundert mehr als verzehnfachen. 

Weil Werktätige bekanntlich die von ihnen erwartete Leistung nur dann 
im vollen Umfang erbringen, wenn sie korrekt behandelt werden und 
genug zu essen haben, sorgte SCHINDLER als sozialer Arbeitgeber für das 
leibliche Wohl seiner Gefolgschaft. Er beschaffte knappe Lebensmittel 
im Tauschweg oder auf dem Schwarzmarkt. Als im März 1943 das Kra- 
kauer Ghetto geräumt und die dort wohnenden Juden in Lagern kon- 
zentriert werden sollten," legte sCHINDLE.R auf dem Gelände seines Be- 
triebes mit Erlaubnis der zuständigen Stellen ein exklusives Nebenlager 
mit besseren Lebensbedingungen an. Mit der Sorgfalt eines ordentlichen 


Kaufmannes auf Sicherung der Arbeitsplätze bedacht, stellte er den 


Metallwarenbetrieb auf die Produktion von Rüstungsgütern um. Dadurch 


bewahrte er die überwiegend jüdischen Arbeiter samt Angehörigen vor | 


der Abschiebung nach Auschwitz oder in andere Lager. 


Als in Anbetracht der sich laufend verschlechternden militärischen Lage | 
die Schließung des Betriebes drohte, setzte der listenreiche SCHINDLER | 


bei den Behörden durch, daß er im Oktober 1944 seine als kriegswichtig 
anerkannte Produktion nach Brünnlitz im heimatlichen Landkreis Zwit- 
tau verlagern und seine jüdische Belegschaft mitnehmen durfte. Allen 
bei ihm beschäftigten Juden war es ein Anliegen, hierfür gehstet zu wer- 
den, denn »die Liste ist das verkörperte Gute, ist das Leben«. Dennoch 
traten bei der Überführung Schwierigkeiten auf, als an die 800 Mann 
statt am neuen Betriebsstandort im Sudetenland im KL Groß Rosen (in 
der Mitte zwischen Liegnitz und Waldenburg in Niederschlesien) anka- 


* Hans FRANK (Im Angesicht des Galgens) war 1939—1944 Generalgouverneur für 
die besetzten polnischen Gebiete mit Sitz in Krakau, wurde im Nürnberger 
Prozeß zum Tode verurteilt und am 16. 10. 1946 hingerichtet. 

> Auf antisemitischer Grundlage beruhende >Rechtsgeschäfte wie dieses wer- 
den in Veröffentlichungen meist schindlerschonend umschrieben als Treuhän- 
derschaft, Übernahme, Übertragung, Kauf, Errichtung u. deL 

6 Amtlich hatte Krakau nahezu 300000 Einwohner, davon 60000 bis 70000 
Juden (Max Freiherr DU PREL, Das Dentsehe Generalgouvernement Polen, Krakau 1940, 
S. 37 u. 45). 
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David M. crows, 
Oskar Schindler. 
Die Biographie, 
Frankfurt/M. 2005. 
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Erika rosenserc (Hg.), 
Ich, Emilie Schindler, 
Herbig, München 
2006. 


men. Ein Transport von Frauen landete in Auschwitz. Doch SCHINDLER 
konnte seine Schützlinge loseisen und die 1200 Überglücklichen in Brünn- 
litz begrüßen. 

Den Tag der bedingungslosen Kapitulation feierten SCHINDLER und 
Gemahlin mit ihrem jüdischen Buchhalter Itzhak stern. Für SCHINDLER 
gab es eigentlich nichts zu feiern, denn sogar chemalige KL-Häftlinge, 
auch politische, teilten das Schicksal der Vertreibung, wenn es sich bei 
ihnen um Deutsche handelte. Daß der eingeschriebene >Naz< SCHINDLER 
gut zuJuden war und 1200 von ihnen über die Runden gebracht hatte, 
zählte nicht für BENESCH und seine Dektete. 

Nachdem er jeden seiner Mitarbeiter mit einer Flasche Wodka und 
zweieinhalb Meter Stoff verabschiedet hatte, machte sich sCHINDLER im 
Auto aus dem Staub. Im amerikanisch besetzten Regensburg bemühte er 
sich vergeblich, eine Filmproduktion aufzuziehen. 

Vom >Joint Distribution Committee<, das er während des Krieges unter- 
stützt hatte, mit einem Betrag von 150000 US-Dollar ausgestattet, wan- 
derte er 1949 mit seiner Frau Familie im Gefolge von >Schindler-Juden< 
nach Argentinien aus. Auf seiner »Quinta Magnolia< in San Vicente ver- 
suchte er sich als Nutria-Farmer, zog aber nach seinem Scheitern 1957 
wieder nach Deutschland. Seine Frau ließ er in Argentinien, 

Im Land des Wirtschaftswunders versuchte SCHINDLER, auf der Grund- 
lage zweifelhafter Forderungen aus dem Lastenausgleich neue Fabriken 
zu finanzieren, erlitt aber nach dem Fehlschlag einen Herzanfall. >Schind- 
ler-Juden<, die von seinem Mißgeschick erfuhren, ließen ihn indessen nicht 
im Stich und luden ihren einstigen Retter 1962 nach Israel ein, wo er in 
der>Allee der Gerechtem einen Baum pflanzen durfte. Nachdem er 1963 
mit seinem »Kunst- und Betonsteinwerk< in Hochstadt Kreis Hanau bank- 
rott gegangen war, riefen >Schindler-Juden< einen >Oskar-Schindler-Fonds< 
ins Leben. 


7 >Joint Distribution Committee< (|DC, volle Bezeichnung »American Jewish Joint 
Distribution Committee<) ist eine seit 1914 vor allem in Europa tätige Hilfsor- 
ganisation für jüdische Glaubensgenossen. Im Zweiten Weltkrieg steuerte Jo- 
seph J. SCHWARTZ (gest. 1975) als europäischer Direktor vom neutralen Lissabon 
aus alle verbliebenen Hilfsmöglichkeiten. Zwischen 1914 und 1945 konnte das 
]DC neben lebensmittellieferungen 169 Millionen Dollar Spendengelder ver- 
teilen. Während des Dritten Reiches linderte das JDC die Not der deutschen 
Juden durch Zuwendungen an jüdische Einrichtungen und unterstützte die 
Auswanderung aus Deutschland. Rund 250000 Juden konnten mit Hilfe des 
JDC ins benachbarte Ausland oder nach England und in die USA auswandern. 
Zwischen 1934 und 1937 zahlte die Organisation 4,6 Millionen Dollar an den 
»Zentralauschuß der deutschen Juden*. Im Zweiten Weltkrieg schickte das JDC 
Geld und Nahrungsmitte! nach Polen. 


856 


Der Staat Israel chrte Oskar sCHINDLER 1963 als »Gerechter unter den 
Völkern«. Es folgte 1966 die Verleihung des bundesdeutschen Verdienst- 
kreuzes, verbunden mit der Bewilligung einer monatlichen Rente von 
200 Mark. Als Träger des Martin-Buber-Friedenspreises (1967) und des 
päpstlichen Silvesterordens (1968) lebte er fortan im Halbjahres rhyth- 
mus abwechselnd in Frankfurt am Main und im Heiligen Land. 

Nach seinem Tod 1974 in Hildesheim wurde er, wie es sein letzter 
Wille war, auf dem katholischen Friedhof auf dem Berge Zion bestattet. 

Einer breiteren Öffentlichkeit wurde der Preisgekrönte aber erst 1994 
durch den SPIELBERG-Spielflm bekannt, der wiederum auf dem 1982 er- 
schienenen Buch des Australiers Thomas KENEALLY (*1935) beruht. Im 
Vorspann zur amerikanischen Original-Ausgabe heißt es ausdrücklich: 
»Dieses Buch ist ein Werk der Dichtung (>work offiction<). Namen, Perso- 
nen, Orte und Begebenheiten wurden vom Verfasser nach seiner Vor- 
stellung gestaltet oder sind frei erfunden. Ähnlichkeiten mit tatsächli- 
chen Ereignissen oder lebenden und toten Personen sind rein zufällig.« 
In der deutschen Ankündigung der Verlagsgruppe Random House/Ber- 
telsmann heißt es bereits, der Australier habe fast zwei Jahre recherchiert, 
um diese wahre Geschichte festzuhalten: »Er hat die Fakten zusammen- 
getragen, geordnet und nicht kommentiert.« Im renommierten Bertels- 
mann Jugendbuch versichert der Verlag: »Die Personen und die Hand- 
lung sind demnach nicht frei erfunden, sondern entsprechen der 
Wirklichkeit.«® 

Bei der filmischen Behandlung durch Steven SPIELBERG 1993 wurde 
der Wahrheit weitere Gewalt angetan. In einem Interview, das auch vom 
deutschen Fernsehen ausgestrahlt wurde, machte der mosaische Holly- 
wood-Regisseur aus seinem Herzen keine Mördergrube: »Als ich wäh- 
rend der Dreharbeiten die deutschen Schauspieler in ihren deutschen 
Uniformen sah, hatte ich Mühe, meinen Haß gegen diese Menschen zu 
unterdrücken«, erklärte SPIELBERG. »Erst als die Dreharbeiten zu Ende 
waren, als die Deutschen, die die Soldaten dargestellt hatten, in ihren 
Zivilkleidern bei uns am selben Tisch saßen, wurde mir bewußt, daß sie 


8 Hans-Jürgen VAN DER GIETH»Thomas Keneally: Schindlers laste, Unterrichts- 
hilfen Klasse 8/9/10«, in: Jörg KNOBLOCH (Hg,), Schulbus Lesepraxis 2, Mün- 
chen—Berlin—Frankfur—Wien— Zürich 1998, S. 66—72. Der Herausgeber Dr. Jörg 
KNOBLOCH ist Rektor einer Hauptschule und Bundesvorsitzender der Arbeits- 
gemeinschaft Jugendliteratur und Medien in der GEW, Für seine Arbeit zur 

Leseförderung wurde er von der Stadt Göttingen mit dem Goldenen LeseZei- 
chen ausgezeichnet und sein Engagement durch die AusLese der Stiftung Lesen 
geehrt. Von Jörg KNOBLOCH sind laut Random House/Bertelsmann Verlag zahl- 
reiche Veröffentlichungen zur Didaktik des Deutsch- und Literaturunterrichtes 
erschienen. 
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SPIELBERG 





Thomas kenearıy, 
Schindlers Liste, 
Goldmann, München 
1994. 





Links: Oskar schınD- 
IER 1973 in Tel Aviv. 
Rechts: SCHINDLERS 
Grab in Jerusalem 
(Abbildung Riccki 


ROOSEN). 





Menschen waren wie wir.« Diese menschenverachtende Bemerkung macht 
deutlich, daß es dem Softer der >Survivors of the Shoah Visual History 
Foundation< nicht darum ging, die Güte zu würdigen, die Oskar SCHIND- 
IER seinen Juden erwiesen hatte. Die Humanität des Helden dient nur 
dazu, um vor ihrem Hintergrund die anderen beteiligt gewesenen Deut- 


schen um so teuflischer erscheinen zu lassen. In Wirklichkeit war sCHIND- 
IER nicht nur auf seinen eigenen guten Willen, sondern auch darauf an- 
gewiesen gewesen, daß ihn die zuständigen Entscheidungsträger jeweils 
gewähren ließen. 

Dagegen stellten sich ausländische Kreise schützend vor das deutsche 
Volk: In Malaysia wurde der Film nur zugelassen, nachdem er an 25 sei- 
ner widerlichsten Stellen beschnitten worden war. Auch in Kuala Lum- 
pur, Singapur und Manila wurde von »internationaler Seite« gegen das 
behördliche Verbot des Filmes protestiert (Die Presse, 5. 4. 1994). Doch 
in Deutschland rührten Bundespräsident Richard von WEIZSÄCKER und 
Bundeskanzler Helmut KoHı die Werbetrommel für das antideutsche 
Machwerk. Umerzogene Erzicher trieben die Schüler klassenweise in die 
Kinos und dadurch die Besucherzahlen in die Höhe, Wer darauf hinwies, 
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daß der Film auf einem Roman beruhe, wurde mit einem Verfahren we- 
gen Volksverhetzung überzogen. 

Um seine Schwarz-Weiß-Malerei authentisch erscheinen zu lassen, hatte 
SPIELBERG mit Ausnahme einer einzigen Farbsequenz für seinen Film 
zeitgemäßes Schwarz-Weiß-Material gewählt. Der Streifen löste heftige 
Diskussionen aus. Holocaust-Überlebende behaupteten, ein solches The- 
ma lasse sich nicht angemessen verfilmen. Jede nichtdokumentarische 
Darstellung müsse letztlich auch finanziellen Interessen und filmischen 
Gesetzmäßigkeiten gerecht werden, eine wahrheitsgetreue Schilderung 
sei somit unmöglich. Erhoben wurde auch der Vorwurf, sPIELBERG habe 
SCHINDLERS Charakter und dessen Beziehung zu seiner Ehefrau geschönt, 
um aus ihm eine Identifikationsfigur zu machen. Auch sei aus demselben 
Grund nicht auf sein Leben nach dem Zweiten Weltkrieg eingegangen 
worden. Noch schwerer wog jedoch, daß der Regisseur im letzten Drittel 
in unzulässiger Weise film technische Mittel einsetze, um den Zuschauer 
zu ergreifen. Hier wurde dieser manipuliert und zu Tränen gerührt. Per- 
sönlich angegriffen wurde SPIELBERG, weil er sich in dem Film selbst zeigt, 
wie er einen Stein auf das ScHiNDleR-Grab legt. In dieser höchstpersön- 

lichen Szene versuche er, den Zuschauer für sich persönlich einzunch- 

men. Dies hätte damit zusammengehangen, daß er damals versuchte, 
einen Oscar für die beste Regie zu gewinnen. Tatsächlich erhielt der in 
Krakau gedrehte Streifen sieben Oscars.? 
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° Vom damaligen MGM - Präsidenten Louis B, ways r 1927 gestifteter amerika- 
nischer Filmpreis, nach den verliehenen Statuetten gemeinhin >Oscar< genannt. 
Je einen Oscar erhielt Schindlers Liste für den besten Film, die beste Regie, das 
beste Drehbuch, den besten Schnitt, die beste Kamera und die beste Musik. 
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Den >Unwahrheitsbeweis< trat der oben genannte Amerikaner David 
M. CROWF. an:!0 „SCHINDLERS Liste hat nicht existiert«, stellt der Histori- 
ker nach sieben Jahren sorgfältigster Recherche fest. Nicht eine, sondern 
neun Listen habe es gegeben, und keine einzige davon stamme von 
SCHINDLER, Vier Listen wurden vielmehr von Marcel GOLDBERG geführt, 
einem korrupten Kapo, der sich für die begehrten Listenplätze fürstlich 
entlohnen ließ und die aufgeführten Namen laufend veränderte. Oskar 
SCHINDLER, der nur bedingten Einfluß hatte, zumal er zum Zeitpunkt der 
Erstellung gerade im Gefängnis saß, habe kräftig an seiner Heidenlegen- 
de gestrickt und nach dem Krieg nichts unversucht gelassen, um die 
Dankbarkeit der gelisteten Juden in klingende Münze umzusetzen. 

Muß SPIELBERG seinen Film nun umtiteln: Schindlers List statt Schindlers 
Liste »Er hat SCHINDLER menschlicher und damit auch außergewöhnli- 
cher gemacht«, verteidigte Friedensnobelpreisträger Elie wıEs&Er die Fäl- 
schung und plädierte für die Beibehaltung des bewährten »Nebeneinan- 
der von Fakten und Fiktion«.!! Fred Duswald 


10 David M. CROWF., Oskar Schindler, aaO. (Anm. 2). 
11»Neue Schindler-Biographie. Zweifel am Helden-Imagex, in: Spiege/ Online, 23. 
11. 2004. 
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Der > Verfassungsschutz< Demokratisches 
Frühwarnsystem oder Machtinstrument der 
Herrschenden? 


Si. man der Eigenwerbung der >Ämter für Verfassungsschutz* 

lauben, wäre es ihre Aufgabe, »verfassungsfeindliche und sicherheits- 

gefährdende Bestrebungen zu beobachten sowie die politisch Verant- 

wortlichen, die zuständigen Stellen, aber auch die Bürgerinnen und Bür- 

ger unseres Landes über Entwicklungen und drohende Gefahren zu 

unterrichten. Der Verfassungsschutz versteht sich deshalb als > Früh warn- 

system< der freiheitlichen und demokratischen Grundordnung«.! Wie ist 1! Innenministerium 

diese Selbstdarstellung zu werten? Baden-Württemberg 
Bereits der Name des bundesdeutschen Inlandsgeheimdienstes ist irre- (Hg,), \ erfassungs- 

führend, da die BRD über keine Verfassung verfügt, die folglich auch schutybericht Baden- 

nicht geschützt werden kann. 1949 verabschiedete der Parlamentarische Se 

Rat das Grundgesetz, nicht etwa eine Verfassung, Ist der sogenannte ar 

Verfassung schutz dann aber nicht eherals > Grundgesetts ch utz< zu verste- 

hen? Wenn dies der Fall wäre, ginge es den Verfassungsschützern in er- 

ster Linie darum, die im Grundgesetz niedergelegten Pflichten und Rechte 

der Staatsbürger zu schützen. Damit würde es sich bei den Ämtern ge- 

wissermaßen um Kontrolleinrichtungen handeln, die darauf achteten, 

daß sowohl Rechte als auch Pflichten der deutschen Staatsbürger und 

seiner Volksvertreter gewährleistet würden. Diese Aufgabe erfüllt der 

»Verfassungsschutz* jedoch nicht.? ? Vgl. Claus NORD- 


Nach offizieller Darstellung und den verschiedenen Verfassungsschutz- BRUCH, Der Verfas- 


gesetzen zufolge fällt in den Zuständigkeitsbereich der Ämter für Ver- sungsschulz Organisa- 
ion, Spitzel, Skandale, 
Hohenrain, Tübin- 
gen 1999. 


fassungsschutz die »Beobachtung« von Parteien und Organisationen, bei 
denen »tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht« bestehen, daß sich 
ihre Bestrebungen »gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, 
den Bestand und die Sicherheit des Bundes oder eines Landes« richten 
oder »eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung von Mit- 
gliedern der verfassungsmäßigen Organe des Bundes oder eines Landes 
zum Ziele haben«. Was unter einem »tatsächlichen Anhaltspunkt für den 
Verdacht« zu verstehen ist, wird in den offiziellen Quellen nicht näher 
bestimmt. Rechtfertigungsversuche mittels bestehender Strafgesetze sind 
ihrerseits wiederum anfechtbar. Schon deshalb bietet diese vage Formulie- 
rung einen unüberschaubaren Freiraum für Spekulationen, Subjektivität 
und Willkür. Entsprechend einseitig ist das Engagement des »Verfassungs- 
schutzes«. Einer wBeobachtung« unterliegen grundsätzlich fundamental- 
oppositionelle Parteien ohne Rücksicht auf deren Ausrichtung, Einfluß 
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3 Die Zeit, 5. 11. 
1965, zitiert nach 
Julius MADER, Nicht 
länger geheim. Die 
Geheimdienste der 
Dentschen Bundesrepu- 
blik. und ihre subversi- 
ve Tätigkeit gegen die 
Deutsche Demokerati- 
sche Republik, Berlin 


1966, S. 178. 


oder parlamentarische Vertretung. Allgemein sind ferner nur Skinhead- 
Bands der »Beobachtung« ausgesetzt, nicht aber Musiker anderer Rich- 
tungen mit ebenfalls bisweilen brisanten oder radikalen politischen Texten; 
die Geheimdienste sogenannter extremistischer oder nicht demokrati- 
scher Staaten wie Iran, Pakistan, Libyen, Nordkorea oder China werden 
»beobachtet«, nicht aber die der USA, Frankreichs oder Israels. Unter 
eine Beobachtung fallen nicht etwa die etablierten Parteien, falls diesen 
durch das Bundesverfassungsgericht Verfassungsbrüche nachgewiesen 
werden, sondern Radikale, die seit 1974 offiziell »Extremisten* genannt 
werden. Zwar kann es keinem Staatssystem darum gehen, tatsächlichen 
subversiven und terroristischen Kräften politische Rechte einzuräumen, 
aber in einer echten Demokratie müssen Links- wie Rechtsradikale wie 
auch sonstige Radikale (Liberalradikale, Radikaldemokraten usw.) die 
Möglichkeit haben, ihre Beiträge zur politischen Willensbildung frei zu 
liefern — freilich solange dies gewaltfrei, also mit geistigen Mitteln, ge- 
schieht. In verschiedenen europäischen Ländern, wie zum Beispiel in 
Frankreich, Serbien, Italien und Dänemark ist dies eine Selbstverständ- 
lichkeit. Dort ist sogar in den Parlamenten jeweils eine »Radikale Partei« 
vertreten. Nach Ansicht des »Verfassungsschutzes« sind jedoch radikale 
Bestrebungen als »extremistisch« zu bezeichnen, da sie gegen die freiheit- 
liche demokratische Grundordnung gerichtet seien. 


Es ist unbestritten, daß es die natürlichste Sache eines Staates ist, sich 
selbst zu schützen. Die Daseinsberechtigung für eine Institution oder 
Behörde, die für die innere Sicherheit des Staates und für die Sicherheit 
seiner Staatsbürger verantwortlich sein muß, ist deshalb selbstverständ- 
lich. Auftrag und Arbeitsweise der Verfassungsschutzbeamten und ihrer 
Spitzel lassen jedoch den Schluß zu, daß ihr Einsatz eben nicht dem Schutz 
von Rechten und Pflichten der Staatsbürger dient, sondern dem Schutz 
der Interessen des herrschenden Establishments. Diese Erkenntnis hatte 
Die "Zeit bereits 1965 gewonnen: »Man wird feststellen müssen, daß sich 
die Verfassungsschutzämter um den Schutz der wertvollsten und wich- 
tigsten Teile unserer Verfassung in der Regel nicht kümmern. Es ist noch 
nie bekannt geworden, daß sie wegen der häufigen Störungen elementa- 
rer Grundrechte aktiv geworden seien, die Tag für Tag vorkommen.« 
Die Überale Wochenzeitung zog daraus den Schluß, daß es sich beim 
sogenannten »Verfassungsschutz« vielmehr »um einen Geheimdienst mit 
vorwiegend politischen Aufgaben« handele, der »zum Schutze der politi- 
schen Interessen der herrschenden Parteien, ja der herrschenden Politi- 
ker selbst mißbraucht« würde. 

Gewissermaßen als Kronzeuge zur Verteufelung nationalgesinnter 
Bestrebungen in der BRD wird von den Medien und dem Establishment 
allzu gern der »Verfassungsschutz« als angeblich glaubwürdige Bezugs- 
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quelle herangezogen. Was die »obrigkeitsfürchtige Öffentlichkeit« nicht 
ahnt, ist, daß sich unter der hochtrabenden Bezeichnung »Verfassungs- 
schutz* ein Amt verbirgt, das wie keine andere offizielle Stelle dieser Re- 
publik demokratischen Richtlinien zuwiderhandelt und kaum vor einem 
Mittel, einschließlich Aufstachelung zum Rassenhaß und Begehen terro- 
ristischer Anschläge (Celler Loch), zurückschreckt. Der Berliner Verfas- 
sungsrechtler Eggert schwaB kam schon 1988 zu dem Schluß: »Die ge- 
fährlichste aller verfassungsfeindlichen Aktivitäten, die wir in unserer Zeit 
in unserer Gesellschaft zu beobachten haben, ist diejenige der Behörde 
Verfassungsschutz.«* Angesichts der Praxis von V-Leuten (Agenten) des 
Verfassungsschutzes ist diesem Urteil unumwunden zuzustimmen: 


> 1968 tat sich Peter URBACH hervor, den Berliner Aktivisten der 
Studentenbewegung und der Außerparlamentarischen Opposition 
Brandsätze und Waffen zu beschaffen. Der Verfassungsschutzspitzel 
unterbreitete diesen Kreisen ferner den Vorschlag, die Freiheitsglocke zu 
sprengen. 


N 


Eine regelrechte Terrorwelle traf 1983 den Großräum München. 
Ziel diverser Bomben- und Brandanschläge waren verschiedene Lebens- 
mittelgeschäfte, die Stadt- und Kreissparkasse Freising sowie das Mün- 
chener Justizgebäude. Täter dieser Verbrechen war der in autonomen 
und antiimperialistischen Kreisen aktive Manfred SCHEFFER, V-Mann des 
Verfassungsschutzes, der vom Amt pro Anschlag zwischen 1000 und 2000 
Mark kassierte. 


> »Und wir kämpfen dort nicht nur gegen Lichterketten, sondern 
gegen den geballten jüdischen und bolschewistischen Abschaum, der sich 
in der Öffentlichkeit breitsuhlt. Wir sind also wieder an einem Problem 
angekommen, welches schon die nationalsozialistische Bewegung in den 
20er Jahren hatte: Den Kampf gegen das Weltjudentum.« Diese provo- 
kativen Sprüche fielen 1996 von dem Provokateur Axel REICHERT, der 
mit Hilfe des»Verfassungsschutzes< ein Jahr zuvor den von der interna- 
tionalen Medienwelt viel beachteten RudolfHeß-Gedenkmarsch in Lu- 
xemburg organisiert hatte. 


> 2002 berief sich das Bundesinnenministerium in seinem Bemühen, 
das Bundesverfassungsgericht zu einem Verbot der NPD wiegen derer 
angeblichen Verfassungswidrigkeit zu bewegen, auf die Tätigkeiten und 
Äußerungen hoher Funktionäre dieser Partei. Hierbei zitierten die An- 
tragsteller oftmals Wolfgang FRENZ und Udo HOLTMANN, die jahrzehnte- 
lang hohe Positionen in der NPD bekleidet hatten - und ebensolang als 
Spitzel für den »Verfassungsschutz« tätiggewesen waren. Daraufhin wur- 
de das Verbotsverfahren von Bundesverfassungsgericht abgelehnt. 

Dutzende Agents provocateurs des »Verfassungsschutzes< gingen in die 
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Zitiert nach: »Was 
der »Verfassungs- 
schutz* treibt«, in: 

Alationai-Zeitung, 
20. 7. 2001, S. 12. 


Sie gehören zur 
Skandalgeschichte 
des >Verfassungs- 
schutzes<; Wolfgang 
rrenz und Tino 


BRANDT. 





Skandalgeschichte dieses Geheimdienstes ein, hierunter zählen Hans- 
Dieter LEPZIEN, Klaus STEINMETZ, Peter TROEBER, Bernd SCHMITT, Mi- 
chael WOBBE oder Tino BRANDT, auch Peter WF.INMANN, der, dem Spiegel 
zufolge, »ein mittelgroßer Schweinehund mit eigenem, recht eigenwilli- 
gem Ehrenkodex«° war. Diese Charakterisierung dürfte auf alle Spitzel 
des »Verfassungsschutzes« zutreffen, die sich als Denunzianten und Pro- 
vokateure profilieren. Es handelt sich bei diesen Personen ausnahmslos 
um charakterlose, korrupte Menschen, die es im bürgerlichen Leben meist 
zu nichts gebracht haben. Sie werden für den »Verfassungsschutz« nicht 
um der »freiheitlichen demokratischen Grundordnung« willen tätig, son- 
dern ausschließlich um »wextremistische Bestrebungen« zu provozieren 
und damit Gründe für repressive Maßnahmen, beispielsweise Verbots- 
verfahren, zu schaffen. In diesem Zusammenhang ist es aufschlußreich 
zu wissen, daß im Gegensatz zur Polizei für den »Verfassungsschutz« keine 
Pflicht besteht, Straftaten anzuzeigen (Opportunitätsprinzip). 

Der »Verfassungsschutz« ermutigt V-Leute, in der nationalgesinnten 
Szene, beispielsweise in der NPD, Straftaten zu begehen. Der ehemalige 
Beamte im Staatsschutz, Hans-Günther BRASCHE, erklärte gegenüber der 
Zeit, V-Leute des »Verfassungsschutzes« würden von ihren Führern »hoch- 
gestachelt« werden. Der Sprecher des Verfassungsschutzes in Hannover, 
Rüdiger HESSE, widersprach diesen Vorwürfen und wies sie zurück. Wer 
hatte recht? BRASCHE, von 1987 bis 1993 Leiter des Fachkommissariats 
Rechtsextremismus bei der Polizeiinspektion Braunschweig, hatte enge 
Kontakte zu der sogenannten Neonazi-Szene aufgebaut. Seinen Anga- 
ben zufolge sei beispielsweise einer der Informanten von einem V-Mann- 
Führer aufgefordert worden, wdoch mal etwas gegen die Zentrale An- 
laufstelle für Asylbewerber in Braunschweig zu unternehmen«. Die 


> Vgl. »Spion aus Leidenschaft«, in: Der Spiege), 14. 2, 1994, S. 36. 
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V-Leute hätten nach Forderung ihrer Führer veine vollkommen neue Ebe- 
ne der Provokation erzeugen« sollen. Den Darlegungen des Sprechers 
des sächsischen Landesamtes für »Verfassungsschutz«, Alrik BAUER, zu- 
folge hilft der »Verfassungsschutz« sogar auf Ersuchen sogenannter »Äus- 
stiegswilliger auch beim Wechsel von Umfeld und Arbeitsplatz, bei Kon- 


takten zu Beratungsstellen und sorge für persönlichen Schutz. Im 


> 
Einzelfall steuere der Verfassungsschutz auch, wie die Aussteiger ihren 
Abschied aus der Szene öffentlich darstellten«.® 

Uwe WESEL, Rechtsprofessor an der Freien Universität Berlin, erklärte 
im Zuge des Skandals um das NPD-Verbotsverfahren im Januar 2002 in 
der Weit, daß es nicht das erste Mal sei, daß der Verfassungsschutz Be- 
weise selbst herstelle.” In der Tat gehört das Begehen von Straftaten zur 
Norm der geheimdienstlichen Aktivitäten des »Verfassungsschutzes«. Die 
im Dienste des »Verfassungsschutzes« stehenden Straftäter werden oft- 
mals von den Ämtern geschützt. Man ist angesichts der massiven Unter- 
wanderung der deutschfreundlichen, sprich nationalen Szene von Spit- 
zeln des »Verfassungsschutzes« gefragt, was eigentlich von den »Neonazis« 
übrigbliebe, wenn man alle Personen, die dort im Auftrage des Staates 
agieren, abzöge. Hält man sich das Treiben der Denunzianten und Agents 
provocateur kritisch vor Augen, liegt die Schlußfolgerung nahe, daß die 
überwiegende Anzahl - vor allem bei »rechtsextremer« Gewalt — ohne 
das Wirken der vom Staat eingeschleusten Agenten niemals stattgefun- 
den haben würden. Damit fördert das »freiheitliche und demokratische 
System« der BRD selbst diese (und andere) Subkulturen, baut diese selbst 
auf und aus, läßt sie ausspähen und später zerschlagen. Damit produ- 
ziert sie selbst das, was sie mittels des »Verfassungsschutzes« vorgibt zu 
bekämpfen. 

Ein deutliches Licht auf den Grad der Rechtschaffenheit des >Verfas- 
sungsschutz cx werfen außer den Aktivitäten der Spitzel auch und gerade 
die Charaktere und Tätigkeiten vieler höherer Beamten dieses Geheim- 
dienstes. Beispielsweise wurde Hans LANGEMANN, Chef des bayerischen 
Landesamtes für Verfassungsschutz (LfV), 1984 zu acht Monaten Ge- 
fängnis auf Bewährung wegen Geheimnisverrats verurteilt. Vor einem 
höheren Strafmaß rettete ihn ein medizinisches Gutachten, das ihm be- 
scheinigte, er leide unter starken Stimmungsschwankungen, Depressio- 
nen, Weinkrämpfen und Gedächtnislücken. Bezeichnenderweise konnte 
eine solch labile Persönlichkeit im »Verfassungsschutz« nicht nur die Karrie- 


6 Tilman STEFFEN, »Verfassungsschutz hofft auf mehr NPD-Austritteg, in: Nerzei- 
Zung, 21.12: 2005; 


Kathrin SPOERR, »Ex-Verfassungsrichter sieht Ansehen Karlsruhes »düpiert««, 
in: Die Welt, 24. 1.2002. 
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8 Vgl. Eghard 
MORBITZ, »Riesen- 
skandal beim 
Verfassungsschutz«, 
in: Frankfurter 
Kundschan, 24. 8. 
1985. 


Sie strapazierten 
ordentlich den Erwar- 
tungswert Rechtschaf- 
fenheit: Hans-Joachim 
TIEDGE, Otto JoHn und 

Holger pranrs 
(von links). 





releiter hinaufklettern und eine verantwortungsvolle Stellung bekleiden, 
sondern gar zum Leiter des Amtes aufsteigen. 


> Volkmar sEıpEL, Chef des Verfassungsschutzes von Mecklenburg- 
Vorpommern, wurde im Februar 1995 seines Amtes enthoben, als gegen 
ihn wegen Dienstvergehen sowohl disziplinarrechtliche als auch straf- 
rechtliche Ermittlungen eingeleitet werden mußten: Er kaufte fabrikneue 
Fahrzeuge zum privaten Gebrauch, ohne dabei auf den Preisnachlaß zu 
verzichten, der Behörden nur beim Ankauf von Dienstfahrzeugen ge- 
währt wird. 

> Einer Meldung der Frankfurter Rundschau vom 30. Juli 1993 zufolge 
beteiligten sich rund ein Viertel der Agenten des saarländischen Verfas- 
sungsschutzes an Betrügereien. Hierbei berief sich die Zeitung auf eine 
Erklärung des saarländischen Innenministeriums, wonach gegen 15 der 
62 Beschäftigten diesbezüglich Disziplinarermittlungen eingeleitet wor- 
den seien. Zu den begangenen Verbrechen zählten unter anderem Be- 
trügereien, Veruntreuung und Fälschung, 

> Der August 1985 bescherte dem »Verfassungsschutz« und der BRD 
einen der größten politischen Rückschläge überhaupt. In jenem Monat 
floh Hans-Joachim TIEDGE, alkoholkranker und hoch verschuldeter Grup- 
penleiter in der für Spionageabwehr zuständigen Abteilung IV des Bun- 
desamtes für Verfassungsschutz, in die DDR. Pikanterweise erfuhr die 
Bundesregierung von dieser Flucht erst durch eine Meldung der DDR- 
Nachrichtenagentur ADN.K 

> 1990 flog ein weiterer Landesverräter aus den obersten Reihen des 
»Verfassungsschutzes« auf: Regierungsoberamtsrat Klaus KURON vom 
Bundesamt für Verfassungsschutz war über Jahre hinweg als Stasi-Agent 
tätig gewesen und als solcher Träger verschiedener Orden und Auszeich- 
nungen der DDR. Seit 1982 stand der bundesdeutsche Verfassungsschüt- 
zer auf der Gehaltsüste des Ministeriums für Staatssicherheit der DDR 
und kassierte monatlich 4000 DM. 


Al 
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> OttoJoHn, erster Präsident des »Verfassungsschutzes* war im Zwei- 
ten Weltkrieg nach London übergelaufen und hatte dort für die antideut- 
sche Lügenpropaganda unter der Regie Sefton DELMERS Hoch- und Lan- 
desverrat begangen. Im Juli 1954, dreieinhalb Jahre nach seinem 
Amtsantritt beim »Verfassungsschutz*, setzte er sich nach Ostberlin ab. 
Als John 1955 wieder in der BRD auftauchte, wurde er verhaftet und 
wegen landesverräterischer Fälschung und Konspiration 1956 vom Bun- 
desgerichtshof zu vier Jahren Zuchthaus verurteilt. Dennoch bewilligte 
ihm Bundespräsident Richard von wEIZsÄcKER später eine beachtliche 
Pension. 

i» 2005 machte der ehemalige Präsident des Bundesamtes für Verfas- 
sungsschutz, Molger praHs, wieder von sich Schlagzeilen, nachdem er 
seit 1999 per Haftbefehl international gesucht worden war. 2004 wurde 
er in Paris verhaftet, und 2005 wurde er wegen Vorteilsannahme und 
Steuerhinterziehung zu mehr als zwei Jahren Haft verurteilt. 


Fin von seiten der Vertreter des »Verfassungsschutzes* oft angeführtes 
Argument zur vermeintlichen Existenzberechtigung des Amtes ist die 
gerade auf »rechtsradikale« Agitation angewandte Behauptung, Gewalt 
frühzeitig bekämpfen zu müssen. Ähnlich wie bei Meldungen in der eta- 
blierten Presse verschweigen die Berichte des »Verfassungsschutzes*, daß 
über 80 Prozent dieser »Straftaten« sogenannte Propagandadelikte sind. 
Hierunter fallen beispielsweise das Verbreiten der sogenannten Ausch- 
witz-Lüge, »Volksverhetzung«, Hakenkreuzschmierereien oder das Verwen- 
den von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen. Es handelt sich 
faktisch also um »Vergehen«, die auf »linksradikaler« Seite mit verkehrtem 
Vorzeichen unter die grundgesetzlich geschützte Meinungsfreiheit fallen 
und dort dementsprechend nicht strafrechtlich bedeutsam sind. 


Der ehemalige Bundesinnenminister Otto scHıLy machte in den von 
ihm zu verantwortenden »»Verfassungsschutzberichten« aus der Aufga- 


I A 
FA I 
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In der Süddeutschen 
Zeitung erschienene 


Karikatur, 





Grundrechte-Report 
2007 Bean 





Till MÜLLER-HEIDELBERG 


und seine Publikation 
Cru ndrechte-Report 
2007, Frankfurt/M. 
2007. 


bengewichtung des >Verfassungsschutzes< keinen Hehl: »Die Bekämp- 
fung des Rechtsextremismus ist ein Schwerpunkt der Innenpolitik.« Über 
die anderen »Schwerpunkte« schwieg er sich aus. Der nach dem Motto 
Keine Toleranter Intoleranz! erklärte Feind steht für den Verfassungsschutz* 
eindeutig »rechts«. Mit keinem Wort erwähnte scHILY in seinem Vorwort 
»linksextremistische« staatsgefährdende Bestrebungen oder von Auslän- 
dern begangene Gewalttaten. Im Jargon sogenannter Antifaschisten stellte 
er die Räson des Verfassungsschutzes< deutlich: »Das Gift rassistischer, 
fremdenfeindlicher, antisemitischer und antidemokratischer Einstellun- 
gen verbindet sich hier auf verhängnisvolle Weise mit dem Einsatz von 
Gewalt. Besonders ernst zu nehmen ist die wachsende Gewaltbereitschaft 
jugendlicher Täter. Es ist unsere gemeinsame Verantwortung, Demokra- 
tie, Freiheit und den gesellschaftlichen Frieden gegen Rassismus, Frem- 
denfeindlichkeit, Antisemitismus und jeglichen Extremismus zu vertei- 
digen,«° 

Jährlich legen der jeweilige Präsident des Bundesamtes für Verfassungs- 
schutz und die meisten seiner Kollegen in den Landesämtern sogenannte 
Verfassungsschutz berichte vor, mit denen die Öffentlichkeit über die in 
den vergangenen 12 Monaten gewonnenen »Erkenntnisse« unterrichtet 
werden soll. Walter zuBeEr, Minister des Innern und für Sport in Rhein- 
land-Pfalz, ist gar der Auffassung, daß mit dieser Maßnahme die Verfas- 
sungsschutzämter »für die Menschen auch eine adäquate Gegenleistung 
für die von ihnen entrichteten Steuern«!" erbrächten. Tatsächlich beru- 
hen die meisten in den »Berichten« veröffentlichten »Erkenntnisse« der 
Verfassungsschützer* vor allem auf Unterstellungen, Verleumdungen und 
Nebensächlichkeiten. Erfaßt werden grundsätzlich »Erkenntnisse«, die 
kaum ernsthaft als Bedrohung des freiheitlichen demokratischen Rechts- 
staates angesehen werden können. Tatsächliche Verstöße gegen das 
Grundgesetz und echte Gefahren für die innere Sicherheit der BRD 
werden in der Regel nicht in die »Verfassungsschutzberichte« aufgenom- 


men." Rechtsanwalt Till MÜLLER-HEIDELBERG, Bundesvorsitzender der 


® Bundesministerium des Innern (Hg), Verfassungsschutzbericht 2000, S. 3. 

0 Walter ZuBF.R in seinem Vorwort zu seinem »Tätigkeitsbericht« Rheinland-Pfa/ x 
1996, S. 1. ZUBERS Ansichten muten geradezu phantastisch an: Sein Amt sicht er 
als »zeitgemäße Dienstleistungsbehörde«, das Produkt derselbigen als »diffe- 
renzierte und umfassende Hintergrundinformation«, die »sorgfältig ausgewer- 
tet« worden sei und einen »komprimierten Überblick über alle bedeutsamen 
verfassungsfeindlichen und sicherheitsgefährdenden Bestrebungen vermitteln 
soll«, ebenda, S. 2. 


ı Für ausführliche Beispiele siehe Claus NORDBRUCH, Der Verfassungsschntz, aaO. 
(Anm, 2), sowie Claus NORDBRUCH, Der Angriff. Eine Staats- und Gesellschaftskritik 
an der >Berliner Republik<, Hohenrain, Tübingen 2003. 
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Humanistischen Union, erklärte 2001 richtig, »daß es dem Verfassungs- 
schutz tatsächlich um Gesinnung geht«. Nach seiner Auffassung seien 
alle Zitate, die in den Verfassungsschutzberichten aufgezählt werden, um 
die Verfassungswidrigkeit einer Organisadon zu belegen, »durch das 
Grundrecht der Meinungsfreiheit gedeckt«.!? Folglich sei die Behörde, 


12 'Till MÜLLER- 


die sich den erhaben klingenden Namen >Verfassungsschutz<gegeben HEIDELBERG, »Der 


habe, ein vom Staat inszenierter Apparat zur Überprüfung der politi- 
schen (und religiösen) Gesinnung. Dieser Apparat taste massiv das Recht 
seiner Staatsbürger (und das seiner Gäste) auf Meinungsfreiheit an. Der 
Politologe und ehemalige Bundesvorsitzende der Humanistischen Union 
Jürgen SEIFERT erklärte diesbezüglich, daß viele Verfassungsschutzbehör- 
den ihre Arbeit außerhalb ihres gesetzlichen Auftrags hauptsächlich in 
der »Bekämpfung« derjenigen sehen würden, die sie selbst als »Verfas- 
sungsfeinde« definierten. Weniger die »Sammlung von Unterlagen für 
Zwecke des Verfassungsschutzes« stehe im Vordergrund, sondern die 
ideologische Bekämpfung und Zersetzung des erklärten Feindes. Wo der 
steht, wurde mit dem oben angeführten ScHiLY-Zitat belegt. 

Stehen tatsächliche politische Gewaltakte oder wirkliche terroristische 
Anschläge bevor, sollten nicht die einseitigen Gesinnungswächter des »Ver- 
fassungsschutzes«, sondern die Kriminalpolizei, Staatsanwaltschaften und 
Justiz zuständig sein. Der eigentliche Zuständigkeitsbereich eines Inlands- 
geheimdienstes muß das Terrain des Terrorismus und der Spionage sein, 
denn in einem freiheitlichen Staatssystem können Selbstverständnis und 
Aufgabenbereich des Geheimdienstes nicht in der Überwachung gewalt- 
loser, politischer Opposition liegen. Wie kann man einen Inlandsgeheim- 
dienst erstrangig auf friedliche innenpolitische Opposition, die oftmals 
in den Parlamenten vertreten ist, ansetzen und gleichzeitig propagieren, 
der freiheitlichste Staat in der Geschichte Deutschlands zu sein? In einer 
Werbebroschüre des »Verfassungsschutzes« mit dem Titel Demokratie — 
aber sicher! heißt es auf Seite 15: »Wer Baseballschläger oder Fäuste, Stei- 
ne oder Molotowcocktails einsetzt, um sich Gehör zu verschaffen, un- 
terdrückt die Handlungs- und Meinungsfreiheit des anderen.« Diese Aus- 
sage ist korrekt. Nur wer Gesinnungsprüfung oder Berufsverbote, die 
Einschränkung der Informationsfreiheit durchsetzt oder Zensur einsetzt, 
um Dritte von ihrem Recht auf freie politische Willensbildung und auf 
Meinungsäußerungsfreiheit zu berauben, Agenrsprovocatenrss und Denun- 
zianten in potentielle Konkurrenz- und nicht genehme oppositionelle 
Parteien einschleust und Dritte zu Straftaten anregt, handelt nicht min- 
der verwerflich. 

Der deutsch-jüdische Staats- und Verfassungsjurist Hans KELSEN, der 
1920 die österreichische Bundesverfassung entworfen hatte und im Früh- 
jahr 1933 von den Nationalsozialisten seiner Professur an der Universität 
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Köln enthoben worden war, schrieb zwanzigJahre später — also nach den 
Erfahrungen der Weimarer Republik und des Dritten Reiches und nach 
der Gründung der Ämter für Verfassungsschutz: »Kann Demokratie to- 
lerant bleiben, wenn sie sich gegen antidemokratische Umtriebe verteidi- 
gen muß? Sie kann es! In dem Maße, als sie friedliche Äußerungen anti- 
demokratischer Anschauung nicht unterdrückt... Es mag mitunter 
schwierig sein, eine klare Grenzlinie zu ziehen zwischen der Verbreitung 
gewisser Ideen und der Vorbereitung eines revolutionären Umsturzes. 
Aber von der Möglichkeit, eine solche Grenzlinie zu finden, hängt die 


, Möglichkeit ab, Demokratie aufrechtzuerhalten. . . es ist das Wesen und 
‚ die Ehre der Demokratie, diese Gefahr auf sich zu nehmen; und wenn 


Demokratie diese Gefahr nicht bestehen kann, dann ist sie nicht wert, 
verteidigt zu werden.«!? 

Die Verfassungsschutzbehörden haben sich, wie Jürgen SEIFERT mit 
Recht feststellt, ohne Rechtsgrundlage zu einer Instanz verwandelt, »die 
sich für berechtigt hält, Gesinnungen zu überprüfen und Verrufserklä- 
rungen abzugeben«.!"! Michael OPPERSKALSKI, Redakteur der Zeitschrift 
Geheim, fügte dem angesichts der Machenschaften der Ämter hinzu, der 
»Verfassungsschutz« sei »nicht nur ein untaugliches Instrument bei der 
Bekämpfung des Rechtsextremismus, sondern selbst eine Gefahr für die 
Demokratie«.!5 

Solange politische Opposition auf gewaltfreiem Wege ihren Beitrag 
zur politischen Meinungsbildung liefert, bedarf es in einem freiheitli- 
chen Staat weder Berufsverbote, noch Parteien- und Organisationsver- 
bote, noch geheimdienstlicher Überwachung. Die BRD ist jedoch zu ei- 
nem Gesinnungsstaat verkommen, der sich in einer tendenziösen und 
zensierten Medienberichterstattung, in einer einseitigen Gesetzgebung 
und Rechtsprechung widerspiegelt, durch die Aufhebung der Meinungs- 
freiheit gekennzeichnet ist und vor allem dadurch hervorsticht, daß aus 
Furcht vor Strafe öffentlich immer weniger konstruktive Kritik geleistet 
wird. Der »Verfassungsschutz« hat an dieser Entwicklung entscheidenden 
Einfluß gehabt. Er dient dem Schutze der Interessen von staatlichen CH- 
quen und Interessengruppen. Als ein modern inszenierter Schutzapparat 
für etablierte Machtkartelle ist der »Verfassungsschutz« nichts anderes als 
ein politisches Machtinstrument der Herrschenden. Claus Nordbruch 


3 Zitiert in Claus LEGGEWIE U. Horst MEIER,»Auf der Suche nach dem verlore- 
nen Feindk, in: Frankfurter Rundschau, 6. 9. 1991. 

14 Jürgen SEIFERT, »Der Verfassungsschutz auf Abwegen«, in: Till MOU.ER-HR.i- 
DF.IBF.RG u.a. (Hg.), aaO. (Anm, 12), s, 222, 

15 Zitiert nach Velten SCHÄFER, wVorsicht war nicht immer Praxis««, in: Neues 


Deutschland, 27,4. 2002, S. 5. 
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Gesinnungsstrafrecht statt Meinungsfreiheit 


us bitteren Erfahrungen haben die Väter des Grundgesetzes nicht 
A‘: ungefähr die Grundrechte an den Beginn des Grundgesetzes 
gestellt und ihre Auflösung durch betreffende Schutzbestimmungen zu 
verhindern versucht. So legten sie in Artikel 19, Absatz 2 des Grundge- 
setzes fest: »In keinem Falle darf ein Grundrecht in seinem Wesensge- 
halt angetastet werden.« Außerdem gdt nach demselben Artikel, Absatz 
1 für gesetzliche Einschränkungen eines Grundrecht: Es »muß das Ge- 
setz allgemein und nicht nur für den Einzelfall gelten«. 

Auch in bezug auf diesen Katalog der Grundrechte wurde die Bundes- 
republik Deutschland oft der »freiheitlichste Staat der deutschen Geschichte« 
genannt, und man war stolz auf seine »freiheitlich-demokratische Grund- 
ordnung«. 

Doch dieser Zustand, der früher annähernd bestand, ist in den letzten 
Jahrzehnten besonders auf dem Gebiet der Meinungsfreiheit immer stär- 
ker durch einschränkende gesetzliche Bestimmungen und durch Sonder- 
gesetze, die nur für ganz bestimmte und dazu noch historische Fälle gel- 
ten und nach Artikel 19 Absatz 1 untersagt sind, aufgeweicht worden. 
Durch die sogenannten >Propagandadelikte<, die es bezeichnenderweise 
nur gegen >Rechts< gibt, ist allmählich ein Gesinnungsstrafrecht einge- 
führt worden, das durch den sogenannten >Kampf gegen Rechts* seit 
dem Jahr 2000 stark ausgeweitet wurde. Einen guten Überblick über diese 
Entwicklung gibt ein Aufsatz der Hamburger Rechtsanwältin Gisa PÄHL, 
dem die folgenden Angaben im wesentlichen entstammen.! 

Bis Anfang 1960 wurde die Meinungsfreiheit in Westdeutschland le- 
diglich eingeschränkt durch folgende Paragraphen im Strafgesetzbuch 
(StGB), im Versammlungsgesetz (VersG) und durch das Gesetz über ju- 
gendgefährdende Schriften (GjS): 


1. $ 93 StGB (Verbreitung verfassungswidriger Propaganda), 

2. $$ 4 und 28 VersG (Verwendung nationalsozialistischer Kennzei- 
chen), 

3. $$ 96ff. StGB (Verunglimpfung des Staates) 

4. $ 185 StGB (Beleidigung), 

5. GjS (Pornographie, rohe Gewalt, Kriegsverherrlichung). 


1 Ciisa PÄHL,»Gegen die Achtung vor den im Grundgesetz konkretisierten Men- 
schenrechten, vor allem vor dem Recht der Persönlichkeit auf Leben und freie 
Entfaltung gerichtete Bestrebungen«, in: Josef SCHÜSSLBURNER u. Hans-Helmuth 
KNÜTTER (Hg.), Was der Verfassungsschutz verschweigt, Institut für Staatspolitik, 
Schnellroda 2007, S. 97-126. 
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Arn 24. Dezember 
1959 wurde die Köl- 
ner Synagoge mit anti- 


semitischen Zeichen 
und Parolen be- 
schmiert - ein Werk 
östlicher Geheim- 
dienste. 


Versuche der Parteien, schon in den fünfziger Jahren den $ 130 StGB 
(Klassenhetze) durch den Tatbestand der > Volks Verhetzung« gegen »De- 
mokradefeinde« zu verschärfen, fanden keine Parlamentsmehrheit und 
blieben zunächst erfolglos. 

Die — wie sich später herausstellte — nicht von >Alt- oder Neonazis«, 
sondern von Ostagenten bewirkten antisemitischen Hakenkreuz-Schmie- 
rereien an der Kölner Synagoge zu Weihnachten 1959? verursachten eine 
Anti-Rechts-Kampagne, aufgrund deren dann einschneidende gesetzli- 
che Einschränkungen der Meinungsfreiheit in der Bundesrepublik vor- 
genommen wurden. Neu und verschärft formuliert wurden: 


6. $ 96a StGB (Verwendung verfassungswidriger Kenzeichen), 
7. $ 130 (Volksverhetzung). 


Mu Als in den Jahren nach 
1969 unter der ersten 
sozialliberalen Koalition 
das Strafrecht stark libe- 
ral) siert, eine Reihe bis- 
heriger Straftatbestände 
abgeschafft wurde und 
einzelne Paragraphen 
) wie der hier bedeutsame 
6 96 neue Nummern er- 
hielten, hatte das auch 
zunächst noch keinen 
weiteren Einfluß auf die 
genannten Bestimmun- 
gen zur Beschränkung 
der Meinungsfreiheit. 
Bis 1969 gab es keine 
Strafurteile wegen aus- 
länderfeindlicher Äußerungen oder Leugnen des Holocaust, der auch als 
Begriff erstJahre später auftauchte. Das wurde nach 1970 bei gleichblei- 
bender Gesetzeslage anders. »Politisch unkorrekte« Personen wurden nun 
nach den genannten Paragraphen strafrechtlich belangt. 

Am 13. Juni 1985 wurde in aller Eile zum 40. Jahrestag der Kapitulati- 
on der deutschen Wehrmacht, an dem Bundespräsident Richard VON 
WEIZSÄCKER als neuen Schritt der Umerziehung von der »Befreiung« der 
Deutschen 1945 gesprochen hatte, parallel dazu das Strafrecht bezüglich 
der Meinungsfreiheit weiter verschärft, indem in $ 194, Abs. 1 und ähn- 


? Beitrag Nr. 471,»Hakenkreuze in Köln 195%, 
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lich in Abs, 2 StGB jeweils ein zweiter Satz eingefügt wurde. Seitdem 
werden Beleidigungen gegen Angehörige einer Gruppe, wenn sie »unter 
der nationalsoziahstischen oder einer anderen Gewalt- oder Willkürherr- 
schaft verfolgt wurde, diese Gruppe Teil der Bevölkerung ist und die 
Beleidigung mit dieser Verfolgung zusammenhängt«, von Amts wegen 
und ohne Vorliegen eines Strafantrages verfolgt. 

Im Herbst 1992 ließ der Brandanschlag auf ein von Ausländern be- 
wohntes Haus in Mölln am 23. November 1992 eine neue Pressekampa- 
gne gegen Rechts entstehen, und die Strafverfolgung wurde erneut schär- 
fer. Von Ende 1992 bis Endel994 wurden 98 Bücher mit >politisch 
unkorrektem* Inhalt indiziert, damit in zwei Jahren etwa so viele wie ins- 
gesamt in den vierzig Jahren vorher. 

Im Jahre 1994 wurden 
im neuen Verbrechens- 
bekämpfungsgesetz wei- 
tere Verschärfungen im | 
6130 (Volksverhetzung) 
vorgenommen: Strafbar 
wurden das Ein- und 
Ausführen verbotener 
Schriften, das Vorrätig- 
halten, das Herstellen 
solcher Werke und die 
Werbung dafür. Die Ein- 
schränkung, daß ein An- 
griff auf die Menschen- 
würde vorliegen müsse, 
wurde gestrichen. Es 
genügt seitdem zur Be- 
strafung, wenn der öf- 
fentliche Frieden gestört 





wird - oder - wie es in der Praxis gehandhabt wird — gestört erscheint. Feuerwehrmänner 
Es reicht für die juristische Praxis der Verurteilung, wenn eine solche verlassen das Möllner 
Störung denkbar ist, also noch gar nicht erfolgt ist. Ob solches vorliegen Haus, auf das ein 


könnte oder eintreten würde, ist dem Ermessen des ermittelnden Staats- PBrandanschlag verübt 


anwaltes oder des urteilenden Richters überlassen. Auch das Billigen oder 
Verharmlosen des Holocaust wurde strafbar. 


wurde. 
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Die Zahl der Strafverfahren zu Meinungsdelikten nahm schnell zu 





Jahr 586, (86a_$ 130 Meinungsdelikte 
1993 1437 2261 3698 
1994 1968 3030 4998 
1995 4343 2212 6555 
1996 5625 1950 7573 
1297 7888 2360 10257 
1998 6958 2591 9549 
1999 6719 1970 8698 
2001 6336 2538 8874 
2002 7294 2513 9807 
2003 7591 2138 9689 
2004 8337 2578 10915 
2005 10881 2277 13158 


Die Zahl der Indizierungen der Prüfstelle für jugendgefährdende Schtif- 
ten stieg ebenso an: 


Jahr Zahl der Indizierungen 


1995 30 
1996 21 
1997 37 
1998 62 
1999 35 
2000 20 
2001 15 
2002 24 
2003 32 
2004 101 


Am 25. März 2005 trat eine weitere Verschärfung des $130 in Kraft. Straf- 
bar macht sich von da an, wer »den öffentlichen Frieden in einer die 
Würde der Opfer verletzenden Weise dadurch stört, daß er die national- 
sozialistische Gewalt- und Willkürherrschaft billigt, verherrlich oder 
rechtfertigt«. Wann der öffentliche Frieden als gestört gelten kann, ist wei- 
terhin Ermessensfrage und erzeugt eine breite Grauzone in der Recht- 
sprechung. 

Zusammenfassend stellte Frau PAUL fest: »Die Entwicklung der letz- 
ten 50 Jahre hat eine ständige, seit 1992 fast galoppierende und im Jahre 
2000 geradezu atemberaubende Einschränkung des Grundrechts auf 
Meinungsfreiheit für »politisch unkorrekte* Deutsche mit sich gebracht. 
Freisprüche in Strafverfahren führten zu zahlreichen Gesetzesverschär- 
fungen, und die Rechtsprechung wurde immer strenger und sprach immer 
häufiger härtere Strafen und sogar Freiheitsstrafen ohne Bewährung aus.« 
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In seiner Rede zum 175. Jahrestag des 
Hambacher Festes stellte Altbundespräsident 
Richard von WEIZSÄCKER unter dem Leitwort 
»Hambachs Erbe: Freiheit, Einheit und Eu- 
ropa«! am 26. Mai 2007 auf dem Hambacher 
Schloß die Pressefreiheit groß heraus und zi- 
derte zustimmend den damaligen Freiheits- 
kämpfer und Drucker SIEBENPFEIFFER: »Die 
Zensur ist der Tod der Pressefreiheit und so- 
mit der Verfassung, welche mit dieser steht 
und fällt.« Der Politiker meinte dann, die 
Deutschen müßten für die Pressefreiheit in 
anderen Ländern sorgen, denn so erklärte er: 
»Bei uns selbst herrscht Pressefreiheit.« 

Das ist aber nach dem oben genannten 
Zahlen nicht der Fall. Es gibt zwar keine Vor- 
zensur wie zur Zeit der METTERNiCHschen 
Demokratenverfolgung, aber eine um so här- 
tere Bestrafung der presserechtlich Verant- 
wortlichen nach Erscheinen der betreffenden 
Schrift. Verleger, Herausgeber und Autoren 
werden seit Jahren mit harten Freiheitsstra- | 
fen belegt, Bücher und Zeitschriften werden 
beschlagnahmt, eingestampft oder verbrannt. 
Wir leben in bezug auf die Meinungsfreiheit 
eben nicht mehr im »freiheitlichsten Staat der 
deutschen Geschichte«. 





Auch in juristischen Fachkreisen wird das 


Das Hambacher Schloß, 


deutlich so gesehen, und es wird heftige Kti- 
tik an den gegenwärtigen Verhältnissen ge- 
übt.* Rolf Kosiek 


1 Richard von WEIZSÄCKER, »Hambachs Erbe: Freiheit, Einheit und Europa«, 
in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 26. 5. 2007. 

* Günter BERTRAM, »Der Rechtsstaat und seine Volksverhetzungs-Novelle, in: 
Neue Juristische Wochenschrift, Nr. 1, 2005, S. 1476 ff.; Dietrich MURSWIEK, »Neue 
Maßstäbe für den Verfassungsschutzbericht«, in: Neue Zeitschrififür V’erwaltungs- 
recht, Nr. 2, 2006, S. 121—128; Andreas wisuscHLL, »Der Fall >Junge Freiheit* - 
Neuorientierung im Verfassungs schutzbericht?« in: Zeitschrift für Urheber- und 
Medienrecht, Nt. 4,2006, S. 294-301 ;Thomas WANDRES, Die Strafbarkeit des Ausch- 
witz-Lengnens, Duncker & Humblot, Berlin 2000. 
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1 Zitiert in: »Das 
nichtexistente 
Geheimprotokoll 
Moskau—Berlin von 
193%, in: Deutsche 
Wochenzeitung 19. 10, 
1979. 


2 Wortlaut deutsch 
und russisch in: 
Richard PEMSEL, 
Hitler. Revolntionär— 
Staatsmann — 
Verbrecher?, Grabett, 
Tübingen 1986, 

S. 559-563. 


Deutscher Professor leugnet deutsch-sowjetisches 
Geheimprotokoll von 1939 


Gi“ stußy, Professor für Öffentliches Recht und Wissenschaft- 
liche Politik an der kurz vorher gegründeten und als rote Kader- 
schmiede bekannten Universität Bremen, nahm im Herbst 1979 in ei- 
nem Zeitschriftenartikel zum deutsch-sowjetischen Geheimvertrag vom 
23. August 1939 Stellung,!' In dieser Vereinbarung zwischen sTALın und 
HITLER wurden die Interessensphären in Osteuropa zwischen Deutsch- 
land und Moskau abgesteckt, wobei >Ostpolen< sowie Estland und Lett- 
land den Sowjets zugeschlagen wurden. Der Jurist und Politologe, SPD- 
Mitglied, Jahrgang 1934, versuchte in seinem Beitrag damals noch, das 
Bestehen dieses Geheimprotokolls,? dessen Inhalt den Sowjets und den 
Kommunisten in aller Welt sehr unangenehm war, zu leugnen und zu- 
mindest als umstritten hinzustellen. 

Insbesondere schrieb er: »Im Zusammenhang mit dem Vertrag vom 
23. August 1939 wird in der westlichen Literatur stets auf ein geheimes 
Zusatzprotokoll vom gleichen Tag verwiesen. In ihm hätten die Sowjet- 
union und Deutschland schon im vornhinein ihre Interessensphären fest- 
gelegt und eine Aufteilung Polens vorgenommen. Eine solche vorherige 
Absprache der Aufteilung Polens wäre in der Tat, selbst wenn man das 
Ergebnis retrospektiv als notwendig bezeichnet, mehr als ein Nichtan- 
griffspakt beziehungsweise eine Neutralitätserklärung gewesen. Sie könnte 
als eine aktive Beteiligung an der bevorstehenden Aggression auf Polen 
interpretiert werden, als ein Kriegspakt in der Maske des Friedens, Die 
Peinlichkeit dieser Situation wird denn auch von westlichen Historikern 
als Grund für das Nichterwähnen des Protokolls in der sozialistischen 
Geschichtsschreibung angegeben. 


Die Authentizität des Geheimprotokolls ist bis heute auch im Westen 
umstritten. Die Geschehnisse nach dem 1. September 1939 sprechen 
gegen eine vorherige Absprache. Die Sowjetunion rückte erst am 17. 
September bis zur Curzonlinie vor. Zu diesem Zeitpunkt stand die mili- 
tärische Niederlage Polens fest. Am 17. September war die polnische 
Regierung nach Rumänien geflohen. Ebenso war deutlich geworden, daß 
die Westmächte Polen im Stich gelassen hatten. 

Wäre die Sowjetunion nicht bis zur Curzonlinie vorgerückt, wäre ein 
weiterer Vormarsch der deutschen Truppen nicht ausgeschlossen gewe- 
sen, Nach dem heutigen Kenntnisstand standen militärische Aktionen 
der Wehrmacht beziehungsweise der deutschen Abwehr in Belorußland 
und der Ukraine bevor.« 
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Geheimes Zusatzprotokoll. 





Aus Anirss der Unterzeichnung des Nichtanzriffs- 
vertroges zwischen dem Deutschen Reich und der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepublixken haben die unter- 
zeichneten Bevollmächtigten der beiden Teile in streng 
vertraulicher Aussrrache die Frage der Aberenzung der 
beiderseitiren Interessenssphären in Osteuropn erörtert. 
Diese Aussprache hnt ru folgenden Ergebnis geführt: 

1. Für den M11 einer territorial-politischen Us- 
zesinltuns „n der zu den beltisoren Starten (FinnI"nd, 
Emil ind, Let-ienä, Litsuen) gehörenden Gebieten bildet 
die nörölic:e Grerre Lit=uens zugleich die Grenze der 
Inte vorssensuphären Deutsohinnds und der VATSR. Hierbei 
“ind Ina pireesge Litauena an "Tilnner Gebiet beider- 
seits nnerinnni. 

2. Mir den Fril eirer territorinlepolitischen 
Iugestaltun: der rum polnischen Stante gehörenden Gebiete 
werden die Interessensspbfren Deutschlands und der UA5S5R 
ungeffübrt durch die Linie der Flüsse Narew, Weichsel und 
San ntgegron:t. 

Die Frree, ob die veiderseitigen Interessen die 
brhr]tung oines umbhängigen polnischen Staates erwünscht 
erscheiren lassen und wie dieser Staat abzugrenzen wäre, 
kann endrültie erst im Inufe der weiteren politischen 
Entwiockelung geklärt worden, 

In jeden Jalle worden seinen diese Fraze 
im Wege einer freunäschaftlichen Ferstänäigung lösen. 

3) Hinsichtlich des Stäostens Europas wird von 
sowjetischer Seite dds Interesse an Beusarabien betont. 

Von deutscher Seite wird das völlige politische Demiter- 
“anement an diosen Oebieten erklärt. 

4) Dieses Protokoll wird von beiden Seiten strenz 

schein bebandelt worden, 


Moskau; den ZB.iugust 1999, 


Fr de g A Vollrrackf 
Deulsche Berchsrugerurg der Regiung der 
UASER: 


DL 
BERG WDR 
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Faksimile des Gehei- 
men Zusatzprotokolls 
vom 23. 8, 1939. 
Man beachte, daß ein 
weiteres geheimes 
Zusatzprotokoll zwi- 
schen der Sowjetuni- 
on und dem Deut- 
schen Reich am 28. 
9. 1939 -also nach 
Beendigung des Po- 
lenfeldzugs - unter- 
zeichnet wurde. Es 
beinhaltet die Über- 
zeugung beider Sei- 
ten, keinerlei polni- 
sche Agitation auf 
den jeweiligen be- 
setzten Gebieten zu 
dulden. 


3 David IRVING, 
Nürnberg, Die letzte 
Schlacht, Grabett, 
Tübingen 1996, S. 
296 £. 

* internationaler 
Militärgerichtshof 
Nürnberg (Hg.), 
Der Nürnberger 
Prozeßgegen die 
Hanptkriegsverbrecher, 
Nürnberg 1947, 
Bd. 10, S. 14 ff. 

5 Ebenda, S. 354 f. 
6 Ebenda, S. 355 f. 
' Der Spiegel, Nt. 17, 
1989. 

B Hans HERWARTH 
VON BITTENFELD, 
Zwischen Hitler und 
Stalin. Erlebte 
Zeitgeschichte 1931 
bis 1945, Propvläen, 
Berlin 1982, S. 
159-189. 

9 Charles E. 
BOHLEN, Wiinessto 
History 1929-1969, 
New York 1973. 

10 Siehe Beitrag Nr. 
180, »Deutsch- 
russischer Vertrag 
193%. 


Damit wird nicht nur das Bestehen dieses Protokolls in Frage gestellt, 
sondern auch noch der deutschen Regierung der Plan eines Einfalls in 
die Sowjetunion zum damaligen Zeitpunkt unterstellt und angelastet. 

Beides ist jedoch falsch. Richtig ist, daß der Text dieses Geheimab- 
kommens schon 1946 der deutschen Verteidigung beim Nürnberger 
>Hauptkriegsverbrecherprozeß< von einem US-Offizier in die Hand ge- 
spielt wurde.! Zur großen Erbitterung der sowjetischen Vertreter führte 
der Verteidiger Dr. seıpı dieses Dokument, dessen Existenz die Russen 
dann heftig abstritten, am 25. März 1946 in die Verhandlungen ein,? Der 
frühere Leiter der Rechtsabteilung des Auswärtigen Amtes, Geheimrat 
Dr. Friedrich GAUS, bestätigte den Inhalt in einer eidesstattlichen Erklä- 
rung, die Dr. seıp am 1. April 1946 dem Gericht vortrug.” GAUS hatte 
die Vertragstexte entworfen und die Unterzeichnung in Moskau miter- 
lebt. Der Inhalt und der Vorgang wurden dann von dem angeklagten 
früheren Reichsaußenminister Joachim VON RIBBENTROP bestätigt. Das 
Abkommen wurde später auch von den Westmächten in den Akten des 
Auswärtigen Amtes veröffentlicht. Die Existenz des Geheimprotokolls, 
die von dem damaligen sowjetischen Außenminister GROMYKO noch in 
seinen Memoiren 1988 und in seinem Spiegelgespräch 1989 abgestrit- 
ten wurde, wurde erst 1990 von den Sowjets zugegeben. Der Inhalt des 
geheimen Zusatzprotokolls wurde wenige Stunden nach der Unterzeich- 
nung 1939 durch den damaligen deutschen Botschaftssekretär Hans HER- 
WARTH VON BITTENFELDS aus der deutschen Botschaft in Moskau über 
den Moskauer US-Botschaftssekretär Charles E. BOHLEN® an US-Präsi- 
dent ROOSEVELT übermittelt, was beide in ihren Erinnerungen ausführ- 
lich beschreiben, ! 

Spätestens seit BOHLENS Buch aus dem Jahre 1973 war damit die Exi- 
stenz des Geheimprotokolls unbestreitbar bewiesen. 

Daß dennoch Jahre später noch ein deutscher Politologe die Lüge der 
Sowjets zu untermauern versuchte, wirft ein bezeichnendes Licht auf die 
wissenschaftliche Auswahl deutscher Politologen und deren offensichtli- 
cher Motivation, die Sowjets stark zu entlasten und Deutschland mög- 


lichst schwer zu belasten. Rolf Kosiek 
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Wer wollte das deutsch-türkische 
Anwerbeabkommen? 


E: 2004 erschien im Hamburger Abendblatt ein bemerkens- 
ertes Interview mit Alt-Bundeskanzler Helmut scHhmIDT, Zur Ver- 
blüffung seiner Gesprächspartner stellte der damals 85jährige fest: »Mit 
einer demokratischen Gesellschaft ist das Konzept von Multikulti schwer 
vereinbar. Vielleicht auf ganz lange Sicht. Aber wenn man fragt, wo denn 
multikuiturelle Gesellschaften bislang funktioniert haben, kommt man 
sehr schnell zu dem Ergebnis, daß sie nur dort friedlich funktionieren, 
wo es einen starken Obrigkeitsstaat gibt. Insofern war es ein Fehler, daß 
wir zu Beginn der 60er Jabre Gastarbeiter aus fremden Kulturen ins Land 
holten.«! 

Uber dem Staunen darüber, daß ein chemaliger deutscher Regierungs- 
chef die Anwerbung von Gastarbeitern als Fehler bezeichnet hat, ist den 
meisten Lesern wahrscheinlich nicht aufgefallen, daß der Ex-Kanzler bei 
dieser Gelegenheit eine alte liegende aufgewärmt hat. Mit dem Wört- 
chen »wir« wird immer gern so getan, als hätten die Deutschen in ihrer 
großen Mehrheit eine Einladung an die Arbeitskräfte fremder Staaten 
ausgesprochen. Tatsächlich waren es Industrie und Unternehmerverbände, 
die in den fünfziger und sechziger Jahren massiv auf die Anwerbung von 
Gastarbeitern drangen und dabei besonders vom Bundeswirtschaftsmi- 
niStenum unterstützt wurden. Während dies heute kein großes Geheim- 
nis mehr ist, sieht es bei dem Teil der Legende, der sich mit dem Wort 
»geholt« verbindet, schon ganz anders aus. 

»Geholt« suggeriert ja, daß die Initiative von Deutschland ausging. Dies 
trifft zwar zu, wenn man zum Beispiel die An werbe Vereinbarungen mit 
Italien (1955) oder Spanien und Griechenland (1960) meint. Ganz an- 
ders sieht es jedoch mit der Türkei aus. Der Bremer Politikwissenschaft- 
ler Stefan Luır hat in seinem Buch Abschied von Multikulti auf eine Tatsa- 
che hingewiesen, die hierzulande so gut wie unbekannt ist. Der Anstoß 
für die Anwerbung türkischer Gastarbeiter ging von der Türkei aus. Da- 
gegen hatte die damalige Bundesregierung »keine Notwendigkeit gese- 
hen, auch noch mit der Türkei oder anderen außereuropäischen Ländern 
ein Abkommen zu schließen, man wollte sich auf Arbeitskräfte aus Eu- 
ropa beschränken«.? Doch war im Dezember 1960 der Vertreter der tür- 
kischen Botschaft in Bonn vorstelliggeworden und hatte erklärt, die Türkei 
wolle als NATO-Partner gegenüber Griechenland nicht diskriminiert 
werden. Das deutsch-griechische Abkommen war im März 1960 verein- 
bart worden. Die deutsche Regierung knickte postwendend ein, und noch 
bevor die Einzelheiten des Vertrags mit der Türkei feststanden, richtete 
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1 »Wieviel Anatolien 
verträgt Europa?« 
in: Hamburger 
Abendblatt, 25. 11. 
2004. 


AURSAUTET 


Al 


Multikulti 


Stefan ıurr, Abschied 
von Multikulti. 


2 Stefan LUFT, 
Abschied von Multi- 
Rulti. Wege aus der 
Integrationskerise. 
Gräfelfing 2006, 
S. 102. 


Am 10. September 
1964 traf der million- 
ste Gastarbeiter, ein 


Portugiese, in 
Deutschland ein. 
Schon 1955 hatte 
Deutschland ein An- 
werbabkommen mit 
Italien geschlossen, 
es folgten welche mit 
Griechenland (1960), 
der Türkei (1961) und 
Portugal (1964). 





der Vorläufer der heudgen Bundesagen- 
tur für Arbeit in Istanbul eine Verbin- 
dungsstelle ein, die binnen kurzem von 
Auswanderungswilligen regelrecht ge- 
stürmt wurde. 

Was die seit den frühen siebziger Jah- 
ren zahlenmäßig mit Abstand größte 
Gruppe von Ausländern in Deutsch- 
| land angeht, steht also fest: Die Tür- 
ken wurden nicht >eeholt, sondern uns 
regelrecht aufgedrängt. Eine schwache 
deutsche Regierung gab dem Druck des 
Herkunftslandes ohne Widerstand 
nach. Die Türkei hatte ein massives In- 
teresse daran, ihren heimischen Arbeits- 
| markt zu endasten und Devisen einzu- 
nehmen, mit denen das hohe 
\ Außenhandelsdefizit verringert werden 
konnte. Den Bevölkerungsüberschuß 
ans Ausland abzugeben war daher für 
die türkische Führung eine reizvolle 
ı Möglichkeit. 
| Dennoch hatte die deutsche Seite 
zumindest zunächst einen kleinen Si- 
' cherheitsriegel in das Abkommen von 
1961 eingebaut: Die Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis war auf nur zwei 
Jahre befristet, und von einem »Familiennachzug« war nicht die Rede. 
Diese Regelung wurde von der kapitalistischen Lobby umgehend torpe- 
diert. Im Dezemberl962 forderte die Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände das Bundesarbeitsministerium schriftlich auf, die 
Befristung aufzuheben. Auch aus der Türkei wurde der Druck in diese 
Richtung verstärkt und die deutsche Regierung somit regelrecht in die 
Zange genommen. Das Ergebnis war: Im September 1964 trat eine Neu- 
fassung des deutsch-türkischen Abkommens in Kraft, das keine Befti- 
stung mehr enthielt. Für die Türkei und das deutsche Kapital war das ein 
Sieg auf der ganzen Linie. Erst jetzt waren »die Weichen für eine dauer- 
hafte Zuwanderung nach Deutschland gestellt«.? Detlef Rose 
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Kohl kaum >Kanzler der Einheit< 


ach der 1990 glücklich gelungenen kleinen Wiedervereinigung von 

West- und Mitteldeutschland galt Bundeskanzler Helmut Kohl.weit- 
hin als »Kanzler der Einheit«, und er möchte sicher auch als solcher in die 
Geschichte eingehen. Politisch Kundige erinnerten sich jedoch schon 
damals seiner noch kurz vor dem Mauerfall im November 1989 verfolg- 
ten Anti-Einheits-Politik, wie er etwa den für die Wiedervereinigung sich 
einsetzenden CDU-Bundes tagsabgeordneten Bernhard FRIEDMANN mehr- 
fach abkanzelte sowie —ganz im Geiste seines Vorbilds Konrad ADENAU- 
ER — der westeuropäischen Einigung immer den Vorrang vor der deut- 
schen einräumte und damitgegen den Buchstaben und Geist der Präambel 
des Grundgesetzes verstieß. 

Das ist jetzt erneut in der Öffentlichkeit bestätigt worden.! Unter dem 
Titel Helmut Kohl. Der Mythos vom Kanzler der Einheit hat Jahre 2004 Karl 
Hugo pruys ein Buch herausgebracht, das das Bild von dem für die Wie- 
dervereinigung kämpfenden Regierungschef zerstört. Als Insider mit viel 
persönlichem Wissen aus dem Kreis um KoHr hat der Verfasser, der in 
den siebziger |ahren Parteisprecher des CDU-Vorsitzenden war, viele 
Tatsachen zu dessen Deutschland-Politik zusammengestellt. Eindeutige 


Erklärungen von Zeitzeugen untermauern die Beurteilung, daß KOHL 
im Grunde die deutsche Einheit nicht wollte. Er fürchtete, daß die Mit- 
teldeutschen eher sozialistisch wählen und ihn um die Kanzlerschaft brin- 
gen würden, die bei ihm vor der deutschen Einheit rangierte. Ab Mitte 


! Siehe Beitrag 
Nr.481, »Kohl und 
die Wiedervereini- 

gung«. 

® Karl Hugo »ruvs, 
Helmut Kohl. Der 
Mythos vom Kanzler 
der Einheit, Be.bra, 
Berlin 2004. 


Am 7. September 
1987 empfing Helmut 
xonuL Erich HOnEcKER 
wie den obersten 
Vertreter eines 
souveränen Staates, 
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Kr kp ray 


Helmut Kohl 
\ 


vom Kr 
der Einheit 


Karl Hugo pruvs, 
Helmut Kohl. 

Der Mythos vom 
Kanzler der Einheit. 


Montagsdemonstra- 
tion im Oktober 1989 
in Leipzig. Einen Mo- 

nat zuvor meinte 

Bundeskanzler Hel- 

mut KOHL: »Die Lö- 

sung der deutschen 

Frage steht nicht auf 
der Tagesordnung der 

Weitgeschichte.« 


der achtziger Jahre fanden von gesamtdeutsch denkenden Parteifreun- 
den, etwa vom Bundestagsabgeordneten Jürgen TODENHÖFER, der aus 
Verbitterung darüber dann in die Wirtschaft ging, vom deutschlandpoli- 
tischen Referenten der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Harald RÜDDEN- 
KLAU, oder aus nationalen CSU-Kreisen in München vorgebrachte Initia- 
tiven zur deutschen Einheit bei der CDU-Spitze immer weniger Gehör 
und wurden im Grunde — vor allem auch aus wahltaktischen Gründen — 
abgelehnt. 

Gleichzeitig wurde von der CDU-Regierung Wesentliches getan, um 
die Existenz der DDR zu erhalten, deren kommende Zahlungsunfähig- 
keit im Kanzleramt Jahre vor dem endgültigen Zusammenbruch durch- 
aus bekannt war. Der angeblich von Franz Josef srrauss eingefädelte 
Milliardenkredit an das wirtschaftlich vor dem Bankrott stehende Re- 
gime in Mitteldeutschland sei in Wirküchkeit auf Anordnung KOHLS vom 
Staatssekretär Philipp JENNINGER im Kanzleramt in die Wege geleitet wor- 
den. Noch im Oktober 1988 erhöhte die KoHl.-Regierung zur Stabilisie- 
rung der in Pankow Herrschenden die an Ost-Berlin gezahlte Transit- 
pauschale von 500 auf 900 Millionen Mark und garantierte diese Zahlungen 
für weitere Jahre. Schon im September 1987 war DDR-Staatschef Erich 
HONECKER beim offiziellen Staatsbesuch in Bonn und in mehreren Bun- 
desländern empfangen worden. Bestrebungen zur völkerrechtlichen An- 
erkennung des Pankower Regimes verstärkten sich bis weit in die Uni- 
onsparteien hinein. 
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Auf die seit 1986 erfolgten mehrfachen und immer deutlicheren Hin- 
weise aus Moskau, daß man »die Existenz zweier deutscher Staaten im 
Herzen unseres Kontinents für eine Anomalie« halte, »die die Sicherheit 
Europas ernstlich bedrohte«, ging man in Bonner Regierungskreisen nicht 
ein. Bei einem Gespräch mit Michail GorRBATSCHoWw am 24. Oktober 1988 
in Moskau lehnte Kon Verhandlungen über Möglichkeiten einer Verei- 
nigung beider deutschen Teile ab. KoHLs überraschendes »Zehn-Punkte- 
Programm« vom 28. November 1989 mit dem Vorschlag einer »Konfö- 
deration« mit der DDR habe die sich abzeichnende Wiedervereinigung 
verzögern sollen. Als Jahre nach diesen Vorgängen 1995 der inzwischen 
aus dem Amt gedrängte GORBATSCHOW sein Buch Wie es wirklich war? ver- 
öffentlichte, gab er seiner Verwunderung noch Ausdruck, daß KOHL es 
mit der Vereinigung »überhaupt nicht eilig hatte«. KOHLS drückte seine 
wirklichen Ziele mit den Worten aus: »HoONECKER weiß, daß ich nicht 
beabsichtige, ihm das Leben schwerzumachen.« 

Erst als der Zug der Geschichte durch für die Deutschen glückliche 
Umstände bereits unumkehrbar in Richtung auf die Wiedervereinigung 
abgefahren war, sprang KOHL auf und ließ sich dann als den »Kanzler der 
Einheit« feiern. Er versprach zwar »blühende Landschaften«, hatte aber 
in den Jahrzehnten vorher wesentlich mit dazu beigetragen, daß Planun- 
gen für den Fall der Mauer vernachlässigt oder ganz eingestellt wurden, 
daß es kein Gesamtdeutsches Ministerium mehr gab, daß beim Beitritt 
Mitteldeutschlands viele Fehler gemacht wurden, unter denen wir immer 
noch leiden. Der Mythos von Helmut Kohl als dem »Kanzler der Einheit« 
zerbröselt endgültig. In Zukunft ist sicher noch weiteres Material in die- 
ser Richtung zu erwarten. Rolf Kosiek 
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3. Oktober 1990: 
Die kleine Wieder- 
vereinigung wird vor 
dem Berliner Reichs- 
tagsgebäude mit der 
gesamten politischen 
Prominenz gefeiert. 
Von links: Willy 
BRANDT, Wolfgang 
scHÄugLe, Hans- 
Dietrich genscher, 
Hannelore xonr, 
Helmut xonr, Ri- 
chard VON WEIZSÄCKER 


und Rita süssmurn. 


3 Michail GOR- 
BATSCHOW, Wie es 
wirklich war, Ullstein, 
Berlin 1995. 


Verschleuderung des Volksvermögens 
durch die Treuhand 


D:; Geschichte der Treuhand in Mitteldeutschland erscheint nur 
auf den ersten Blick als eine der Pleiten und Pannen. In Wirklich- 
keit geschahen eine unverantwortliche Verschleuderung und ein bewußt 
geduldeter Raub deutschen Volksvermögens. Beides wird zu vertuschen 
versucht und sollte deshalb dem Vergessen entzogen werden. Die Tatsa- 
chen sind die folgenden. 

Am 8. März 1990 wurde im Gesetzblatt der damals noch real existie- 
renden DDR die »Gründung der »Anstalt zur treuhänderischen Verwal- 
tung des Volkseigentum*« bekanntgegeben. Die Gründung war notwen- 
diggeworden, da durch den Zusammenbruch der alten DDR die gesamten 
»volkseigenen*, genauer »staatseigenen Betriebe* in der Luft hingen. Die 
Treuhand sollte die Firmen vorerst treuhänderisch verwalten. Wie die 
Bezeichnung »Verwaltung des Volkseigentums* angibt, sollte das ursprüng- 
liche Vorhaben der Treuhand die Betriebe im Volkseigentum belassen, 
so daß die Arbeiterschaft davon ausgehen konnte, daß die Firmen ihnen 
weiterhin gehörten. 

Die Regierung DE MAIZIERE gab im Gesetzblatt vom 22. Juni 1990 
bekannt, daß der ursprüngliche Zweck der Treuhand, das Volkseigen- 
tum zu wahren und zu verwalten, in »Privatisierung und Reorganisation 
volkseigenen Vermögens« umgewandelt sei. Das war schon etwas ganz 
anderes. 

Der noch unter der DDR-Regierung MODROW eingesetzte erste Chef 
der Treuhand, Peter MORETH, wurde nach kurzer Amtszeit 1991 von 
Rainer GOHLKE abgelöst. Dieser versprach, als Bundesbahnchef die nö- 
tige Befähigung für das in der Geschichte Deutschlands und der Welt 
bisher einmalige Vorhaben zu besitzen. Doch bereits nach einem Monat 
stellte er, völlig entnervt, sein Amt wieder zur Verfügung, Dann glaubte 
man in Detlev Karsten ROHWEDDER den geeigneten Mann gefunden zu 
haben, der auch sofort erfolgversprechend begann. Am 1. April, dem 
Ostermontag des Jahres 1991, wurde er aber von einem Präzisionsschüt- 
zen dutch die Fensterscheibe seines Hauses erschossen. Der Mord wur- 
de nie aufgeklärt. Er wurde meist der dritten Generation der linken Rote 
Armee-Fraktion (RAF) zugeschrieben, da ein - jedoch wahrscheinlich 
gefälschtes — Bekennerschreiben erschien; er dürfte aber cher einem 
Geheimdienst zuzuschreiben sein. 


Denn das Sanierungskonzept ROHWEDDERS paßte einflußreichen Krei- 
sen nicht, und deswegen mußte er verschwinden. »Die Treuhandanstalt 
gilt zumindest bis zum Amtsantritt ROHWEDDERS auch bei einschlägigen 
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westlichen Beratungsfirmen als ein Hort der Amateure, mit denen unter 
Profis gut zu dealen ist. Die sicher gut bezahlten, wenn man ihnen fach- 
männische Hilfe anbietet, um ihre Probleme zu lösen.«! ROHWEDDER 
erkannte, daß westliche Konzerne auf der Lauer lagen, marktbeherrschen- 
de volkseigene Betriebe billig zu erwerben und dabei die Arbeitnehmer- 
rechte außer acht zu lassen. Diesen Bestrebungen wollte er einen Riegel 
vorschieben. Zum anderen wollte er die Rechte der Arbeitnehmer wah- 
ten und deren wirtschaftliche Existenzgrundlage sichern. Das Hande/s- 
blatt berichtet: »Ganz offen klingt die Vermutung an, daß die Deutschen 
sich mit der restriktiven Handhabung Interessenten aus dem Ausland 
fernhalten wollen.«? Er schätzte die zeitliche Dauer der sorgfältig und 
behutsam vorzunehmenden Abwicklung dieser Privatisierungsaufgabe auf 
etwa zehn Jahre ein. Das schien eine wirklichkeitsnahe Annahme nach 
den Erfahrungen des westdeutschen Wiederaufbaus nach dem Zweiten 
Weltkrieg zu sein. Doch das war gerade das Gegenteil von dem, was das 
internationale Großkapital wollte, und ein Mörder mußte her und wurde 
gefunden. Um diese Zeit wurden wohl nicht zufällig mehrere fähige deut- 


sche Wirtschaftsführer ermordet, so Ernst ZIMMERMANN, Karl-Heinz BEK- 


KURTS, Alfred HERRHAUSEN, die dafür bekannt waren, daß sie eigenwillige 
Ideen hatten und das nationale Interesse der Deutschen vertraten. 

Als Nachfolgerin ROHWEDDERS wurde nach einigem Gerangel die Bank- 
kauffrau Birgit BREUELals Leiterin der Treuhand eingesetzt. Die Tochter 
des Hamburger Privatbankiers Alwin MÜNCHMEYER> hatte mit den wich- 
tigsten europäischen und amerikanischen Bankleuten Verbindung. Sie 
stand ferner den Bilderbergern nahe, deren Treffen die Spitzen der Hoch- 
finanz und der Politik vereinigen, Birgit BREUEL besuchte mindestens 
deren Treffen vom 6. bis 9 Juni 1991 in Baden-Baden wie in Evian vom 
21. bis 24. Mai 1992, wo unter anderem die Ausplünderung der Boden- 
schätze der befreiten Ostblockstaaten besprochen wurde. Ebenso war 
sie der Hochfinanz-Vereinigung Atlantik-Brücke verbunden. 

Während ROHWEDDER sich das internationale Großkapital zum Feinde 
gemacht hatte, hatte dieses mit Birgit BREUEL nun das Sagen bei der Treu- 
hand. Unter ihrem Vorsitz wurde ROHWEDDERS nationales Konzept in 
sein Gegenteil umgekehrt. Besonders die Filetstücke der mitteldeutschen 
Wirtschaft wurden weit unter Preis und oft für die symbolische 1 DM an 
ausländische Unternehmen verschleudert. Als die Treuhand am 31. De- 
zember 1993 ihre Tätigkeit offiziell einstellte, hatte sich nicht nur das 
Volksvermögen der neuen Bundesländer in Höhe von rund 6000 Milliar- 
den DM in fast nichts aufgelöst, sondern es waren durch ihre Tätigkeit 
noch Bundesschulden in Höhe von 275 Milliarden DM hinzugekom- 
men. Eingenommen hatte die Treuhand durch den Verkauf von DDR- 
Firmen ganze 75 Milliarden DM. Rund 8500 Privatisierungen mit 1,5 
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Detlev Karsten 


ROHWEDDER und 


Birgit srevEL. 


1 Michael JORGs, Die 
Treuhändler, Wie 
Heiden und Haiunken 
die DDR verkauften, 
List, München- 
Leipzig 1997, S. 139. 
2 Handelsbtatt, 26. 11. 
1990. 

3 MÜNCHMEYER 
vereinigte 1969 
seine Familienbank 
mit dem Hambur- 
ger Bankhaus 
Schröder und der 
Frankfurter Bank 
Hengst & Co zu 
Schröder, Münch- 
meyer, Hengst & 
Co (SMH). 


Verschlissene Produktionsanlage 
der Leuna-Werke in Sachsen-An- 
halt. Selbst die Filetstücke der mit- 
teldeutschen Wirtschaft verschleu- 
derte die Treuhand unter Birgit 
BRELJEL oft für die symbolische ı DM 
an ausländische Unternehmen. 


Arbeiter einer Landmaschinenfabrik 
in Bernburg (Sachsen-An halt). 
Millionenfache Arbeitslosigkeit fiel 
schließlich dem deutschen Staat zur 
Last und verschärfte die sozialen 
Spannungen. 





Millionen vertraglichen Arbeitsplatzzusagen und 180 Milliarden DM In- 
vestitionszusagen wurden abgewickelt. Etwa 30 Prozent der Übernah- 
men gingen an Frankreich, dann folgten die USA. Schätzungen ergeben, 
daß inzwischen von den vor Beginn der Tätigkeit der Treuhand vorhan- 
denen rund 4,1 Millionen Arbeitsplätzen 70 Prozent weggefallen sind. 
Denn neben den reinen Verkaufsverlusten muß beim Beurteilen des 
Wirkens der Treuhand noch das Heer der Arbeitslosen berücksichtigt 


886 


werden, die bald nach Übernahme der Werke von den neuen Besitzern 
auf die Straße gesetzt wurden und dann dem deutschen Staat zur Last 
fielen. Ebenso sind die Investitions förderungen durch Bund und Lander 
noch zu berücksichtigen, die den neuen Besitzern gewährt wurden. 

Als Beispiele seien aufgeführt: Die BUNA-Werke bei Schopkau gin- 
gen für 1 DM an den US-Chemie-Giganten Dow Chemical. Das Geräte- 
und Reglerwerk Teltow (GRW), dessen substanzieller Wert auf 170 bis 
250 Millionen DM geschätzt wurde, kam für 1 DM an den Großspeku- 
lanten Wisser, der die Gebäude abriß und die Beschäftigten entließ, um 
auf dem Grund ein einträgliches Gewerbe- und Industriegebiet entste- 
hen zu lassen. »Viele Indizien deuten darauf hin, daß der Käufer vorsätz- 
lich in unrechtmäßiger Weise begünstigt wurde.«* 

Vier Großflugzeuge der Interflug wechselten für je 1 DM den Besit 
zer. 

So ist die Geschichte der Treuhand unter Frau BREUEL eine Auflistung 
der persönlichen Bereicherung raffinierter In- und Ausländer aus West 
und Ost, Vor allem große internationale Bankhäuser witterten zu Recht 
eine einmalige Gelegenheit und erhielten sie auch. 

Nicht zufällig eröffnete am 16. September 1990 Baron Edmond DE 
ROTHSCHILD in Frankfurt eine Niederlassung seines Bankhauses. »Es ist 
die erste Repräsentanz der ROTHSCHILDS in Deutschland. Gleichzeitig 
gründete diese französische Gruppe eine Finanzdienstleistungs- und 
Beratergesellschaft, an welcher neben der Schweizer Banque Privee Ed- 
mond de Rothschild und der französischen La Companie Financiere 
Edmond de Rothschild mit jeweils 25 % auch die Berliner Bank AG mit 
einem Kapitalanteil von 50 % beteiligt sind.«5 Über die nie aufgeklärte 
Korruption an der letztgenannten Bank stürzte dann der Berliner Senat, 

Ein halbes Jahr später gab es eine Umwandlung: »Baron Sir Evelyn DE 
ROTHSCHILD gibt sich die Ehre, die Repräsentanz zu Frankfurt in eine 
Finanzniederlassung umzuwandeln, um für die anderen Banken der Roth- 
schildgruppe in Deutschland aktiv werden zu können. Und nach ROTH- 
scHıLDs Einschätzung ist diese Stadt das Tor zu den Volkswirtschaften in 
Östeuropa,«‘ 

Die Berater der Rothschildbank waren dann für die Treuhand tätig - 
und erreichten einiges: 

Der genannten zur Rothschildgruppe gehörenden Compagnie Finan- 
ciere de Suez SA wurden von der Treuhand folgende mitteldeutsche Werke 
zu Spottpreisen überlassen: 


Oberland Glas Gmbl I, Staßfurt 

Glasindustrie AG, Torgau 

OEWA Wasser und Abwasser GmbH, Potsdam 
Olympia Bau-Union, Berlin 
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* Der Spiegel, Nr. 45, 
1991. 


3 Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 
17. 9. 1990. 


6 Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 
1.2.1991. 





Oben: Der Chef von 
EIf-Aquitaine (1989- 
1993) Loik ıE rLoch- 
PKICENT. Er wurde am 
12. 11. 2003 zu 5 
Jahren Freiheitsstrafe 
und 375 000 Euros 
verurteilt. Rechts: EIf- 
Raffinerie in Leuna, 2 
Aus: Der Spiegel, Nt, et en 
30, 2000. TE 





Straßenbau Potsdam GmbH, Berlin 

Ostsächsische Baugesellschaft AG, Bautzen 
Olympische Baugesellschaft mbH, Berlin 

SGE Verkehrsbau Union GmbH, Berlin 

Büro- und Wohnpark, Berlin-Schönhausen 
Medienstadt Holding GmbH Babelsberg, Potsdam. 


Total-Fina-Elf-Aquitaine S.A., der viertgrößte Ölkonzern der Welt, konnte 
mit Hilfe finanzieller Sonderaufwendungen und bestimmender Einfluß- 
nahme durch hochrangige bundesdeutsche Politiker über die Treuhand 
folgende mitteldeutsche Firmen weit unter Preis vereinnahmen: 
Tycka Minol GmbH, Leipzig 
Elf Mitteldeutsche Erdölraffinerie GmbH, Sperrgau 
Minol, Mineralöihandel AG, Berlin 
Elf Oil Deutschland GmbH, Berlin 
” Kurt-Heinz Elf Autochem Deutschland GmbH, Berlin 
KLAUSER, »Die ELAN Kf-Service GmbH, Chemnitz 
Heimkehr der EVI Entwicklung von Industrieuntrenehmen GmbH, Raderberg 


Rothschilds nach Omniplast Rohrwerk, Bitterfeld." 
Old-Germany, in: 


Deutschland, Nr. 7/8, Uber einen beispielhaften Fall berichtete die Presse® wie folgt: »Wie man 
2001,58. 71 £. aus einer Mark problemlos fast viereinhalb Millionen macht, dieses Kunst- 
8 ta% 29. 3. 1993. stück hat jetzt der ehemalige niedersächsische Ministerpräsident Ernst 
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ALBRECHT vorgemacht. Dabei ist es noch gar nicht lange her, daß der 
Deal genau anders herum verlief. Für eine schlappe Mark bekam Herr 
ALBRECHT von der Treuhand im vergangenen Dezember die Bisen- und 
Hüttenwerke Thaie AG. Und »aus Versehen« auch das Kinderheim, das 
zwar zum Betrieb gehörte, aber eigentlich von dem Handel aus dem 
Gesamtpaket herausgenommen werden sollte. Aber das hat die Treu- 
hand - absichtlich oder nicht - schlichtweg vergessen. ALBRECHT freute 
sich über das Schnäppchen und wollte es auch gleich versilbern. Fünf 
Millionen Mark verlangte er trocken vom Land Sachsen-Anhalt, das die 
Einrichtung eigentlich von der Treuhand kostenlos bekommen sollte. 
>Mit uns ist dieses Geschäft nicht zu machen«, wurde Sachsen-Anhalts 
Sozialminister Werner SCHREIBER störrisch und beharrte auf den Abma- 
chungen aus den Verkaufsverhandlungen. Schweren Herzens griff die 
Treuhand in die Tasche und zahlte ALBRECHT die Scheine auf den Tisch. 
Jetzt soll das Land Sachsen-Anhalt das Erholungsheim bekommen. Ko- 
stenlos wie abgemacht versteht sich. Von einem »ungeheuerlichen Vor- 
gang< zu Lasten der Treuhandkasse spricht die SPD-Fraktion, und die 
Kollegen von der PDS möchten das Ganze sogar als »Wirtschaftskrimi- 
nalität« verstanden wissen.« 

Am 8. Dezember 1994 billigte die Europäische Union den Antrag der 
Bundesregierung auf eine Beihilfe von 910 Millionen DM für die Priva- 
tisierung der brandenburgischen EKO-Stahl GmbH zugunsten des bel- 
gischen Stahlkonzerns Cockerill Sambre S. A. Damit ging ein mehrjähri- 
ger Streit um die Erhaltung des Standortes Eisenhüttenstadt zu Ende. 
Langfristig sollten 2300 Arbeitsplätze durch den Verkauf an die Belgier 
gesichert werden. Doch:' »Nach Berichten aus Brüssel beträgt der Kauf- 
preis für 60% der Anteile an der EKO-Stahl GmbH in Eisenhüttenstadt, 
dem größten deutschen Stahlwerk, genau eine DM. Seltsamerweise tritt 
kein Bundeskartellamt auf den Plan. Der Preis der restlichen 40% des 
EKO-Kapitals seien später auszuhandeln, sagte der Sprecher des belgi- 
schen Investors Sambre, der EKO mit 440 Millionen Mark zu moderni- 
sieren vor hatte. Manch eine Belegschaft eines solchermaßen verschenk- 
ten Betriebes weiß ein Lied von dem nun folgenden Elend zu singen, 
weshalb Frau BREUEL von der enttäuschten Ostbevölkerung auch Frau 
Greuel genannt wird.« Daß die aus Brüssel an die »Investoren« geflosse- 
nen Gelder größtenteils von deutschen Zahlungen an die EU stammten, 
sei der Vollständigkeit halber angemerkt. 

Die Beschreibung der Beteiligung der Russenmafia!"! an dem Ausver- 
kauf Mitteldeutschlands wie der Verwicklung des Bundeskanzlers KOHL" 
in die Leuna-Affare sprengt leider den zur Verfügung stehenden Platz 
dieses Werkes. Wolfgang Hacke« 
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dpa, 22. 12. 1994. 


lü Siehe z. B. die 
ZDF-Sendung 
Kennzeichen D, 29. 4. 
1998, 22 Uhr 30. 

" Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 
3. 5. 1996. 


Gender-Mainstreaming 


Le: seit dem Jahrhundertwechsel hat, von der Brüsseler Zen- 
trale der Europäischen Union kräftig unterstützt, das sogenannte 
Gender-Mainstreaming auch in Deutschland große Wirkung ausgelöst 
und wird von der Regierung gefördert, nachdem es auf der 4. Weltfrau- 
en-Konferenz in Peking 1995 weltweit bekannt geworden war. Es wird 
als moderne Anschauung im Rahmen der Emanzipation der Frau in der 
Öffentlichkeit angepriesen, hat jedoch eine andere Auswirkung. Zur er- 
forderlichen Richtigstellung erscheint eine Vorbemerkung notwendig. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg hatte die Milieutheorie als Mitsieger ge- 
gen den angeblichen deutschen Rassismus großen Einfluß gewonnen. 
Unter ihr versteht man die bereits zwischen den Kriegen wissenschaft- 
lich überzeugend widerlegte Anschauung, daß für Körper, Geist und Seele 
des Menschen vorrangig die Umwelt, das Milieu, verantwordich sei und 
nur weniger bedeutsam die Erbanlagen beitrügen. Mit der Diffamierung 
Andersdenkender wurde diese falsche Lehre verteidigt, die dann auch 
von der Umerziehung in Deutschland zur Zerstörung des deutschen Bit- 
dungswesens benutzt wurde. Bereits im Jahre 1972 erschien ein von 50 
international anerkannten Anthropologen, darunter vier Nobelpreisträ- 
gern, unterzeichneter Aufruf! in den USA, der sich gegen diese damals 
von der Linken in den Vereinigten Staaten wie in Deutschland vertretene 
Milieutheorie wandte, der die vorrangige Bedeutung der Erbeinflüsse 
hervorhob und der gegen die ideologisch begründete Bekämpfung der 
Erblehre in der Öffentlichkeit protestierte. Seitdem ist die vielfach von 
marxisdschen Ideologen, etwa den Vertretern der »Frankfurter Schule«, 
als »Rassismus« unberechtigt angeprangerte Vererbungslehre weiter durch 
neuere Forschungen untermauert worden,? so daß daran eigentlich kein 
moderner Wissenschaftler mehr zweifeln kann. 


1 In: American Psychologist, Juli 1972, S. 660; deutsch zuerst übersetzt von Her- 
mann KISSEL, in: Rolf KOSIEK, Marxismns? Ein Aberglanbe'., Vowinckel-Verlag, 
Neckargemünd 1972, S. 107 ff.; ebenso in: Nexe Anthropologie, Februar 1973; 
erweitert um die Unterschriften von 27 deutschen Humanwissenschafdern, dat- 
unter die Professoren Arnold GEHLEN, Paul LEYHAUSEN, Heinrich SCHADE, Ilse 
SCHWIDETZKY, übersetzt von Paul LF.YHAUSEN in: Homo, Bd, 24, 1973, Nr. 1, s. 
52; ebenso in: Neue Anthropologie, 2.)g., Nt. 2, April 1974, S. 29 f. 

? Insbesondere von Francis 11. CRICK, C. D. DARLINGTON, Hans-Jürgen EySENOIT, 
Arthur R. JENSEN, Konrad LORENZ, Jacques MONOD, So: Hans-Jürgen EYSENCK, 
Vererbung, Intelligenz und Erziehung, Zur Kritik derpädagogischen Milientheorie, Seewald, 
Stuttgart 1975; ders., Die Ungleichheit der Menschen, List, München 1975, Konrad 
LORENZ U. Franz M. WUKETITS, Die Evolution des Denkens, Piper, München 1983. 
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In unseren Tagen versuchen aber gewisse Kreise bewußt oder unbe- 
wußt, der Milieutheorie erneut und diesmal über das sogenannte >Gen- 
der Mains treaming< Bedeutung zu verschaffen. Darunter versteht man 
die in dem letzten Jahrzehnt verbreitete Anschauung, daß die Geschlech- 
terrollen beim Menschen im Gegensatz zum offensichtlichen biologi- 
schen Geschlecht in der Jugend erlernt seien und damit von der jeweili- 


gen Umwelt abhingen. Die Unterschiede zwischen Mann und Frau seien |; 


nur erlernte Rollen, Zur erwünschten Gleichstellung von Junge und Mäd- 
chen müßten diese Unterschiede abgeschafft werden. An Stelle des Be- 
griffs >Geschlecht< habe >Gender< zu treten, das jeder beliebig auswech- 
seln kann. Ziel sei die »Entnaturalisierung von Geschlecht« — offenbar 
vom Begriff her schon etwas Naturwidriges und Unnatürliches, Linke 
Politiker, liberale Gutmenschen, Feministinnen und allgemein als mo- 
dern gelten wollende Unbedarfte haben sich hinter dieser Fahne verei- 
nigt. Sie haben bei der Europäischen Union wie bei der Bundesregierung 
bereits große Erfolge erzielen können, indem ihre Richtung entgegen 
den Warnungen von Fachleuten zur offiziellen Politik auf diesem Gebiet 
erklärt wurde: Die Bundesregierung hat sich schon im Jahre 2000 auf 
»Gender-Mainstreaming als durchgängiges Leitprinzip aller politischen, 
normgebenden und verwaltenden Maßnahmen« bis auf örtliche Ebene 
verpflichtet. 

Eine auch für den Laien verständliche Beschreibung dieses >Gender 
Mainstreaming< brachte der auch durch andere politisch nicht immer 
korrekte Beiträge hervorgetretene FAZ-Mitarbeiter Volker ZASTROWw> in 
einem ganzseitigen Artikel seiner Zeitung, Darin ging er insbesondere 
auf das jahrelang als Beweis für diese Hypothese angesehene und be- 
hauptete experimentum erucis ein und hob hervor, daß dieses sich dann 
jedoch eindeutig als Gegenbeweis für diese Gender-Anschauung (gender 
— >Geschlecht<) herausstellte. Vor allem der Begründer und Namengeber 
{ygender identity, >gender role<) dieser unbiologischen These, der 1921 in 
Neuseeland geborene und in den USA lebende Psychiater John MONnF.Y 
vom Johns-Hopkins-Krankenhaus in Baltimore, bediente sich jahrelang 
zu Unrecht dieses Vorgangs, dessen Ablauf im nachhinein nur als ein 
Verbrechen an einem jungen Menschen bewertet werden kann. 

Dabei handelte es sich um folgenden Vorgang. Am 22. August 1965 
wurden im kanadischen Winnipeg der Familie REIMER zwei eineiige männ- 
liche Zwillinge Bruce und Brian geboren. Bei der Beschneidung sieben 
Monate nach der Geburt wurde das männliche Glied von Bruce so stark 
verbrannt, daß es schwarz wurde und abfiel. Mediziner wußten keinen 


Volker zastrrow,»Der kleine Unterschied«, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, T: 
9. 2006, S. 8. 
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John William money 
(1921-2006). 


Der Zwilling Bruce 


REIMER, oben als 2jäh- 
rige Brenda, unten als 
34jähriger David. 
Aus: Der Spiegel, Nt, 
40, 2000. 





Rat. Die Eltern sahen dann im Fernsehen money, der sich mit inter- und 
Trans sexuellen sowie Geschlechtsumwandlungen beschäftigte und behaup- 
tete, daß man aus Männern ohne weiteres Frauen und umgekehrt machen 
könne. Ihm schrieben die Eltern, und er erkannte, daß hier ein dankbarer 
Fall und endlich der Beweis für sei- 
ne Theorie vorliege. Denn ihm war 
1965 in der Onartertf Review of Bio- 
Jogy mit Recht vorgehalten worden: 
»Wir kennen kein Beispiel für ein 
normales Individuum, das als ein- 
deutig männlich geboren wurde 
und erfolgreich als weibliches We- 
sen aufwuchs.« 

Die Eltern ließen auf MONEYS 
Drängen Bruce im Alter von 22 
Monaten im Juli 1967 von einem 
plastischen Chirurgen kastrieren, 
der dazu aus dem Hodensack 
weibliche Schamlippen zu formen 
versuchte. Das Kind bekam den 
weiblichen Namen Brenda. 
MONEY schärfte den Eltern ein, 
das Kind konsequent als Mädchen 
zu erziehen und ihm die Operati- 
on zu verheimlichen, was diese 
auch streng befolgten. Dazu ka- 
men Behandlungen des Kindes 
mit weiblichen Hormonen. 

In seinem Hauptwerk Gender 
Identity von 1973* beschrieb John 
MONEY ausführlich das Experi- 
ment an Bruce-Brenda als Bestä- 
tigung seiner Theorie der umwelt- 
bedingten Geschlechterrolle und erregte damit großes Aufsehen und 
wissenschaftliche Anerkennung. 

Doch schon um diese Zeit zeigte sich, daß das Experiment das Ge- 
genteil von dem ergab, was der Psychiater sich von ihm erhofft hatte. 
Denn Brenda, die nie Hosen tragen durfte, verhielt sich trotz Mädchen- 
kleidern sehr jungenhaft, wollte mit Jungenspielzeug spielen, raufte gern, 


* Deutsch als Männlich Weiblich. Die Entstehung der Geschlechtsunterschiede, 1975, mit 


der Mitautorin und Übersetzerin Anke EHRHARDT, 


892 


verhielt sich ruppig und kratzbürstig, interessierte sich für Autos und 
Waffen statt für Puppen oder Schmuck, Mit seiner Mädchenrolle war das 
Kind nicht zufrieden, wandte sich gegen die regelmäßigen Besuche bei 
MONEY, der es in seinem Mädchensein auch durch grobe Methoden be- 
stärken wollte, und trug sich schon mit elf Jahren mit Selbstmordgedan- 
ken. In der Pubertätszeit fühlte sich Brenda von Mädchen angezogen 
und bekam trotz weiblicher Hormone den Stimmbruch. Mit 13 Jahren 
wehrte sich das Kind, das Besuche bei money nun strikt ablehnte, er- 
folgreich gegen weitere Operationen an seinen Geschlechtsteilen und 
antwortete auf die Frage eines damit befaßten Endokrinologen, »Willst 
du ein Mädchen sein oder nicht?« entschieden mit »Nein«, 

Daraufhin klärten die Eltern das manipulierte Kind über seine Ver- 
gangenheit auf, daß es als Junge geboren sei, was es zunächst schr er- 
leichterte. Es wählte den Namen David, lebte als Junge und ließ sein 
männliches Glied soweit wie möglich operativ wiederherstellen. Doch 
der junge Mann kam mit seinem Leben nicht mehr zurecht: Im Jahre 
2004 etschoß er sich mit einer Schrotflinte. Sein Zwilllingsbruder hatte 
bereits im Vorjahr mit Tabletten Selbstmord begangen. 

Obwohl das Experiment eigentlich schon um 1973 bei mMONEYS erster 
Veröffentlichung darüber als gescheitert anzusehen gewesen war, hat 
MONEy erst 1980 begonnen, es bei seinen Schriften und Büchern wegzu- 
lassen, in denen er aber weiter seine falsche Theorie der umweltbeding- 
ten Geschlechterrolle vertrat. Doch nun sank sein wissenschaftliches 
Ansehen. 1979 wurde monztvs >Gender Identity Clinic< geschlossen, die 
Praxis der Geschlechtsneu Zuweisungen am Johns-Hopkins-Krankenhaus 
wurde eingestellt. 

MONEY versuchte in bezeichnender Weise, die berechtigten Vorwürfe 
gegen seine unnatürliche Hypothese als »Bestandteil der anti feministischen 
Bewegung« herabzusetzen und abzulehnen. Der Zeitgeist war auf seiner 
Seite und sah in den wissenschaftlich begründeten und sachlich vorge- 
tragenen Vorbchalten gegen die vor allem ideologisch erwünschte These 
des Psychiaters nur den Versuch, die Frauen »zu ihrer angestammten 
Rolle im Bett und in der Küche« zurückzuzwingen. Das gilt leider auch 
noch für die Gegenwatt. 

So wirkt mongys verderblicher Einfluß in der Öffentlichkeit weiter. 
Insbesondere die Frauenpolitik nahm sich weltweit seiner These an, ver- 
breitete sie und sieht trotz des Scheiterns des Money-Experiments in 
diesem nach wie vor einen wissenschaftlichen Beleg für die Thesen des 
Gleichheitsfeminismus.. In Deutschland vertrat vor allem Alice SCHWAR- 
zer das Gender Mainstreaming, indem sie monEy und seine Irrlehre in 
höchsten Tönen lobte und ausgerechnet von ihm sowie von seiner Mit- 
autorin Anke EHRHARDT als Ausnahmewissenschaftlern sprach, die »nicht 


893 


manipulieren, sondern dem aufklärenden Auftrag der Forschung gerecht 
werden«.° Daß das Gegenteil richtig ist, erwies sich damals schon deut- 
lich. Aber wie auch auf anderen Gebieten hat die Wirklichkeit für linke 
Ideologen eben hinter den Theorie zurückzutreten. 

Die Natur läßt sich aber nicht ins Handwerk pfuschen. Wer das ver- 


RL sucht und schlauer als die Natur sein will, muß auf die Dauer scheitern. 


U, 


Die Pisa-Studien haben offenbart, wohin die seit dem linken siebziger 
> Jahrzehnt des vorigen Jahrhunderts unter dem Einfluß der neomarxisti- 
schen >Frankfurter Schule< und ihrer von der Kritischen Theorie vertre- 
tenen Milieutheotie stehende Bildungspolitik Deutschland geführt hat: 
Diese Schulexperimente mit antiautoritärer Pädagogik, früher Sexuali- 
sierung, Verharmlosung von Drogen, Vernachlässigung von Disziplin, 
Kult des Häßlichen sind wie der individuelle Versuch an Bruce REIMER 
Alice seaunssr Verbrechen am jungen Menschen. 

Der erfahrene Kinderarzt Prof. Dr. Theodor HELLBRÜGGE aus Mün- 
chen klagte zu Recht an:° »Die biologischen Grundtatsachen der kindli- 
chen Entwicklung werden bisher nicht erörtert, obwohl sie die Unter- 





schiede zwischen Jungen und Mädchen natürlicherweise begründen.« Das 
sei vor allem für die Schule wichtig: »Sie muß erkennen, daß zwischen 
Mädchen und Jungen fundamentale Unterschiede bestehen.« Weil zum 
Beispiel die Entwicklung der Mädchen schneller ablaufe, sei die Koedu- 
kation Gleichaltriger nicht sinnvoll. 

Doch gegen den Rat erfahrener Pädagogen w-ird linke Ideologie im 
bundesdeutschen Bildungswesen immer noch durchgeführt. 

Und die Vertreter der dafür mit verantwortlichen Frankfurter Schule 
wie Jürgen HABERMAS werden - auch von der bürgerlichen CDU - mit 
Preisen und Orden geehtt. Rolf Kosiek 


Die Wiener Stadtver- 
waltung plant an- | 
hand von Piktogram- " 
men in den Straßen 
der österreichischen 
Hauptstadt eine groß- 
angelegte Werbung | 
für Gender Main- 
Streaming. 





> Zit. in ZASTROW, aaO., (Anm, 3). Siehe auch Alice SCHWARZER, Der kleine Unter- 
schied, 1975, S. 192 f. Nach SCHWARZER sei die Gebärfähigkeit auch der einzige 
Unterschied, der zwischen Mann und Frau bleibe. Alles andere sei künstlich 
aufgesetzt. 

* Prof. Dr. Theodor HELLBRÜGGE, »Geschlechterunterschiede von Anfang an«, 
Leserbrief in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 1.11. 2003. 
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US-Zeitung: Beethoven war ein Neger 


D; angesehene Chicagoer Zeitung The Chicago Defender brachte 
am 6. Januar 1987 einen Artikel von Barl Calloway unter der Über- 
schrift »„WFMT ehrt schwarzen Komponisten Beethoven«. Darin heißt 
es unter anderem: »Das WFMT-Radio (98,7 FM) feiert den 216. Jahres- 
tag der Geburt von Ludwig van BEETHOVEN (1770-1827) in einem Live- 
Konzert aus seinem Studio um sieben Uhr abends. Obwohl BEETHOVEN, 
der ein Schwarzer war, schon seit 159 Jahren tot ist, werden seine Werke 
immer noch mehr aufgeführt als die eines anderen Komponisten. .. 
Obwohl seine rassische Herkunft nicht so wichtig ist wie sein Beitrag zur 
Welt der Musik, ist es wichtig, daß die Welt sich bewußt wird, daß der 
schöpferische Genius aus der großen schwarzen Menschheit kam.« 

Diese einschließlich der Überschrift dreimalige Hervorhebung der fal- 
schen Behauptung, der große deutsche Komponist sei ein Schwarzer 
gewesen, kann kein Flüchtigkeitsfehler gewesen sein. Dahinter steckt 
Methode. Und bei der großen Naivität und Unwissenheit der meisten 
amerikanischen Zeitungsleser ist dieser Methode sicher auch einiger Er- 
folg beschieden gewesen. 

Das bestätigte eine Meldung der überwiegend deutschsprachigen Mo- 
natszeitung Der Dentschamerikaner (Februar 1987, S. 4), Sie brachte nach 
einer humorvollen Kommentierung der vorstehend genannten Nachricht 
ergänzend die Mitteilung, daß ein Beamter des deutschen Generalkonsu- 
lats wegen des Inhalts der oben aufgeführten BEETHOVEN-Meldung um 
Auskunft gebeten war. Als er dann wahrheitsgemäß verneint hatte, daß 
Beethoven ein Schwarzer gewesen sei, wurde er damit beschimpft, »daß 
er bei seiner Ungläubigkeit nur ein Rassist sein könne«. 

So schnell wird man ein >Rassist< in den Augen mancher, vor allem 
linker Kreise. Tatsachen spielen dabei keine Rolle. Wenn die Wirklichkeit 
eine andere ist, als man sie gern haben möchte, ist es für diese Ideologen 
bedauerlich für die Wirklichkeit und kein Grund, die eigene Meinung zu 
hinterfragen oder gar zu ändern. Diesen Standpunkt vertrat insbesondere 
Jürgen HABErMmas als Vertreter der neomarxistischen »Frankfurter Schu- 
k<, die für ihre Perversion der Begriffe bekannt wurde. Für Andersden- 
kende, die der Wahrheit den Vorrang zubilligen und mit Argumenten 
nicht zu widerlegen sind, hat man schnell ein >Totschlagwort< wie >Ras- 
sist<, >Naz<, >Ewiggestrigen zur Hand, und keiner wagt dann mehr, den 
so Diffamierten zu unterstützen und die von ihm vertretene Wahrheit 
öffentlich zu bekennen. OrwEIJ, läßt grüßen! 

Zur Aufgabe der Presse heißt es im Bayerischen Presscegesctz $ 3, Abs, 
2, treffend in aller Kürze und Bestimmtheit: »Sie (die Presse) hat in Er- 
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füllung dieser Aufgabe die Pflicht zu wahrheitsgemäßer Berichterstat- 
tung und das Recht, ungehindert Nachrichten und Informationen einzu- 
holen, zu berichten und Kritik zu üben.« Die meisten Medien in der heu- 
tigen Bundesrepublik Deutschland geben jedoch dazu im Gegensatz der 
politischen Korrektheit den Vorzugund unterhöhlen damit eine der wich- 
tigsten Voraussetzungen einer Demokratie. Rolf Kosiek 
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Zu den Attentaten vom 11. September 2001 


ie Attentate vom 11, September 2001 boten der US-Regierung den 

wesentlichen Grund, den »Kampf gegen den Terror* einzuleiten 
und die geplanten Kriege in Afghanistan und gegen den Irak zu begin- 
nen. Im Laufe der Zeit wurde die offizielle Darstellung der Ereignisse 
von New York und Washington immer unglaubwürdiger. Da dieses Ge- 
schehen auch weittragende Folgen für Deutschland hatte - Bundeswehr- 
einsatz in Afghanistan und im östlichen Mittelmeer — sei eine Richtig- 
stellung zur amtlichen Deutung als abschließender Beitrag dieses Bandes 
gebracht. 


Etwas Ungewöhnliches passiert 


Viele Menschen auf der ganzen Welt konnten am 11. September 2001 
Zeuge ungewöhnlicher Ereignisse werden. Ein entführtes Flugzeug ra- 








r 


Die beiden stolzen | 
Zwillingstürme des World | 
Trade Center vor ihrer Zer- 
störung am 11. September 

2001, Ihre Existenz und 
ihre Zerstörung sind mehr 
alsein Symbol. 
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Chronologie der Ereignisse am 11.9.2001 


» 7:59  FlugAA 11 startet von Boston 

° 8:14 Flug UA 175 startet von Boston 

° 8:20 Flug AA 77 startet von Washington 
° 8:42 Flug UA 93 startet von Newark 

° 8:46 Flug AA 11 prallt auf den (?P)Nord- 

turm 

° 9:03 Flug UA 175 prallt auf den Südturm 
° 9:40 Flug AA 77 stürzt auf das Pentagon 
« 9:59 Das Gebäude World Trade Center 2 


(Südturm) stürzt wie bei einer kontrollierten 
Sprengung ein, angeblich durch Feuereinwirkung 
° 10:06 Flug UA 93 stürzt bei Shanksville, 
Pennsylvania, ab 
° 10:29 Das Gebäude World Trade Center 1 
(Nordturm) stürzt wie bei einer kontrollierten 
Sprengung ein, angeblich durch Feuereinwirkung 


« 16:25 Es wird berichtet, daß es im WTC7 


brennt 
°. 17:25 


gung ein 


Bilder der offiziellen 
Bildsequenzen: Die 
Bilder 147 und 227 
zeigen - mit der 
Sturmspitze des mitt- 
leren Gebäudes ver- 
glichen -, daß die 
Explosionswolke sich 
nach unten entwik- 
kelt und daß dem- 
nach mehrere Explo- 
sionen (Sprengungen) 
nacheinander erfolgt 
sein müssen. Nach: 
Gerhoch reiısescer, 
Die  Bildbeweise, 
Hohenrain, Tübingen 
«2007. 


Das Gebäude World Trade Center 7 
(WTC7) stürzt wie bei einer kontrollierten Spren- 





ste >Ie< in den Südturm des World Trade Centers in New York. Eine 
knappe Stunde später stürzte das Gebäude in sich zusammen, wie bei 
einer kontrollierten Sprengung. Etwas später stürzte der Nordturm, der 
bereits vor dem Südturm von einem Flugzeug getroffen worden war, 
ebenfalls wie bei einer kontrollierten Sprengung in sich zusammen. Die 
Aufnahmen von diesem Geschehen wurden wieder und wieder gezeigt. 
Das Pentagon in Washington wurde angeblich auch von einem Verkehrs- 
flugzeug getroffen. Ein weiteres entführtes Verkehrsflugzeug stürzte in 
der Nähe von Shanksville, Pennsylvania, über freiem Gelände ab. Terror- 
anschläge erschütterten die USA. Amerika wurde angegriffen. Von wem? 


Die offizielle Version 


Die Frage nach den Tätern wurde recht schnell beantwortet. Unter der 
Leitung von Osama BIN LADEN sollten 19 islamistische Attentäter insge- 
samt vier Verkehrsmaschinen in ihre Gewalt gebracht und dann die vor- 
her ausgemachten Ziele angesteuert haben. Die USA seien ahnungslos 
gewesen. Vielleicht habe es ja vage Vorinformationen gegeben, aber nichts 
Konktetes. Es handele sich um eine hinterhältige Attacke. Präsident BusH 
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kündigte an, Terroristen wie in einem Krieg zu bekämpfen. Der US-Kon- 
greß bewilligte viele Milliarden Dollar für Vergeltung? schlage. Neue Ge- 
setze schränkten die Freiheit der US-Bütrger ein. 


Die konspirationstheoretische Diskussion fangt an 


Einige Zeitgenossen fanden allerdings, daß die offizielle Version nicht so 
ganz stimmen konnte. Der erste Kristallisationskeim der kritischen Dis- 
kussion war der Zusammensturz der WTC-Gebäude. Der Zusammen- 
sturz der Gebäude WTC2 (Südturm) und Wi'Cl (Nordturm) sah genau- 
so aus wie eine kontrollierte Sprengung. Vielleicht war es ja eine 
kontrollierte Sprengung gewesen? Diese Diskussion wurde sofort nach 
den schicksalsträchtigen Ereignissen geführt und konnte bereits zwei Wo- 
chen nach dem Ereignis im Internet mitverfolgt werden. 

Außerdem stürzte am Nachmittag des 11. September 2001 noch ein 
weiteres Gebäude des WTC-Komplexes genau wie bei einer kontrollier- 
ten Sprengung in sich zusammen, und zwar das Gebäude WTC7, Dabei 
war WTC7 noch nicht einmal von einem Flugzeug getroffen worden! 

Die Sprengung eines Gebäudes erfordert eine längere Vorbereitung, 
so daß im Falle einer Sprengung Osama BIN LADEN eigentlich nicht als 
Täter in frage kam, sondern vielmehr jene, die die offizielle Version in 
die Welt gesetzt hatten: die US-Regierung selbst. 

Weitere Gesichtspunkte der Ereignisse wurden kritisch beleuchtet. Auch 
beim angeblichen Selbstmordangriff auf das Pentagon mit einem ent- 
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Eine Explosion 

nach drei Seiten. 
Von einem Flugzeug 
hervorgerufen? 


führten Passagierjet gab es Merkwürdigkeiten. Wo gab es Fotos, die Trüm- 
mer eines Passagierjets gezeigt hätten? Das Loch im Pentagon war viel 
zu klein für ein Flugzeug des Typs Boeing 757. Auch im Falle des angeb- 
lich über Shanksville abgestürzten Flugzeuges konnte man keine Flug- 
zeugtrümmer auf Fotos entdecken. 

Im Laufe der Diskussion wurden viele Fragen gestellt, auch diejenige, 
ob denn tatsächlich Flugzeuge in die Türme des World Trade Centers 
geflogen seien oder ob es sich bei den im Fernsehen gezeugten Bildern 
nur um Video Simulationen gehandelt haben könnte. 


Ereignisse und Schlußfolgerungen 


Aus den ungewöhnlichen Ereignissen wurden von offizieller Seite Schluß- 
folgerungen gezogen, die schr vorgefertigt, aber dabei unlogisch wirk- 
teil. 

Die USA waren angeblich angegriffen worden und wollten sich wie in 
einem Krieg wehren. Das Ziel war Afghanistan, weil sich angeblich Osa- 
ma BIN LADEN dort versteckte. Wenn man wirklich hinter Bin Laden her 
war, warum startete man dann nicht eine Polizeiaktion in Afghanistan, 
um BIN LADEN Zu finden? Die Mehrzahl der angeblichen Terroristen wa- 
ren saudi-arabische Staatsbürger. Warum fing man keinen Krieg mit Sau- 
di-Arabien an? Der NATO-Verteidigungsfall wurde zum ersten Mal in 
der Geschichte ausgerufen, dabei handelte es sich doch um einen Ter- 
roranschlag? Der 11. September war das größte Verbrechen auf US-ame- 
rikanischem Boden, trotzdem wurde sofort mit der Spurenbeseitigung 
auf dem WTC-Gelände begonnen. Warum? 


Die Ebenen der Konspiration 


Die Ereignisse des 11. September 2001 wurden sofort instrumentalisiert 
und für die Verwirklichung von politischen und militärischen Zielen der 
USA ausgenutzt. Sie paßten der einzigen verbliebenen Weltmacht ein 
wenig zu gut ins Konzept. Der »Patriot-Act« ein Gesetz zur erheblichen 
Bescbneidung von Bürgerrechten, hatte in der Schublade geschlummert 
und wurde jetzt umgesetzt. Ein Angriffskrieg (gegen Afghanistan) wur- 
de sofort begonnen. Ein weiterer (gegen den Irak) wurde vorbereitet 
und im Jahre 2003 angefangen. 

Die Massenmedien machten sich auch weiterhin zum Büttel der US- 
Regierung und ließen nicht von ihrer Version der Ereignisse ab: Alles sei 
eine Kombination von Zufällen, schlechter (Organisation staatlicher Stel- 
len und Fanatismus der Attentäter gewesen. Das Szenario blieb für US- 
Regierung und etablierte Massenmedien im großen und ganzen gleich. 

Parallel dazu entwickelten Konspirationstheoretiker alternative Szena- 
rios der Ereignisse. Im wesentlichen gibt es drei formulierte Ebenen der 
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Verschwörung: Auf der untersten Ebene habe die US-Regierung zwar 
von den bevorstehenden Terroranschlagen gewußt, allerdings absicht- 
lich nichts gegen deren Durchführung unternommen. In den USA wur- 
de dafür der Ausdruck >LIHOP< (für >Lez it happen on purpose<) geprägt. 
Auf der nächsten Ebene der Konspiration habe die US-Regierung in 
Zusammenarbeit mit Geheimdiensten zusätzlich unterstützend eingegrif- 
fen, mit Geld, dem Heranzüchten von Agenten und dem Verwirren von 
staatlichen Organisationen. Hierfür etablierte sich der Ausdruck >HIHOP< 
(für >Helb it happen on purpose<). Auf der dritten Ebene der Konspiration 
schließlich steckt die US-Regierung selbst hinter den Anschlägen. Pla- 
nung und Durchführung hätten in ihrer Hand gelegen. Der passende 
Ausdruck dafür ist >MIHOP< (für Make it happen on purpose<.). 


Die Entwicklung der Diskussion 


In den ersten Monaten wurden die alternativen Sichtweisen fast nur im 
Internet diskutiert und waren daher für die Glaubwürdigkeit der offiziel- 
len These nicht sehr gefährlich. Das Internet konnte ja als unseriöses 
Medium abgetan werden, auch wenn die etablierten Massenmedien alle- 
samt selbst über Internetpräsenzen verfügen. Im März 2002 veröffent- 
lichte der Franzose Thierry mEeyssan sein Buch mitdem TitelL'effroyable 
imposture (deutsch: die erschreckende Behauptung). mEYSSAN legte über- 
zeugend dar, daß gar kein Verkehrsflugzeug ins Pentagon geflogen sein 
konnte. Darüber hinaus stellte er ein schlüssiges Gegenszenario vot, 
wonach die US-Regierung selbst hinter den Anschlägen stecken mußte. 
Das Buch verkaufte sich in Frankreich schr gut, da es auch Eingang in 
große Buchhandlungen bekam. Der Einfluß auf die Meinungsbildung 
war so stark, daß die US-Regierung etwas später 5 »Beweisfotos« veröf- 
fentlichte, die angeblich den Aufprall auf das Pentagon und die nachfol- 
gende Explosion von Flug AA77 zeigen sollten. 


Im August 2002 erschien das hervorragend bebilderte Buch von Eric 
HUESCHMID PainfmiOuestions in den USA. Es konzentriert sich auf die 
technischen Gesichtspunkte der Ereignisse und wirft wichtige Fragen 
auf. Auch für HUFSCHMID lautet die Schlußfolgerung, daß die US-Regie- 
rung zumindest an den Terroranschlägen beteiligt gewesen sein mußte. 

Eine umfassende Widerlegung der regierungsamtlichen Darstellung 
brachte Gerhoch REISEGGER in seinen Büchern Wir werden schamlos irrege- 
führt (2003) und 17. September: Die Bildbeweise (2004). Über die Folgen hat 
Alain DE BENGSBST das Buch Die Weit nach dem 11. September (2002) veröf- 
fentlicht. 

Im September 2002 erschien das erste Buch von Mathias BRÖCKERS 
über den 11. September mit dem Titel Verschwörungen, Verschwörungstheori- 
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en und die Geheimnisse des 11.9. BRÖCKERS ist wesentlich vorsichtiger mit 
seinen Schlußfolgerungen, aber das Buch ist hervorragend recherchiert 
und außerdem ein großer Verkaufserfolg. So langsam konnte man die 
Konspirologen nicht mehr unter den Tisch kehren. Weitere wichtige kri- 
tische Bücher erschienen in deutscher Sprache. 

Im März 2003 geschah das nächste Verbrechen: der völkerrechtswid- 
rige Krieg der USA gegen den geschwächten Irak. Dann gibt es im Sep- 
tember 2003 in Berlin ein Symposium mit dem Titel »Unanswered Que- 
stions Demanding Answers«. Konspirationstheoretiker diskutieren die 
Frage nach den Schuldigen. Die kritischen Stimmen gegen die US-Regie- 
tung überwiegen bei weitem. Fast zeitgleich erscheint Der Spiege/), Nt, 37 / 
2003 und suggeriert uns schon auf der Titelseite, daß die 9-11-Kritiker 
absurden Gedanken folgen und die Wirklichkeit auf den Kopf stellen 
wollen. Sie sind »Phantasten«, »machen passend, was nicht paßt« und 
»biegen Aussagen und Sachverhalte zurecht«. Die Diskussion wird von 
Seiten der Etablierten zunehmend diffamierender. Das Jahr 2004 bringt 
den offiziellen Bericht der Kommission der US-Regierung über die Ge- 
schehnisse des 11. September 2001, der vielleicht manche beruhigt. Die 
Antwort der »Konspirologen« läßt allerdings nicht lange auf sich warten. 
Weitere Bücher und Filme erscheinen. Die Argumente der Kritiker finden 
immer weitere Verbreitung. Im März 2005 geht die US-amerikanische Zeit- 
schrift Popnlar Mechanics auf viele Argumente ein und widerlegt sie nach 
eigener Angabe. Die 9-11-Kritiker antworten auf ihren Webseiten und 
nennen die Zeitschrift fortan Propaganda Mechanics. Der US-Multimilliardär 
Jimmy waLTer läßt sich von den Kritikern überzeugen und investiert er- 
hebliche Mittel in eine Kampagne gegen die etablierte Version. Unter an- 
derem finanziert er Mitte 2005 die >9/11 Truth European Tour«, bei der in 
mehreren europäischen Großstädten Symposien abgehalten werden. Die 
Berichterstattung der Mainstream-Presse über diese Symposien ist fast im- 
mer sehr dünn. Ebenfalls 2005 erscheint der 9-11 -kritische Film Loose Change. 
Er ist für die offizielle Version gefährlich, weil er im Internet weiteste Ver- 
breitung findet. Der Schlagabtausch geht bis heute weiter. 


Verteidigungslinien der Mainstreammedien 


Gleich, welche Argumente für eine Beteiligung der US-Regierung an den 
Ereignissen des 11. September 2001 auch kommen mögen, für die 
Mainstreammedien heißt es entweder übersehen, oder schlechtmachen, 
oder Gegenargumente finden. Ebenfalls ist unwichtig, was man vorher 
selbst geschrieben haben mag. Es sind und bleiben die »von islamisti- 
schen Extremisten verübten Terroranschläge«, Für die Argumente der 
Konspirologen »gibt es keine Beweise«. Allerdings gibt es für die offiziel- 
le Version ebensowenig Beweise. 
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Die Argumente 


Die wichtigsten Argumente der Konspirologen können wie folgt zusam- 
mengefaßt werden: 

1. Der Pentagon-Crash 

Ins Pentagon ist am 11, September 2001 kein Verkehrsflugzeug geflo- 
gen, sondern ein kleineres Flugobjekt, das entweder eine Cruise Missile 
war oder eine Drohne z. B. des Typs »Global Hawk<. 

* Es fehlen Flugzeugtrümmer, Bei jedem Flugzeugabsturz werden die 
Trümmer untersucht, um die mögliche Absturzursache zu ermitteln. Flug- 
zeuge stürzen ab, aber sie verschwinden nicht! 


Die kurz nach dem 
Anschlag auf das 
Pentagon entstande- 
ne Aufnahme zeigt 
keine Überreste ei- 
nes Flugzeuges. 

Ein Großraumflug- 
zeug löst sich nicht 
rückstandslos auf. 





* Die Beschädigung an der Fassade des Pentagons ist zu klein. 

* Die obere Kante des Pentagons stürzte erst mehrere Minuten nach 
dem Aufprall eines Flugobjcktes ein. 

* Der Rasen vor dem Pentagon war unbeschädigt, obwohl eine Ver- 
kehrsmaschine aufgrund ihrer Größe wohl über den Rasen gerutscht sein 
müßte, um ins Erdgeschoß des Gebäudes zu fliegen. 

° Das erforderliche Flugmanöver ist bei weitem zu anspruchsvoll für 
Hobbypiloten, 

* Ausgerechnet ein gerade renovierter und daher so gut wie menschen- 
leerer Teil des Gebäudes wurde getroffen. 

« Die angeblichen von einer Überwachungskamera aufgenommenen 
fünf >Beweisfotos< wurden erst im März 2002 veröffentlicht. 

° Auf den >Beweisfotos< ist nur ein schemenhafter heller Schatten zu 
schen, keinesfalls ein Flugzeug. 
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Links: Der sogenannte 
Beweis für die Exi- 
stenz eines Flugzeugs. 
Das Stück Blech ent- 
spricht allerdings kei- 


nem Teil einer Boe- 
ing-Maschine vom 
Typ 757-200. Rechts: 
Eine Austrittsöffnung 
von 2,3 m Durchmes- 
ser, etwas zu wenig 
für eine Boeing-Ma- 
schine. Beide Abbil- 
dungen aus: Thierry 
MEYSSAN, Pentagate, 
de facto, Kassel 2003. 


2. Der Shanksville-Crash 

Das vierte angeblich entführte Flugzeug ist nicht in der Nähe von 
Shanksville abgestürzt. Entweder handelt es sich um eine komplette In- 
szenierung, oder das Flugzeug wurde vorher von einem Abfangjäger ab- 
geschossen. 

* Es gibt keine Fotos von Flugzeugtrümmern. 

° Der Bürgermeister des Städtchens Shanksville, Ernie Stull, sprach 
davon, an der »Absturzstelle« kein Flugzeug gesehen zu haben. 

° Zeugenaussagen von Repottern bestätigen, daß keine Flugzeugtrüm- 
mer aufzufinden waren. 


3. WTC7 wurde gesprengt 

Ins WTC7 ist kein Flugzeug geflogen. Das 47stöckige Gebäude stürz- 
te am Nachmittag des 11. September 2001 wie bei einer kontrollierten 
Sprengung ein, weil es sich höchstwahrscheinlich um eine kontrollierte 
Sprengung handelte! 
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* Es ist vorher noch nie ein Stahlhochbau nur aufgrund eines Feuers 
eingestürzt. 

° Der offizielle FEMA-Bericht gibt an, daß die Gründe des Einstur- 
zes unklar sind. 

° Erst am Nachmittag des 11, September 2001, um ca. 15:00, wird 
berichtet, daß es im WTC7 brennt. 

° Fotos und Filme dokumentieren eine saubere Sprengung um ca. 17:25 
Ortszeit, bei der das Gebäude auf seinem Grundriß in sich zusammen- 
sinkt, 

° Der Pächter der Gebäude, Larry sı1.VERSTF.IN, gibt in einem Fern- 
sehinterview selbst an (zu), daß er zusammen mit der Feuerwehr von 
New York City die Entscheidung fällte, das Gebäude herunterzuzichen 
(>10 Pull it<). 

° Die Trümmer wurden beseitigt, ohne daß die Einsturzursache fest- 
steht und ohne eine überzeugende und beruhigende Erklärung außer- 
halb der Sprengthese. 


4. WTC1 und WTC2 wurden ebenfalls gesprengt 

In jeden der beiden Türme sei eine zweistrahlige Maschine geflogen. 
Die Flugzeuge können aber nicht der Grund des Einsturzes der Türme 
gewesen sein, aus folgenden Gründen: 

° Der Flugzeugaufprall verursachte eine einseitige Beschädigung der 
Türme, so daß eine asymmetrische Struktur auftrat. Warum sollte eine ein- 
gekerbte, asymmetrische Struktur perfekt symmetrisch zusammenstürzen? 

° Das Kerosin wurde in einer Explosion innerhalb von wenigen Se- 
kunden chemisch umgesetzt, und das auch noch in der Hauptsache au- 
ßerhalb der Gebäude. Dies wurde fotographisch eindrucksvoll festge- 
halten. Es kann daher nicht zu einer wesentlichen Erwärmung der 
Gebäude beigetragen haben. 

° Menschen haben sich an der Einschlagstelle vorbei nach unten durch- 
geschlagen, ohne zu verbrennen. 

° Menschen haben sich im Bereich der Einschlagstelle gezeigt. 

° Menschen haben sich oberhalb der Einschlagstelle gezeigt. Sie ha- 
ben sich an der Stahlkonstruktion der Türme abgestützt, ohne sich zu 
verbrennen. Bei der guten Wärmeleitung von Stahl ist dies ein Wider- 
spruch! 

* Die Türme fielen innerhalb weniger Sekunden zusammen, so, als ob 
die Struktur der Gebäude unterhalb der Einschlagstelle gar nicht aus Stahl 
und Stahlbeton gewesen wäre und den von oben herabfallenden Teilen 
des Gebäudes gar keinen Widerstand entgegengesetzt hätte. 

° Die Trümmer wurden beseitigt, ohne daß die Finsturzursache fest- 
steht. 
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° Zeugen, darunter auch Feuerwehrleute, haben von Explosionen ge- 
sprochen, 


5. Die Terrorpiloten waren wahrscheinlich gar nicht in den 
Flugzeugen 

Die angeblichen Terrorpiloten standen nicht auf der veröffentlichten 
Passagierliste. Sie haben demnach die Eincheckprozedur nicht durchlau- 
fen! 


6. Die Terrorpiloten konnten wahrscheinlich gar nicht richtig 
fliegen 

Die angeblichen Terrorpiloten waren weit davon entfernt, hervorra- 
gende Piloten zu sein. Einige Fluglehrer gaben sogar an, daß ihre Schütz- 
linge gar nicht fliegen konnten. 


7. Die Insidergeschäfte mit Aktien waren nicht das Werk 
islamistischer Terroristen 

Kurz vor dem 11. September 2001 wurde gegen United Airlines und 
American Airlines spekuliert. Die Namen der dafür Verantwortlichen 
wurden nicht ermittelt oder nicht veröffentlicht. 


8. Die Anthraxbriefe kamen aus amerikanischen Biowaffen- 
laboren 

Nur in den USA gibt es das nötige Know-how, um die Milzbrandsporen 
korrekt aufzubereiten. 


9. Das Geständnisvideo ist wahrscheinlich eine Fälschung 

BIN LADEN hat die Anschläge angeblich gestanden. Aber: 

Das deutsche Fernsehmagazin Monitor hat auf Unstimmigkeiten der 
englischen Übersetzung hingewiesen. 

Osama BIN LADENS Gesicht ist auf dem Geständnisvideo merkwürdig 
verändert, besonders die Nasen- und die Wangenparde lassen darauf 
schließen, daß es sich nicht um dieselbe Person handelt. 


10. Die kolportierten Handyanrufe sind technisch nicht 
möglich 

Die als Beweise für eine Flugzeugentführung herangezogenen Han- 
dyanrufe aus hoch fliegenden Verkehrsmaschinen sind technisch unmög- 
lich. Als Folge gibt es keine Beweise für Flugzeugentführungen! 
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11. Die US-Regierung hat seit dem September eine freie 
Aufklärung behindert 

Erst 411 Tage danach wurde eine angeblich »unabhängige« Untersu- 
chungskommission eingesetzt. Diese wurde allerdings nach allen Regeln 
der Kunst an ihrer Arbeit gehindert. Senatoren und keine mit kriminali- 
stischen Gepflogenheiten vertrauten Agenten stellten Fragen, die zum 
größten Teil nur ausweichend oder gar nicht beantwortet wurden. 


12. Spurenbeseitigung 

Die Attacken waren das größte Verbrechen in der Geschichte der USA, 
und trotzdem wurde sogleich mit der Spurenbeseitigung begonnen, ohne 
daß das Verbrechen in zufriedenstellender Weise aufgeklärt wäre. 

° Controlled Demolition Inc. wurde sofort nach dem Ereignis von 
der US-Regierung beauftragt, die Trümmer des WTC-Komplexes zu be- 
seitigen. 

* Mitarbeitern des Pentagons wurde sofort nach dem Crash gesagt, 
sie sollten alle Trümmerteile des wie auch immer gearteten Flugobjektes, 
das ins Pentagon flog, wegräumen. 


13. Die Flugabwehr der USA war merkwürdig unfähig 

Man kann versuchen, die mangelnde Leistungsfähigkeit der US-ameti- 
kanischen Flugabwehr am 11. September 2001 mit Unfähigkeit zu erklä- 
ren. Merkwürdigerweise waren die meisten einsatzbereiten Flugzeuge just 
an jenem Tage in Übungen gebunden (Vigilant Warrior). In der Summe: 

* Flug AA 11 (Nordturm) hätte bei funktionierender Flugabwehr ab- 
gefangen werden können, wurde aber nicht abgefangen! 

* Flug UA 175 (Südturm) hätte bei funktionierender Flugabwehr ab- 
gefangen werden können, wurde aber auch nicht abgefangen! 17 Minu- 
ten hegen zwischen den beiden Flugzeugcrashs in die Türme des WTC! 

* Flug AA 77 (angeblicher Crash ins Pentagon) flog ca. 50 Minuten 
unbehelligt im Luftraum umher, wobei offizielle Angaben zugrunde lie- 
gen, (Es gibt natürlich berechtigte Zweifel, daß überhaupt ein zweistrah- 
liger Passagierjet ins Pentagon geflogen ist, siehe Argument Ntr.l.) 


Alle Argumente der 9-11-Kritiker widerlegt? 


Auf (fast) alle obengenannten Argumente der kritischen Szene ist die 
Maifisireamptesse in der Zwischenzeit eingegangen. Die offizielle Versi- 
on ist angeblich doch glaubwürdig. Zeugen haben dieses und jenes bestä- 
tigt. Vor kurzem zum ersten Mal veröffentlichte Aufnahmen zeigen neue 
Erkenntnisse. Flugzeugtrümmer wurden doch gefunden. Hier sind die 
seit kurzem freigegebenen Beweisfotos. Es tauchen neue Passagierlisten 
auf, nunmehr sind die angeblichen Terroristen vermerkt. Hochhäuser 
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können nach einem Brand durchaus wie bei einer kontrollierten Spren- 
gung einstürzen. Beauftragte oder selbsternannte Experten können es 
bestätigen. 


Glauben oder Wissen(schaft) - was wirklich zählt 


letzten Endes ist der normale Mensch so angelegt, daß er das glaubt, 
was er glauben will. Die von den etablierten Medien übermittelte offizi- 
elle Version läßt ihm ein einigermaßen intaktes Weltbild. Es wäre doch 
schlimm, wenn die US-Regierung selbst hinter 9-11 stecken würde, und 
fast jede Regierung auf diesem Planeten hilft doch im >Krieg gegen den 
Terrorismus<? 

Allerdings, uns beeindrucken keine nach mehreren Jähren freigegebe- 
nen Beweisfotos und keine Zeugenaussagen, keine neuen Antworten auf 
vor sechs Jahren formulierte kritische Fragen, keine neuen Experten mit 
neuen Computersimulationen und neuen Theorien. Simulationen und 
Theorien bestehen nur dann, wenn sie in der Praxis vorhersagbare Er- 
gebnisse hervorbringen. Keine technische Innovation wurde jemals mit 
Glauben allein entwickelt. 

Wir kommen zurück auf die zentrale Frage: Ist es möglich oder ist es 
nicht möglich, ein Hochhaus durch einen Brand ähnlich wie bei einer 
kontrollierten Sprengung in seine Bestandteile zu zerlegen? Die Beant- 
wortung der Frage könnte uns neue Technologien zum Abriß von un- 
brauchbar gewordenen Gebäuden bescheren. Vor dem 11. September 
2001 hat kein Großbrand ein Hochhaus in seine Bestandteile zerlegt. 
Nach dem 11. September 2001 ebenfalls nicht! 

Nach dem 11. September 2001 brannte es im Oktober 2004 im höch- 
sten Gebäude Venezuelas zwölf Stunden lang. 15 der insgesamt 56 Stock- 
werke wurden verwüstet, das Gebäude fiel aber nicht in sich zusammen. 

Ein heftiges Feuer brannte im Februar 2005 im Windsor Tower in 
Madtid, und die Feuerwehr brauchte fast 24 Stunden, um das Feuer zu 
löschen. Das Gebäude stürzte nicht zusammen! 

Es wäre um ein Vielfaches billiger, einige Tonnen Kerosin in einem 
Gebäude zum Entflammen zu bringen, als ein ganzes Gebäude für eine 
kontrollierte Sprengung vorzubereiten. Die Beantwortung der zentralen 
Frage müßte daher auch aus ökonomischer Sicht überaus interessant sein. 
Die Trümmer des WC-Komplexes sind allerdings seit Mai 2002 als Schrott 
verkauft, und damit ist die Beweismittelvernichtung abgeschlossen, 

Hans Flink 
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Mein Lieb für Europa 


Dos alte Europa 

bann noth nldjt fterben, 
unter bronöigen Narben 
podjf Itach [ein Blut, 
treibt buccb Kanäle, 
Ättetien unb Venen, 
Idjie*t öurdj bie Glieber 
unb Hetzgeffi”e, 

[pült über Sdjutt 

unb Aid)e unb Trümmer 
bie bin zur Nogat, 
Weltfjfel unb Ober, 
podjt tief Im Küftentoum 
öcs Kanals unb Ätlantih. 


Rom heifit [ein Htcz, 
Poris ein anörcs. 
Lonbon, Berlin, 

Den Haag unb Mobtiö. 
Das alte Europa 

tjot oiele Herzen, 

hat oldle Kronen, 


öle nie oerbunheln. 


Sag Mochau unb füljle: 
Du bift allein. 

Nenne Nero Yoch, 

unb bu blft 

in ber Ftembe. 


Gtocgt FotelHir 


Sdjangfjai, Bennies 
finb Abenteuer, 
Sybneg unb Rio: 


ein Grulj aus ber Fetne. 


Wo bein Traum 

bidj aud) eintreibt, 
ftets heljtft bu mitber 
Otim nadj Athen, 
nadj Wien ober Oslo. 


Sag nuc: Furopa 

unb Ijord] auf bein Herz. 
Zroftdjen Feuer unü Eiß 
glimmt aptilne Luft. 

Der Himmel ilt näher 
unb lüfjec bie Erbe. 

Die Stuben ftnä eng 


unü oollet Gefühl. 


Dicht beieinander 
Ipflrtt öu bie Gräber, 
Ipürft bu bie Väter 
bei jebem Schritt. 


Hotd) auf bein Hetz: 
Europa ftitbt nidjf. 
Es bann nietjt fterben, 


folang üu es liebft. 
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Die Antwort der deut- 
schen Kriegsgenerati- 
on auf die europäi- 
sche Katastrophe 
1945: Kulturbewußt- 
sein und Stolz auf die 
abendländische Ver- 
gangenheit statt Tradi- 
tionszerstörung und 
Spaßgesellschaft. 
Aus: August Friedrich 
VELMEDE (Hg.), Unver- 
geßliches Abendland, 
2. Folge, Bertels- 
mann, Gütersloh 
1953. 
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liche Wahrheit kommt an Licht. Im Histori 
kerstreit 1986 konnte von einflußreichen Kreisen der 68er um 
Jürgen Habermas die Historisierung und sachliche Betrachtung 
der deutschen Zeitgeschichte noch einmal zugunsten vieler 


ıs der herrschenden politischen Korrektheit unterdrückt 


\uf die Dauer gelinet das nicht mehr. Dazu bietet 


ınd viel Material 
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Dieser vorliegende dritte Band bringt eine wertvolle Ergänzung der beiden ersten. 
Er umfaßt wie diese die letzten rund 150 Jahre der deutschen Geschichte und 

a Be TI a Ta ae SE ERTL ET ZA TOWER ET RT 
zerrungen zu Einzelfragen der Zeitgeschichte richtig, die im Rahmen der Umer- 
FAT TE DTAT ET TO Te ara E17 Care ital i Te NZ CL LS NN GT 
Da solch eine einseitige und in der Regel zu Lasten Deutschlands vorgenommene 
Geschichtsdarstellung eine enorme politische Auswirkung hat, indem sie die 
Zukunft unseres Volkes stark belastet, sollte eine solche Richtigstellung für jeden 
verantwortungsbewußten Bundesbürger wesentlich sein. 


Weil im letzten Jahrzehnt eines der Hauptziele der Umerziehung der Deutschen 
die — ungerechtfertigte - Beschuldigung der Deutschen Wehrmacht war — etwa 
im Rahmen der Heer-Reemtsmaschen Anti-Wehrmachtausstellung -, liegt ein 
Schwerpunkt dieses Bandes auf der Widerlegung dieser unberechtigten Angriffe 
gegen das deutsche Heer, auch im Ersten Weltkrieg. Ausführlich werden die 
wirklichen Tatsachen über die bisher den deutschen Soldaten vorgeworfenen 
Massaker im Osten dargeboten. Auch durch die politische Korrektheit immer 
noch weithin tabuisierte Bereiche wie die Umstände und Opferzahlen in den 
Konzentrationslagern oder die Beurteilung des Landesverrats im Zusammenhang 
mit dem Attentat vom 20. Juli 1944 werden mit genauen Belegen sachlich be- 
handelt — eine notwendige Korrektur zur veröffentlichten Meinung. 
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